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Verfaſſung des Deutſchen Reichs 


Vom ıı Auguſt 1919 
(Reichsgeſetzblatt 1919 S. 1383) 


J Jas Deutſche Volk, einig in ſeinen Stämmen und von dem 
Willen beſeelt, ſein Reich in Freiheit und Gerechtigkeit zu 
erneuern und zu feſtigen, dem inneren und dem äußeren Frieden zu 
dienen und den geſellſchaftlichen Fortſchritt zu fördern, hat ſich 
dieſe Verfaſſung gegeben. 


Erſter Hauptteil 
Aufbau und Aufgaben des Reichs 
Erſter Abſchnitt. Reich und Länder 


Artikel 1 
Das Deutſche Reich iſt eine Republik. Die Staatsgewalt geht 
vom Volke aus. 
Artikel 2 


Das Reichsgebiet beſteht aus den Gebieten der deutſchen Län⸗ 
der. Andere Gebiete können durch Reichsgeje in das Reich auf- 
genommen werden, wenn es ihre Bevölkerung kraft des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts begehrt. 


Artikel 3 


Die Reichsfarben find ſchwarz⸗rot⸗gold. Die Handelsflagge iſt 
ſchwarz⸗weiß⸗rot mit den Neichsfarben in der oberen inneren Ecke. 


Artikel 4 


Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts gelten als 
bindende Beſtandteile des deutſchen Reichsrechts. 


. Artikel 5 
Die Staatsgewalt wird in Meich angelegenheiten durch die 
Organe des Reichs auf Grund der Reichsverfaſſung, in Landes ⸗ 


angelegenheiten durch die Organe der Länder auf Grund der Lan⸗ 
desverfaſſungen ausgeübt. 


Reichsverfaſſung 


Artikel 6 
Das Reich hat die ausſchließliche Geſetzgebung über: 
1. die Beziehungen zum Ausland; 
2. das Kolonialweſen; 
3. die Staatsangehörigkeit, die Freizügigkeit, die Ein⸗ und Aus⸗ 
wanderung und die Auslieferung; 
4. die Wehrverfaſſung; 
5. das Münzweſenz 
6. das Zollweſen ſowie die Einheit des Zoll ⸗ und Handelsgebiets 
und die Freizügigkeit des Warenverkehrs; 
7. das Poſt⸗ und Telegraphenweſen einſchließlich des Fernſprech⸗ 
weſens. 
Artikel 7 
Das Reich hat die Geſetzgebung über: 
1. das bürgerliche Recht; 
2. das Strafrecht; 
3. das gerichtliche Verfahren einſchließlich des Strafvollzugs ſowie 
die Amtshilfe zwiſchen Behörden; 
4. das Paßweſen und die Fremdenpolizei; 
5. das Armenweſen und die Wandererfürſorge; 
6. das Preſſe⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsweſen; 
7. die Bevölkerungspolitik, die Mutterſchafts⸗, Säuglings, Kin- 
der- und Zugendfürforge; 
8. das Geſundheitsweſen, das Veterinärweſen und den Schutz der 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge; 
9. das Arbeitsrecht, die Verſicherung und den Schutz der Arbeiter 
und Angeſtellten ſowie den Arbeitsnachweis; 
10. die Einrichtung beruflicher Vertretungen für das Reichsgebiet; 
11. die Fürſorge für die Kriegsteilnehmer und ihre Hinterblie⸗ 
benen; 
12. das Enteignungsrechtz 
13. die Vergeſellſchaftung von Naturſchätzen und wirtſchaftlichen 
Anternehmungen ſowie die Erzeugung, Herſtellung, Verteilung 
und Preisgeſtaltung wirtſchaftlicher Güter für die Gemeinwirt⸗ 
ſchaft; 
14. den Handel, das Maß⸗ und Gewichtsweſen, die Ausgabe von 
Papiergeld, das Bankweſen ſowie das Börſenweſen; 
15. den Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln ſowie mit Ge⸗ 
genſtänden des täglichen Bedarfs; 
16. das Gewerbe und den Bergbau; 


Reichsverfaſſung 


17. das Verſicherungsweſenz | f 

18. die Seeſchiffahrt, die Hochſee⸗ und die Küſtenfiſcherei; 

19. die Eiſenbahnen, die Binnenſchiffahrt, den Verkehr mit Kraſt⸗ 
fahr zeugen zu Lande, zu Waſſer und in der Luft, ſowie den Bau 
von Landſtraßen, ſoweit es ſich um den allgemeinen Verkehr und 
die Landesverteidigung handelt; 

20. das Theater- und Lichtſpielweſen. 


Artikel 8 
Das Reich hat ferner die Geſetzgebung über die Abgaben und 
ſonſtigen Einnahmen, ſoweit ſie ganz oder teilweiſe für ſeine 
Zwecke in Anſpruch genommen werden. Nimmt das Reich Ab⸗ 
gaben oder ſonſtige Einnahmen in Anſpruch, die bisher den Lan. 
dern zuſtanden, jo hat es auf die Erhaltung der Lebensfähigkeit 
der Länder Rückſicht zu nehmen. 


e el 
Soweit ein Bedürfnis für den Erlaß einheitlicher Vorſchriften 
vorhanden iſt, hat das Reich die Geſetzgebung über: 
1. die Wohlfahrtspflege; 
2. den Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. 


Artikel 10 
Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung Grundſätze auf- 
ſtellen für: 
1. die Rechte und Pflichten der Religionsgeſellſchaften; 
2. das Schulweſen einſchließlich des Hochſchulweſens und das 
wiſſenſchaftliche Büchereiweſen; 
3. das Recht der Beamten aller öffentlichen Körperſchaften; 
4. das Bodenrecht, die Bodenverteilung, das Anſiedlungs⸗ und 
Heimſtättenweſen, die Bindung des Grundbeſitzes, das Woh⸗ 


nungsweſen und die Bevölkerungsverteilungz 
F. das Beſtattungsweſen. 


e ee 


„Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung Grundſätze über die 
Zuläſſigkeit und Erhebungsart von Landesabgaben aufftellen, ſo⸗ 
weit ſie erforderlich ſind, um 
il. ie der Einnahmen oder der Handelsbeziehungen des 
eichs, 
2 Doppelbeſteuerungen, 


1 


Neichsverfaſſung 


3. übermäßige oder verkehrshindernde Belaſtung der Benutzung 
öffentlicher Verkehrswege und Einrichtungen mit Gebühren, 

4. ſteuerliche Benachteiligungen eingeführter Waren gegenüber 
den eigenen Erzeugniſſen im Verkehr zwiſchen den einzelnen 
Ländern und Landesteilen oder 

5. Ausfuhrprämien 

auszuſchließen oder wichtige Geſellſchaftsintereſſen zu wahren. 


Artikel 12 


Solange und ſoweit das Reich von ſeinem Geſetzgebungsrecht 
keinen Gebrauch macht, behalten die Länder das Recht der Geſetz⸗ 
gebung. Dies gilt nicht für die ausſchließliche Geſetzgebung des 
Reichs. 

Gegen Landesgeſetze, die ſich auf Gegenſtände des Artikels 7 
Ziffer 13 beziehen, ſteht der Reichsregierung, ſofern dadurch das 
Wohl der Geſamtheit im Reich berührt wird, ein Einſpruchs⸗ 
recht zu. 


Artikel 13 


Reichsrecht bricht Landrecht. 

Beſtehen Zweifel oder Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob 
eine landesrechtliche Vorſchrift mit dem Reichsrecht vereinbar iſt, 
ſo kann die zuſtändige Reichs- oder Landeszentralbehörde nach 
näherer Vorſchrift eines Reichsgeſetzes die Entſcheidung eines 
oberſten Gerichtshofs des Reichs anrufen“). 


Artikel 14 


Die Neichsgeſetze werden durch die Landesbehörden ausgeführt, 
ſoweit nicht die Reichsgeſetze etwas anderes beſtimmen. 


Artikel 15 

Die Reichsregierung übt die Auſſicht in den Angelegenheiten 
aus, in denen dem Reiche das Recht der Geſetzgebung zuſteht. So⸗ 
weit die Neichsgeſetze von den Landesbehörden auszuführen ſind, 
kann die Reichsregierung allgemeine Anweiſungen erlaſſen. Sie 
iſt ermächtigt, zur Aberwachung der Ausführung der Reichsgeſetze 
zu den Landeszentralbehörden und mit ihrer Zuſtimmung zu den 
unteren Behörden Beauftragte zu entſenden. 


*) Zuſtändig iſt das Reichsgericht. Siehe Geſetz zur Ausführung des Artikel 13 
Abſ. 2 vom 8. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 510). 


Reichsverfaſſung 


Die Landesregierungen ſind verpflichtet, auf Erſuchen der 
Reichsregierung Mängel, die bei der Ausführung der Reichsgeſetze 
hervorgetreten find, zu beſeitigen. Bei Meinungsverſchiedenheiten 
kann ſowobl die Reichsregierung als die Landesregierung die Ent- 
ſcheidung des Staatsgerichtshofs anrufen, falls nicht durch Neichs⸗ 
geſetz ein anderes Gericht beſtimmt iſt. 


Artikel 16 


Die mit der unmittelbaren Reichsverwaltung in den Ländern 
betrauten Beamten ſollen in der Regel Landesangehörige ſein. 
Die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Reichsverwaltung 
ſind auf ihren Wunſch in ihren Heimatgebieten zu verwenden, ſo⸗ 
weit dies möglich iſt und nicht Rückſichten auf ihre Ausbildung oder 
Erforderniſſe des Dienſtes entgegenſtehen. 


Artikel 17 


Jedes Land muß eine freiſtaatliche Verfaſſung haben. Die 
Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl von allen reichsdeutſchen Männern und Frauen 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt werden. Die 
Landesregierung bedarf des Vertrauens der Volksvertretung. 
Die Grundſätze für die Wahlen zur Volksvertretung gelten auch 
für die Gemeindewahlen. Jedoch kann durch Landesgeſetz die Wahl- 
berechtigung von der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde bis 
zu einem Jahre abhängig gemacht werden. 


Artikel 18°) 


Die Gliederung des Reichs in Länder ſoll unter möglichſter Be⸗ 
rückſichtigung des Willens der beteiligten Bevölkerung der wirt- 
ſchaftlichen und kulturellen Höchſtleiſtung des Volkes dienen. Die 
ng des Gebiets von Ländern und die Neubildung von Lün- 
Se innerhalb des Reichs erfolgen durch verfaſſungsänderndes 
5 eichsgeſetz. Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, ſo 

a es nur eines einfachen Reichsgeſetzes. 

e e Reichsgeſetz genügt ferner, wenn eines der be⸗ 

bite u aus nicht zuſtimmt, die Gebietsänderung oder Neu- 

un Bet durch den Willen der Bevölkerung gefordert wird 
ein überwiegendes Reichsintereſſe fie erheiſcht. 


*) Geſetz zur Ausführ 9 8 . 0 
ene e des Artikel 18 der Reichsverfaſſung vom 8. Juli 1922 


Neichsverfaſſung 


3. übermäßige oder verkehrshindernde Belaſtung der Benutzung 
öffentlicher Verkehrswege und Einrichtungen mit Gebühren, 

4. ſteuerliche Benachteiligungen eingeführter Waren gegenüber 
den eigenen Erzeugniſſen im Verkehr zwiſchen den einzelnen 
Ländern und Landesteilen oder 

5. Ausfuhrprämien 

auszuſchließen oder wichtige Geſellſchaftsintereſſen zu wahren. 


Artikel 12 


Solange und ſoweit das Reich von ſeinem Geſetzgebungsrecht 
keinen Gebrauch macht, behalten die Länder das Recht der Geſetz⸗ 
gebung. Dies gilt nicht für die ausſchließliche Geſetzgebung des 
Reichs. 

Gegen Landesgeſetze, die ſich auf Gegenſtände des Artikels 7 
Ziffer 13 beziehen, ſteht der Reichsregierung, ſofern dadurch das 
Wohl der Geſamtheit im Reich berührt wird, ein Einſpruchs⸗ 
recht zu. 


Artikel 13 


Reichsrecht bricht Landrecht. 

Beſtehen Zweifel oder Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob 
eine landesrechtliche Vorſchrift mit dem Reichsrecht vereinbar iſt, 
ſo kann die zuſtändige Reichs⸗ oder Landeszentralbehörde nach 
näherer Vorſchrift eines Reichsgeſetzes die Entſcheidung eines 
oberſten Gerichtshofs des Reichs anrufen“). 


Artikel 


Die Reichsgeſetze werden durch die Landesbehörden ausgeführt, 
ſoweit nicht die Reichsgeſetze etwas anderes beſtimmen. 


Artikel 15 

Die Reichsregierung übt die Auſſicht in den Angelegenheiten 
aus, in denen dem Reiche das Recht der Geſetzgebung zuſteht. So⸗ 
weit die Reichsgeſetze von den Landesbehörden auszuführen find, 
kann die Reichsregierung allgemeine Anweiſungen erlaſſen. Sie 
iſt ermächtigt, zur Aberwachung der Ausführung der Reichsgeſetze 
zu den Landeszentralbehörden und mit ihrer Zuſtimmung zu den 
unteren Behörden Beauftragte zu entſenden. 


*) Zuſtändig iſt das Reichsgericht. Siehe Geſetz zur Ausführung des Artikel 13 
Abſ. 2 vom 8. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 510). 


Reichsverfaſſung 


Die Landesregierungen ſind verpflichtet, auf Erſuchen der 
Reichsregierung Mängel, die bei der Ausführung der Reichsgeſetze 
hervorgetreten find, zu beſeitigen. Bei Meinungsverſchiedenheiten 
kann ſowohl die Reichsregierung als die Landesregierung die Ent- 
ſcheidung des Staatsgerichtshofs anrufen, falls nicht durch Reichs 
geſetz ein anderes Gericht beſtimmt iſt. 


Artikel 16 


Die mit der unmittelbaren Neichsverwaltung in den Ländern 
betrauten Beamten ſollen in der Regel Landesangehörige ſein. 
Die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Neichsverwaltung 
ſind auf ihren Wunſch in ihren Heimatgebieten zu verwenden, ſo⸗ 
weit dies möglich iſt und nicht Rückſichten auf ihre Ausbildung oder 
Erforderniſſe des Dienſtes entgegenſtehen. 


Artikel 17 


Jedes Land muß eine freiſtaatliche Verfaſſung haben. Die 
Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl von allen reichsdeutſchen Männern und Frauen 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt werden. Die 
Landesregierung bedarf des Vertrauens der Volksvertretung. 

Die Grundſätze für die Wahlen zur Volksvertretung gelten auch 
für die Gemeindewahlen. Jedoch kann durch Landesgeſetz die Wahl⸗ 
berechtigung von der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde bis 
zu einem Jahre abhängig gemacht werden. 


Artikel 185 


Die Gliederung des Reichs in Länder ſoll unter möglichſter Be⸗ 
rückſichtigung des Willens der beteiligten Bevölkerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Höchſtleiſtung des Volkes dienen. Die 
Anderung des Gebiets von Ländern und die Neubildung von Län⸗ 
dern innerhalb des Reichs erfolgen durch verfaſſungsänderndes 
Reichsgeſetz. Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, ſo 
bedarf es nur eines einfachen Reichsgeſetzes. 

Ein einfaches Reichsgeſetz genügt ferner, wenn eines der be⸗ 
teiligten Länder nicht zuſtimmt, die Gebietsänderung oder Neu- 
bildung aber durch den Willen der Bevölkerung gefordert wird 
und ein überwiegendes Neichsintereſſe fie erheiſcht. 


. Geſes zur Ausführung des Artike i Mn 11922 
(Reichsgeſegbl. S. 545 8 des Artikel 18 der Reichsverfaſſung vom 8. Juli 1 


Reichsverfaffung 


Der Wille der Bevölkerung iſt durch Abſtimmung feſtzuſtellen. 
Die Reichsregierung ordnet die Abſtimmung an, wenn ein Drittel 
der zum Reichstag wahlberechtigten Einwohner des abzutrennen⸗ 
den Gebiets es verlangt. 

Zum Beſchluß einer Gebietsänderung oder Neubildung ſind drei 
Fünftel der abgegebenen Stimmen, mindeſtens aber die Stimmen 
mehrheit der Wahlberechtigten, erforderlich. Auch wenn es ſich nur 
um Abtrennung eines Teiles eines preußiſchen Regierungsbezirkes, 
eines bayeriſchen Kreiſes oder in anderen Ländern eines entſpre⸗ 
chenden Verwaltungsbezirkes handelt, iſt der Wille der Bevöl⸗ 
kerung des ganzen in Betracht kommenden Bezirkes feſtzuſtellen. 
Wenn ein räumlicher Zuſammenhang des abzutrennenden Gebiets 
mit dem Geſamtbezirk nicht beſteht, kann auf Grund eines bejon- 
deren Reichsgeſetzes der Wille der Bevölkerung des abzutrennen⸗ 
den Gebiets als ausreichend erklärt werden. 

Nach Feſtſtellung der Zuſtimmung der Bevölkerung hat die 
Reichsregierung dem Reichstag ein entſprechendes Geſetz zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorzulegen. 

Entſteht bei der Vereinigung oder Abtrennung Streit über die 
Vermögensauseinanderſetzung, jo entſcheidet hierüber auf Antrag 
einer Partei der Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich. 


i e 


Aber Verfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb eines Landes, in dem 
kein Gericht zu ihrer Erledigung beſteht, ſowie über Streitigkeiten 
nichtprivatrechtlicher Art zwiſchen verſchiedenen Ländern oder zwi⸗ 
ſchen dem Reich und einem Land entſcheidet auf Antrag eines der 
ſtreitenden Teile der Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich, 
ſoweit nicht ein anderer Gerichtshof des Reichs zuſtändig iſt. 

Der Reichspräſident vollſtreckt das Urteil des Staatsgerichtshofs. 


Zweiter Abſchnitt. Der Reichstag 


Artikel 20 
Der Reichstag beſteht aus den Abgeordneten des deutſchen 
Volkes. 
Artikel 21 
Die Abgeordneten ſind Vertreter des ganzen Volkes. Sie 
ſind nur ihrem Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht 
gebunden. 
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Reichsverfaſſung 


e ee 22 
Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, unmittel⸗ 
barer und geheimer Wahl von den über zwanzig Jahre alten 
Männern und Frauen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
gewählt. Der Wahltag muß ein Sonntag oder öffentlicher Ruhe- 
tag ſein. Das Nähere beſtimmt das Reichswahlgeſetz. 


Artikel 23 
Der Reichstag wird auf vier Jahre gewählt. Späteſtens am 
ſechzigſten Tage nach ihrem Ablauf muß die Neuwahl ſtattfinden. 
Der Reichstag tritt zum erſten Male ſpäteſtens am dreißigſten 
Tage nach der Wahl zuſammen. 


Artikel 24 
Der Reichstag tritt in jedem Jahre am erſten Mittwoch des 
November am Sitze der Reichsregierung zuſammen. Der Präſi⸗ 
dent des Reichstags muß ihn früher berufen, wenn es der Reichs⸗ 


präſident oder mindeſtens ein Drittel der Reichstagsmitglieder 
verlangt. 


Der Reichstag beſtimmt den Schluß der Tagung und den Tag 
des Wiederzuſammentritts. 


Artikel 25 
Der Reichspräſident kann den Reichstag auflöſen, jedoch nur 
einmal aus dem gleichen Anlaß. 
Die Neuwahl findet ſpäteſtens am ſechzigſten Tage nach der 
Auflöſung ſtatt. 
Artikel 26 
Der Reichstag wählt ſeinen Präſidenten, deſſen Stellvertreter 
und ſeine Schriftführer. Er gibt ſich ſeine Geſchäftsordnung. 


Artikel 27 


Zwiſchen zwei Tagungen oder Wahlperioden führen Präfident 
und Stellvertreter der letzten Tagung ihre Geſchäfte fort. 


Artikel 28 


„Der Präfident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im 
Neichstagsgebäude aus. Ihm unterſteht die Hausverwaltung; 
er verfügt über die Einnahmen und Ausgaben des Hauſes nach 
Slaßgabe des Reichshaushalts und vertritt das Reich in allen 
Rechtsgeſchäften und Nechtsſtreitigkeiten feiner Verwaltung. 


Neichsverfaſſung 


Artikel 29 
Der Reichstag verhandelt öffentlich. Auf Antrag von fünfzig 
Mitgliedern kann mit Zweidrittelmehrheit die Offentlichkeit aus- 
geſchloſſen werden. 
Artikel 30 
Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in den 
öffentlichen Sitzungen des Reichstags, eines Landtags oder ihrer 
Ausſchüſſe bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei. 


Artikel 31 

Bei dem Reichstag wird ein Wahlprüfungsgericht gebildet. 
Es entſcheidet auch über die Frage, ob ein Abgeordneter die Mit- 
gliedſchaft verloren hat. 

Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus Mitgliedern des Reichs⸗ 
tags, die dieſer für die Wahlperiode wählt, und aus Mitgliedern 
des Reichsverwaltungsgerichts, die der Reichspräſident auf Vor⸗ 
ſchlag des Präſidiums dieſes Gerichts beſtellt. 

Das Wahlprüfungsgericht erkennt auf Grund öffentlicher münd⸗ 
licher Verhandlung durch drei Mitglieder des ug und 
zwei richterliche Mitglieder. 

Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahlprüfungsgericht 
wird das Verfahren von einem Reichsbeauftragten geführt, den 
der Reichspräſident ernennt. Im übrigen wird das Verfahren 
von dem Wahlprüfungsgericht geregelt. 


Artikel 32 
Zu einem Beſchluß des Reichstags iſt einfache Stimmenmehr- 
heit erforderlich, ſofern die Verfaſſung kein anderes Stimmen- 
verhältnis vorſchreibt. Für die vom Reichstag vorzunehmenden 
Wahlen kann die Geſchäftsordnung Ausnahmen zulaſſen. 
Die Beſchlußfähigkeit wird durch die Geſchäftsordnung geregelt. 


Artikel 33 
Der Reichstag und ſeine Ausſchüſſe können die Anweſenheit 
des Reichskanzlers und jedes Reichsminiſters verlangen. 

Der Reichskanzler, die Reichsminiſter und die von ihnen be- 
ſtellten Beauftragten haben zu den Sitzungen des Reichstags und 
ſeiner Ausſchüſſe Zutritt. Die Länder ſind berechtigt, in dieſe 
Sitzungen Bevollmächtigte zu entſenden, die den Standpunkt ihrer 
Regierung zu dem Gegenſtand der Verhandlung darlegen. 
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5 5 i ; = Er 
Auf ihr Verlangen müſſen die Regierungsvertreter während 
Beratung, die Vertreter der Reichsregierung auch außerhalb der 
Tagesordnung gehört werden. 
Sie unterſtehen der Ordnungsgewalt des Vorſitzenden. 


Artikel 34 


Der Reichstag hat das Recht und auf Antrag von einem 
Fünftel ſeiner Mitglieder die Pflicht, Anterſuchungsausſchüſſe ein · 
zuſetzen. Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher Verhandlung die 
Beweiſe, die ſie oder die Antragſteller für erforderlich erachten. 
Die Öffentlichkeit kann vom Anterſuchungsausſchuß mit Zwei ⸗ 
drittelmehrheit ausgeſchloſſen werden. Die Geſchäftsordnung regelt 
das Verfahren des Ausſchuſſes und beſtimmt die Zahl ſeiner Mit⸗ 
glieder. 

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind verpflichtet, dem 
Erſuchen dieſer Ausſchüſſe um Veweiserhebungen Folge zu leiſten; 
die Akten der Behörden ſind ihnen auf Verlangen vorzulegen. 

Auf die Erhebungen der Ausſchüſſe und der von ihnen erſuchten 
Behörden finden die Vorſchriften der Strafprozeßordnung finn- 
gemäße Anwendung, doch bleibt das Brief⸗, Poſt⸗, Telegraphen⸗ 
und Fernſprechgeheimnis unberührt. 


Artikel 35 

Der Reichstag beſtellt einen ſtändigen Ausſchuß für auswärtige 
Angelegenheiten, der auch außerhalb der Tagung des Reichstags 
und nach der Beendigung der Wahlperiode oder der Auflöſung 
des Reichstags bis zum Zuſammentritt des neuen Reichstags 
tätig werden kann. Die Sitzungen dieſes Ausſchuſſes ſind nicht 
öffentlich, wenn nicht der Ausſchuß mit Zweidrittelmehrheit die 
Offentlichkeit beſchließt. 
„Der Reichstag beſtellt ferner zur Wahrung der Rechte der 
Volksvertretung gegenüber der Reichsregierung für die Zeit 
außerhalb der Tagung und nach Beendigung einer Wahlperiode 
oder der Auflöſung des Reichstags bis zum 


Zuſammentritt des neuen Reichstags) einen ſtän⸗ 
digen Ausſchuß. 


Diefe Ausſchüſſe haben die Rechte von Anterſuchungsaus⸗ 
ſchüſſen. 


9 Die geſperrt gedruckten Worte ſind eingefügt auf Grund des Geſetzes zur 
Inderung bes Artikel 35 der Reichsverfaſſung vom 15. Dezember 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1185). 
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Artikel 36 


Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags darf zu 
irgendeiner Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen der in Aus⸗ 
übung ſeines Berufs getanen Außerungen gerichtlich oder dienſt⸗ 
lich verfolgt oder fonſt außerhalb der Verſammlung zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden. 


Artikel 37 


Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags kann 
ohne Genehmigung des Hauſes, dem der Abgeordnete angehört, 
während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung zur Anterſuchung gezogen oder verhaftet werden, es ſei 
denn, daß das Mitglied bei Ausübung der Tat oder ſpäteſtens 
im Laufe des folgenden Tages feſtgenommen iſt. 

Die gleiche Genehmigung iſt bei jeder anderen Beſchränkung der 
perſönlichen Freiheit erforderlich, die die Ausübung des Abge⸗ 
ordnetenberufs beeinträchtigt. 

Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des Reichstags oder 
eines Landtags und jede Haft oder ſonſtige Beſchränkung ſeiner 
perſönlichen Freiheit wird auf Verlangen des Hauſes, dem der 
Abgeordnete angehört, für die Dauer der Sitzungsperiode aufge- 
hoben. 

Artikel 38 


Die Mitglieder des Reichstags und der Landtage find berech⸗ 
tigt, über Perſonen, die ihnen in ihrer Eigenſchaft als Abgeordneten 
Tatſachen anvertrauen, oder denen fie in Ausübung ihres Abge⸗ 
ordnetenberufs ſolche anvertraut haben, ſowie über dieſe Tat⸗ 
ſachen ſelbſt das Zeugnis zu verweigern. Auch in Beziehung auf 
Beſchlagnahme von Schriftſtücken ſtehen ſie den Perſonen gleich, 
die ein geſetzliches Zeugnisverweigerungsrecht haben. 

Eine Durchſuchung oder Beſchlagnahme darf in den Räumen 
des Reichstags oder eines Landtags nur mit Zuſtimmung des 
Präſidenten vorgenommen werden. 


Artikel 39 
Beamte und Angehörige der Wehrmacht bedürfen zur Aus⸗ 
übung ihres Amtes als Mitglieder des Reichstags oder eines 
Landtags keines Arlaubs. 
Bewerben ſie ſich um einen Sitz in dieſen Körperſchaften, ſo iſt 
ihnen der zur Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Arlaub zu 
gewähren. 
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Artikel 40 N 
Die Mitglieder des Reichstags erhalten das Recht zur freien 
Fahrt auf allen deutſchen Eiſenbahnen ſowie Entſchädigung nach 
Maßgabe eines Neichsgeſetzes. 


Dritter Abſchnitt 
Der Reichspräſident und die Reichsregierung 


Artikel 41 N 
Der Reichspräſident wird vom ganzen deutſchen Volke gewählt. 
la ahlbar iſt jeder Deutſche, der das fünfunddreißigſte Lebens. 
jahr vollendet hat. 
Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. 


Artikel 42 
Der Reichspräſident leiſtet bei der Abernahme ſeines Amtes vor 
dem Reichstag folgenden Eid: 

Ich ſchwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutſchen 
Volkes widmen, ſeinen Nutzen mehren, Schaden von ihm 
wenden, die Verfaſſung und die Geſetze des Reichs wahren, 
meine Pflichten gewiſſenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen 
jedermann üben werde. 
Die Beifügung einer religiöſen Beteuerung iſt zuläſſig. 


Artikel 43 

Das Amt des Reichspräſidenten dauert ſieben Jahre. Wieder ⸗ 
wahl iſt zuläſſig. 

Vor Ablauf der Friſt kann der Reichspräſident auf Antrag des 
Reichstags durch Volksabſtimmung abgeſetzt werden. Der Be⸗ 
Iluß des Reichstags erfordert Zweidrittelmehrheit. Durch den 
Veſchluß iſt der Reichspräſident an der ferneren Ausübung des 
Amtes verhindert. Die Ablehnung der Abſetzung durch die Volks. 
abſtimmung gilt als neue Wahl und hat die Auflöſung des Reichs⸗ 
1098 zur Folge. Der Reichspräſident kann ohne Zuſtimmung des 
Reichstags nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. 


Artikel 44 


Der Reichspräſident kann nicht zugleich Mitglied des Reichs- 


tags ſein. 


15 


Reichsverfaſſung 


Artikel 45 

Der Reihspräfident vertritt das Reich völkerrechtlich. Er ſchließt 
im Namen des Reichs Bündniſſe und andere Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Mächten. Er beglaubigt und empfängt die Geſandten. 

Kriegserklärung und Friedensſchluß erfolgen durch Reichsgeſetz. 

Bündniſſe und Verträge mit fremden Staaten, die ſich auf Gegen⸗ 
ſtände der Reichsgeſetzgebung beziehen, bedürfen der Zuſtimmung 
des Reichstags. 

Artikel 46 

Der Reichspräſident ernennt und entläßt die Reichsbeamten und 
die Offiziere, ſoweit nicht durch Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt. 
Er kann das Ernennungs⸗ und Entlaſſungsrecht durch andere Be⸗ 
hörden ausüben laſſen. 

Artikel 47 

Der Reichspräſident hat den Oberbefehl über die geſamte Wehr- 
macht des Reichs. 

Artikel 48 

Wenn ein Land die ihm nach der Reichsverfaſſung oder den 
Reichsgeſetzen obliegenden Pflichten nicht erfüllt, kann der Reichs. 
präfident es dazu mit Hilfe der bewaffneten Macht anhalten. 

Der Neichspräſident kann, wenn im Deutſchen Reich die öffent⸗ 
liche Sicherheit und Ordnung erheblich geſtört oder gefährdet wird, 
die zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
nötigen Maßnahmen treffen, erforderlichenfalls mit Hilfe der be⸗ 
waffneten Macht einſchreiten. Zu dieſem Zwecke darf er vorüber. 
gehend die in den Artikeln 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 
feſtgeſetzten Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft ſetzen. 

Bon allen gemäß Abſ. 1 oder Abſ. 2 dieſes Artikels getroffenen 
Maßnahmen hat der Reichspräfident unverzüglich dem Reichstag 
Kenntnis zu geben. Die Maßnahmen ſind auf Verlangen des 
Reichstags außer Kraft zu ſetzen. 

Bei Gefahr im Verzuge kann die Landesregierung für ihr 
Gebiet einſtweilige Maßnahmen der in Abſ. 2 bezeichneten Art 
treffen. Die Maßnahmen find auf Verlangen des Reihspräfi- 
denten oder des Reichstags außer Kraft zu ſetzen. 

Das Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz. 


Artikel 49 


Der Reihepräfident übt für das Reich das Begnadigungsrecht 
aus. 
Reichsamneſtien bedürfen eines Reichsgeſetzes. 
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Artikel 50 
Alle Anordnungen und Verfügungen des Reichspräſidenten, 
auch ſolche auf dem Gebiete der Wehrmacht, bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Reichskanzler oder den 
zuſtändigen Reihsminifter. Durch die Gegenzeichnung wird die 
Verantwortung übernommen. 


Artikel 51 
Der Reihspräfident wird im Falle feiner Verhinderung zu⸗ 
nächſt durch den Reichskanzler vertreten. Dauert die Verhinde⸗ 
rung vorausſichtlich längere Zeit, ſo iſt die Vertretung durch ein 
Reichsgeſetz zu regeln. 
Das gleiche gilt für den Fall einer vorzeitigen Erledigung der 
Präſidentſchaft bis zur Durchführung der neuen Wahl. 


Artikel 32 


Die Reichsregierung beſteht aus dem Reichskanzler und den 
Reichsminiſtern. 


Artikel 53 
Der Reichskanzler und auf feinen Vorſchlag die Reichsminiſter 
werden vom Reichspräſidenten ernannt und entlaſſen. 


Artikel 54 
Au er, Reichskanzler und die Reihsminifter bedürfen zu ihrer 
muß führung des Vertrauens des Reichstags. Jeder von ihnen 
Pe zurücktreten, wenn ihm der Reichstag durch ausdrücklichen 
eſchluß fein Vertrauen entzieht. 


Artikel 55 
we Reichskanzler führt den Vorſitz in der Reichsregierung 
der Geſchäfte nach einer Geſchäftsordnung, die von 
ichsregieru 1 i äſi g = 
nehmigt Wilde ng beſchloſſen und vom Reichspräſidenten ge 


Artikel 56 
u chskanzler beſtimmt die Richtlinien der Politik und 
bald 52 gegenüber dem Reichstag die Verantwortung. Inner 
ieſer Richtlinien leitet jeder Reichsminiſter den ihm an⸗ 


vertrauten Geſchäftszwei ändi i 
zweig ſelbſtändig und unter eigener DVerant- 
wortung gegenüber dem Reichstag. 1 i 


Der Rei 


Reichsverfaſſung 


Artikel 57 


Die Reichsminiſter haben der Reichsregierung alle Geſetz⸗ 
entwürfe, ferner Angelegenheiten, für welche Verfaſſung oder 
Geſetz dieſes vorſchreiben, ſowie Meinungsverſchiedenheiten über 
Fragen, die den Geſchäftsbereich mehrerer Reichsminiſter be⸗ 
rühren, zur Beratung und Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. 


Artikel 58 
Die Reichsregierung faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehr⸗ 
heit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden. 
Artikel 59 


Der Reichstag iſt berechtigt, den Reichspräſidenten, den 
Reichskanzler und die Reichsminiſter vor dem Staatsgerichtshof 
für das Deutſche Reich anzuklagen, daß fie ſchuldhafterweiſe die 
Reichsverfaſſung oder ein Reichsgeſetz verletzt haben. Der An⸗ 
trag auf Erhebung der Anklage muß von mindeſtens hundert Mit- 
gliedern des Reichstags unterzeichnet ſein und bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung der für Verfaſſungsänderungen vorgeſchriebenen Mehr- 
heit. Das Nähere regelt das Reichsgeſetz über den Staats- 
gerichtshof. 


Vierter Abſchnitt. Der Reichsrat 


Artikel 60 


Zur Vertretung der deutſchen Länder bei der Geſetzgebung und 
Verwaltung des Reichs wird ein Reichsrat gebildet. 


Artikel 61 


Im Neichsrat hat jedes Land mindeſtens eine Stimme. Bei 
den größeren Ländern entfällt auf 700 000 *) Einwohner eine 
Stimme. Ein Aberſchuß von mindeſtens 350000 Ein- 
wohnern wird 700 0005) gleichgerechnet. Kein Land darf 
durch mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vertreten ſein. 

Deutſchöſterreich erhält nach ſeinem Anſchluß an das Deutſche 
Reich das Recht der Teilnahme am Reichsrat mit der feiner Be⸗ 


*) Die geſperrt gedruckten Worte enthalten eine Abänderung auf Grund des 


Geſetzes über die Vertretung der Länder im Reichsrat vom 24. März 1921 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 440). 
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volkerung entſprechenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die Ver⸗ 
treter Deutſchöſterreichs beratende Stimme“). 

Die Stimmenzahl wird durch den Reichsrat nach jeder allge- 
meinen Volkszählung neu feſtgeſetzt. 


Artikel 62. 


2 In den Ausſchüſſen, die der Reichsrat aus ſeiner Mitte bildet, 
führt kein Land mehr als eine Stimme. 


Artikel 63 


Die Länder werden im Reichsrat durch Mitglieder ihrer Regie- 
kungen vertreten. Jedoch wird die Hälfte der preußiſchen Stimmen 
nach Maßgabe eines Landesgeſetzes von den preußiſchen Provin⸗ 
zlalverwaltungen beſtellt. 

Die Länder ſind berechtigt, ſo viele Vertreter in den Reichsrat 
zu entſenden, wie ſie Stimmen führen. 


Artikel 64 


Die Reichsregierung muß den Reichsrat auf Verlangen von 
einem Drittel ſeiner Mitglieder einberufen. 


Artikel 65 
Den Vorſitz im Reichsrat und in feinen Ausſchüſſen führt ein 
Mitglied der Reichsregierung. Die Mitglieder der Neichsregie⸗ 
fung haben das Recht und auf Verlangen die Pflicht, an den Ver⸗ 
Sindlungen des Reichsrats und feiner Ausſchüſſe teilzunehmen. 
W während der Beratung auf Verlangen jederzeit gehört 


Artikel 66 


1 Die Reichsregierung ſowie jedes Mitglied des Neichsrats find 

an im Reichsrat Anträge zu ftellen. 

erb chert regelt feinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts⸗ 

9 Holliigungen des Reichsrats find öffentlich. Nach Maßgabe 

tungsge saft sordnung kann die Offentlichkeit für einzelne Bera⸗ 
Bei de ausgeſchloſſen werden. 8 

ſtimmenden. mung entſcheidet die einfache Mehrheit der Ab⸗ 


ag ; 
Vachten u Matenmechjet zwiſchen Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten 
über den N 29. September 1919 in Verſailles unterzeichnete Protokoll 
ſache Nr. 1709 8 5 Abf. 2 der Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Siehe Druck⸗ 
gebenden D. und ſtenographtſchen Bericht der 133. Sitzung der verfaſſung⸗ 
n Deutſchen Nationalverſammlung. 
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Artikel 67 
Der Reichsrat iſt von den Reichsminiſterien über die Führung 
der Reichsgeſchäfte auf dem laufenden zu halten. Zu Beratungen 
über wichtige Gegenſtände ſollen von den Reichsminifterien die zu- 
ſtändigen Ausſchüſſe des Reichsrats zugezogen werden. 


Fünfter Abſchnitt. Die Reichsgeſetzgebung 


Artikel 68 
Die Geſetzesvorlagen werden von der Reichsregierung oder aus 
der Mitte des Reichstags eingebracht. 
Die Reichsgeſetze werden vom Reichstag beſchloſſen. 


Artikel 69 

Die Einbringung von Geſetzesvorlagen der Reichsregierung be⸗ 
darf der Zuſtimmung des Reihsrats. Kommt eine Aberein⸗ 
ſtimmung zwiſchen der Reichsregierung und dem Reichsrat nicht 
zuſtande, jo kann die Reichsregierung die Vorlage gleichwohl ein- 
bringen, hat aber hierbei die abweichende Auffaſſung des Reichs⸗ 
rats darzulegen. 

Beſchließt der Reichsrat eine Geſetzesvorlage, welcher die 
Reichsregierung nicht zuſtimmt, ſo hat dieſe die Vorlage unter 
Darlegung ihres Standpunkts beim Reichstag einzubringen. 


Artikel 70 
Der Reichspräſident hat die verfaſſungsmäßig zuſtande ge⸗ 
kommenen Geſetze auszufertigen und binnen Monatsfriſt im Reichs. 
geſetzblatt zu verkünden. 


Artikel 71 
Reichsgeſetze treten, ſoweit fie nichts anderes beſtimmen, mit 
dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem 
das Reichsgeſetzblatt in der Reichshauptſtadt ausgegeben wor⸗ 
den iſt. 
Artikel 72 
Die Verkündung eines Reichsgeſetzes iſt um zwei Monate 
auszuſetzen, wenn es ein Drittel des Reichstags verlangt. Ge⸗ 
ſetze, die der Reichstag und der Reichsrat für dringlich erklären, 
kann der Reihspräfident ungeachtet dieſes Verlangens ver⸗ 
künden. 


20 


Reichsverfaſſung 


Ar e 


Ein vom Reichstag beſchloſſenes Geſetz iſt vor ſeiner Ver⸗ 
kündung zum Volksentſcheid zu bringen, wenn der Reihspräfident 
binnen eines Monats es beſtimmt. 

Ein Geſetz, deſſen Verkündung auf Antrag von mindeſtens 
einem Drittel des Reichstags ausgeſetzt iſt, iſt dem Volksent⸗ 
ſcheid zu unterbreiten, wenn ein Zwanzigſtel der Stimmberech⸗ 
tigten es beantragt. Ein Volksentſcheid iſt ferner herbeizuführen, 
wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten das Begehren nach Vor⸗ 
legung eines Geſetzentwurfs ſtellt. Dem Volksbegehren muß ein 
ausgearbeiteter Geſetzentwurf zugrunde liegen. Er iſt von der 
Regierung unter Darlegung ihrer Stellungnahme dem Reichstag 
zu unterbreiten. Der Volksentſcheid findet nicht ſtatt, wenn der 
begehrte Geſetzentwurf im Reichstag unverändert angenommen 
worden iſt. 

Aber den Haushaltsplan, über Abgabengeſetze und Bejoldungs- 
ordnungen kann nur der Reichspräfident einen Volksentſcheid 
veranlaſſen. 

Das Verfahren beim Volksentſcheid und beim Volksbegehren 
regelt ein Reichsgeſetz. 


Artikel 74 


„Hegen die vom Reichstag beſchloſſenen Geſetze ſteht dem 
“eichsrat der Einſpruch zu. 

a Einſpruch muß innerhalb zweier Wochen nach der Schluß, 
„ im Reichstag bei der Reichsregierung eingebracht 
ſehen bateddens binnen zwei weiteren Wochen mit Gründen ver⸗ 
ö Im Falle des Einſpruchs wird das Geſetz dem 
hierbei ‚a zur nochmaligen Beſchlußfaſſung vorgelegt. Kommt 
zuſtande 13 Abereinſtimmung zwiſchen Reichstag und Reichsrat 
9 es kann der Reichspräſident binnen drei Monaten über 
—. 9 der Meinungsverſchiedenheit einen Volksentscheid 
brauch fo g Lacht der Präfivent von dieſem Rechte keinen Ge⸗ 
Rei ar gilt das Geſetz als nicht zuſtande gekommen. Hat der 
Reich a Zweidrittelmehrheit entgegen dem Einſpruch des 
drei 775 eſchloſſen, ſo hat der Präſident das Geſetz binnen 
besten aten in der vom Reichstag beſchloſſenen Faſſung zu 

en oder einen Volksentſcheid anzuordnen. 
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eee 78 


Durch den Volksentſcheid kann ein Beſchluß des Reichstags 
nur dann außer Kraft geſetzt werden, wenn ſich die Mehrheit 
der Stimmberechtigten an der Abſtimmung beteiligt. 


Artikel 76 


Die Verfaſſung kann im Wege der Geſetzgebung geändert wer⸗ 
den. Jedoch kommen Beſchlüſſe des Reichstags auf Abänderung 
der Verfaſſung nur zuſtande, wenn zwei Drittel der geſetzlichen 
Mitgliederzahl anweſend ſind und wenigſtens zwei Drittel der 
Anweſenden zuſtimmen. Auch Beſchlüſſe des Reichsrats auf Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung bedürfen einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen. Soll auf Volksbegehren 
durch Volksentſcheid eine Verfaſſungsänderung beſchloſſen werden, 
ſo iſt die Zuſtimmung der Mehrheit der Stimmberechtigten er⸗ 
forderlich. 

Hat der Reichstag entgegen dem Einſpruch des Reichsrats eine 
Verfaſſungsänderung beſchloſſen, jo darf der Reichspräſident 
dieſes Geſetz nicht verkünden, wenn der Reichsrat binnen zwei 
Wochen den Volksentſcheid verlangt. 


Artikel 77 
Die zur Ausführung der Neichsgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften erläßt, ſoweit die Geſetze nichts anderes 
beſtimmen, die Reichsregierung. Sie bedarf dazu der Zuſtim⸗ 
mung des Reichsrats, wenn die Ausführung der Reichsgeſetze 
den Landesbehörden zuſteht. 


Sechſter Abſchnitt. Die Reichsverwaltung 


Artikel 78 


Die Pflege der Beziehung zu den auswärtigen Staaten iſt 
ausſchließlich Sache des Reichs. 

In Angelegenheiten, deren Regelung der Landesgeſetzgebung 
zuſteht, konnen die Länder mit auswärtigen Staaten Verträge 
ſchließen; die Verträge bedürfen der Zuſtimmung des Reichs. 

Vereinbarungen mit fremden Staaten über Veränderung der 
Reichsgrenzen werden nach Zuſtimmung des beteiligten Landes 
durch das Reich abgeſchloſſen. Die Grenzveränderungen dürfen 
nur auf Grund eines Reichsgeſetzes erfolgen, ſoweit es ſich nicht 


ww 
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um bloße Berichtigung der Grenzen unbewohnter Gebietsteile 
handelt. 

Am die Vertretung der Intereſſen zu gewährleiſten, die ſich für 
einzelne Länder aus ihren beſonderen wirtſchaftlichen Beziehungen 
oder ihrer benachbarten Lage zu auswärtigen Staaten ergeben, 
trifft das Reich im Einvernehmen mit den beteiligten Ländern die 
erforderlichen Einrichtungen und Maßnahmen. 


Artikel 79 
Die Verteidigung des Reichs iſt Neichsſache. Die Wehrver ⸗ 
faſſung des deutſchen Volkes wird unter Berückſichtigung der be⸗ 
ſonderen landsmannſchaftlichen Eigenarten durch ein Reichsgeſetz 
einheitlich geregelt. 


Artikel 80 
Das Kolonialweſen iſt ausſchließlich Sache des Reichs. 


Artikel 81 
a deutſchen Kauffahrteiſchiffe bilden eine einheitliche Handele- 
e. 


Artikel 82 


„Deutſchland bildet ein Zoll- und Handelsgebiet, umgeben von 

einer gemeinſchaftlichen Zollgrenze. 

„„Die Zollgrenze fällt mit der Grenze gegen das Ausland zu- 

ſammen. An der See bildet das Geſtade des Feſtlandes und der 

der Reichsgebiet gehörigen Inſeln die Zollgrenze. Für den Lauf 

88 Zollgrenze an der See und an anderen Gewäſſern können Ab⸗ 
dungen beſtimmt werden. 

3 Staatsgebiet oder Gebietsteile können durch Staats- 
er age oder Abereinkommen dem Zollgebiet angeſchloſſen werden. 

aus Zollgebiet können nach beſonderem Erfordernis Teile 

durch an werden. Für Freihäfen kann der Ausſchluß nur 
gollaus erfaſſungänderndes Geſetz aufgehoben werden. 

Arne ra können durch Staatsverträge oder Abereinkom⸗ 
Alle € fremden Zollgebiet angeſchloſſen werden. 

fleißes . der Natur ſowie des Gewerbe- und Kunſt⸗ 

di 3 5 im freien Verkehr des Reichs befinden, dürfen über 

wen 3° der Länder und Gemeinden ein, aus- oder durchgeführt 

den. Ausnahmen find auf Grund des Reichsgeſetzes zuläſſig. 
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Artikel 83 

Die Zölle und Verbrauchsſteuern werden durch Reichsbehörden 
verwaltet. 

Bei der Verwaltung von Reichsabgaben durch Reichsbehörden 
ſind Einrichtungen vorzuſehen, die den Ländern die Wahrung be⸗ 
ſonderer Landesintereſſen auf dem Gebiet der Landwirtſchaft, des 
Handels, des Gewerbes und der Induſtrie ermöglichen. 


Artikel 84 
Das Reich trifft durch Geſetz die Vorſchriften über: 

1. die Einrichtung der Abgabenverwaltung der Länder, ſoweit es 
die einheitliche und gleichmäßige Durchführung der Reichs 
abgabengeſetze erfordert; 

2. die Einrichtung und Befugniſſe der mit der Beaufſichtigung der 
Ausführung der Reichsabgabengeſetze betrauten Behördenz 

3. die Abrechnung mit den Ländernz 

4. die Vergütung der Verwaltungskoſten bei Ausführung der 
Reichsabgabengeſetze. 


Artikel 85 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müſſen für jedes 
Rechnungsjahr veranſchlagt und in den Haushaltungsplan ein- 
geſtellt werden. 

Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahrs durch 
ein Geſetz feſtgeſtellt. 

Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; ſie 
können in beſonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt 
werden. Im übrigen find Vorſchriften im Reichshaushaltsgeſetz 
unzuläſſig, die über das Rechnungsjahr hinausreichen oder ſich 
nicht auf die Einnahmen und Ausgaben des Reichs oder ihre Ver⸗ 
waltung beziehen. 

Der Reichstag kann im Entwurf des Haushaltsplans ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrats Ausgaben nicht erhöhen oder neu einſetzen 

Die Zuſtimmung des Reichsrats kann gemäß den Vorſchriften 
des Artikel 74 erſetzt werden. 


Artikel 86 
Aber die Verwendung aller Reichseinnahmen legt der Reichs⸗ 
finanzminiſter in dem folgenden Nechnungsjahre zur Entlaſtung 
der Reichsregierung dem Reichsrat und dem Reichstag Rechnung. 
Die Rechnungsprüfung wird durch Reichsgeſetz geregelt. 


Reichsverfaſſung 


Artikel 87 


Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordent⸗ 
lichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden 
Zwecken beſchafft werden. Eine ſolche Beſchaffung ſowie die Aber⸗ 
nahme einer Sicherheitsleiſtung zu Laſten des Reichs dürfen nur 
auf Grund eines Reichsgeſetzes erfolgen. 


Artikel 88 

Das Poft- und Telegraphenweſen ſamt dem Fernſprechweſen iſt 
ausſchließlich Sache des Reichs. 

Die Poſtwertzeichen ſind für das ganze Reich einheitlich. 

Die Reichsregierung erläßt mit Zuſtimmung des Reichsrats die 
Verordnungen, welche Grundſätze und Gebühren für die Benutzung 
der Verkehrseinrichtungen feſtſetzen. Sie kann dieſe Befugnis mit 
Zuſtimmung des Reichsrats auf den Reichspoſtminiſter übertragen. 
Zur beratenden Mitwirkung in Angelegenheiten des Poſt⸗, 
Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehrs und der Tarife errichtet die 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats einen Beirat. 
Reit ae über den Verkehr mit dem Ausland ſchließt allein das 

ich. 

Artikel 89 


d Aufgabe des Reichs iſt es, die dem allgemeinen Verkehr dienen 
en Eiſenbahnen in fein Eigentum zu übernehmen und als ein- 
heitliche Verkehrsanſtalt zu verwalten. 
Die Rechte der Länder, Privateiſenbahnen zu erwerben, ſind auf 
Verlangen dem Reiche zu übertragen. 


Artikel 90 


2 dem Abergang der Eiſenbahnen übernimmt das Reich die 
auf e es und die ſtaatlichen Hoheitsrechte, die ſich 

len 5 S . 
entscheidet im een beziehen. Aber den Amfang dieſer Rechte 


treitfall der Staatsgerichtshof. 


Artikel 91 


Di j + 

Berordnteichsregierung erläßt mit Zuſtimmung des Reichsrats die 
Eiſend nungen, die den Bau, den Betrieb und den Verkehr der 
Reich nl regeln. Sie kann dieſe Befugnis mit Zuſtimmung des 


ats auf den zuſtändigen Neichsminiſter übertragen. 
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Artikel 92 

Die Reichseiſenbahnen find ungeachtet der Eingliederung ihres 
Haushalts und ihrer Rechnung in den allgemeinen Haushalt und 
die allgemeine Rechnung des Reichs als ein ſelbſtändiges wirt⸗ 
ſchaftliches Anternehmen zu verwalten, das ſeine Ausgaben ein⸗ 
ſchließlich Verzinſung und Tilgung der Eiſenbahnſchuld ſelbſt zu 
beſtreiten und eine Eiſenbahnrücklage anzuſammeln hat. Die Höhe 
der Tilgung und der Rücklage ſowie die Verwendungszwecke der 
Rücklage ſind durch beſonderes Geſetz zu regeln. 


Artikel 93 
Zur beratenden Mitwirkung in Angelegenheiten des Eiſenbahn⸗ 
verkehrs und der Tarife errichtet die Reichsregierung für die 
Reichseiſenbahnen mit Zuſtimmung des Reichsrats Beiräte. 


Artikel 94 

Hat das Reich die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eiſen⸗ 
bahnen eines beſtimmten Gebiets in ſeine Verwaltung übernom⸗ 
men, ſo können innerhalb dieſes Gebiets neue, dem allgemeinen 
Verkehre dienende Eiſenbahnen nur vom Reiche oder mit ſeiner 
Zuſtimmung gebaut werden. Berührt der Bau neuer oder die 
Veränderung beſtehender Reichseiſenbahnanlagen den Geſchäfts⸗ 
bereich der Landespolizei, ſo hat die Reichseiſenbahnverwaltung 
vor der Entſcheidung die Landesbehörden anzuhören. 

Wo das Reich die Eiſenbahnen noch nicht in ſeine Verwaltung 
übernommen hat, kann es für den allgemeinen Verkehr oder die 
Landes verteidigung als notwendig erachtete Eiſenbahnen kraft 
Reichsgeſetzes auch gegen den Widerſpruch der Länder, deren Ge⸗ 
biet durchſchnitten wird, jedoch unbeſchadet der Landeshoheits- 
rechte, für eigene Rechnung anlegen oder den Bau einem anderen 
zur Ausführung überlaſſen, nötigenfalls unter Verleihung des 
Enteignungsrechts. 

Jede Eiſenbahnverwaltung muß ſich den Anſchluß anderer 
Bahnen auf deren Koſten gefallen laſſen. 


Artikel 95 


Eiſenbahnen des allgemeinen Verkehrs, die nicht vom Reiche 
verwaltet werden, unterliegen der Beaufſichtigung durch das 
Reich. 

Die der Reichsauſſicht unterliegenden Eiſenbahnen ſind nach 
den gleichen, vom Reiche feſtgeſetzten Grundſätzen anzulegen und 


zu 
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auszurüſten. Sie ſind in betriebsſicherem Zuſtand zu erhalten 
und entſprechend den Anforderungen des Verkehrs auszubauen. 
Perſonen⸗ und Güterverkehr ſind in Abereinſtimmung mit dem 
Bedürfnis zu bedienen und auszugeſtalten. 

Bei der Beauſſichtigung des Tarifweſens iſt auf gleichmäßige 
und niedrige Eiſenbahntarife hinzuwirken. 


Artikel 96 


Alle Eiſenbahnen, auch die nicht dem allgemeinen Verkehr 
dienenden, haben den Anforderungen des Reichs auf Benutzung 


er Eiſenbahnen zum Zwecke der Landesverteidigung Folge zu 
eiſten. 


Artikel 97 


Aufgabe des Reichs iſt es, die dem allgemeinen Verkehr dienen- 
den Waſſerſtraßen in ſein Eigentum und ſeine Verwaltung zu 
übernehmen. 

Nach der Abernahme können dem allgemeinen Verkehr dienende 

aſſerſtraßen nur noch vom Reiche oder mit feiner Zuſtimmung 
angelegt oder ausgebaut werden. 


Bei der Verwaltung, dem Ausbau oder dem Neubau von 
Waſſerſtraßen ſind die Bedürfniſſe der Landeskultur und der 
21 aſſerwirtſchaft im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren. 

uch iſt auf deren Förderung Rüdfiht zu nehmen. 

„Jede Waſſerſtraßenverwaltung hat ſich den Anſchluß anderer 
mnenwaſſerſtraßen auf Koſten der Anternehmer gefallen zu 
laſſen. Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Herſtellung einer 
Verbindung zwiſchen Binnenwaſſerſtraßen und Eiſenbahnen. 

Pen dem Abergange der Waſſerſtraßen erhält das Reich die 
Schiteenungsbefugnis, die Tarifhoheit ſowie die Strom. und 

chiffahrtspolizei. 
ben na fBaben der Strombauverbände in bezug auf den Aus- 
ſind auf das Waſſerſtraßen im Rhein-, Weſer⸗ und Elbgebiet 
as Reich zu übernehmen. 


Artikel 98 


bel ben N une in Angelegenheiten der Waſſerſtraßen werden 
Ben eichswaſſerſtraßen nach näherer Anordnung der Reichs 
gierung unter Zuſtimmung des Reichsrats Beiräte gebildet. 
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Artikel 99 

Auf natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für ſolche 
Werke, Einrichtungen und ſonſtige Anſtalten erhoben werden, die 
zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind. Sie dürfen bei 
ſtaatlichen und kommunalen Anſtalten, die zur Herſtellung und 
Anterhaltung erforderlichen Koſten nicht überſteigen. Die Her- 
ſtellungs⸗ und Anterhaltungskoſten für Anſtalten, die nicht aus⸗ 
ſchließlich zur Erleichterung des Verkehrs, ſondern auch zur För⸗ 
derung anderer Zwecke beſtimmt find, dürfen nur zu einem ver- 
hältnismäßigen Anteil durch Schiffahrtsabgaben aufgebracht wer⸗ 
den. Als Herſtellungskoſten gelten die Zinſen und Tilgungs⸗ 
beträge für die aufgewandten Mittel. Die Vorſchriften des vor- 
ſtehenden Abſatzes finden Anwendung auf die Abgaben, die für 
künſtliche Waſſerſtraßen ſowie für Anſtalten an ſolchen und in 
Häfen erhoben werden. 

Im Bereiche der Binnenſchiffahrt können für die Bemeſſung der 
Befahrungsabgaben die Geſamtkoſten einer Waſſerſtraße, eines 
Stromgebiets oder eines Waſſerſtraßennetzes zugrunde gelegt 
werden. 

Dieſe Beſtimmungen gelten auch für die Flößerei auf ſchiff⸗ 
baren Waſſerſtraßen. 

Auf fremde Schiffe und deren Ladungen andere oder höhere Ab⸗ 
gaben zu legen als auf deutſche Schiffe und deren Ladungen, ſteht 
nur dem Reiche zu. 

Zur Beſchaffung von Mitteln für die Anterhaltung und den 
Ausbau des deutſchen Waſſerſtraßennetzes kann das Reich die 
Schiffahrtsbeteiligten auch auf andere Weiſe durch Geſetz zu Bei⸗ 
trägen heranziehen. 

Artikel 100 

Zur Deckung der Koſten für Anterhaltung und Bau von 
Binnenſchiffahrtswegen kann durch ein Reichsgeſetz auch beran- 
gezogen werden, wer aus dem Bau von Talſperren in anderer 
Weiſe als durch Befahrung Nutzen zieht, ſofern mehrere Länder 
beteiligt ſind oder das Reich die Koſten der Anlage trägt. 


Artikel 101 


Aufgabe des Reichs iſt es, alle Seezeichen, insbeſondere Leucht⸗ 
feuer, Feuerſchiffe, Bojen, Tonnen und Baken, in ſein Eigentum 
und ſeine Verwaltung zu übernehmen. Nach der Abernahme 
können Seezeichen nur noch vom Reiche oder mit ſeiner Zu- 
ſtimmung hergeſtellt oder ausgebaut werden 
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Siebenter Abſchnitt. Die Rechtspflege 


Artikel 102 
Die Richter ſind unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. 


Artikel 103 


Die ordentliche Gerichtsbarkeit wird durch das Reichsgericht 
und durch die Gerichte der Länder ausgeübt. 


Artikel 104 


Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit werden auf Lebens 
zeit ernannt. Sie können wider ihren Willen nur kraft richter- 
licher Entſcheidung und nur aus den Gründen und unter den For · 
men, welche die Geſetze beſtimmen, dauernd oder zeitweiſe ihres 
Amtes enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruheſtand 
verſetzt werden. Die Geſetzgebung kann Altersgrenzen feſtſetzen, 
bei deren Erreichung Richter in den Ruheſtand treten. 

Die vorläufige Amtsenthebung, die kraſt Geſetzes eintritt, wird 
hierdurch nicht berührt. 

Bei einer Veränderung in der Einrichtung der Gerichte oder 
ihrer Bezirke kann die Landesjuſtizverwaltung unfreiwillige Ver⸗ 
ſetzungen an ein anderes Gericht oder Entfernungen vom Amte, 
jedoch nur unter Belaſſung des vollen Gehalts, verfügen. 

Auf Handelsrichter, Schöffen und Geſchworene finden dieſe Be⸗ 
Mmmungen keine Anwendung. 


Artikel 105 
1 Ausnahmegerichte find unſtatthaft. Niemand darf ſeinem gejeh- 
11 — Richter entzogen werden. Die geſetzlichen Beſtimmungen 
in Kriegsgerichte und Standgerichte werden hiervon nicht be- 
hrt. Die militäriſchen Ehrengerichte ſind aufgehoben. 


} Artitel 106 
itärgerichtsbarkeit iſt aufzuheben, außer für Kriegs- 
an Vord der Kriegsſchiffe. Das Nähere regelt ein 
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Artikel 107 


be e und in den Ländern müſſen nach Maßgabe der Ge- 
ee rwaltungsgerichte zum Schutze der einzelnen gegen Anord⸗ 
gen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden beſtehen. 


Reihsverfaffung 


Artikel 108 
Nach Maßgabe eines Reichsgeſetzes wird ein Staatsgerichtshof 
für das Deutſche Reich errichtet. 


Zweiter Hauptteil 
Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen 


Erſter Abſchnitt. Die Einzelperſon 


Artikel 109 

Alle Deutſchen find vor dem Geſetze gleich. 

Männer und Frauen haben grundſätzlich dieſelben ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte und Pflichten. 

Offentlich⸗rechtliche Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder 
des Standes ſind aufzuheben. Adelsbezeichnungen gelten nur als 
Teil des Namens und dürfen nicht mehr verliehen werden. 

Titel dürfen nur verliehen werden, wenn ſie ein Amt oder einen 
Beruf bezeichnen; akademiſche Grade find hierdurch nicht betroffen. 

Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staate nicht verliehen 
werden. 

Kein Deutſcher darf von einer ausländiſchen Regierung Titel 
oder Orden annehmen. 


Artikel 110 
Die Staatsangehörigkeit im Reiche und in den Ländern wird 
nach den Beſtimmungen eines Reichsgeſetzes erworben und ver- 
loren. Jeder Angehörige eines Landes iſt zugleich Reichsan- 
angehöriger. Jeder Deutſche hat in jedem Lande des Reichs die 
gleichen Rechte und Pflichten wie die Angehörigen des Landes 
ſelbſt. 
Artikel 111 
Alle Deutſchen genießen Freizügigkeit im ganzen Reiche. Jeder 
hat das Recht, ſich an beliebigem Orte des Reichs aufzuhalten 
und niederzulaſſen, Grundſtücke zu erwerben und jeden Nahrungs⸗ 
zweig zu betreiben. Einſchränkungen bedürfen eines Reichsgeſetzes. 


Artikel 112 


Jeder Deutſche iſt berechtigt, nach außerdeutſchen Ländern aus⸗ 
zuwandern. Die Auswanderung kann nur durch Reichsgeſetz be 
ſchränkt werden. 
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Dem Ausland gegenüber haben alle Reichsangehörigen inner- 
85 außerhalb des Reichsgebiets Anſpruch auf den Schutz des 
Reichs. 

Kein Deutſcher darf einer ausländiſchen Regierung zur Ver⸗ 
folgung oder Beſtrafung überliefert werden. 


Artikel 113 
Die fremdſprachigen Volksteile des Reichs dürfen durch die Ge⸗ 
etzgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen 
Entwicklung, beſonders nicht im Gebrauch ihrer Mutterſprache 
beim Anterricht, ſowie bei der inneren Verwaltung und der Rechts- 
pflege beeinträchtigt werden. 


Artikel 114 

Die Freiheit der Perſon iſt unverletzlich. Eine Beeinträchtigung 
oder Entziehung der perſönlichen Freiheit durch die öffentliche Ge⸗ 
walt iſt nur auf Grund von Geſetzen zuläffig. 
5 erſonen, denen die Freiheit entzogen wird, ſind ſpäteſtens am 
arauffolgenden Tage in Kenntnis zu ſetzen, von welcher Behörde 
ck aus welchen Gründen die Entziehung der Freiheit angeordnet 
Be iſt; unverzüglich ſoll ihnen Gelegenheit gegeben werden, 

Mvendungen gegen ihre Freiheitsentziehung vorzubringen. 


Artikel 115 


ohnung jedes Deutſchen iſt für ihn eine Freiſtätte und 
ch. Ausnahmen find nur auf Grund von Geſetzen zu- 


Die W. 
unverl li 
läſſig. a 


Eine Handlun kann 5 8 Fe Strafe belegt werden 
ee die Strafbarkeit geſetzlich beſtimmt war, bevor 5225 0 lng 

gangen wurde. 

Das Beiefgepe; Ar el 2 
ſprechgeheim geheimnis ſowie das Poft-, Telegraphen⸗ und Fern⸗ 


Nef nis ſind unverletzlich. Ausnahmen können nur durch 
eichsgeſetz zugelaſſen werden. 


Jeder © Artikel 118 
gemeinen Gul hat das Recht, innerhalb der Schranken der all- 
oder in fon feine Meinung durch Wort, Schrift, Drud, Bild 
ſonſtiger Weiſe frei zu äußern. An dieſem Rechte darf 


31 


Reichsverfaſſung 


ihn kein Arbeits oder Anſtellungsverhältnis hindern, und nie⸗ 
mand darf ihn benachteiligen, wenn er von dieſem Rechte Ge⸗ 
brauch macht. 

Eine Zenſur findet nicht ſtatt, doch können für Lichtſpiele durch 
Geſetz abweichende Beſtimmungen getroffen werden. Auch ſind 
zur Bekämpfung der Schund und Schmutzliteratur ſowie zum 
Schutze der Jugend bei öffentlichen Schauſtellungen und Dar⸗ 
bietungen geſetzliche Maßnahmen zuläſſig. 


Zweiter Abſchnitt. Das Gemeinſchaftsleben 


Artikel 119 

Die Ehe ſteht als Grundlage des Familienlebens und der Er⸗ 
haltung und Vermehrung der Nation unter dem beſonderen 
Schutze der Verfaſſung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung der 
beiden Geſchlechter. 

Die Reinerhaltung, Geſundung und ſoziale Förderung der Fa⸗ 
milie iſt Aufgabe des Staates und der Gemeinden. Kinderreiche 
Familien haben Anſpruch auf ausgleichende Fürſorge. 

Die Mutterſchaft hat Anſpruch auf den Schutz und die Fürſorge 
des Staates. 

N Artikel 120 

Die Erziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, ſeeliſchen und ge- 
ſellſchaftlichen Tüchtigkeit iſt oberſte Pflicht und natürliches Recht 
der Eltern, über deren Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft 
wacht. 

Artikel 121 

Den unehelichen Kindern ſind durch die Geſetzgebung die gleichen 
Bedingungen für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Ent⸗ 
wicklung zu ſchaffen wie den ehelichen Kindern. 

Artikel 122 

Die Jugend iſt gegen Ausbeutung ſowie gegen ſittliche, geiſtige 
oder körperliche Verwahrloſung zu ſchützen. Staat und Gemeinde 
haben die erforderlichen Einrichtungen zu treffen. 

Fürſorgemaßregeln im Wege des Zwanges können nur auf 
Grund des Geſetzes angeordnet werden. 

Artie 108 


Alle Deutſchen haben das Recht, ſich ohne Anmeldung oder be ⸗ 
ſondere Erlaubnis friedlich und unbewaffnet zu verſammeln. 
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Verſammlungen unter freiem Himmel können durch Reichsgeſetz 
anmeldepflichtig gemacht und bei unmittelbarer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit verboten werden. 


Artikel 124 

Alle Deutſchen haben das Recht, zu Zwecken, die den Straf⸗ 
geſetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Geſellſchaften zu bilden. 
Dies Recht kann nicht durch Vorbeugungsmaßregeln beſchränkt 
werden. Für religiöſe Vereine und Geſellſchaften gelten dieſelben 

eſtimmungen. 

Der Erwerb der Rechtsfähigkeit ſteht jedem Verein gemäß den 
Vorſchriſten des bürgerlichen Rechtes frei. Er darf einem Verein 
nicht aus dem Grunde verſagt werden, daß er einen politiſchen, 
ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt. 


Artikel 125 
Wahlfreiheit und Wahlgeheimnis ſind gewährleiſtet. Das 
Nähere beſtimmen die Wahlgeſetze. 


Artikel 126 
Jeder Deutſche hat das Recht, ſich ſchriftlich mit Bitten oder 
Weſchwerden an die zuſtändige Behörde oder an die Volksver⸗ 
vetung zu wenden. Dieſes Recht kann ſowohl von einzelnen als 
auch von mehreren gemeinſam ausgeübt werden. 


Artikel 127 
Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbſt⸗ 
waltung innerhalb der Schranken der Geſetze. 


Artikel 128 


5 he Staatsbürger ohne Anterſchied find nach Maßgabe der Ge- 
. W entſprechend ihrer Befähigung und ihren Leiſtungen zu 
en öffentlichen Amtern zuzulaſſen. 


All 5 Rn 
befeitige snahmebeſtimmungen gegen weibliche Beamte werden 


Die Grundl W 8 8 g re 
geſetz zu reg des Beamtenverhältniſſes ſind durch Reichs 


de 


eee e 
g der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, ſoweit nicht 
etz etwas anderes beſtimmt iſt. Ruhegehalt und Hinter- 
verſorgung werden geſetzlich geregelt. Die wohlerwor⸗ 


Die Anſt 
durch Ger. ellun 
bliebenen 


33 


Reichsverfaſſung 


benen Rechte der Beamten find unverletzlich. Für die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche der Beamten ſteht der Rechtsweg offen. 

Die Beamten können nur unter den geſetzlich beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen und Formen vorläufig ihres Amtes enthoben, einft- 
weilen oder endgültig in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt 
mit geringerem Gehalt verſetzt werden. 

Gegen jedes dienſtliche Straferkenntnis muß ein Beſchwerde ; 
weg und die Möglichkeit eines Wiederaufnahmeverfahrens eröffnet 
ſein. In die Nachweiſe über die Perſon des Beamten ſind Ein⸗ 
tragungen von ihm ungünſtigen Tatſachen erſt vorzunehmen, wenn 
dem Beamten Gelegenheit gegeben war, ſich über ſie zu äußern. 
Dem Beamten iſt Einſicht in ſeine Perſonalnachweiſe zu gewähren. 

Die Anverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die Offen- 
haltung des Rechtswegs für die vermögensrechtlichen Anſprüche 
werden beſonders auch den Berufsſoldaten gewährleiſtet. Im 
übrigen wird ihre Stellung durch Reichsgeſetz geregelt. 


Artikel 130 
Die Beamten ſind Diener der Geſamtheit, nicht einer Partei. 
Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politiſchen Geſinnung und 
die Vereinigungsfreiheit gewährleiſtet. 
Die Beamten erhalten nach näherer reichsgeſetzlicher Beſtimmung 
beſondere Beamtenvertretungen. 


Artikel 131 

Verletzt ein Veamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt die ihm einen Dritten gegenüber obliegende Amts. 
pflicht, ſo trifft die Verantwortlichkeit grundſätzlich den Staat oder 
die Körperſchaft, in deren Dienſte der Beamte ſteht. Der Rückgriff 
gegen den Beamten bleibt vorbehalten. Der ordentliche Nechts⸗ 
weg darf nicht ausgeſchloſſen werden. 

Die nähere Regelung liegt der zuſtändigen Geſetzgebung ob. 


Artikel 132 
Jeder Deutſche hat nach Maßgabe der Geſetze die Pflicht zur 
Abernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten. 
Artikel 133 


Alle Staatsbürger ſind verpflichtet, nach Maßgabe der Geſetze 
perſönliche Dienſte für den Staat und die Gemeinde zu leiſten. 

Die Wehrpflicht richtet ſich nach den Beſtimmungen des Reichs 
wehrgeſetzes. Dieſes beſtimmt auch, wieweit für Angehörige der 
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Wehrmacht zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Erhaltung der 
annszucht einzelne Grundrechte einzuſchränken ſind. 


Artikel 134 


Alle Staatsbürger ohne Anterſchied tragen im Verhältnis ihrer 
ittel zu allen öffentlichen Laſten nach Maßgabe der Geſetze bei. 


Dritter Abſchnitt. Religion und Religionsgeſellſchaften 


Artikel 135 
Alle Bewohner des Reichs genießen volle Glaubens und Ge⸗ 
wiſſensfreiheit. Die ungeſtörte Religionsübung wird durch die 
erfaſſung gewährleiſtet und ſteht unter ſtaatlichem Schutz. Die 
allgemeinen Staatsgeſetze bleiben hiervon unberührt. 


Artikel 136 
5 bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 
1 erden durch die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt 
och beſchränkt. 
we Genuß bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Rechte ſowie die 
rel aſſung zu öffentlichen Amtern ſind unabhängig von dem 
igiöſen Bekenntnis. 
temand ift verpflichtet, ſeine religiöfe Aberzeugung zu offen⸗ 


b : 

—.—— Die Behörden haben nur ſo weit das Recht, nach der Zu⸗ 
5 By a zu einer Religionsgefellſchaft zu fragen, als davon 
— u 


fi e und Pflichten abhängen oder eine geſetzlich angeordnete 

life Erhebung dies erfordert. 

fie emand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit 

einer dur Teilnahme an religibſen Abungen oder zur Benutzung 
veligiöfen Eidesform gezwungen werden. 


Es be Artikel 137 

Die geht keine Staatskirche. 
gewäbrlertedet der Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften wird 
ne Der Zuſammenſchluß von Religionsgeſellſchaften 

Jede N 2 Reichsgebiets unterliegt keinen Beſchränkungen. 
heiten Fon deſellchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen⸗ 
Geſetzes ml innerhalb der Schranken des für alle geltenden 
oder der bi verleiht ihre Amter ohne Mitwirkung des Staates 
r bürgerlichen Gemeinde. 


3. 
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Neligionsgeſellſchaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den 
allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes. 

Die Religionsgeſellſchaften bleiben Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes, ſoweit ſie ſolche bisher waren. Anderen Religions- 
geſellſchaften find auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, 
wenn fie durch ihre Verfaſſung und die Zahl ihrer Mitglieder die 
Gewähr der Dauer bieten. Schließen ſich mehrere derartige 
öffentlich- rechtliche Religionsgeſellſchaften zu einem Verband zu⸗ 
ſammen, ſo iſt auch dieſer Verband eine öffentlich⸗rechtliche Körper ⸗ 
ſchaft. 

Die Neligionsgeſellſchaften, welche Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes find, find berechtigt, auf Grund der bürgerlichen 
Steuerliſten nach Maßgabe der landesrechtlichen Beſtimmungen 
Steuern zu erheben. 

Den Religionsgeſellſchaften werden die Vereinigungen gleich 
geftellt, die ſich die gemeinſchaftliche Pflege einer Weltanſchauung 
zur Aufgabe machen. 

Soweit die Durchführung dieſer Beſtimmungen eine weitere 
Regelung erfordert, liegt dieſe der Landesgeſetzgebung ob. 


Artikel 138 

Die auf Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften werden durch die 
Landesgeſetzgebung abgelöſt. Die Grundſätze hierfür ſtellt das 
Reich auf. 

Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgeſellſchaften 
und religiöſen Vereine an ihren für Kultus-, Anterrichts⸗ und 
Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und ſon⸗ 
ſtigen Vermögen werden gewährleiſtet. 


Artikel 139 


Der Sonntag und die ſtaatlich anerkannten Feiertage bleiben als 
Tage der Arbeitsruhe und der ſeeliſchen Erhebung geſetzlich 


geſchützt. 
Artikel 140 


Den Angehörigen der Wehrmacht iſt die nötige freie Zeit zur 
Erfüllung ihrer religiöſen Pflichten zu gewähren. 
Artikel 141 


Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienſt und Seelſorge im 
Heer, in Krankenhäuſern, Strafanſtalten oder ſonſtigen öffent- 
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lichen Anſtalten beſteht, find die Religionsgeſellſchaften zur Vor⸗ 
nahme religiöjer Handlungen zuzulaſſen, wobei jeder Zwang fern- 
zuhalten iſt. 


Vierter Abſchnitt. Bildung und Schule 


Artikel 142 


Die Kunſt, die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei. Der Staat 
gewährt ihnen Schutz und nimmt an ihrer Pflege teil. 


Artikel 143 
. Fur die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu 
lorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken Reich, Länder und Ge- 
meinden zuſammen. 
„Die Lehrerbildung iſt nach den Grundſätzen, die für die höhere 
Bildung allgemein gelten, für das Reich einheitlich zu regeln. 
f Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und Pflich⸗ 
en der Staatsbeamten. 


Artikel 144 


er Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Auſſicht des Staates; 
. die Gemeinden daran beteiligen. Die Schulauſſicht wird 
ie, hauptamtlich tätige, fachmänniſch vorgebildete Beamte aus- 
& Artikel 145 
für, beſteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grund- 
anal, die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren und die 
bi ießende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten 
a uhre, Der Anterricht und die Lernmittel in den Volks- 
en und Fortbildungsſchulen find unentgeltlich. 


ee Artikel 146 
einer für fentliche Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten. Auf 
höhere @, 0 e gemeinſamen Grundſchule baut ſich das mittlere und 
keit der © . auf. Für dieſen Aufbau iſt die Mannigfaltig 
ſtimmte S ensberufe, für die Aufnahme eines Kindes in eine be- 
ſchaftliche chule ſind ſeine Anlage und Neigung, nicht die wirt⸗ 
nis ſein und geſellſchaftliche Stellung oder das Religionsbefennt- 
er er Eltern maßgebend. 

berazz ed der Gemeinden ſind indes auf Antrag von Erziehungs- 

gten Volksſchulen ihres Bekenntniſſes oder ihrer Welt ⸗ 
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anſchauung einzurichten, ſoweit hierdurch ein geordneter Schul⸗ 
betrieb, auch im Sinne des Abſ. 1, nicht beeinträchtigt wird. Der 
Wille der Erziehungsberechtigten iſt möglichſt zu berückſichtigen. 
Das Nähere beſtimmt die Landesgeſetzgebung nach den Grund- 
ſätzen eines Reichsgeſetzes. 

Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und 
höheren Schulen find durch Reich, Länder und Gemeinden öffent⸗ 
liche Mittel bereitzuſtellen, insbeſondere Erzichungsbeihilfen für 
die Eltern von Kindern, die zur Ausbildung auf mittleren und 
höheren Schulen für geeignet erachtet werden, bis zur Beendigung 
der Ausbildung. 


Artikel 147 


Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen bedürfen der 
Genehmigung des Staates und unterſtehen den Landesgeſetzen. 
Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn die Privatſchulen in ihren 
Lehrzielen und Einrichtungen ſowie in der wiſſenſchaftlichen Aus⸗ 
bildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zu⸗ 
rückſtehen und eine Sonderung der Schüler nach den Beſitzverhält⸗ 
niſſen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung iſt zu 
verſagen, wenn die wirtſchaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrkräfte nicht genügend geſichert iſt. 

Private Volksſchulen ſind nur zuzulaſſen, wenn für eine Minder ⸗ 
beit von Erziehungsberechtigten deren Wille nach Artikel 146 
Abſ. 2 zu berückſichtigen iſt, eine öffentliche Volksſchule ihres Be⸗ 
kenntniſſes oder ihrer Weltanſchauuung in der Gemeinde nicht be · 
ſteht oder die Anterrichtsverwaltung ein beſonderes pädagogiſches 
Intereſſe anerkennt. 

Private Vorſchulen ſind aufzuheben. 

Für private Schulen, die nicht als Erſatz für öffentliche Schulen 
dienen, verbleibt es bei dem geltenden Rechte. 


Artikel 148 


In allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche Ge⸗ 
ſinnung, perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des 
deutſchen Volkstums und der Völkerverſöhnung zu erſtreben. 

Beim Anterricht in öffentlichen Schulen iſt Bedacht zu nehmen, 
daß die Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden. 

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht ſind Lehrfächer der 
Schulen. Jeder Schüler erhält bei Beendigung der Schulpflicht 
einen Abdruck der Verfaſſung. 
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Das Volksbildungsweſen, einſchließlich der Volkshochſchulen, 
fol von Reich, Ländern und Gemeinden gefördert werden. 


Artikel 149 
Der Religionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach der Schulen 
mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen. Seine 
Erteilung wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt. Der 
Religionsunterricht wird in Abereinſtimmung mit den Grund- 
jätzen der betreffenden Religionsgejellihaft unbeſchadet des Auf- 
ſichtsrechts des Staates erteilt. 
Die Erteilung religiöſen Anterrichts und die Vornahme kirch⸗ 
licher Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer, die 
Teilnahme an religiöſen Anterrichtsſächern und an kirchlichen 
eiern und Handlungen der Willenserklärung desjenigen über⸗ 
an der über die religiöfe Erziehung des Kindes zu beſtimmen 
at. 
9 87 theologiſchen Fakultäten an den Hochſchulen bleiben er⸗ 
en. 


Artikel 150 
11 5 Denkmäler der Kunſt, der Geſchichte und der Natur ſowie 
e Landſchaft genießen den Schutz und die Pflege des Staates. 
8 Es iſt Sache des Reichs, die Abwanderung deutſchen Kunſt⸗ 
eſitzes in das Ausland zu verhüten. 


Fünfter Abſchnitt. Das Wirtſchaftsleben 


Artikel 151 
Die Ordnung des Wirtſchaftslebens muß den Grundſätzen der 
erechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleiſtung eines menſchen⸗ 
En Daſeins für alle entſprechen. In dieſen Grenzen iſt die 
ee Freiheit des einzelnen zu fichern. 
Rechte licher Zwang iſt nur zuläſſig zur Verwirklichung bedrohter 
wohls 8 im Dienſte überragender Forderungen des Gemein⸗ 
gabe de ie Freiheit des Handels und Gewerbes wird nach Maß; 
r Reichsgeſetze gewährleiſtet. 


G 


wi 


Artikel 152 


5 
Gcſege ttfchaftsvertehr gilt Vertragsfreiheit nach Maßgabe der 


Wucher iſt ver 
boten. Recht ä i 
verſtoßen, find uicheig echtsgeſchäfte, die gegen die guten Sitten 
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Artikel 153 


Das Eigentum wird von der Verfaſſung gewährleiſtet. Sein 
Inhalt und ſeine Schranken ergeben ſich aus den Geſetzen. 

Eine Enteignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit und 
auf geſetzlicher Grundlage vorgenommen werden. Sie erfolgt gegen 
angemeſſene Entſchädigung, ſoweit nicht ein Reichsgeſetz etwas 
anderes beſtimmt. Wegen der Höhe der Entſchädigung iſt im 
Streitfall der Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten offen zu 
halten, ſoweit Reichsgeſetze nichts anderes beſtimmen. Enteig⸗ 
nung durch das Reich gegenüber Ländern, Gemeinden und gemein⸗ 
nützigen Verbänden kann nur gegen Entſchädigung erfolgen. 

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch ſoll zugleich Dienſt ſein 
für das gemeine Beſte. 


Artikel 154 
Das Erbrecht wird nach Maßgabe des bürgerlichen Rechtes 
gewährleiſtet. 
Der Anteil des Staates am Erbgut beſtimmt ſich nach den Ge- 
ſetzen. 


Artikel 155 


Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird von Staats 
wegen in einer Weiſe überwacht, die Mißbrauch verhütet und 
dem Ziele zuſtrebt, jedem Deutſchen eine geſunde Wohnung und 
allen deutſchen Familien, beſonders den kinderreichen, eine ihren 
Bedürfniſſen entſprechende Wohn⸗ und Wirtſchaſtsheimſtätte zu 
ſichern. Kriegsteilnehmer ſind bei dem zu ſchaffenden Heimftätten- 
rechte beſonders zu berückſichtigen. 

Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Befriedigung des Wohnungs- 
bedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung und Arbarmachung oder 
zur Hebung der Landwirtſchaft nötig iſt, kann enteignet werden. 
Die Fideikommiſſe ſind aufzulöſen. 

Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens iſt eine Pflicht 
des Grundbeſitzers gegenüber der Gemeinſchaft. Die Wertſtei⸗ 
gerung des Bodens, die ohne eine Arbeits- oder Kapitalauf⸗ 
wendung auf das Grundſtück entſteht, iſt für die Geſamtheit nutz⸗ 
bar zu machen. 

Alle Bodenſchätze und alle wirtſchaftlich nutzbaren Naturkräfte 
ſtehen unter Aufſicht des Staates. Private Regale find im Wege 
der Geſetzgebung auf den Staat zu überführen. 
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Artikel 156 
Das Neich kann durch Geſetz unbeſchadet der Entſchädigung, in 
ſinngemäßer Anwendung der für Enteignung geltenden Beſtim⸗ 
mungen, für die Vergeſellſchaftung geeignete private wirtſchaftliche 
nternehmungen in Gemeineigentum überführen. Es kann ſich 
ſelbſt, die Länder oder die Gemeinden an der Verwaltung wirt- 
ſchaftlicher Anternehmungen und Verbände beteiligen oder ſich 
aran in anderer Weiſe einen beſtimmenden Einfluß ſichern. 

Das Reich kann ferner im Falle dringenden Bedürfniſſes zum 
Zwecke der Gemeinwirtſchaft durch Geſetz wirtſchaftliche Anter⸗ 
nehmungen und Verbände auf der Grundlage der Selbſtverwaltung 
zuſammenſchließen mit dem Ziele, die Mitwirkung aller ſchaffenden 
walksteile zu ſichern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der Ver⸗ 
Bene zu beteiligen und Erzeugung, Herſtellung, Verteilung, 
Terwendung, Preisgeſtaltung ſowie Ein- und Ausfuhr der Wirt- 
ſchaftsgüter nach gemeinwirtſchaftlichen Grundſätzen zu regeln. 
er Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und deren Ver⸗ 
imigungen find auf ihr Verlangen unter Berüchſichtigung ihrer 

erfaſſung und Eigenart in die Gemeinwirtſchaft einzugliedern. 


f Artikel 157 
Die Arbeitskraft ſteht unter dem beſonderen Schutze des Reichs. 
as Reich ſchafft ein einheitliches Arbeitsrecht. 


Artikel 158 


Bi 55 geiſtige Arbeit, das Recht der Arheber, der Erfinder und 
J Künſtler, genießt den Schutz und die Fürſorge des Reichs. 
* 5 Schöpfungen deutſcher Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik iſt 
und Siwiſchenſtaatliche Vereinbarung auch im Ausland Geltung 

chutz zu verſchaffen. 


Di Artikel 159 
Arbeits Vereinigungsfreihett zur Wahrung und Förderung der 
alle 2 2 Wirtſchaftsbedingungen iſt für jedermann und für 
dieſe Freih gewährleiſtet. Alle Abreden und Maßnahmen, welche 
widrig. eit einzuſchränken oder zu behindern ſuchen, find rechts⸗ 

W Artikel 160 
oder Arbe einem Dienſt- oder Arbeitsverhältnis als Angeſtellter 
ſtaatsbür eiter ſteht, hat das Recht auf die zur Wahrnehmung 
gerlicher Rechte und, ſoweit dadurch der Betrieb nicht er- 
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heblich geſchädigt wird, zur Ausübung ihm übertragener öffent⸗ 
licher Ehrenämter nötige freie Zeit. Wieweit ihm der Anſpruch 
auf Vergütung erhalten bleibt, beſtimmt das Geſetz. 


Artikel 161 
Zur Erhaltung der Geſundheit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutze 
der Mutterſchaft und zur Vorſorge gegen die wirtſchaftlichen 
Folgen von Alter, Schwäche und Wechſelfällen des Lebens ſchafft 
das Reich ein umfaſſendes Verſicherungsweſen unter maßgebender 
Mitwirkung der Verſicherten. 


Artikel 162 

Das Reich tritt für eine zwiſchenſtaatliche Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe der Arbeiter ein, die für die geſamte arbeitende Klaſſe 
der Menſchheit ein allgemeines Mindeſtmaß der ſozialen Rechte 
erſtrebt. 

Artikel 163 

Jeder Deutſche hat unbeſchadet ſeiner perſönlichen Freiheit die 
ſittliche Pflicht, feine geiſtigen und körperlichen Kräfte jo zu be- 
tätigen, wie es das Wohl der Geſamtheit erfordert. 

Jedem Deutſchen ſoll die Möglichkeit gegeben werden, durch 
wirtſchaftliche Arbeit ſeinen Anterhalt zu erwerben. Soweit ihm 
angemeſſene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewieſen werden kann, 
wird für ſeinen notwendigen Anterhalt geſorgt. Das Nähere wird 
durch beſondere Reichsgeſetze beſtimmt. 


Artikel 164 
Der ſelbſtändige Mittelſtand in Landwirtſchaft, Gewerbe und 
Handel iſt in Geſetzgebung und Verwaltung zu fördern und gegen 
Aberlaſtung und Aufſaugung zu ſchützen. 


Artikel 165 


Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazu berufen, gleichberechtigt 
in Gemeinſchaft mit den Anternehmern an der Regelung der Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen ſowie an der geſamten wirtſchaftlichen 
Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beider⸗ 
ſeitigen Organiſationen und ihre Vereinbarungen werden an- 
erkannt. 

Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer 
ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen geſetzliche Vertretungen in 
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Betriebsarbeiterräten ſowie in nach Wirtſchaftsgebieten geglie⸗ 
derten Bezirksarbeiterräten und in einem Reichsarbeiterrat. 

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur 
Erfüllung der geſamten wirtſchaftlichen Aufgaben und zur Mit- 
wirkung bei der Ausführung der Sozialiſierungsgeſetze mit den 
Vertretern der Anternehmer und ſonſt beteiligter Volkskreiſe zu 
Bezirkswirtſchaftsräten und zu einem Reichswirtſchaftsrat zu⸗ 
ſammen. Die Bezirkswirtſchaftsräte und der Neichswirtſchafts⸗ 
rat find fo zu geftalten, daß alle wichtigen Berufsgruppen ent. 
ſprechend ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung darin ver⸗ 
treten ſind. 

Sozialpolitiſche und wirtſchaftliche Geſetzentwürfe von grund- 
legender Bedeutung ſollen von der Reichsregierung vor ihrer Ein- 
bringung dem Reichswirtſchaftsrate zur Begutachtung vorgelegt 
werden. Der Reichswirtſchaftsrat hat das Recht, ſelbſt ſolche Ge⸗ 
ſetzesvorlagen zu beantragen. Stimmt ihnen die Reichsregierung 
nicht zu, ſo hat ſie trotzdem die Vorlage unter Darlegung ihres 
Standpunktes beim Reichstag einzubringen. Der Reihswirt- 
ſchaftsrat kann die Vorlage durch eines ſeiner Mitglieder vor dem 
Reichstag vertreten laſſen. 

Den Arbeiter- und Wirtſchaftsräten können auf den ihnen über⸗ 
wieſenen Gebieten Kontroll, und Verwaltungsbefugniſſe über · 
tragen werden. 
ine albau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtſchaftsräte ſowie 
ne Verhältnis zu anderen ſozialen Selbſtverwaltungskörpern zu 

geln, iſt ausſchließlich Sache des Reichs. 


Übergangs; und Schlußbeſtimmungen 


Si Artikel 166 
fein is zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts tritt an 
A für die Bildung des Wahlprüfungsgerichts das Reichs- 


Artikel 167 


edi : , 
Se Beftimmungen des Artikel 18 Abſ. 3 bis 6 treten erft zwei 
N nach Verkündung der Reichsverfaſſung in Kraft. 
Fend e preußiſchen Provinz Oberſchleſien 
n zweier Monate, nachdem die 
eg en Behördendie Verwaltungdes zur Zeit 
en Gebiets wieder übernommen haben, 
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eine Abſtimmung nach Artikel 18 Abſ. 4 Satz 1 und 
A bſ. 5 darüber ſtatt, ob ein Land Oberſchleſien 
gebildet werden ſoll. 

Wird die Frage bejaht, ſo iſt das Land unver- 
züglich einzurichten, ohne daßes eines weiteren 
Reichsgeſetzes bedarf. Dabei gelten folgende 
Beſtimmungen: 


1. Es iſt eine Landes verſammlung zu wählen, die 
binnen drei Monaten nach der amtlichen Feſt⸗ 
ſtellungdes Abſtimmungsergebniſſes zur Ein⸗ 
ſetzung der Landesregierung und zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Landesverfaſſung ein ⸗ 
zu berufen iſt. Der Reichspräſident erläßt die 
WahlordnungnachdenGrundſätzen des Reichs 
wahlgeſetzes und beſtimmt den Wahltag. 


2. Der Reichspräſident beſtimmt im Benehmen 
mit der oberſchleſiſchen Landesverſammlung, 
wann das Land als eingerichtet gilt. 


3. Die oberſchleſiſche Staatsangehörigkeit er ⸗ 
werben: 

a) die volljährigen Reichs angehörigen, die 
am Tage der Einrichtung des Landes Ober: 
ſchleſien (Nr. 2) in ſeinem Gebiete Wohnſitz 
oder ſtändigen Aufenthalt haben, mit 
dieſem Tage; 

b) ſonſtige volljährige preußiſche Staats 
angehörige, die im Gebiete der Provinz 
Oberſchleſien geboren ſind und innerhalb 
eines Jahres nach Einrichtung des Landes 
(Nr. 2) der Landesregierung erklären, daß 
ſie die oberſchleſiſche Staatsangehörigkeit 
erwerben wollen, am Tage des Eingangs 
dieſer Erklärung; 

c) alle Neichs angehörigen, die durch Geburt, 
Legitimation oder Eheſchließung der 
Staatsangehörigkeit einer der unter a 
und bbezeichneten Perſonen folgen!). 


*) Die Abfätze 2 und 3 find nen eingefügt auf Grund des Geſetzes, betreffend 
Oberſchleſien vom 27. November 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 1987). 
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Artikel 168 
Bis zum Erlaß des im Artikel 63 vorgeſehenen Landesgeſetzes, 
aber höchſtens bis zum 1. Juli 1921*), können die ſämtlichen preu⸗ 
ßiſchen Stimmen im Reichsrat von Mitgliedern der Regierung 
abgegeben werden. 


Artikel 169 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Beſtimmung im Artikel 83 
Abſ. 1 wird durch die Reichsregierung ſeſtgeſetzt. 
Für eine angemeſſene Abergangszeit kann die Erhebung und 
Verwaltung der Zölle und Verbrauchsſteuern den Ländern auf 
ihren Wunſch belaſſen werden. 


Artikel 170) 

t Die Poft- und Telegraphenverwaltungen Bayerns und Würt⸗ 
embergs gehen ſpäteſtens am 1. April 1921 auf das Reich über. 
di Soweit bis zum 1. Oktober 1920 noch keine Verſtändigung über 
ie Bedingungen der Abernahme erzielt iſt, entſcheidet der Staats-; 
gerichtshof. 

Sa zur Abernahme bleiben die bisherigen Rechte und Pflichten 
gra und Württembergs in Kraft. Der Poft- und Tele- 
aus f Henverkehr mit den Nachbarſtaaten des Auslandes wird jedoch 

sſchließlich vom Reiche geregelt. 


. Artikel 171 
Na Staatseiſenbahnen, Waſſerſtraßen und Seezeichen gehen 
Sa am 1. April 1921 auf das Reich über. 

„Soweit bis zum 1. Oktober 1920 noch keine Verſtändigung über 


ie Bedingun 51 ielt ift, entſcheidet der Staats 
gerich tshof. gen der Abernahme erzielt iſt, entſcheidet der S 


Bis Artikel 172 


gericht of Inkrafttreten des Reichsgeſetes über den Staats- 
aug, odd übt ſeine Befugniſſe ein Senat von ſieben Mitgliedern 
Witte d on der Reichstag vier und das Reichsgericht aus ſeiner 
rei wählt. Sein Verfahren regelt er ſelbſt. 

= =.’ 
ae „big zum 1. Juli 1921“ find an die Stelle der Worte „auf die 
ren Ne res“ getreten. Geſetz vom 6. Auguſt 1920 (Reichsgeſetzbl. = 1565). 
ng der Poſt⸗ und Telenrapbenverwaltung Bayerns und Württem⸗ 


bergs an das 9 
tei am 1. April r Ausfüh 
vo . April 1920. S. G ur Ausführung des Artikel 170 
m 27. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 643). iin | 5 
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Artikel 173 
Bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes gemäß Artikel 138 bleiben 
die bisherigen, auf Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln 
beruhenden Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften be⸗ 
ſtehen. 
Artikel 174 
Bis zum Erlaß des im Artikel 146 Abſ. 2 vorgeſehenen Reichsge⸗ 
ſetzes bleibt es bei der beſtehenden Rechtslage. Das Geſetz hat Ge⸗ 
biete des Reichs, in denen eine nach Bekenntniſſen nicht getrennte 
Schule geſetzlich beſteht, beſonders zu berückſichtigen. 


Artikel 175 
Die Beſtimmung des Artikel 109 findet keine Anwendung auf 
Orden und Ehrenzeichen, die für Verdienſte in den Kriegsjahren 
1914— 1919 verliehen werden jollen. 


Artikel 176 


Alle öffentlichen Beamten und Angehörigen der Wehrmacht ſind 
auf dieſe Verfaſſung zu vereidigen. Das Nähere wird durch Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten beſtimmt. 


Artikel 177 


Wo in den beſtehenden Geſetzen die Eidesleiſtung unter Be⸗ 
nutzung einer religiöſen Eidesform vorgeſehen iſt, kann die Eides⸗ 
leiſtung rechtswirkſam auch in der Weiſe erfolgen, daß der Schwö⸗ 
rende unter Weglaſſung der religtöſen Eidesform erklärt: »ich 
ſchwöre«. Im übrigen bleibt der in den Geſetzen vorgeſehene In⸗ 
halt des Eides unberührt. 


Artikel 178 

Die Verfaſſung des Deutſchen Neichs vom 16. April 1871 und 
das Geſetz über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar 
1919 ſind aufgehoben. 

Die übrigen Geſetze und Verordnungen des Reichs bleiben in 
Kraft, ſoweit ihnen dieſe Verfaſſung nicht entgegenſteht. Die Be⸗ 
ſtimmungen des am 28. Juni 1919 in Verſailles unterzeichneten 
Friedensvertrags werden durch die Verfaſſung nicht berührt. 
Mit Rückſicht auf die Verhandlungen bei dem 
Erwerb der Inſel Helgoland kann zugunſten 
ihrer einheimiſchen Bevölkerung eine von 
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Artikel 17 Abi. 2 abweichende Regelung ge⸗ 
onen werden). 

Anordnungen der Behörden, die auf Grund bisheriger Geſetze in 
rechtsgültiger Weiſe getroffen waren, behalten ihre Gültigkeit bis zur 
Aufhebung im Wege anderweiter Anordnung oder Geſetzgebung. 


Artikel 179 
„Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften und 
Einrichtungen verwieſen iſt, die durch dieſe Verfaſſung aufgehoben 
lind, treten an ihre Stelle die entſprechenden Vorſ chriften und Ein⸗ 
richtungen dieſer Verfaſſung. Insbeſondere treten an die Stelle 
er Nationalverſammlung der Reichstag, an die Stelle des 
Gtaatenausſchuſſes der Reichsrat, an die Stelle des auf Grund des 
d eſetzes über die vorläufige Reichsgewalt gewählten Reichspräſi 
enten der auf Grund dieſer Verfaſſung gewählte Reichspräſident. 
le nach den bisherigen Vorſchriften dem Staatenausſchuſſe 
doſtebende Befugnis zum Erlaſſe von Verordnungen geht auf die 
N eichsregierung über; ſie bedarf zum Erlaſſe der Verordnungen 
8 Zuſtimmung des Reichsrats nach Maßgabe dieſer Verfaſſung. 


Artikel 180 
ver 0 Bm Zuſammentritt des erſten Reichstags gilt die National. 
„ als Reichstag. Der von der Nat io nal⸗ 
a ung gewählte Reichspräſident führt 
mt bis zum 30. Juni 1925). 
Artikel 181 
Das Deutſche Volk hat durch ſeine Nationalverſammlung dieſe 


Werlaſung beſchloſſen und verabſchiedet. Sie tritt mit dem Tage 
brer Verkündung in Kraft. 


Ochwarzbur g, den 11. Auguſt 1919. 


Der Reichspraͤſident 
Ebert. 


Das Reichs miniſterium 
Erzbe Bauer. 
Schmid Hermann Müller. Dr. David. Noske. 
— dt. Schlicke. Giesberts. Dr. Mayer. Dr. Bell. 
* r 
= aher letzte Satz iſt eingefügt durch Geſetz vom 6. Auguſt 1920 (Reichsgeſetzbl. 


e 
pe > I. 
tikel 180 der Saflung hat Satz 2 erhalten durch das Geſetz zur Anderung des Ar⸗ 
eichsverfaſſung vom 27. Oktober 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 801) 
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Sachweiſer 


Die Zahlen beziehen ſich auf die Artikel der Reichsverfaſſung 


Abgabengeſetzgebung 8, 11, 73, 
84, 99. 


Abgeordnete fiehe »Reichstags- 
abgeordnete«. 
Adelsbezeichnungen 109 . 
Akademiſche Grade 109. | 
Amneſtie 49. | 
Amtsenthebung von Beamten 
129, von Richtern 104. 
Amtshilfe zwiſchen Behörden 7. 
Amtspflicht, Verletzung 131. 
Angeſtellte, Verſicherung 7, 161, 
Vertretungen 165. 
Anleihen 87. 
Anſiedlungsweſen 10, 155. 
Arbeiter, Rechte, zwilchenftaat- 
liche Regelung 162, Verſiche⸗ 
1685 7, 161, Vertretungen 
Arbeiterrat 165. 
Arbeitsbedingungen 165. 
Arbeitskraft, Schutz 157. 
Arbeitsnachweis 7. 
Arbeitsrecht 7, 157. | 
Arbeitsunterricht 148. 
Armenweſen 7. 
Ausfuhr 82. 
Ausfuhrprämien 11. 
Ausgaben des Reichs 85. 
Ausland, Beziehungen 6, 78. 
Auslandsdeutſche, Schutz 112. 
Auslieferung 6, 112. 
Ausnahmegerichte 105. 
Ausnahmezuſtand 48. 
Ausſchüſſe des Reichsrats 62, 
67; des Reichstags für aus⸗ | 
wärtige Angelegenheiten 353 
Aberwachungsausſchuß 353 
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Anterſuchungsausſchuß 343; 
Auskunfts⸗ und Beweiserhe⸗ 
bungspflicht der Gerichte 34. 


Auswanderung 6, 112. 


Auswärtige Angelegenheiten, 
Regelung 78, Reichstagsaus⸗ 
ſchuß 35. 

Bank⸗ und Börſenweſen 7. 

Bayern, Poſtreſervat 170. 

Beamte, Haftpflicht 131, Rechts⸗ 
verhältniſſe 10, 128, 129, 130, 
Titel 109, Vereidigung 176. 

Beamte der Neichsverwaltung, 
Verwendung im Heimats- 
gebiete 163 Ernennung und 
Entlaſſung 46. 

Beamtenvertretungen 130. 

Beamte, weibliche 128. 

Begnadigungsrecht 49. 

Beirat für Poft-, Telegraphen⸗ 
und Fernſprechweſen 88; für 
die Reichseiſenbahnen 93; für 
Waſſerſtraßen 98. 

Pelagerungszuftand ſiehe Aus- 
nahmezuſtand. 

Bergbau 7. 

Bekenntnisſchule 146, 174. 

Bergregale 155. 

Berichterſtattung über Verhand- 
90. der Volksvertretungen 

Berufsvertretungen 7, 165. 


| ES allgemeines 


2 de in dienſtlichen Straf⸗ 
ſachen 129. 

Beſtattungsweſen 10. 

Betriebsarbeiterrat 165. 


Bevölkerungspolitik 2 
verteilung 10. 
Bezirksarbeiterrat 165. 
Bezirkswirtſchaftsrat 165. 
Binnenſchiffahrt 7. 
innenſchiffahrtswege ſiehe 
aſſerſtraßen und Schiff⸗ 
fahrtsabgaben. 
Bodenrecht 10, 155. 
Bodenſchätze 155. 
odenverteilung 10, 155. 
Börſenweſen IR 
Briefgeheimnis 34, 117. 
ichereiweſen, wiſſenſchaftliches 


Bündniſſe mit 
„Mächten 45. 
Hurgerliches Recht 7. 
Denkmäler, Schutz 150. 
Deutſch Oſterreich, Vertretung 
Dien Keichsrat 61. 

Sittleiſtung, perſönliche, für 
Die aat und Gemeinde 133. 
Domſiſtrafverfahren 129. 

Der umelleuerungen, Verhin⸗ 


Durchfuhrver 

verkehr 82. 

42 Schutz 119. 
benümter 132; Ausübun 
& 9 
ter Jo Angeſtellte und Arbei⸗ 


119; 


€ F 

rbrengerichte, militäriſche 105. 

Eid boeichen 109, 175. 
des * Reichspräſidenten 42; 
Aa der Weh ü 
Verfaſſung ur auf die 


Eidesform 136, 177. 


Ligentu ährlei 
er b kung 153: 
ena 146. 
ahmen der Länder 8; des 
a 95 8; des 
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Ein⸗ und Auswanderung 6. 
Eiſenbahnen 7, 89 ff., 171. 
e 7, 90, 97, 153, 


Ss 
Erbrecht 154. 


Erfinder, Schutz 158. 


Erwerbsgenoſſenſchaften 156. 


Erziehungsbeihilfen 146. 
Erziehungsberechtigte 146. 


e der Eltern 120, 
1 


Fakultäten, theologiſche 149. 


Familie, Schutz 119. 
Feiertage, Schutz 139. 
Fernſprechgeheimnis 34, 117. 
Fernſprechweſen 6, 88. 
Fideikommiſſe 155. 


Flößereiabgaben 99. 


Freiheit der 


vamten und Angehöri⸗ 


Fortbildungsſchule 145. 

Frauen, ſtaats bürgerliche Rechte 
109, 119, 128. 

Freihäfen 82. — 
Meinungsäuße- 
rung 118; der Perſon 114. 
Freizügigkeit 6, 111; des Wa⸗ 

renverkehrs 6. 

Fremdſprachige Volksteile 113. 

Fremdenpolizei 7. 

eee zu Verſailles 

Friedensſchluß 45. 

Fürſorgemaßregeln für die Ju⸗ 
gend 122. 

Gebiet der Länder 18, 785 ſ. a. 
»Reichsgebiet«. 

Gebühren für Benutzung von 
Verkehrseinrichtungen 11, 88, 
3% 

Geburtsvorrechte 109. 

Gegenſtände des täglichen Be 
darfs, Verkehr 7. 

Gegenzeichnung 50. 

Geiſtige Arbeit, Schutz 158. 
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Gemeinden, Entſchädigung bei 


Enteignung 153; Anteil an 


wirtſchaftlichen Anternehmun⸗ 


gen 156; Selbſtverwaltungs⸗ 
recht 127. 
Gemeindewahlen 17. 
Gemeineigentum 156. 
Gemeinſchaftsleben 119 ff. 
Gemeinwirtſchaft 7, 156. 
Genußmittel, Verkehr 7. 


Handelsbeziehungen des Reichs, 
Schutz vor Schädigung durch 
Landesabgaben 11. 

Handelsflagge 3. 


Handelsflotte 81. 


Gerichtliches Verfahren 7; Ge- | 


richtsbarkeit 102 ff. 

Geſandtſchaften, Beglaubigung 
45. 

Geſchichtsdenkmäler, Schutz 150. 

Geſellſchaften, Bildung, Rechts⸗ 
fähigkeit 24; religiöſe 124, 
137, 138. 

Geſetzentwürfe, Vorlage ſeitens 
der Reichsminiſterien an die 
Reichsregierung 57; Vorlage 


an den Reichswirtſchaftsrat 
1 Se Kirchliche Handlungen, Anzu⸗ 


165; ſiehe auch »Reichs⸗ 

geſetze⸗. 

Geſetzgebung des Reichs 6 ff.; 
der Länder 12. 

Geſetzlicher Zwang 151. 

Geſundheitsweſen 7. 

Gewerbe 7; Gewerbefreiheit 
IEA 

Gewichtsweſen 7. 

Gewiſſensfreiheit 135. 

Glaubensfreiheit 135. 

Gottesdienſt 141. 


Grundbeſitz, Bindung 10; Ent⸗ | 


eignung 155. 
Grundpflichten 109 ff. 


Grundrecht 109 ff.; Außerkraft⸗ 


Handelsfreiheit 151. 
Haushaltsplan 73, 85. 
Heer ſiehe »Wehrmacht«. 
Heimſtättenweſen 10, 155. 
Hinterbliebene von Beamten 
129; von Kriegsteilnehmern 7. 
Hochſchulweſen 10. 
Hochſeefiſcherei 7. 
Immunität 36, 37. 
Jugendbildung 143 ff. 
Jugendſchutz und ⸗fürſorge 75 
Bie N 
Kauffahrteiſchiffe 81. 
Kinderfürſorge 7. 
Kinderreiche Familien, 
gleichende Fürſorge 119. 
Kirche und Staat 137. 


aus- 


läſſigkeit des Zwanges 136. 
Roalitionsfreiheit ſiehe »Ver⸗ 

einigungsfreiheit⸗ 
Kolonialweſen 6, 80. 
Kommunaliſierung 156. 


Kraftfahrzeugverkehr 7. 


ſetzung 48; Einſchränkung 1332| 


Grundſchule 146. 
Handel 7. 


3) 


Krankenhäuſer, Seelſorge 141. 
Kredit ſiehe »Anleihen«. 
Kriegserklärung 45. 


Kriegsgerichte 105. 
Kriegsteilnehmer, Fürſorge 7; 


Heimſtätten 155; Orden und 
Ehrenzeichen 178. 


Kultusgegenſtände, Eigentums⸗ 


recht 138. 
Kunſt, Schutz 142, 158. 
Kunſtbeſitz, Verhütung der Ab⸗ 
wanderung 150. 
Kunſtdenkmäler, Schutz 150. 


Künftler, Nechtsſchutz 158. 

Küſtenfiſcherei 7. 

Länder, Abgaben 11, 84; Anteil 
an wirtſchaftlichen Anterneh⸗ 
mungen 156; auswärtige In⸗ 
tereſſenvertretung 78; Be⸗ 
vollmächtigte zum Reichstag 
33; Einnahmen 8; Entſchädi⸗ 
Gele bei Enteignung 1533 
Gekietsänderung 18, 78, 167; 

erichtsbarkeit 103, 107; Ge⸗ 

ſsdoebung 7, 12, 137, 146; 

ſllederung 18; Pflichterfül⸗ 

ns gegenüber dem Reich 

155 den Reichsgeſetzen 48; 

Plaats gewalt 5; Verfaſſung 

165 Verfaſſungsſtreitigkeiten 

J Verhältnis zum Reiche 

605 Vertretung im Reichsrat 
„ff.; Zoll⸗ und Verbrauchs 
2 ſteuerverwaltung 169. 

andes verteidigung ſiehe Ver⸗ 
ge digunge 
randrecht, Be er R Rei 2 
recht 13. erhältnis zu Reichs 
Landschaft, Schutz 150. 

andſtraßenbau 7 
Lehrdkage 36 ff. 

1487, Bildung und Rechte 
2 Religionsunterricht 149. 
Hi Mittelfreiheit 145. 
Hobelpielweſen 7, 118 
a x b 
Mi verkehrsweſen 1. 
Meſnunnd Gewichtsweſen 2 
a dlitärgesiaßerung, freie 118. 
Gul chtsbarkeit 106. 

ini 

ae: fiehe »Reichsminiſter«. 

ttelſtand, Schutz 164 

ünzweſen 6. ö 


Mutter 
161 ſchaftsfürſorge 7, 119 


gungen, Regelung 165. 


che Ehrengerichte 105. 


Reichsverſaſſung: Sachweiſer 


Mutterſprache bei fremdſprachi⸗ 
gen Volksteilen 113. 

Nachteile der Geburt uſw. 109. 

Nahrungsmittelverkehr 7. 

Nationalverſammlung 179, 180. 

Naturdenkmäler, Schutz 150. 

Naturkräſte, wirtſchaftlich nutz⸗ 
bare 155. 

Naturſchätze 7, 155. 

Niederlaſſungsrecht 111. 

Oberſchleſien 167. 

Offentliche Amter, Zulaſſung 
aller Staatsbürger 128, 136. 

Offentliche Laſten, Beitrags- 
leiſtung 134. 

Sffentlihe Sicherheit und Ord⸗ 
nung 9, 48, 123. 

Offentlichkeit der Reichsrats⸗ 
ſitzungen 66; der Reichstags⸗ 
ſitzungen 29; der Ausſchuß⸗ 
verhandlungen 34, 35. 

Offiziere, Ernennung und Ent⸗ 
laſſung 46. 

Orden und Ehrenzeichen 109, 
175. 

Oſterreich ſiehe »Deutſchöſter⸗ 
reiche. 

Papiergeldausgabe 7. 

Paßweſen 7. 

Perſönliche Dienſtleiſtung für 
Staat und Gemeinde 133. 

Perſönliche Freiheit 114. 

ee ee der Beamten 
1293 

Petitionsrecht 126. 

Pflanzenſchutz 7. 

Poſtgeheimnis 34, 117. 

Poſtwertzeichen 88. 


Poſtweſen 6, 88, 170. 
| Preſſeweſen 7. 


| 


Preußen, Vertretung im Reichs⸗ 
rat 63, 168. 
Privateiſenbahnen 89. 


5 


Reichsverfaffung: Sachweiſer 


Privatſchulen 147. 

Rechnungslegung über Verwen⸗ 
dung der Reichseinnahmen 86. 

Rechtsfähigkeit von Religions- 
geſellſchaften 137, von Ver⸗ 
einen 124. 

Rechtsgeſchäfte, gegen die guten 
Sitten verſtoßend 152. 

Rechtspflege 102 ff. 

Regale 155. 

Reichsangehörigkeit 110. 

Reichsarbeiterrat 165. 

Reichsbeamte, Ernennung ufw. 
46; ſiehe auch »Beamte«. 

Reichseinnahmen und Aus⸗ 
gaben, Veranſchlagung 85. 

Reichsfarben 3. 

Reichsgebiet, Amfang, Auf⸗ 
nahme in das R. 2; Ande⸗ 
rung 78. 

Neichsgericht 103, 166. 

Neichsgeſetzblatt 70, 71. 
Reichsgeſetze, Ausfertigung und 
Verkündung 70, 72, 76; Aus⸗ 
führung 14, 15, 77; Einbrin⸗ 
gung 68, 69, 73, 165; Ein⸗ 
ſpruch des Reichsrats 74, 765 
Gültigkeit der bisherigen R 
178; Inkrafttreten 71; Volks⸗ 
entſcheid 73, 74, 73. 

Neichsgeſetzgebung 68 ff. 

Reichsgrenzen, Anderung 78. 

Reichskanzler, Amtsführung 
55 ff.; Anklage vor dem 
Staatsgerichtshof 595 An⸗ 
weſenheit im Reichsrat 65, 
im Reichstag 33; Ernennung 
und Entlaſſung 53; Gegen⸗ 
zeichnung der Anordnungen 
des Neichspräſidenten 50; 
Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Neichstag 563; Ver⸗ 
trauen des Reichstags 54; 
Vertretung des Reichspräfi- 
denten 51. 


Reichsminiſter, Amtsführung 


56 ff.) Anklage vor dem 
Staatsgerichtshof 593 An⸗ 
weſenheit im Reichsrat 655 
im Reichstag 33; Gegenzeich⸗ 
nung der Anordnungen des 
Reichspräſidenten 50; Ernen- 
nung und Entlaſſung 533 
Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Reichstag 56; Vertrauen 
des Reichstags 84. 


Reichsminiſterien, Zuziehung 


der Neichsratsausſchüſſe zu 
Beratungen 67. 


Reihspräfident 41 ff.; Abſetzung 


43; Amtsdauer 43, 179, 1803 
Anklage vor dem Staats⸗ 
gerichtshof 59; Befugniſſe 
ff Eid 2 
Herbeiführung eines Volks⸗ 
entſcheids 73, 74; Immunität 
43; Reichstagsmitgliedſchaft 
44; Verkündung von Geſetzen 
70, 72, 74, 76; Vertretung 51; 
11 5 41, 43; Wäblbarkeit 


Reichsrat 60 ff.; Ausſchüſſe 62, 


67; Einberufung 64; Ein⸗ 
ſpruch gegen Geſetze 74; Ge⸗ 
ihäftsführung 65 ff.; Offent⸗ 
lichkeit der Sitzungen 66; 
Stimmenverteilung 61, 62, 
167; Vorſitz 65; Zuſtimmung 
zu Geſetzesvorlagen 69; zum 
Haushaltsplan 85; zu Ver⸗ 


waltungsvorſchriften 77, 88, 


N 


Reichsrecht, Verhältnis zum 


ne 4; zum Landrecht 
B: 


Reichsregierung 52.5; Anwe⸗ 


ſenheit im Reichsrat 65; im 
Reichstag 33; Auſſichtsrecht 
15; Geſetzesvorlagen 68, 69, 
733 Einſpruch gegen Landes⸗ 
geſetze 12; Ernennung 535 


Hochnungslegung 86; Ver⸗ 
rdnungen im Verkehrsweſen 
915 ſonſtige Verordnun⸗ 
Na 179; Vertrauen des 
vob ichstags 54; Verwaltungs⸗ 
der ſchriften zur Ausführung 
Rei Reichsgeſetze 77. 
4698cag 20 ff.; Auflöſung 25, 
An Ausſchuß für auswärtige 
Angelegenheiten 353 Aus⸗ 
Naß zur Wahrung der 
5 echts⸗ und der Volks⸗ 
ertretung gegenüber der 
zeichsregierung (Aberwa⸗ 
Yungsausihuß) 35; Be⸗ 
zun ſaſeang 32, 76; Einbe⸗ 
257 9 24; Geſchäftsordnung 
5 8 Geſetzesvorlagen 68; 
8, neh, Hausverwaltung 
Wande Offentlichkeit der Ver⸗ 
ſid lungen 29, 34, 35; Prä- 
3 26, 27, 28; Schluß der 
nde 24; Vertrauens- 
ſuch gebun 54; Anter⸗ 
5 Assgusſchüſſe 34; Wahl 
\ Tank ee 23; 
5 ungsgericht 3 5 
Joſanmenteſtt 3, 24, yo 
agsabgeordnete 20 ff.; 
Angeßtgubung als Beamte und 
30, ige der Wehrmacht 
. aaſchädigung und Frei⸗ 
Derluſt Immunität 36, 37; 
der Mitgliedſchaft 
recht 38. Jnisverweigerungs⸗ 


Rei : 
„7 ff. Iafung, Inkrafttreten 
eicheverpaltung 78 f. 
166, erwaltungsgericht 31, 
Neichswirt 


ö 
eligton Waftsrat 165. 


£ eligionsübu 0 
81 ung, Schutz 135. 
138 0 1 ft 1 10 137, 
5 1795 ellſcha er ‚ 


Reichsverfaſſung: Sachweiſer 


Religionsunterricht 149. 
Republik 1. 
Reichsgericht 103. 
Richter, Rechtsverhaltniſſe 104; 
Anabhängigkeit 102. 
RNuheſtand der Beamten 129; 
der Richter 104. 
Säuglingsfürſorge 7. 
Schauſtellungen, öffentliche, Ju⸗ 
gendſchutz 118. 
Schiffahrtsabgaben 99. 
Schiffahrtspolizei 97. 
Schlußbeſtimmungen 166 ff. 
Schulweſen 10, 142 ff., 174. 
i und Schmutzliteratur 


Schutz der Deutſchen gegenüber 
dem Auslande 112. 
Seelſorge 141. 
Seeſchiffahrt 7. 
Seezeichen 101, 171. 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Be⸗ 
völkerung 2, 18. 
Selbſtverwaltungsrecht der Ge⸗ 
meinden 127. 
Siedlungsweſen 155. 
2 Rechtsverhältniſſe 
Sonntage, Schutz 139. 
Sozialiſierung 156, 165. 
Staatenausſchuß 179. 
Staatsangehörigkeit 6, 110. 
Staatsbürgerkunde 148. 
Staatsbürgerliche Rechte und 
Pflichten 109, 133, 134; Aus- 
übung ſeitens der Angeſtell⸗ 
ten und Arbeiter 160; keine 
Bedingung oder Beſchrän⸗ 
kung durch Ausübung der Re⸗ 
ligionsfreiheit 136. 
Staatseiſenbahnen, Abergang 
auf das Reich 171; ſiehe auch 
»Eiſenbahnen«. 


53 


Reihsverfaflung: Sachweiſer 


Staatsgerichtshof, Errichtung 
108, 172; Zuſtändigkeit 15, 
18, 19, 59, 90, 170, 171, 172. 

Staatsgewalt im Reich 1, 53 
in den Ländern 5. 

Staatskirche 137. 

Staatsleiſtungen an Religions- 
geſellſchaften 138, 173. 

Standesvorrechte 109. 

-Standgerichte 105. 

Steuerliche Benachteiligung 
eingeführter Waren durch 
Landesabgaben gegenüber 
eigenen Erzeugniſſen im 
Verkehr zwiſchen den einzel⸗ 
nen Ländern 11 

Steuerrecht des Reichs 134; der 
Neligionsgeſellſchaften 137. 

Strafanſtalten, Seelſorge 141. 

Strafbarkeit 116. 

Strafrecht 7. 

Strafvollzug 7. 

Strombauverbände 97. 

Strompolizei 97. 

Talſperren, Koſtenbeiträge für 
Binnenſchiffahrtswege 100. 
Tarife im Verkehrsweſen 88, 

93, 95, 99. 

Technik, Schutz 158. 

Telegraphengeheimnis 34, 117. 

Telegraphenweſen 6, 88, 170. 

Theaterweſen 7. 

Theolcgiſche Fakultäten 149. 

Titel 109. 

Abergangsbeſtimmungen 166 ff. 

Aneheliche Kinder 121. 

Anterhaltserwerb 163. 

Ae e Organiſationen 


Arheberrecht, Schutz 158. 
Verantwortlichkeit des Reichs⸗ 
kanzlers und der Reichsmini⸗ 
ſter 50, 56. 
Verbrauchsſteuern 83, 169. 
Vereine, Rechtsfähigkeit 124. 
Vereinigungsfreiheit 159. 
Vereinsrecht 124; der Beamten 
130; Vereinsweſen 7. 
Verfaſſung, Anderung 76; In⸗ 
krafttreten 167 ff., 181; der 
Länder 17. 
Verfaſſungsſtreitigkeiten inner⸗ 
halb eines Landes 19. 
Vergeſellſchaftung 7, 156. 
Verhandlungsberichte über Par⸗ 
lamentsſitzungen 30. 
Verkehrswege, Schutz vor über⸗ 
mäßiger Belaſtung mit Ge⸗ 
bühren 11. 
Verkehrsweſen 7, 88 ff. 


Verſammlungsrecht 123. 
Verſammlungsweſen 7. 


Vertragsfreiheit 


Anterricht in den Schulen 145, 


148. 
Anterrichtsanſtalten 138, 143 ff. 


Arbarmachung des Bodens 155. 


Verſicherungsweſen 7, 161. 

Verteidigung des Reichs 79, 
94, 96. 

Verträge mit auswärtigen 
Staaten 45, 78; in Poit-, 
Telegraphen und Fernſrrech⸗ 
angelegenheiten 88; in Zoll⸗ 
ſachen 82. 

im Wirt⸗ 
ſchaftsverkehr 152. 

Vertretungen, berufliche 7. 

Verwaltungsgerichte 107; ſiehe 
auch »Neichsverwaltungs⸗ 
gericht 

ee allge⸗ 
meine 77. 

Veterinärweſen 7. 

Völkerrecht, Verhältnis 
Reichsrecht 4. 

Völkerrechtliche Vertretung des 
Reichs 45, 78 


zum 


Volksbegehren 73, 76. 
Volksbildungsweſen 148. 
Volksentſcheid 73, 74, 75, 76. 
Volkshochſchulen 148. 
Volksſchulen 145, 146, 147, 174. 
Volksvertretung der Länder 17. 
Vorrechte der Geburt uſw. 109. 
Vorſchulen 147. 

Wahlfreiheit 125. 
ahlgeheimnis 125. 
ahlprüfungsgericht ſiehe 
» Reichstage. 

Wahlrecht in den Gemeinden 
17; in den Ländern 17; zum 

Reichstag 22. 

Wandererfürſorge 7. 
arenverkehr 6. 

Waſſerſraßen 97 fl. 171. 
Shrnacht. Oberbefehl 47; 
> aantSverhättnifle der Sol⸗ 
8 en 129; Seelſorge und 
zottesdienſt 140, 141; Ver⸗ 

„teidigung 176. 

Wehrpflicht 133. 


Reichsverfaſſung: Sachweiſer 


Wehrverfaſſung 6, 79, 133. 
Wertſteigerung des Bodens 155. 
Wiederaufnahmeverfahren in 
Dienſtſtrafſachen 129. 
Wirtſchaftsleben 151 ff. 
Wirtſchaftliche Freiheit, Siche⸗ 
rung 151. 
Wirtſchaftliche Anternehmun⸗ 
gen, Vergeſellſchaftung 7, 156. 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 156. 
Wirtſchaftsrat 165. 
Wiſſenſchaft, Schutz 142, 158. 
Wohlfahrtspflege 9. 
Wohnung, Anverletzlichkeit 115. 
Wohnungsweſen 10, 155. 
Wucher, Verbot 152. 
Württemberg, Poſtreſervat 170. 
Zenſur 118. 
Zölle, Zollweſen 6, 82, 83. 
Zollgebiet und grenze 82. 
Zollverwaltung 83, 169. 
Zwangserziehung 122. 
Zwang, geſetzlicher 151. 


55 


Immunität der Zwiſchenausſchüſſe 


Verfügung 
des Preußiſchen Miniſters des Innern 
vom 15. November 1924 - Ic 1488, betreffend 
Immunität der Mitglieder der Zwiſ chenausſchüſſe 
der Parlamente 


Ministerialblatt fur die innere Verwaltung 1924, Nr 51, Sp. 1111/1112) 


Nachſtehendes Schreiben der Reichsminiſter des Innern und der 
Juſtiz vom 12. November 1924 P 9304 u. IVb 4256 M — bringe 
ich den Polizeibehörden zur Kenntnis und Beachtung mit dem Be⸗ 
merken, daß ich mich der Auffaſſung der Reichsregierung über die 
Rechtslage anſchließe. 

„Die Frage, ob nach Auflöſung des Reichstags den Mitgliedern 
der in Artikel 35 der Neichsverfaſſung bezeichneten Zwiſchenausſchüſſe 
das Recht der Immunität in derſelben Weiſe zuſteht, in dem es Ar⸗ 
tikel 37 der Reichsverfaſſung den Mitgliedern des Reichstags während 
der Dauer der Sitzungsperiode gewährt, iſt in hohem Maße zweifel- 
haft. 

Gegen die Immunität ſpricht vor allem, daß nach dem Wortlaut 
der Reichsverfaſſung nur Mitglieder des Reichstags, und zwar nur 
während der Dauer der Sitzungsperiode, die Immunität genießen. 
Nach Auflöſung des Reichstags gibt es keine Mitglieder des Reichs 
tags mehr. Die Sitzungsperiode des Reichstags kann den Reichs 
tag ſelbſt nicht überdauern. Gegen die Immunität läßt ſich ferner 
geltend machen, daß Artikel 37 die Aufhebung der Immunität dem 
Reichstag ſelbſt zuweiſt, die Möglichkeit der Aufhebung alſo nur für 
die Dauer des Beſtehens des Reichstags regelt. 

Für die Immunität kann demgegenüber die Erwägung ins Feld 
geführt werden, daß die Zwiſchenausſchüſſe nach Auflöſung des Reichs⸗ 
tags auf den ihnen zugewieſenen Gebieten die Aufgaben des Reichs⸗ 
tags wahrzunehmen berufen ſind und daß die Gründe, die eine Im⸗ 
munität der Abgeordneten für die Dauer der Sitzungsperiode not⸗ 
wendig erſcheinen laſſen, in gleicher Weiſe auf die Zwiſchenausſchüſſe 
zutreffen. 

Nach dem Sinne der Vorſchrift des Artikels 35 der Reichsverfaſſung 
ſollen die Rechte der Zwiſchenausſchüſſe durch die Auflöſung des 
Reichstags nicht geſchmälert werden. Die Auflöſung des Reichstags 
würde aber eine Beeinträchtigung der Aktionsfähigkeit der Aus⸗ 
ſchüſſe zur Folge haben, wenn durch ſie ein wichtiges Privileg der 
Mitglieder in Wegfall käme. 
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„Da die Immunität der Mitglieder der Zwiſchenausſchuſſe aus dem 
Wortlaut des Artikels 37 der Neichsverfaſſung nicht unmittelbar ge⸗ 
olgert werden kann, iſt die Annahme der Immunität nur im Wege 
0 Analogie zu begründen. Die analoge Anwendung von Aus⸗ 
nahmevorſchriften begegnet allerdings an ſich Bedenken. Dieſe Be 
enken werden jedoch nicht als unüberwindbar gelten können, wenn 
man berückſichtigt, daß der Anterſchied zwiſchen dem Reichstag und 
den Zwiſchenausſchüſſen nicht im Weſen der beiden Einrichtungen, 
jondern allein im Amfang ihrer Aufgaben liegt. 
Wenn man im Wege der Analogie zur Bejahung der Immunität 
der Mitglieder der Ausſchüſſe gelangt, muß man auch die Folgerung 
Stehen, daß die Immunität wie die der Reichstagsmitglieder keine 
ubſolute iſt, ſondern aufgehoben werden kann. Die Entſchließung 
9 die Aufhebung kann nach Auflöſung des Reichstags nur dem 
65 ſchuß zuſtehen. 
ir ei der Zweifelhaftigkeit der Rechtslage hat die Reichsregierung 
ſich den Rechten der Mitglieder der Ausſchüſſe günſtigere Auslegung 
„zu eigen gemacht und den Oberreichsanwalt veranlaßt, von ſolchen 
verfolgungsmaßnahmen Abſtand zu nehmen, durch die eine Be⸗ 


Swaf 
datigung der Mitglieder der Zwiſchenausſchüſſe behindert würde. 


Befriedung des Landtags 


Geſetz über die Befriedung 
der Gebäude des Reichstags 


und der Landtage 
Vom 8. Mai 1920 


„Neichsgeſetzblatt S. ION 


Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung hat das 
folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats bier 
mit verkündet wird: 

81 

Innerhalb des befriedeten Bannkreiſes des Reichstagsgebäudes 
dürfen Verſammlungen unter freiem Himmel und Amzülge nicht ſtatt 
finden. 

Entſprechendes gilt für die Landtagsgebäude. 

Ausnabmen können für das Reichstagsgebäude von der Reichs 
regierung, für die Landtagsgebäude von den Landesregierungen im 
Einvernehmen mit dem Präſidenten des Reichstags oder des Land- 
tags zugelaſſen werden. 

82 

Den befriedeten Bannkreis beſtimmen für das Reichstagsgebäude 
die Reihsregierung, für die Landtagsgebäude die Landesregierungen 
im Einvernehmen mit dem Präſidenten des Reichstags oder des 
Landtags. 

8 3 


Den, der an hiernach verbotenen Verſammlungen oder Amzügen 
teilnimmt, treffen die Strafen des Auflaufs (8 116 Abſ. 1, 2 des 
Strafgeſetzbuchs). 

Wer zur Veranſtaltung ſolcher Verſammlungen oder Umzüge auf- 
fordert, wird mit Gefängnis beſtraft. 

8 4 


Wer vorſätzlich Anordnungen übertritt, die der Präſident des 
Reichstags oder eines Landtags über das Betreten des Gebäudes 
oder über das Verhalten in dem Gebäude erläßt, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfunf⸗ 
hundert Mark beſtraft. 

S 5 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. Mai 1920. 


Der Reihspräfident 
Ebert 
Der Neichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Blunck 


Banntreis des Landtagsgebäudes 


Verordnung über den befriedeten 
Bannkreis des Reichstagsgebäudes 


Vom 17. Mai 1920 


(Reichsgeſetztlatt 8 973 


Im Einvernehmen mit dem Präſidenten der verfaſſunggebenden 
eutſchen Nationalverſammlung wird von der Reichsregierung auf 
rund des 82 des Geſetzes über die Befriedung der Gebäude des 
eichstags und der Landtage vom 8. Mai 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. 
gehen beſtimmt, daß der befriedete Bannkreis des Reichstags 
gebäudes“) folgende Straßenzüge Berlins umfaßt: 
Die Friedrichſtraße von der Hedemannſtraße bis zur Karlſtraße, 
die Karlſtraße bis zur Spree, das Friedrich⸗Karl⸗Afer und das 
ſich daran anſchließende nördliche Spreeufer bis zur Paulſtraße, 
die Lutherbrücke, den Spreeweg, den Großen Stern, die Hof 
Jägerallee, die Friedrich⸗Wilhelm⸗Straße, den Lützowplatz, das 
ützowufer vom Lützowplatz an bis zum Schöneberger Afer, das 
Schöneberger Afer, anſchließend das Tempelhofer Ufer bis zur 
roßbeerenſtraße, die Großbeerenſtraße vom Tempelhofer Afer 
3 zur Königgrätzer Straße, die Königgrätzer Straße von der 
Großbeerenſtraße bis zur Hedemannſtraße, die Hedemannſtraße. 
und falbenannten Straßenzüge gehören zu dem befriedeten Raume 
Berli en daher unter dieſe Verordnung. 
in, den 17. Mai 1920. 


Der Reichsminiſter des Innern 
Koch 


* Das = 
Verordnung besteht uche liegt in dieſem Bannkreis. Eine beſondere Preußiſche 
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Preuß. Verfaſſung 


Verfaſſung des Freiſtaats Preußen 


Vom 30. November 1920 
Geſetzſammlung S. 543) 
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Zuſammentritt nach der Neuwahl und innerhalb der Wahlperiode 17 
Bräſidentenwah lll... 18 
Führung der Amtsgeſchäfte zwiſchen zwei Tagungen 19 
Befugniſſe des Präfidente nnn 20 
Beſchlußfaͤhigkei ..nuanneneesnensennenereeeenenenneneneee nennen 21 
Zuſtandekommen der Beſchlüſſe ern eenenennenenenenenen 99 
Vollſitzungen, öffentliche und gehei n ·᷑L =) 
Anweſenheit der Minifter .....ueneeneneeenenenennne seen 24 
Unterfuchungsausſchüſſ nennen 25 
Ständiger Ausſchu nennen nenne 26 
Eingaben 8 VVT 27 
Freifahrtberechtigung und Entſchädigung der Abgeordneten; Aufwands⸗ 
entſchädigung für den Präſid enten 28 
Tätigkeit (Geſezgebung, Genehmigung des Haushaltsplans, von Staats⸗ 
Der Eee , 8 29 
Verfaſſungsänderunge nn 2 30 
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Artikel 
aasee ee 31 bis 43 
File a ee 31 
Zuſammenſetzung ee ee a ee 32 
Wahl der Mitglieder, Wählbarkeit, Amtsdauer. ........-ueenereer: 33 
Stimmabgabe der Mitglieder 34 
Verantworkungsfreiheit der Mitglieder 35 
Beamte, Angeſtellte, Arbeiter als Mitglieder.. 36 
Wahl des Vorſitzenden uſw . „ö 37 
Einberufung, Beſchlußfähigkeit, namentliche Abſtimmun g 38 
Vollſitzungen, oͤffentliche und geheim 3% 
Tätigkeit (Geſetzgebung uſw.) ke 40 
Reiſekoſten und Nufwandsentſchädigung der Mitgliedern — 41 
Einſpruchsrecht gegen die vom Landtag beſchloſſenen Geſee; Zuſtimmung 5 
zu Landtagsbeſchlüſſe n „ 42 
Geſetzliche Regelung über nähere Beſtimmunge . ·——— 43 

x sa 2 - 
Abſchnitt W: Das Staatsminiſte rim 44 bis 59 
Juſammenſetzung JJTTTETETCCTCTCTCCCCCCC u 44. 


Wahl des Miniſterpräſidenten, Ernennung der übrigen Staatsminiſter 45 
Befugniſſe des Minifterpräfidenten und der übrigen Staatsminiſter . 46 


eſchlüſſe, Meinungsverſchiedenheiten „ „4 47 
: eſoldung, Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung der eee 48 
ertretung des Staates nach außen 5 
Heſegesvorlagen N ee 50 
Verordnungen zur Ausführung von Geek 8 En 
rnennung der Staatsbeamten een nnen tt 52 
Ernennung der Mitglieder des Reichs rats... 53 
Hegnadigungsrecht; Niederſchlagung von Strafſachenn ru... 54 
'otverordnungen PFF 7 ˙²˙⅛ͤ̃7ĩÜnn1111 55 
Lid der nie 8 56 
CCC 57 
zaatsgerichtshof, Anklage der Miniſter, Zuſammenſetzung a 
RE ee res Re re g 

Abſchnitt vo: Die Geſetzgebunn 60 bis 62 
Derkundung Ba HER engeren" ne See 60 
All otmdlichkeit, Inkrafttreten, Friſt für die Verkündung der Geſetze . a 
ehnung von Gefekesvorlagen......- een tn 6 

9 N 
bſchuitt VII. Das Finanzweſen en 63 bis 69 
e ne ER FEN SSEl 68 
tächtigung des Staatsminiſteriums zur Leiſtung von Ausgaben 64 
Kredite, Beſchaffung durch Geſe n.. 05 
„tung DOES ChranannBert ee ee ln = eete eine au ine elle: 66 
„aushaltsüberichreitungen und außerplanmäßige Ausgaben 67 
, nn nn nn ae 68 
ags wirtſchaftliche Unternehmungen des Staates 600 
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Artikel 


Abſchnitt VIII: Die Selbſtverwaltunnnnn g 70 bis 75 
0 9 
Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden und Gemeindeverbände .... 70 
Gliederung des Staates und der Pro vine enn el 
Selbſtverwaltungsrecht der Provinzen.. 72 
Fremdſprachige Unterrichts- und Amtsſprache n 73 
Wahlen zu den Provinzial, Kreis⸗ und Gemeindevertretungen, Grund⸗ 
Elfgessansn ron sun DeRar wrohrene arena (T0 8 
Beamte, Angeſtellte, Arbeiter als Mitglieder dieſer Vertretungen... 75 
Abſchnitt IX: Die Neligionsgeſellſchafte n. 76 
Abſchnitt X: Die Staatsbeamte nn. 77 bis 80 
Beſtellung von St., Befähigun nenn 15 
Efdesleiſtunn g 8 78 
Entlaſſung, Verſetzung in den Ruheſtand uſwww n n 7 
Regelung des Beamten rechts nee nneene 8⁰ 
Abſchnitt XI: Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen ... 81 bis 88 
Aufhebung der alten Verfaſſung uw -ereneneneereerene 81 
Übertragung der Rechte des früheren Königs von Preußen 82 
Patronatsaufhebunng „ 83 
Beſtehende Steuern und Abgaben 84 
Geltung der Landesverſammlung als Landtag 85 
Ernennung der Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten uſw bis nach 
Durchführung der Selbſtverwaltungsbeſtimmungen 
Verfaſſungsſtreitigkeite ....o-unenesenenneneenereneenennen nennen 87 
Inkrafttreten der Verfaſſunn g 88 
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Jas preußiſche Volk hat ſich durch die verfaffunggebende Lan- 
— desverſammlung folgende Verfaſſung gegeben, die hiermit 
verkündet wird: 


Abſchnitt I: Der Staat 
rt kent 1 

42 ßen iſt ei blik und Glied des Deutſchen Reiches. 

5 SE en erforderliche Zuſtimmung Preu- 
ßens zu Gebietsänderungen erfolgt durch Geſetz. 

(3) Die Landesfarben find ſchwarz⸗weiß. N f 

(2) Die Geſchäfts⸗ und Verhandlungsſprache im öffentlichen Dienſt 
iſt die deutſche Sprache. 


Abſchnitt II: Die Staatsgewalt 
Are 
Träger der Staatsgewalt iſt die Geſamtheit des Volkes. 


eee 
Das Volt äußert ſeinen Willen nach den Beſtimmungen dieſer Ver 
faſſung und der Neichsverfaſſung unmittelbar durch die Volksabſtim⸗ 
mung (Volksbegehren, Volksentſcheid und Volkswahh), mittelbar durch 
die verfaſſungsmäßig beſtellten Organe. 


Artikel 4 
(1) Stimmoerechtigt find alle über zwanzig Jahre alten reichs⸗ 
deutſchen Männer und Frauen, die in Preußen ihren Wohnſitz haben. 
(2) Das Stimmrecht iſt allgemein und gleich und wird geheim und 
unmittelbar ausgeübt. Der Tag der Stimmabgabe muß ein Sonntag 
oder ein allgemeiner Feiertag ſein. 
(3) Das Nähere wird durch Geſetz beftimmt*). 
es 
Von der Ausübung des Stimmrechts iſt ausgeſchloſſen: 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder 
„wegen geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſtebt, 
-. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 
Artikel 6 
J) Volksbegehren können darauf gerichtet werden: 
1. die Verfaſſung zu ändern, f 
2. Geſetze zu erlaffen, zu ändern oder aufzuheben, 
3. den Landtag aufzulöſen. 
(2) Volksbegehren ſind an das Staatsminiſterium zu richten und 
von dieſem unter Darlegung ſeiner Stellungnahme unverzüglich dem 


0 Kandeswahlgejeg in der Faſfung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671), 
nachſtehend S. Il Ilg. 


Preuß. Verfaſſung 


Landtag zu unterbreiten. Dem Volksbegehren muß in den Fällen 
zu 1 und 2 ein ausgearbeiteter Geſetzentwurf zugrunde liegen. Volks⸗ 


(6) Anträge, die Verfaſſung zu ändern oder den Landtag aufzu⸗ 
löſen, bedürfen zu ihrer Annahme der Zuſtimmung der Mehrheit der 
Stimmberechtigten. Sonſt entſcheidet die einfache Mehrheit der ab- 
gegebenen gültigen Stimmen. Die Abſtimmung kann nur bejanend 
oder verneinend ſein. 

(7) Das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheiden wird 
durch Geſetz geregelt. 

Artikel 7 

Das Staatsminiſterium iſt die oberſte vollziehende und leitende 
Behörde des Staates. 

Artikel 8 

(1) Die Rechtspflege wird durch unabhängige, nur den Geſetzen 
unterworfene Gerichte ausgeübt. 

(2) Die Arteile werden im Namen des Volkes verkündet und voll- 
ſtreckt. 


Abſchnitt III: Der Landtag 
Artikel 9 
G) Der Landtag beſteht aus den Abgeordneten des preußiſchen 
Volkes. Die Abgeordneten find Vertreter des geſamten Volkes und 
werden von ihm nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
(2) Wählbar ſind die Stimmberechtigten, die das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet haben. 
Artikel 10 
Die Abgeordneten ſtimmen nach ihrer freien, nur durch die Rückſicht 
auf das Volkswohl beſtimmten Aberzeugungz an Aufträge und Wei- 
ſungen find fie nicht gebunden. 
Artikel 11 
(1) Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körper 
ſchaften des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung der Tätig 
keit als Abgeordnete keines Arlaubs. 
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(2) Bewerben ſie ſich um einen Sitz im Landtag, ſo iſt ihnen der zur 

orbereitung ihrer Wahl erforderliche Arlaub zu gewähren. 

(3) Gehalt und Lohn find weiter zu zahlen. 

(4) Die den Religionsgeſellſchaften auf Grund des Artikels 137 
der Reichsverfaſſung zuſtehenden Rechte werden durch die vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen nicht berührt. 


Artikel 12 


(1) Die Gültigkeit der Wahlen prüft ein beim Landtag gebildetes 
Wahlprüfungsgericht. Dieſes entſcheidet auch über die Frage, ob 
ein Abgeordneter die Mitgliedſchaft verloren hat. 

(2) Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus Mitgliedern des Land⸗ 
tags, die dieſer für die Wahlperiode wählt, und aus Mitgliedern 
des Oberverwaltungsgerichts, die das Präſidium dieſes Gerichts für 
dieſelbe Zeit beſtellt. 

(8) Das Wahlprüfungsgericht erkennt auf Grund öffentlicher münd⸗ 
licher Verhandlungen durch drei Mitglieder des Landtags und zwei 
richterliche, Mitglieder. 

(4) Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahlprüfungsgericht 
wird das Verfahren von einem der beſtellten Mitglieder des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts geführt ). 

(6) Das Nähere wird durch Geſetz geregelt **). 


Artikel 13 


Der Landtag wird auf vier Jahre gewählt. Die Neuwahl muß 
vor dem Ablauf dieſer Zeit erfolgen. 5 i 


Artikel 14 


(1) Die Auflöſung des Landtags erfolgt durch eigenen Beſchluß 
oder durch den Beſchluß eines aus dem Miniſterpräſidenten und 
den Präſidenten des Landtags und des Staatsrats beſtehenden Aus: 
ſchuſſes oder durch Volksentſcheid. Der Volksentſcheid kann auch 
durch Beſchluß des Staatsrats herbeigeführt werden. 

(2) Die Auflöſung des Landtags durch eigenen Beſchluß bedarf 


zahl altimmung von mehr als der Hälfte der geſetzlichen Mitglieder- 


Artikel 15 


Nach Auflöſung des Landtags muß die Neuwahl binnen ſechzig 
Tagen ſtattfinden. 


none 

Die Schlußworte des Abſ. 4 
angehören dal 540 
ſamml. S. 670) 


. „das dem demnächſt erkennenden Gericht nicht 
geſtrichen durch Nr 1 des Geſetzes vom 27. Oktober 1924 (Geſetz⸗ 
) Geſetz über die Prüfung der Wahlen zum Preuß. Landtag und das Wahl⸗ 
vrüfungsgericht vom J. ebrugt 19 l ke e 


* Sefe 1 
27. Oktober 192, (beſetzſamml. S. 70 
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Artikel 16 
Die Wahlperiode des neuen Landtags beginnt, falls der alte 
Landtag aufgelöſt worden iſt, mit dem Tage der Neuwahl, im übrigen 
mit dem Ablauf der Wahlperiode des alten Landtags. 


Artikel 17 

(1) Der Landtag verſammelt ſich am Sitze des Staatsminiſteriums. 

(2) Zur erſten Tagung nach jeder Neuwahl tritt er zuſammen am 
dreißigſten Tage nach Beginn der Wahlperiode, falls ihn nicht das 
Staatsminiſterium früher beruft. 

(3) Im übrigen verſammelt ſich der Landtag in jedem Jahre am 
zweiten Dienstag des November. Der Präfivent des Landtags muß 
ihn früher berufen, wenn es das Staatsminiſterium oder mindeſtens 
ein Fünftel der Mitglieder des Landtags verlangt. 

(+) Der Landtag beſtimmt den Schluß der Tagung und den 
Tag des Wiederzuſammentritts. 


Artikel 18 


Der Landtag wählt ſeinen Präſidenten, deſſen Stellvertreter und 
die übrigen Mitglieder ſeines Vorſtandes. 


Artikel 19 
Zwiſchen zwei Tagungen ſowie bis zum Zuſammentritt eines neu 
gewählten Landtags führen der Präſident und die ſtellvertretenden 
Präſidenten der letzten Tagung ihre Geſchäfte fort. 


Artikel 20 

Der Präſident verwaltet die gejamten wirtſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten des Landtags nach Maßgabe des Staatshaushaltsgeſetzes mit 
den Beſugniſſen eines Staatsminiſters. Ihm ſteht die Dienſtaufſicht 
über ſämtliche Beamten und Angeſtellten des Landtags, die Annahme 
und Entlaſſung der Lohnangeſtellten ſowie im Benehmen mit dem 
Vorſtande des Landtags die Ernennung und Entlaſſung der plan⸗ 
mäßigen Beamten des Landtags zu. Er vertritt den Staat in allen 
Nechtsgeſchäfſten und Rechtsſtreitigkeiten ſeiner Verwaltung. Er 
übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Landtagsgebäude aus. 


Artikel 21 
(1) Der Landtag iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
geſetzlichen Mitgliederzahl anweſend iſt. 
(2) Für die vom Landtag vorzunehmenden Wahlen kann jeine 
Geſchäftsordnung Ausnahmen zulaſſen. 
Artikel 22 


(1) Der Landtag faßt ſeine Beſchlüſſe mit einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit. 
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(2) Ausnahmen kann das Geſetz und für Wahlen die Geſchäfts⸗ 
ordnung vorſchreiben. 


Artikel 23 
i i ind i ich. Auf Antrag von 
Die Vollſitzungen des Landtags ſind öffentli 2 vo 
fünfzig Adern kann der Landtag mit Zweidrittelmehrheit de 
Öffentlichkeit für einzelne Gegenſtände der e ee Ki; e 
ſchließen. Aber den Antrag wird in geheimer Sitzung verhandelt. 


Artikel 24 
ſei ü önnen die Anweſenheit 
Der Landtag und jeder ſeiner Ausſchüſſe können N 8 
jedes Miniſters verlangen. Die Miniſter und die von le 
ſtellten Beauftragten haben zu den Sitzungen des Landtags un A 
Ausſchüſſe Zutritt. Sie können jederzeit, auch außerhalb der Tages- 


ordnung, das Wort ergreifen. Sie unterſtehen der Ordnungsgewalt 
des Vorſitzenden. 


Arti bel 28 

(1) Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünſtel 
der geſetzlichen Zahl ſeiner Mitglieder die Pflicht, Anterſuchungs⸗ 
ausſchüſſe einzuſetzen. Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher Ver⸗ 
handlung die Beweiſe, die ſie oder die Antragſteller für erforderlich 
erachten. Sie können mit Zweidrittelmehrheit die Offentlichkeit aus- 
ſchließen. Die Geſchäftsordnung regelt ihr Verfahren und beſtimmt 
die Zahl ihrer Mitglieder. 

(2) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind verpflichtet, dem 
Erſuchen dieſer Ausſchüſſe um Beweiserhebungen nachzukommen; die 
Akten der Behörden ſind ihnen auf Verlangen vorzulegen. 

(3) Für die Beweiserhebungen der Ausſchüſſe und der von ihnen 
erſuchten Behörden gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
ſinngemäß, doch bleibt das Brief,, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fern⸗ 
ſprechgeheimnis unberührt. 


Artikel 26 


inen ſtändigen Ausſchuß zur Wahrung der 
ung gegenüber dem Staatsminiſterium für 
Tagung und zwiſchen der Beendigung einer 
Wablperiode oder der Auflöfung des Landtags und dem Zufammen- 
tritt des neuen Landtags. Dieſer Ausſchuß hat auch die Rechte eines 


Anterſuchungsausſchuſſes. Seine Zuſammenſetzung wird durch die 
Geſchäftsordnung geregelt. 


Der Landtag beſtellt e 
Rechte der Volksvertret 


die Zeit außerhalb der 
Mahd 


Artikel 27 


Der Landtag kann an ihn gerichtete Eingaben dem Staats 
miniſterium überweiſen und von dieſem Auskunft über eingegangene 
Bitten und Beſchwerden verlangen. 
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Artikel 28 


(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten das Recht zur freien 
Fahrt auf allen im Bereiche der ehemals preußiſch⸗heſſiſchen Eiſen⸗ 
babngemeinſchaft belegenen deutſchen Eiſenbahnen und eine Ent⸗ 
ſchädigung. Außerdem erhält der Präſident für die Dauer ſeines 
Amtes eine Aufwandsentſchädigung. 

(2) Ein Verzicht auf dieſe Entſchädigungen iſt unſtatthaft. 

(3) Das Nähere regelt das Geſetz“). 


Artikel 29 
(1) Der Landtag beſchließt über die Geſetze nach Maßgabe dieſer 
Verfaſſung; er genehmigt den Haushaltsplan in Einnahme und Aus⸗ 
gabe; er ſtellt die Grundſätze für die Verwaltung der Staatsangelegen- 
beiten auf und überwacht ihre Ausführung. Staatsverträge bedürfen 
ſeiner Genehmigung, wenn ſie ſich auf Gegenſtände der Geſetzgebung 
beziehen. 
(2) Der Landtag gibt ſich ſeine Geſchäftsordnung im Rahmen dieſer 
Verfaſſung. 
Artikel 30 
Ein Beſchluß des Landtags, die Verfaſſung zu ändern, iſt nur 
gültig, wenn mindeſtens zwei Drittel der geſetzlichen Mitgliederzahl 
anweſend find und mindeſtens zwei Drittel der Anweſenden zu⸗ 
ſtimmen. 


Abſchnitt IV: Der Staatsrat 


Artikel 31 


Zur Vertretung der Provinzen bei der Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung des Staates wird ein Staatsrat gebildet. 


Artikel 32 


(1) Der Staatsrat beſteht aus Vertretern der Provinzen. Als 
Provinzen gelten hierbei Oſtpreußen, Brandenburg, Stadt Berlin, 
Pommern, Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen, Niederſchleſien, Ober 
ſchleſien, Sachſen, Schleswig-Holitein, Hannover, Weſtfalen, Rhein- 
provinz und Heſſen⸗Naſſau. 

(2) Auf je 500 000 Einwohner einer Provinz entfällt ein Vertreter, 
jedoch entſendet jede Provinz mindeſtens drei Vertreter in den Staats- 
rat. Ein Reft von mehr als 250 000 Einwohnern wird vollen 500 000 
gleich gerechnet. 

(3) Außerdem entſenden die Hohenzollernſchen Lande einen Ver⸗ 
treter. 


*) Geſetz über die Eutſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preuß. 
Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung 
vom 28. September 1923 (Geſetzſamml. S. 447), nachſtehend S. 132. 


68 


Preuß. Verfaſſung 


i i i Staats- 
(4) Die Zahl der Vertreter der Provinzen wird durch das C 
miniſterium nach jeder allgemeinen Volkszählung au bei Ver⸗ 
änderungen des Gebiets der Provinzen neu feſtgeſetzt“). 


Artikel 33 


(1) Die Mitglieder des Staatsrats und ihre Stellvertreter werden 
von den Provinziallandtagen (in Berlin von der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, in den Hohenzollernſchen Landen und in der Grenz⸗ 
mark Poſen⸗Weſtpreußen von den Kommunallandtagen) gewählt. In 
den Hohenzollernſchen Landen wird nach den Grundſätzen der Mehr⸗ 
beitswahl, im übrigen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl ge- 
wählt. Wahlbar iſt jeder Stimmberechtigte, der das fünfund- 
zwanzigſte Lebensjahr vollendet und ſeinen Wohnſitz ein Jahr in der 
Provinz hat. 

(2) Niemand darf gleichzeitig Mitglied des Landtags und des 
Staatsrats ſein. Landtagsabgeordnete ſcheiden mit Annahme der 
Wahl in den Staatsrat aus dem Landtag aus. Mitglieder des 
Staatsrats ſcheiden mit Annahme der Wahl in den Landtag aus dem 
Staatsrat aus. Kai 

(2) Die Mitglieder des Staatsrats üben ihr Amt bis zum Eintritt 
ihrer Nachfolger aus. 

(4) Die Mitglieder des Staatsrats werden unmittelbar nach der 
Neuwahl der einzelnen Provinziallandtage (Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung, Kommunallandtage) neu gewählt. 


Artikel 34 
Die Mitglieder des Staatsrats ſtimmen nach ihrer freien, nur durch 
die Rückſicht auf das Volkswohl beſtimmten Aberzeugung; an Auf 
träge und Weiſungen ſind ſie nicht gebunden. 


Artikel 35 


Kein Mitglied des Staatsrats darf zu irgendeiner Zeit wegen ſeiner 
Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Amtes getanen 
Außerungen gerichtlich oder dienſtlich verfolgt oder ſonſt außerhalb der 
Verſammlung zur Verantwortung gezogen werden. 


Artikel 36 


(4) Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körper 
ſchaften des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung des Amtes als 
Mitglieder des Staatsrats keines Arlaubs. 

(2) Gehalt und Lohn ſind weiter zu zahlen. 


„ Verordnungen vom 28, Februar 1921 (Geſetzſamml. S. 347) und vom 
Dezember 1922 [Geſetzſamml. S. 440). A 
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Ar tikel 37 

Der Staatsrat wählt ſeinen Vorſitzenden und ſeine Schriftführer 
ſowie deren Stellvertreter und regelt ſeinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäftsordnung. 

Artikel 38 

() Zum erſten Male wird der Staatsrat vom Staatsminiſterium 
einberufen. Im übrigen verſammelt er ſich auf Einladung ſeines Vor 
ſitzenden, ſooft die Geſchäfte es erfordern. Der Vorſitzende hat den 
Staatsrat einzuberufen, wenn ein Fünftel ſeiner Mitglieder, die fämt- 
ichen Vertreter einer Provinz oder das Staatsminiſterium es ver⸗ 
langen. 

(2) Der Staatsrat iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anweſend iſt. Bei Abſtimmungen entſcheidet die einfache 
Mehrheit der Abſtimmenden. 

(3) Bei Beſchlüſſen des Staatsrats nach Artikel 14 und Artikel 42 
Abſ. 1 muß die Abſtimmung namentlich ſein. 


Artikel 39 
(1) Die Vollſitzungen des Staatsrats find öffentlich. Der Staatsrat 
kann mit Zweidrittelmehrheit die Offentlichkeit für einzelne Gegen 
ſtände der Tagesordnung ausſchließen. Aber einen Antrag, die Dffent- 
lichkeit auszuſchließen, wird in geheimer Sitzung verhandelt. 
(2) Artikel 24 gilt entſprechend. 


Artikel 40 

(1) Der Staatsrat iſt vom Staatsminiſterium über die Führung der 
Staatsgeſchäfte auf dem laufenden zu halten. 

(2) Vor Einbringung von Geſetzesvorlagen hat das Staatsmini⸗ 
ſterium dem Staatsrat Gelegenheit zur gutachtlichen Außerung zu 
geben. Der Staatsrat kann ſeine abweichende Anſicht dem Landtag 
ſchriftlich darlegen. 

(3) Der Staatsrat iſt berechtigt, Geſetzesvorlagen durch das Staats- 
miniſterium an den Landtag zu bringen. 

(4) Vor Erlaß von Ausführungsvorſchriften zu Reichs- und Staats- 
geſetzen ſowie vor Erlaß allgemeiner organiſatoriſcher Anordnungen 
des Staatsminiſteriums iſt der Staatsrat oder deſſen zuſtändiger Aus- 
ſchuß zu hören. 

Artikel 41 

Die Mitglieder des Staatsrats erhalten Reiſekoſten und Auf⸗ 
wandsentſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes). Ein Verzicht 
hierauf iſt unſtatthaft. 


) Geſeb, betr. Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigung für die Mitglieder und 


5. 23 5 
n (Weſetzſamml. S. 447 


den Präſidenten des Staatsrats vom = - 
an 28. September 1023 
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Artikel 42 

(1) Gegen die vom Landtag beſchloſſenen Geſetze ſteht dem Staats- 
rat der Einſpruch zu. 

(2) Der Einſpruch muß innerhalb zweier Wochen nach der Schluß 
abſtimmung im Landtag beim Staatsminiſterium eingebracht und 
ſpäteſtens binnen zwei weiteren Wochen mit Gründen verſehen ſein. 

(3) Im Falle des Einſpruchs wird das Geſetz dem Landtag zur noch- 
maligen Beſchlußfaſſung vorgelegt. Wenn der Landtag ſeinen früheren 
Beſchluß mit Zweidrittelmehrheit erneuert, ſo bleibt es bei ſeinem Be⸗ 
ſchluß. Wird bei der erneuten Beſchlußfaſſung des Landtags für den 
früheren Beſchluß nur eine einfache Mehrheit erreicht, ſo iſt der Be⸗ 
ſchluß hinfällig, falls er nicht durch einen vom Landtag herbeigeführten 
Volksentſcheid beſtätigt wird. 

(4) Die Zuſtimmung des Staatsrats iſt erforderlich, wenn der Land⸗ 
tag Ausgaben beſchließen will, die über den vom Staatsminiſterium 
vorgeſchlagenen oder bewilligten Betrag hinausgehen. Stimmt der 
Staatsrat nicht zu, ſo iſt der Beſchluß des Landtags nur wirkſam, 
ſoweit er mit dem Vorſchlag oder der Bewilligung des Staatsmini⸗ 
ſteriums übereinſtimmt. Ein Volksentſcheid iſt in dieſem Falle nicht 
zuläſſig. 

Artikel 43 

Das Nähere wird durch Geſetz geregelt“). 


Abſchnitt V: Das Staatsminiſterium 
Artikel 44 
Das Staatsminiſterium beſteht aus dem Miniſterpräſidenten und 
den Staatsminiftern. 
Artikel 45 
5 Landtag wählt ohne Ausſprache den Miniſterpräſidenten. Der 
iniſterpräſident ernennt die übrigen Staatsminiſter. 
Artikel 46 
san Miniſterpräſident beſtimmt die Richtlinien der Regierungs- 
Richtlinten iſt dafür dem Landtag verantwortlich; innerhalb dieſer 
men leitet jeder Staatsminiſter den ihm anvertrauten Ge- 


ſchäftszweig ſelbſtändi : 5 
ö än 8 
dem De Wiag. dig und unter eigener Verantwortung gegenüber 


Artikel 47 


a Der Miniſterpräſident führt den Vorſitz im Staatsminiſterium 
eitet deſſen Geſchäfte. 


1 0 Staatsminiſterium beſchließt über die Zuſtändigkeit der 
en Staatsminiſter, ſoweit hierüber nicht geſetzliche Beſtimmun⸗ 


) Geſetz iber d & 
1921S. ds über die Wahlen zum Staatsrat vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 


ei 
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gen getroffen ſind. Die Beſchlüſſe ſind unverzüglich dem Landtag vor⸗ 
zulegen und auf ſein Verlangen zu ändern oder außer Kraft zu ſetzen. 

(3) Meinungsverſchiedenheiten über Fragen, die den Geſchäfts⸗ 
bereich mehrerer Staatsminiſter berühren, ſind dem Staatsminiſterium 
zur Beratung und Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. 


Artikel 48 


Die Miniſter haben Anſpruch auf Beſoldung. Aber Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenverſorgung beſtimmt ein beſonderes Geſetz“). 


Artikel 49 
Das Staatsminiſterium vertritt den Staat nach außen. 


Artikel 50 
Das Staatsminiſterium beſchließt über Geſetzesvorlagen, die an 
den Landtag zu bringen ſind. 
Artikel 51 
Das Staatsminiſterium erläßt die Verordnungen zur Ausführung 
der Geſetze, ſoweit das Geſetz dieſe Aufgabe nicht einzelnen Staats 
miniſtern zuweiſt. 
Artikel 52 
Das Staatsminiſterium ernennt die unmittelbaren Staatsbeamten. 


Artikel 53 
Das Staatsminiſterium ernennt die Mitglieder des Reichsrats, ſo⸗ 
weit ſie nicht nach Artikel 63 der Reichsverfaſſung von den Pro- 
vinzialverwaltungen““) beſtellt werden. 


Artikel 54 

(1) Das Staatsminiſterium übt namens des Volkes das Recht der 
Begnadigung aus. 

(2) Zugunſten eines Miniſters, der wegen ſeiner Amtshandlungen 
verurteilt worden iſt, kann dieſes Recht nur auf Antrag des Landtags 
ausgeübt werden. 

(3) Allgemeine Straferlaſſe und die Niederſchlagung einer beſtimm⸗ 
ten Art gerichtlich anhängiger Strafſachen oder einer einzelnen gericht⸗ 
lich anhängigen Strafſache dürfen nur auf Grund eines Geſetzes aus- 
geſprochen werden. 

Artikel 55 


Wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die 
Beſeitigung eines ungewöhnlichen Notſtandes es dringend erfordert, 

*) Geſetz über die Verſorgung der Staatsminiſter vom 13. Juni 1924 
(Geſetzſamml. S. 517). 

*) Geſetz über die Beſtellung von Mitgliedern des Reichsrats durch die Pro- 
vinzialverwaltungen vom 3. Jun 1921 (Geſetzſamml. S. 379]. 
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kann, ſofern der Landtag nicht verſammelt iſt, das Staatsminiſterium 
in Abereinſtimmung mit dem in Artikel 26 vorgeſehenen ſtändigen 
Ausſchuſſe Verordnungen, die der Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, 
mit Geſetzeskraft erlaſſen. Dieſe Verordnungen ſind dem Landtag 
bei ſeinem nächſten Zuſammentritt zur Genehmigung vorzulegen. 
Wird die Genehmigung verſagt, ſo iſt die Verordnung durch Be⸗ 
kanntmachung in der Geſetzſammlung alsbald außer Kraft zu ſetzen. 


Artikel 56 


Die Staatsminiſter leiſten beim Amtsantritt den Eid, daß ſie ihre 
Geſchäfte unparteiiſch, zum Wohle des Volkes und getreu der Ver 
faſſung und den Geſetzen führen wollen. 


Artikel 57 


) Das Staatsminiſterium als ſolches und jeder einzelne Staats 
miniſter bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Volkes, 
das dieſes durch den Landtag bekundet. Der Landtag kann dem 
Staatsminiſterium oder einem einzelnen Staatsminiſter durch aus⸗ 
drücklichen Beſchluß ſein Vertrauen entziehen. Der Beſchluß iſt nicht 
zuläſſig, wenn ein rechtswirkſames Volksbegehren vorliegt, den Land 
tag aufzulöſen. 

(2) Der Antrag auf Herbeiführung eines ſolchen Beſchluſſes muß 
von mindeſtens dreißig Abgeordneten unterzeichnet ſein. 

(3) Aber den Antrag darf früheſtens am zweiten Tage nach feiner 
Beſprechung abgeſtimmt werden. Er muß binnen vierzehn Tagen 
nach ſeiner Einbringung zur Erledigung kommen. 

(4) Aber die Vertrauensfrage muß namentlich abgeſtimmt werden. 

(5) Der Beſchluß auf Entziehung des Vertrauens iſt nur wirkſam, 
wenn ihm mindeſtens die Hälfte der Abgeordneten zuſtimmt, aus 
denen zur Zeit der Abſtimmung der Landtag beſteht. 

(e) Wird der Beſchluß gefaßt, jo müſſen die davon betroffenen 
= willen zurücktreten, der Miniſterpräſident jedoch nur dann, wenn 
Win on ſeiner Befugnis, die Auflöſung des Landtags zu beantragen, 

en Gebrauch macht oder wenn ſein Antrag vom Ausſchuß “) ab- 
gelehnt worden iſt. 
00 Dieſe Beſtimmungen gelten entſprechend für den Fall, daß das 


S * es 2 2 ini i 
erte e in ſeiner Geſamtheit oder ein Staatsminiſter die 
ertrauensfrage ſtellt. 


Artikel 58 


nig Landtag iſt berechtigt, jeden Minifter vor dem Staats- 
5 hof anzuklagen, daß er ſchuldhaft die Verfaſſung oder die 
eſetze verletzt habe. Der Antrag auf Erhebung der Anklage muß 


*) Vgl. Artikel 14 Abf. 1. 
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von mindeſtens hundert Mitgliedern des Landtags unterzeichnet ſein 
und bedarf der Zuſtimmung der für Verfaſſungsänderungen vorge- 
ſehenen Mehrheit. 

(2) Die Zuſammenſetzung des Staatsgerichtshofs, das Verfahren 
vor ihm und die ihm zuſtehenden Entſcheidungen werden durch Geſetz 
geregelt. 

Artikel 59 

(1) Jeder Staatsminiſter kann jederzeit von feinem Amte zurüd- 
treten. 

(2) Tritt das Staatsminiſterium in ſeiner Geſamtheit zurück, ſo 
führen die zurückgetretenen Miniſter die laufenden Geſchäfte bis 
zu deren Abernahme durch die neuen Miniſter weiter. 


Abſchnitt VI: Die Geſetzgebung 
Artikel 60 


Das Staatsminiſterium verkündet in der preußiſchen Geſetzſamm⸗ 
lung die verfaſſungsmäßig zuſtandegekommenen Geſetze und die vom 
Landtag genehmigten Staatsverträge. 

e ei 

(1) Ein Geſetz iſt verbindlich, wenn es verfaſſungsmaßig zuſtande⸗ 
gekommen und vom Staatsminiſterium in der vorgeſchriebenen Form 
verkündet worden iſt. Bei der Verkündung muß ausgeſprochen ſein, 
daß das Geſetz vom Landtag oder durch Volksentſcheid beſchloſſen 
worden iſt. Artikel 13 der Reichsverfaſſung wird hierdurch nicht 
berührt. 

(2) Wenn das Geſetz nichts anderes beſtimmt, tritt es mit dem 
vierzehnten Tage nach Ausgabe des die Verkündung enthaltenden 
Stückes der Geſetzſammlung in Kraft. 

(3) Die Geſetze ſind binnen Monatsfriſt zu verkünden. 

Artikel 62 

Geſetzesvorlagen, die der Landtag abgelehnt hat, können in dem⸗ 
ſelben Sitzungsabſchnitt nicht wieder vorgebracht werden, es ſei denn, 
daß ein rechtswirkſames Volksbegehren vorliegt. 


Abſchnitt VII: Das Finanzweſen 
Artikel 63 

(1) Der Landtag ſorgt durch Bewilligung der erforderlichen lau— 
fenden Mittel für die Deckung des Staatsbedarfs. 

(2) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen für jedes 
Rechnungsjahr veranſchlagt und auf den Haushaltsplan gebracht 
werden. Dieſer wird vor Beginn des Nechnungsjahrs durch ein 
Geſetz feſtgeſtellt. 

(3) Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; 
ſie können in beſonderen Fällen auch für eine längere Dauer be⸗ 
willigt werden. Im übrigen find im Haushaltsgeſetz Vorſchriſten 
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unzuläſſig, die über das Rechnungsjahr hinausreichen oder ſich nicht 
auf die Einnahmen und Ausgaben des Staates oder ihre Verwal⸗ 
tung beziehen. 

Artikel 64 
Ste bis zum Schluſſe eines Rechnungsjahrs der Haushaltsplan 
für das folgende Jahr nicht durch Geſetz feſtgeſtellt, ſo iſt bis zu 
ſeinem Inkrafttreten das Staatsminiſterium ermächtigt: 

1. alle Ausgaben zu leiſten, die nötig ſind, 

a) um geſetzlich beſtehende Einrichtungen zu erhalten und geſetz⸗ 
lich beſchloſſene Maßnahmen durchzuführen, 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Staates 
zu erfüllen, 

c) um Bauten, Beſchaffungen und ſonſtige Leiſtungen fortzuſetzen, 
für die durch den Haushaltsplan eines Vorjahrs bereits Be⸗ 
träge bewilligt worden ſind, ſowie um unter der gleichen Vor⸗ 
ausſetzung Beihilſen zu Bauten und Beſchaffungen oder ſon⸗ 
ſtigen Leiſtungen weiter zu gewähren; 

2. Schatzanweiſungen bis zur Höhe eines Viertels der Endſumme 
des abgelaufenen Haushaltsplans für je drei Monate auszu- 
geben, ſoweit nicht auf beſonderem Geſetze beruhende Einnahmen 
aus Steuern, Abgaben und ſonſtigen Quellen die Ausgaben 
unter 1 decken. 

Artikel 65 
Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordent⸗ 
lichem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden 
Zwecken beſchafft werden. Eine ſolche Beſchaffung ſowie die Aber 
nahme einer Sicherheitsleiſtung zu Laſten des Staates dürfen nur 
durch Geſetz erfolgen. 
Artikel 66 
Beſchlüſſe des Landtags, welche Mehrausgaben außerhalb des 
Haushaltsplans in ſich ſchließen oder für die Zukunft mit ſich bringen, 
müſſen zugleich beſtimmen, wie dieſe Mehrausgaben gedeckt werden. 
Artikel 67 
9 ki Zu Haushaltsüberſchreitungen und außerplanmäßigen Aus 
dle im 1 die nachträgliche Genehmigung des Landtags erforderlich, 

(2) Sa des nächſten Rechnungsjahres eingeholt werden muß. 

bedii aushaltsüberſchreitungen und außerplanmäßige Ausgaben 
= ürfen der Zuſtimmung des Finanzminiſters. Sie darf nur im 
Falle eines unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſes er 
teilt werden. 5 

h Artikel 68 

Die Rechnungen über den Haushaltsplan werden von der Ober⸗ 

rechnungskammer geprüft und feſtgeſtellt. Die allgemeine Rechnung 
Über den Haushalt jedes Jahres und eine Aberſicht der Staats- 
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ſchulden werden mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer zur 
Entlaftung des Finanzminiſters dem Landtag vorgelegt. 
Artikel 69 
Das Finanzweſen der ertragswirtſchaftlichen Anternehmungen des 
Staates kann durch Geſetz abweichend von den Vorſchriften der 
Artikel 63 bis 68 geregelt werden. 


Abſchnitt VIII: Die Selbſtverwaltung 
Artikel 70 


Den politiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden wird das Recht 
der Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten unter der geſetzlich ge- 
regelten Aufſicht des Staates gewährleiſtet. 


Artikel 71 

(1) Der Staat gliedert ſich in Provinzen. 

(2) Die Gliederung der Provinzen in Kreiſe, Städte, Land⸗ 
gemeinden und andere Gemeindeverbände ſowie die Verfaſſung, die 
Rechte und Pflichten der Gemeindeverbände werden durch Geſetz 
geregelt“). 

Artikel 72 

(1) Die Provinzen verwalten nach Maßgabe des Geſetzes durch ihre 
eigenen Organe: 

a) ſelbſtändig die ihnen geſetzlich obliegenden oder freiwillig von 
ihnen übernommenen eigenen Angelegenheiten (Selbftverwal- 
tungsangelegenheiten), 

b) als ausführende Organe des Staates die ihnen übertragenen 
ſtaatlichen Angelegenheiten (Auftragsangelegenheiten). 

(2) Das Geſetz wird den Kreis der den Provinzen überwieſenen 
Selbſtverwaltungsangelegenheiten erweitern und ihnen Auftrags- 
angelegenheiten übertragen. 

Artikel 73 

Die Provinziallandtage können durch Provinzialgeſetz neben der 
deutſchen Sprache zulaſſen: 

a) eine andere Anterrichtsſprache für fremdſprachige Volksteile, 

wobei für den Schutz deutſcher Minderheiten zu ſorgen iſt, 

b) eine andere Amtsſprache in gemiſchtſprachigen Landesteilen. 


Artikel 74 


Die Grundſätze für die Wahlen zur Volksvertretung gelten auch für 
die Wahlen zu den Provinzial, Kreis- und Gemeindevertretungen. 
Bei den Wahlen zu den Gemeindevertretungen kann jedoch durch Geſetz 
die Wahlberechtigung von einer beſtimmten Dauer des Aufenthalts in 
der Gemeinde abhängig gemacht werden. 


*) Noch nicht erlaſſen. 
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Artikel 75 
(1) Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit 
als Mitglieder einer Provinzial⸗, Kreis- und Gemeindevertretung 
keines Arlaubs. 
(2) Gehalt und Lohn ſind weiter zu zahlen. 


Abſchnitt IX: Die Religionsgeſellſchaften 
Artikel 76 

05) Wer aus einer Religionsgemeinihaft öffentlichen Rechts mit 
bürgerlicher Wirkung austreten will, hat den Austritt bei Gericht zu 
erklaren oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form 
einzureichen. Die Steuerpflicht des Ausgetretenen erliſcht früheſtens 
mit Ende des Steuerjahres, in dem die Austrittserklärung abgegeben 
worden iſt. 

(2) Das Nähere wird durch Geſetz beitimmt*). 


Abſchnitt X: Die Staatsbeamten 
Artikel 77 
0) Zu Staatsbeamten können alle Reichsangehörigen ohne Nüd- 
ſicht auf Geſchlecht und bisherigen Beruf beſtellt werden, wenn ſie die 
Befähigung für das Amt beſitzen. 
(2) Die für die einzelnen Amter erforderliche Befähigung ſchreibt 
das Geſetz vor. 
Artikel 78 
Jeder Staatsbeamte hat einen Eid dahin zu leiſten, daß er das ihm 
übertragene Amt unparteiiſch nach beſtem Wiſſen und Können ver- 
walten und die Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten wolle. 
Artikel 79 
(1) Die Staatsbeamten können wider ihren Willen nur unter den 
geleslic vorgeſchriebenen Vorausſetzungen und Formen entlaſſen, 
mi oder endgültig in den Ruheftand oder in ein anderes Amt 
in geringerem Gehalt verſetzt werden. 
9 a Für ihre vermögensrechtlichen Anſprüche und für die ihrer 
erbliebenen ſteht der Rechtsweg offen. 
Im i - Artikel 80 . 
re rigen wird das Beamtenrecht im Nahmen des Reichsrechts 
ch Geſetz geregelt. 


Abſchnitt XI: Übergangs; und Schlußbeſtimmungen 
we Artikel 81 

Uuftgen © Gr vom 31. Januar 1850 und das Geſetz zur vor- 
find en der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 


*) Val G 
Rechts l, Geſetz, betr. den Austritt aus den Religions öffentliche 
18, vom 30. November 1920 ee eee a nsasiellnsiten 3 
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(2) Im übrigen bleiben die beſtehenden Geſetze und Verordnungen 

in Kraft, ſoweit ihnen dieſe Verfaſſung nicht entgegenſteht. 
Artikel 82 

(1) Die Befugniſſe, die nach den früheren Geſetzen, Verordnungen 
und Verträgen dem König zuſtanden, gehen auf das Staatsminiſterium 
über. 

(2) Die Rechte, die dem König als Träger des landesherrlichen 
Kirchenregiments zuſtanden, werden von drei durch das Staats- 
miniſterium zu beſtimmenden Miniſtern evangeliſchen Glaubens aus- 
geübt, ſolange nicht die evangeliſchen Kirchen dieſe Rechte durch ſtaats⸗ 
geſetzlich beſtätigte Kirchengeſetze auf kirchliche Organe übertragen 
haben. 

(3) Die ſonſtigen bisher vom König gegenüber den Religions- 
geſellſchaften ausgeübten Rechte werden im Sinne des Artikels 137 
der Neichsverfaſſung neu geregelt. 

Artikel 83 

Auf Antrag eines Beteiligten iſt ein beſtehendes Patronat auf⸗ 
zuheben, ſobald die vermögensrechtlichen Verpflichtungen abgelöſt find. 
Das Geſetz regelt das Verfahren und ſtellt die Grundſätze für die Ab⸗ 
löſung auf. 

Artikel 84 

Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden bis zu ihrer 

Anderung oder Aufhebung forterhoben. 


Artikel 85 
Bis zum Zuſammentritt des erſten Landtags gilt die Landes⸗ 
verſammlung als Landtag. 
Artikel 86 
Bis nach Durchführung der im Artikel 72 vorgeſehenen Gejeh- 
gebung find die Oberpräfidenten, die Regierungspräſidenten und die 
Vorſitzenden des Provinzial-Schulkollegiums und des Landeskultur⸗ 
amts im Einvernehmen mit dem Provinzialausſchuß zu ernennen. 
Artikel 87 
Verfſaſſungsſtreitigkeiten werden vom Staatsgerichtshof entſchieden. 
Artikel 88 
Die Verfaſſung tritt mit dem Tag ihrer Verkündung in Kraft, mit 
Ausnahme der Artikel 31 bis 43, 72 und 86. Dieſe Beſtimmungen 


treten erſt in Kraft, wenn die Provinziallandtage gemäß Artikel 74 
neu gewählt ſind. 


Außer Kraft geſetzt durch 83 des Geſetzes, betr. vorläufige Wahlen zum 
Staatsrat in der Provinz Oberſchleſien und Abänderung des Artikels 88 der Ver⸗ 
faſſung des Freiſtaats Preußen, vom 7. April 1921 (Geſetzſamml. S. 353). 
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Geſetz über die 
Wahlen zum Preußiſchen Landtag 
(Landeswahlgeſetz) 


(Faſſung vom 28. Oktober 1924, Geſetzſamml. S. 671) 
I. Wahlrecht und Wählbarkeit 


81 

(1) Wähler zum Landtag iſt, wer am Wahltage Reichsangehöriger 
und 20 Jahre alt iſt und in Preußen wohnt. 

(2) Wähler ſind ferner die am Wahltage reichsangehörigen, 20 Jahre 
alten preußiſchen Staatsbeamten, Arbeiter und Angeſtellten in preußi⸗ 
ſchen Staatsbetrieben und Angehörigen ihrer Hausſtände, die zwar 
nicht in Preußen wohnen, aber nahe der Landesgrenze ihren Wohnort 
haben. 

(3) Jeder Wähler hat eine Stimme. 


82 

(1) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht ift, 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder 

wegen geiſtigen Gebrechens unter Pflegſchaft ſteht, 

2. wer rechtskräftig durch Nichteripruch die bürgerlichen Ehrenrechte 

verloren hat. 

(2) Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten während 
der Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht. 

(3) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts ſind Perſonen, die 
wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder 
Pflegeanſtalt untergebracht ſind, ferner Straf- und Anterſuchungs⸗ 
gefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher 
Anordnung in Verwahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind 
Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft befinden. 


83 
Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei ein- 
getragen iſt oder einen Wahlſchein hat. 
84 
Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der am Wahltage 25 Jahre 
alt iſt. 
85 


(:) Ein Abgeordneter verliert feinen Sitz: 


1. durch Verzicht; 
2. durch nachträglichen Verluſt des Wahlrechts; 
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3. durch ſtrafgerichtliche Aberkennung der Rechte aus öffentlichen 
Wahlen; 
4. durch Angültigerklärung der Wahl oder ſonſtiges Ausſcheiden 
beim Wahlprüfungsverfahren; 
9. durch nachträgliche Anderung des Wahlergebniſſes. 
(2) Der Verzicht iſt dem Landtagspräſidenten ſchriſtlich zu erklären; 
er kann nicht widerrufen werden. 


II. Wahlvorbereitung 
8 6 
Das Staatsminiſterium beſtimmt im Einvernehmen mit dem Stän- 
digen Ausſchuſſe des Landtags (Artikel 26 der Verfaſſung) den Tag 
der Hauptwahl (Wahltag)“). 


8 7 
Die Wahlkreiseinteilung und die Bildung von Wahlkreisverbänden 
regelt die Anlage. 
§ 8 
„Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe im ganzen 
Lande ernennt der Miniſter des Innern einen Landeswahlleiter und 
einen Stellvertreter“). 
8 8 9 
Für die Stimmabgabe wird jeder Wahlkreis in Wahlbezirke geteilt, 
0 möglichſt mit den Gemeinden zuſammenfallen. Große Gemeinden 
Wan in mehrere Wahlbezirke zerlegt, kleine Gemeinden oder Teile 
on Gemeinden mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu 
einem Wahlbezirke vereinigt werden. 


und Deutſcher Reichs⸗ u. Preuß. Staatsanzeiger vom 30. Oktober 1921, Nr 257, 
und Miniſterfalblatt f. d. innere Verwaltung vom 5. November 1924, S. 1010/1041: 
Verordnung über die Neuwahl des Preußiſchen Landtags vom 29. Oktober 1924 
10 Auf Grund des 8 6 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Land⸗ 
8 (Landeswahlgeſetz) vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) wird 
m Einvernehmen mit dem Alteſtenrat des Landtags verordnet: 
Wahle Hauptwahlen zum Preußiſchen Landtag finden gleichzeitig mit den 
Nen zum Reichstag am 7. Dezember 1924 ſtatt. 
Berlin, den 29. Oktober 1924 
Das Preußiſche Staatsminiſterium 
Braun Severing 


und Mintzzeſcher Reichs. u. Preuß. Staatsanzeiger vom 30. Oktober 1924, Nr 257, 
Bekannt f. d. innere Verwaltung vom 5. November 1924, S. 1041: 
5 elta hung über die Ernennung des Landeswahlleiters 
tag (Lan 0 und des 88 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Land⸗ 
Be "a Bwahlgefeg) vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) habe ich 
Linden il denten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts (Berlin SW 68, 
18 ltr. 28, Feruſprecher: Dönhoff 2332, 2831 bis 2837), Geheimen Ober: 
S A: gam ber. Landeswahlleiter und das Mitglied des 
ö < esam O i ö r & ertr 
des Vandesmahlteiters ernannt, eaierungsrat Dr Höpker zum Stellvertreter 
Berlin, den 28. Oktober 1924 
Der Preußtſche Miniſter des Innern 
Seuering 
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S 10 

(1) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlvorſteher und ein Stell⸗ 
vertreter ernannt. 

(2) Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahlbezirkes, 
für den er beſtellt iſt, drei bis ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer; 
dieſer kann auch aus den Wählern eines anderen Wahlbezirkes ge 
nommen werden. 

(3) Der Wahlvorſteher, ſein Stellvertreter, die Beiſitzer und der 
Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 


8 11 
(1) In jedem Wahlbezirke wird für die dort wohnhaften Wähler 
eine Wählerliſte oder Wahlkartei geführt. 
(2) Die gemäß SI Abſ. 2 wahlberechtigten Perſonen werden auf 
Antrag in die Wählerliſte oder Wahlkartei einer ihrem Wohnorte 
benachbarten preußiſchen Gemeinde eingetragen. 


§ 12 
Einen Wahlſchein erhält auf Antrag 
1. ein Wähler, der in eine Wählerliſte oder Wahlkartei ein- 
getragen iſt, 
1. wenn er ſich am Wahltage während der Wahlzeit aus zwin⸗ 
genden Gründen außerhalb ſeines Wahlbezirks aufhält; 

2. wenn er nach Ablauf der Einſpruchsfriſt (S 13) feine Wohnung 
in einen anderen Wahlbezirk verlegt; 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens 
in ſeiner Bewegungsfähigkeit behindert iſt und durch den 
Wahlſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger 
gelegenen Wahlraum aufzujuchen; 

II. ein Wähler, der in eine Wählerliſte oder Wahlkartei nicht ein⸗ 
getragen oder darin geſtrichen iſt, 

1. wenn er nachweiſt, daß er ohne ſein Verſchulden die Ein- 
ſpruchsfriſt (§ 13) verſäumt hat; 

2. wenn er wegen Ruhens des Wahlrechts nicht eingetragen oder 
geſtrichen war, der Grund hierfür aber nach Ablauf der Ein 
ſpruchsfriſt weggefallen iſt; 

3. wenn er Auslandsdeutſcher war und ſeinen Wohnort nach 
Ablauf der Einſpruchsfriſt nach Preußen verlegt hat. 

8 13 
(1) Die Wählerliſten oder Wahlkarteien werden zur allgemeinen 
Einſicht öffentlich mindeſtens 8 Tage lang ausgelegt. Die Gemeinde- 
behörde gibt Ort und Zeit öffentlich bekannt und weiſt darauf hin, 
innerhalb welcher Friſt und bei welcher Stelle Einſpruch gegen die 
Waählerliſte oder Wahlkartei erhoben werden kann. 
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(2) Einſprüche ſind bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der 
Gemeindebehörde anzubringen und innerhalb der nächſten vierzehn 
Tage zu erledigen. Hierauf werden die Liſten oder Karteien ge⸗ 
ſchloſſen. 

& 14 
Der Wähler kann nur in dem Wahlbezirke wählen, in deſſen 


Wählerliſte oder Wahlkartei er eingetragen iſt. Inhaber von Wahl⸗ 
ſcheinen können in jedem beliebigen Wahlbezirke wählen. 


8 15 
) Für jeden Wahlkreis werden ein Kreiswahlleiter und ein 
Stellvertreter ernannt. 

(2) Beim Kreiswahlleiter find ſpäteſtens am ſiebzehnten Tage vor 
dem Wahltage die Kreiswahlvorſchläge einzureichen“). 

(3) Die Kreiswahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 500 Wählern 
des Wahlkreiſes unterzeichnet ſein; bei Kreiswahlvorſchlägen ſolcher 
Parteien, die in dem letzten Landtage vertreten geweſen ſind, genügt 
die Anterſchrift von 20 Wählern. Die Namen der Bewerber müſſen 
in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(4) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine 
Zuſtimmung dazu ſchriftlich erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens 
am ſiebzehnten Tage vor dem Wahltage bei dem Kreiswahlleiter ein 
gegangen ſein, andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

5) In dem einzelnen Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal 
vorgeſchlagen werden. 

§ 16 
> Für jeden Wahlkreisverband werden ein Verbandswahlleiter 
ein Stellvertreter ernannt. 
en Innerhalb eines Wahlkreisverbandes können mehrere Kreis- 
it de miteinander verbunden werden“). Die Verbindung 
80 wirkſam, wenn dieſe Kreiswahlvorſchläge dem gleichen oder 

0 m Landeswahlvorſchlag angeſchloſſen werden. 

8 An 5 Verbindung muß von den auf den Kreiswahlvorſchlägen be- 
ſtimmend Vertrauensperſonen oder deren Stellvertretern überein- 
ſpäteſtens am zwölften Tage vor dem Wahltage, dem Leiter 


des A - 3 5 
ertlärnna  Teißverbandes ſchriſtlich erklärt werden (Verbindungs- 


8 17 
. 
2 . Landeswahlleiter können, und zwar ſpäteſtens am vier⸗ 
werden) Tage vor der Wahl, Landeswahlvorſchläge eingereicht 


Sie müſſen von mindeftens 1500 Wählern unterzeichnet 
Verzei a f 
41 ze eichnis der Kreiswahlvorſchläge nachſtehend S. 235 flg. 


„ erbindungserklä ; 
et aserflärimgen uachitehend ©. 496 flg. 
Verzeichnis der Landeswahlvorſchläge i chend S. 484 flg. 
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ſein; bei Landeswahlvorſchlägen ſolcher Parteien, die in dem letzten 
Landtag vertreten geweſen ſind, genügt die Anterſchrift von 
20 Wählern. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer 
Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(2) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine 
Zuſtimmung dazu ſchriftlich erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens 
am vierzehnten Tage vor dem Wahltag beim Landeswahlleiter ein- 
gegangen ſein; andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

(3) Ein Bewerber darf nur in einem Landeswahlvorſchlage benannt 
werden. Die Benennung in einem Landeswahlvorſchlage ſchließt die 
Benennung in einem Kreiswahlvorſchlage nicht aus, wenn die Er- 
klärung nach 8 19 ſich auf dieſen Landeswahlvorſchlag bezieht. 


8 18 

(1) In jedem Kreis- und Landeswahlvorſchlage muß ein Der- 
trauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Ab⸗ 
gabe von Erklärungen gegenüber dem Kreiswahlleiter und dem 
Wahlausſchuſſe (§ 21), bei Landeswahlvorſchlägen gegenüber dem 
Landeswahlleiter und dem Landeswahlausſchuſſe (823) bevollmäch⸗ 
tigt ſind. Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Anterzeichner 
als Vertrauensmann, der zweite als ſein Stellvertreter. 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Anterzeichner eines Wahlvor⸗ 
ſchlags ſchriftlich, daß der Vertrauensmann oder ſein Stellvertreter 
durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an die Stelle des 
früheren Vertrauensmanns, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter 
zugeht. 

8 19 

Für die Kreiswahlvorſchläge kann von den Vertrauensperſonen 
oder ihren Stellvertretern erklärt werden, daß die Reftftimmen einem 
Landeswahlvorſchlage zuzurechnen find (Anſchlußerklärung) “). Die 
Erklärung muß ſpäteſtens am achten Tage vor dem Wahltage ſchrift⸗ 
lich beim Kreiswahlleiter eingegangen fein. Sonſt ſcheiden die Neſt⸗ 
ſtimmen des Wahlkreiſes beim Zuteilungsverfahren für das Land 
aus. 

8 20 

Eine telegraphiſche Erklärung gilt als ſchriſtliche Erklärung im 
Sinne des 815 Abſ. 2, 4, § 16 Abſ. 3, 8 17 Abſ. 1, 2, 819, wenn fie 
durch eine ſpäteſtens am dritten Tage nach Ablauf der Friſt ein⸗ 
gegangene ſchriftliche Erklärung beſtätigt wird. Bei Abgabe dieſer 
Erklärung ift in den Fällen des § 15 Abſ. 4 und 8 17 Abſ. 2 Stellver 
tretung durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Vertreter 
zuläſſig, wenn der Bewerber nachweislich verhindert iſt, die ſchrift⸗ 
liche Erklärung rechtzeitig einzuſenden. 


*) Erklärungen nachſtehend S. 496 flg. 
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8 21 

00 Zur Prüfung der Kreiswahlvorſchläge wird für jeden Wahl⸗ 
kreis ein Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Kreiswahlleiter als 
Vorſitzendem und vier bis acht Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den 
Wählern beruft. Der Wahlausſchuß ſetzt die Kreiswahlvorſchläge 
feſt; er beſchließt mit Stimmenmehrheit. 

2) Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr 
geändert oder zurückgenommen werden. 


8022 
(1) Zur Prüfung der Verbindungserklärungen wird im Bedarfs. 
falle für jeden Wahlkreisverband ein Verbandswahlausſchuß gebildet, 
der aus dem Verbandswahlleiter als Vorſitzendem und vier Bei⸗ 
ſizern beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. Der Verbands 
wahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 
5 2) Der Verbandswahlleiter teilt die Verbindungserklärungen ſo, 
wie fie zugelaſſen find, den Kreiswahlleitern der beteiligten Wahl 
kreiſe mit. 
823 
1) Zur Prüfung der Landeswahlvorſchläge wird ein Landeswahl⸗ 
ausſchuß gebildet, der aus dem Landeswahlleiter als Vorſitzendem 
0 ſechs Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. Der 
andeswahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 
a (@) Der Landeswahlleiter veröffentlicht die Landeswahlvorſchläge 
8 wie fie zugelaſſen find, in jortlaufender Nummernfolge ). Die 
er fol ſtentlichung ſoll ſpäteſtens am elſten Tage vor dem Wahltag 
erfolgen. Nach der Veröſſentlichung können die Landeswahlvor⸗ 
9 nicht mehr geändert oder zurückgenommen werden; doch kann 
a Landeswahlausſchuß auf einem Landeswahlvorſchlage nach ſeiner 
Kreiefontlichung Bewerber ſtreichen, die als Bewerber in einem 
vorf clas worſelage benannt ſind, der einem anderen Landes wahl 
Streif ag angeſchloſſen iſt. Der Landeswahlleiter veröffentlicht die 
eichung. 
D 8 24 
919 Kreise wablleiter gibt ſpäteſtens am vierten Tage vor der Wahl 
Landeswahlporrorſchläge ſamt Verbindungserklärungen ſowie die 
eis a vorſchläge, denen ſich Wahlvorichläge aus dem Wahl- 
ngeſchloſſen haben, in der zugelaſſenen Form öffentlich bekannt. 
8 25 
immzettel werden für jeden Wahlkreis amtlich hergeſtellt 


eiſe, daß die Stimmzettel alle zugelaſſenen Kreiswahlvor⸗ 
nter Angabe der Partei und Hinzufügung der Namen je 


„Die St 
in der W.̃ 
ſchläge u 


. Rs Fr 
tſcher Reichs- n. Preuß. Staatsanzeiger vom 26. November 1922, Nr 279, 
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der erſten vier Bewerber enthalten. Die Stimmabgabe erfolgt der⸗ 
art, daß der Wähler durch ein auf den Stimmzettel geſetztes Kreuz 
oder auf andere Weiſe kenntlich macht, welchem Kreiswahlvorſchlag er 
feine Stimme geben will; weitere handſchriftliche Zuſätze machen den 
Stimmzettel ungültig. 


III. Wahlbandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes 
§ 26 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes find öffentlich. 
§ 27 
Gewählt wird mit Stimmzetteln in amtlich geſtempelten Am 
ſchlägen. Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt 
an der Wahl teilnehmen. 
§ 28 
Aber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorſtand 
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher 
den Ausſchlag. Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren bleibt vor- 
behalten. 
& 29 
Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feit, 
wieviel gültige Stimmen abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden 
Kreiswahlvorſchlag entfallen. 
8 30 
Jedem Kreiswahlvorſchlage werden jo viel Abgeordnetenſitze zu- 
gewieſen, daß je einer auf 40 000 für ihn abgegebene Stimmen kommt. 
Stimmen, deren Zahl für die Zuteilung eines oder eines weiteren 
Abgeordnetenſitzes an einen Kreiswahlvorſchlag nicht ausreicht (RNeft- 
ſtimmen), werden dem Landeswahlausſchuſſe zur Verwertung über— 
wieſen. 
8 31 
(1) Der Landeswahlausſchuß zählt zunächſt die in den Wahlkreis 
verbänden auf die verbundenen Kreiswahlvorſchläge gefallenen Reit- 
ſtimmen zuſammen. Auf je 40 000 in dieſer Weiſe gewonnener Reit: 
ſtimmen entfällt ein weiterer Abgeordnetenſitz. Dieſe Sitze werden 
den Kreiswahlvorſchlägen nach der Zahl ihrer Neſtſtimmen zugeteilt. 
Hierbei bleiben jedoch die Reſtſtimmen unberückſichtigt, wenn nicht 
wenigſtens auf einen der verbundenen Kreiswahlvorſchläge 20000 Stim⸗ 
men abgegeben worden find. Bei gleicher Zahl von Reſtſtimmen 
auf mehreren Kereiswahlvorſchlägen entſcheidet über die Reihenfolge 
das Los. 
(2) Die bei der Verrechnung der Reſtſtimmen in den Wahlkreisver— 
bänden nicht verbrauchten oder nicht berückſichtigten Reſtſtimmen wer- 
den ihrem Landeswahlvorſchlag überwieſen. 
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8 32 
(1) Sodann zählt der Landeswahlausſchuß die in allen Wahlkreiſen 

oder Wahlkreisverbänden auf die Landeswahlvorſchläge gefallenen 
Reſtſtimmen zuſammen und teilt jedem Landeswahlvorſchlag auf je 
40 000 Reſtſtimmen einen Abgeordnetenſitz zu. Ein Neſt von mehr als 
20 000 Stimmen wird vollen 40 000 gleichgeachtet. 
5 (2) Einem Landeswahborſchlage kann höchſtens die gleiche Zahl der 
Abgeordnetenſitze zugeteilt werden, die auf die ihm angeſchloſſenen 
Kreiswahlvorſchläge entfallen ſind. 

8 33 
Die Abgeordnetenſitze werden auf die Bewerber nach ihrer Reihen— 
ſolge in den Wahlvorſchlägen verteilt. 

& 34 
8 (4) Wenn ein Kreiswahlvorſchlag weniger Bewerber enthält, als 
Abgeordnetenſitze auf ihn entfallen, jo gehen die übrigen Sitze im 
Falle der Verbindung auf die verbundenen Kreiswahlvorſchläge, wenn 
auch dieſe erſchöpſt ſind jowie in den übrigen Fällen, auf den zu- 
9 Landeswahlvorſchlag über. §31 Abi. Satz 3 gilt ſinn⸗ 
gemäß. 

13 Enthält ein Landeswahlvorſchlag weniger Bewerber, als Ab- 

geordnetenſitze auf ihn fallen, jo bleiben die übrigen Sitze unbeſetzt. 


8 35 
0 Wenn ein zum Abgeordneten Berufener die Wahl ablehnt oder 
08 Abgeordneter ausſcheidet, ſo ſtellt der Landeswahlausſchuß feſt, 
* r an ſeiner Stelle berufen iſt. Die Feſtſtellung kann durch den 
wandeswohlleiter allein erfolgen, wenn über den zu berufenden Erjaß- 
nann keine Zweifel beſtehen. 
(2) Auch dabei wird nach 8833, 34 verfahren. 


§ 36 
8 im Wablprüfungsverfahren die Wahl eines ganzen Wahl 
Grund 85 ungültig erklärt, ſo verteilt der Landeswahlausſchuß auf 
neuem ee Ergebniſſes einer nochmaligen Wahl (Nachwahl) von 
e Era ben Reſtſtimmen. 5 

einen Lande dabei, daß auf verbundene Kreiswahlvorſchläge oder 
eutſpreck ende dahlvorſchlag mehr Sitze als bisher fallen, ſo wird die 
auf Er 18 e Zahl neuer Abgeorductenſitze nach 833 beſetzt. Fallen 
weniger a ene Kreiswahlvorſchläge oder einen Landeswahlvorſchlag 
ſprechende 55 als bisher, ſo erklärt der Landeswahlausſchuß die ent- 
ſcheide Zahl von Abgeordnetenſitzen für erledigt. Für das Aus⸗ 

n gelten dieſelben Grundſätze wie für das Eintreten von Erſatz⸗ 


männern; d . 5 8 
zuerſt aus. doch ſcheiden die zuletzt eingetretenen Abgeordneten 


91 


Landeswahlgeſetz 


8 37 

() Iſt lediglich in einzelnen Wahlbezirken die Wahlhandlung nicht 
ordnungsmäßig vorgenommen worden, ſo kann das Wahlprüfungs⸗ 
gericht dort die Wiederholung der Wahl beſchließen (Wiederholungs- 
wahl). Der Miniſter des Innern hat den Beſchluß alsbald auszu- 
führen. 

(2) Iſt die Verhinderung der ordnungsmäßigen Wahlhandlung in 
einzelnen Wahlbezirken zweifelsfrei feſtgeſtellt, ſo kann ſchon vor der 
Entſcheidung des Wahlprüfungsgerichts der Miniſter des Innern auf 
Antrag des Kreiswahlausſchuſſes und mit Zuſtimmung des Landes 
wahlausſchuſſes dort die Wiederholung der Wahl anordnen (Wieder 
holungswahl). Die Anordnung des Miniſters unterliegt im Wahl 
prüfungsverfahren der Nachprüfung durch das Wahl prüfungsgericht. 

(2) Die Wiederholungswahl darf nicht ſpäter als ſechs Monate nach 
der Hauptwahl ſtattfinden. 

(4) Bei der Wiederholungswahl wird nach denſelben Kreiswahlvor⸗ 
ſchlägen und auf Grund derſelben Wahlliſten oder Wahlkarteien wie 
bei der Hauptwahl gewählt. 

(5) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für 
den ganzen Wahlkreis oder Wahlkreisverband neu wie bei der Haupt 
wahl ermittelt (88 29 bis 32 und 36). 


IV. Gemeinſame Vorſchriften und Schlußvorſchriften 
8 38 
Jeder Wähler hat die Pflicht zur Abernahme der ehrenamtlichen 
Tätigkeit eines Wahlvorſtehers, Stellvertreters des Wahlvorſtehers, 
Veiſitzers oder Schriftführers im Wahlvorſtand, eines Beiſitzers des 
Kreiswahlausſchuſſes, des Verbandswahlausſchuſſes oder des Landes- 
wablausſchuſſes. 
§ 39 

Die Berufung zu einem der Wahlehrenämter dürfen ablehnen: 

1. die Mitglieder der Reichsregierung und der Landesregierungen; 

2. die Mitglieder des Reichstags, des Reichsrats, des Reichswirt⸗ 
ſchaftsrats, der Volksvertretungen der Länder und des Staats- 
rats; 

3. die Beamten, die amtlich mit dem Vollzuge des Landeswahl 
geſetzes oder mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit betraut ſind; 

4. Wähler, die als Bewerber auf einem Wahlvorſchlage für eine am 

gleichen Tage ſtattfindende Wahl zum Reichstage, Landtage oder 

zu kommunalen Vertretungskörpern benannt find; 
. Wähler, die das ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben; 
Wählerinnen, die glaubhaft machen, daß ihnen die Fürſorge für 
ihre Familie die Ausübung des Amtes in beſonderem Maße er 
ſchwertz 


* 
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>] 


Wähler, die glaubhaft machen, daß fie aus dringenden beruflichen 
Gründen oder durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert 
find, das Amt ordnungsmäßig zu führen; 

N. Wähler, die ſich am Wahltage aus zwingenden Gründen außer- 

halb ihres Wohnorts aufhalten. 


§ 40 
Wähler, welche die Abernahme eines Wahlehrenamts ohne geſetz⸗ 
lichen Grund ablehnen, können von der für die Beſtellung des Wahl⸗ 
verſtehers (Kreiswahlleiters, Verbandswahlleiters, Landeswahlleiters) 
zuſtändigen Behörde in eine Ordnungsſtrafe bis zum Betrage von 
300 Goldmark genommen werden. 


8 41 
0 (1) Der Staat vergütet den Gemeinden zum Erſatze der Koſten der 
Tandtagswahl für jeden Wahlberechtigten einen feſten, nach Ge- 
meindegrößen abgeſtuften Betrag, der ſo berechnet wird, daß mit ihm 
durchſchnittlich vier Fünftel der den Gemeinden entſtandenen Koſten 
gedeckt werden. Der Betrag wird für jede Wahl vom Staatsmini- 
ſterium feſtgeſetzt. 

(2) Werden mit der Landtagswahl Reihswahlen, Abſtimmungen 
auf Grund der Reichs- und Landesgeſetze oder Wahlen zu fommu- 
nalen Vertretungskörpern verbunden, ſo vergütet der Staat den Ge⸗ 
meinden nur einen der Zahl der verbundenen Wahlen und Abſtim⸗ 
mungen entſprechenden Bruchteil des Einheitsſatzes. 


8 42 
Als verbunden im Sinne des § 41 Abſ. 2 gelten Wahlen oder Ab⸗ 
1 ulingen, die am gleichen Tage oder kurz nacheinander abgehalten 
W. ſofern für fie die Wahl und Abſtimmungsvorbereitungen im 
veſentlichen gemeinſam getroffen werden und beſonders nur eine ein 
malige Anlegung und Auslegung der Wählerliſten (Stimmliſten) oder 
Wahlkarteien (Stimmkarteien) ſtattfindet. 

§ 43 
Da Miniſter des Innern erläßt die Beſtimmungen zur Aus- 

ar, des Geſetzes“). 
Wahlrecht Ausführungsbeſtimmungen können die Ausübung des 
in Krank s durch Seeleute in deutſchen Häfen ſowie die Abſtimmung 
uken⸗ und Pflegeanſtalten anderweitig regeln. 


I. 8 

Beben ablorduung vom 29. Oktober 1921 (Gejegfamml, S. 684), uach⸗ 
2. Bee S. 98 fla. 
i nungen des Miniſters des Innern vom 31. Oktober 1924 (le 1420) 
= nilferialolatt f. d. innere Verwaltung v. 5. November 1924, Nr 40, 
Ver 41 fg. —, 8. November 1924 (lc 1449) — Miniſterialblatt f. d. innere 
cle tung e 12 November 1624. Nr 50, 3.1069 fla. — 13. November 1924 
Nr 51, 1) — Miniſterialblatt f. d. innere Verwaltung v. 19. November 1924, 
inne te S, 1095/1098 — 26. November 1924 1c 1504) — Minſſterjalblatt f. d. 
dender 48 vom 26. November 1924, Nr 52, S. 1118 1119 — 29. No⸗ 
zember 1924, Nr F f. d. innere Verwaltung v. 3. De⸗ 
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Anlage 


Die Wahlkreiſe und die Wahlkreis verbände 


A. Die Wahlkreiseinteilung 


Zu 9 7) 


27 
2 8 Name n 
8 2 rg 2 3 
5 des Umfang des Wahlkreiſes 
5) l iſes in d 
1 Wahlkreiſes lien 
S maltungs- 
bezirken 


J Oſtpreußen n Königsberg 884 893 
Gumbinnen 54915 

» Allenſtein 536 054 

» Meftpreußen 257 734 

2 Berlin Der frühere Stadtkreis Berlin 897 864 


Potsdam IT | Kreis Beeskow⸗Storkow 
Der frühere Stadtkreis Char⸗ 


Der frühere Kreis Teltow 535 878 
» » Stadtkreis Berlin» 


Wilmersdorf 


141 816 


4 | Potsdam I Kreis Angermünde 62813 
Stadtkreis Brandenburg (Havel) 53 040 
v Eberswalde 27 310 


Kreis Juterbog⸗Luckenwalde 73 538 


Der frühere Stadtkreis Berlin⸗ 


Lichtenberg] 143 440 

» » Kreis Niederbarnim | 448 088 
. Kreis Oberbarnim 74 470 
Der frühere Kreis Oſthavelland 83 903 
Kreis Oſtprignitz 68 734 
Stadtkreis Potsdam 59 419 
Kreis Prenzlau 60 675 
» Ruppin 76 448 
Der frühere Stadtkreis Spandau 95 832 
Kreis Templin 49 655 
» Weſthavelland 67 485 


86 131 


» Weſtprignitz 
86 384 


Stadtkreis Wittenberge 
Kreis Zauch⸗Belzig 


49 257 


Zahl der Einwohner 
nach der Volkszählung 


} 
| 
| 
1 


lottenburg 325 172 
» * » Neukölln. 263 678 
» » » Berlins 

Schöneberg 183 444 | 


ober 1919 


im 
Wahlkreiſe 


2 227 826 
1897 864 


1499 245 


1 617 365 


Name 
des 
Mahflkreis- 
verbandes 


Oſtpreußen⸗ 
Pommern 


Brandenburg I 


Brandenburg J 


Brandenburg 11 


2 
* Name 
3 
= 50 des 
15 BIN e 
2 Wahlkreiſes 


Frankfurt a. O. 


Umfang des Wahlkreiſes 
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Zahl der Einwohner 


in den 

Ver⸗ 
waltungs 
bezirken 


nach der Volkszählung 
vom 8. Oktober 1919 


im 
Wahlkreise 


Name 
des 
Wahlkreis 
verbandes 


Regierungsbezirk Frankfurt 1233039 
Provinz Grenzmark Poſen⸗ | 
6 Weſtpreußen 324 796 1557835 | Brandenburg IT 
Vommern Regierungsbezirk Stettin 889 758 
» Köslin 655 541 Oſtpreußen 
» Stralſund 243 917 1789 216 Pommern 
1 
8 Breslau Regierungsbezirk Breslau 1807 980 1 807 980 Schleſien 
0 a 
9 Liegnitz Regierungsbezirk Liegnitz 1180 633 1180 633 Schlefien 
1 Oppeln Provinz Oberſchleſien 1302 206 1 302 206 Schleſien 
W N 
11 Magdeburg Regierungsbezirk Magdeburg 1245 508 1 245 508 Sachſen 
N 
12 Merfeburg Regierungsbezirk Merſeburg 1340 084 1340 084 Sachſen 
b Erfurt Regierungsbezirk Erfurt 543 601 | 
1 Kreis Herrſchaft Schmalkalden 45264 588 865 Sachſen 
I S a | 
Salami Regierungsbezirk Schleswig 1462 668 1 462 668 Schleswig⸗ 
al fein Holſtein⸗Hannover 
eſer⸗Ems Regierungsbezirk Aurich 277 081 Schleswig⸗ 
le * Osnabrück 408 082 685 163 Holſtein⸗Hannover 
Oſt⸗ | 
Of- Hannover] Regierungsbezirk Stade 432 254 Schleswig. 
16 Sud » Lüneburg 565 862 998 116 Holſtein⸗Hannover 
üd⸗ . | 
Sannover Regierungsbezirk Hannover 716 748 | Schleswig⸗ 
17 a hr * Hildesheim 567 837 1 344 585 | Holſtein⸗Hannover 
8 Se R 
Norten Regierungsbezirk Münfter 1171 789 
Be Minden 768 050 
1 Kreis Grafſchaft Schaumburg 47 443 1987 282 Weſtfalen 
Weſtfalen⸗ : 789 35 85 
Ps Regierungsbezirk Arnsberg 2529 762 2 529 762 Weſtfalen 
19 | Seifen. 
ſſen⸗Naſſau Regierungsbezirk Caſſel (ohne die 
Kreiſe Grafſchaft Schaumburg 
„und Herrſchaft Schmalkalden) | 951 188 
Regierungsbezirk Wiesbaden 1 229 607 Heſſen⸗Naſſau⸗ 
20 Kela. Kreis Weblar 69 244 2250 030] Nheinland⸗ Ses 
= Koöln⸗ N 
achen [- Regierungsbezirk Köln 1339 076 Heſſen⸗Naſſau⸗ 
» Aachen 634445 | 1973521 | Rheinland⸗Sud 
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Landeswahlgeſetz: Wahlkreiſe 


Zahl der Einwohner 


nach der Volkszählun Name 
Name 85 3 A 
5 e _ 17 vom 8. Oktober 1919 Kara 

des Umfang des Wahlkreiſes 9 
= Wahlkreiſes in den Wahlkreis 
2 = Ver⸗ im A 3 
5 walungs⸗ Wahlkreise R 

hezirken 


21 | Coblenz⸗Trier] Regierungsbezirk Coblenz (ohne 
den Kreis Wetzlar) 699 473 
Regierungsbezirk Trier 449 788 Heſſen⸗Naſſau⸗ 
» Sigmaringen 70 751 1 220 012] Nheinland⸗Süd 
22 | Düſſeldorf⸗ Stadtkreis Barmen 174 840 | 
Oſt » Di.uÿſeldorf 407 338 | 
Landkreis Düſſeldorf 104 444 
Stadtkreis Elberfeld 157 218 | 
” Eſſen 439 257 
Landkreis Eſſen 163 403 
Kreis Lennep 80 521 
» Mettmann 11759 | 
Stadtkreis Remſcheid 72 568 
» Solingen 48 912 
Landkreis Solingen 167 827 1933 927] Mheinland⸗Nort 
23 | Düſſeldorf. | Kreis Cleve 72 778 
Weſt Stadtkreis Crefeld 124.325 
Landkreis Crefeld 43 610 
Kreis Dinslaken 52 276 
Stadtkreis Duisburg 244 302 
Kreis Geldern 59 733 
» Gladbach 75 830 
» Grevenbroich 50 372 
Stadtkreis Hamborn 110 102 | 
Kreis Kempen i. Rheinpr. 98 456 
» Mörs 155 142 
Stadtkreis Mülheim a. d. Ruhr 128 205 
” München-Gladbach 106 738 
» Neuß 39 819 
Landkreis Neuß 35 663 
Stadtkreis Oberhauſen 98 677 
Kreis Rees 76 735 
Stadtkreis Rheydt 42 821 l 
» Sterkrade 46 265 | 1661 849 | Rheinland Net 
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Landeswahlgeſetz: Wahlkreisverbände 


B. Die Wahlkreis verbände 


9 — ——— 
des a N ; n 
reis⸗ Name des Wahlkreisverbandes Umfang des Wahlkreis verbandes 
verbandes 
1 Oſtpreußen⸗Hommern Wahlkreis 1 und 6 
II ee e eee eee die Wahlkreiſe 2 und 3 
III nde er vere » » 4 und 5 
IV Schleſſen me ee v » 7, 8 und 9 
* Sache e RE » » 10,11 und 12 
VI Schleswig ⸗Holſtein⸗Hannover .... „ ee een 16 
van A. „ » 17 und 18 
III e ee deine ee 0 and 21 
IX Rheinland⸗Nord » »22 und 23 
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Wahlordnung 


für den Preußiſchen Landtag 


Vom 29. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 684) 


Auf Grund des 8 40 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen 
Landtag (Landeswahlgeſetz) vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 659), 
erſetzt durch 843 der in der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 
(Gefetzſamml. S. 671) geſchehenen Neufaſſung des Landeswahlgeſetzes, 
wird hiermit verordnet: 


Landeswahlordnung 


Aberſicht über die Abſchnitte: 


I. Die Wahlberechtigung (81 bis 3). 
II. Vorbereitungen für die Wahl (S8 4 bis 41): 
1. Wählerverzeichniſſe (8 ). 


13 


2. Wahlſcheine (885 bis 12). 
SH 


Auslegung und Berichtigung der Wählerverzeichniſſe. Ein- 
ſpruchsverfahren (8813 bis 17). 


. Wahlleiter (88 18 bis 20). 
Wahlausſchüſſe (88 21 bis 27). 
Wahlvorſteher (8 28). 

. Wahlvorftand (88 29 bis 31). 
Wahlbezirke (8832 bis 34). 

. Wahlräume (8 35). 

. Wabhlurnen (836). 
Wahlſchutzvorrichtungen ($ 37). 
„Stimmzettel und Amſchläge (88 38 und 39). 


Bekanntmachung der Wahlen (88 40 und 41). 


III. Wahlvorschläge (88 42 bis 56): 
1 


SI. Da 
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. Sriften für Einreichung der Wahlvorſchläge, Berbindungs- 


und Anſchlußerklärungen ($ 42). 


Inhalt der Wahlvorſchläge (8 43). 
Verbindung der Kreiswahlvorſchläge innerhalb des Wahl⸗ 


kreisverbandes ($ 45). 


. Anſchluß der Kreiswahlvorſchläge an Landeswahlvorſchläge 


G46). 


. Mängelbejeitigung (88 47 bis 51). 
Zulaſſung der Wahlvorſchläge und Verbindungserklärungen 


(SS 52 und 53). 


Bekanntgabe der Wahlvorſchläge, der Verbindungs- und 


Anſchlußerklärungen (§s 54 bis 56). 


Landeswahlordnung 


N. Wahlverfahren in Kranken- und Pflegeanſtalten (857). 
V. Wahlverfahren für Seeleute (8 58). 
VI. Stimmabgabe (8859 bis 66). 

N Im Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahlbezirke (88 67 bis 77). 
I. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes im Wahlkreiſe (88 78 bis 86): 
1. Vorläufige Ermittlung des Wahlergebniſſes (8 78). 

2. Endgültige Ermittlung des Wahlergebniſſes (88 79 bis 83). 
3. Verteilung der Abgeordneten im Wahlkreiſe (8$ 84 bis 86). 
IX, Feſtſtellung des Geſamtergebniſſes (§8 87 bis 95). 
X. Ausſcheiden von Abgeordneten (8 96). 
XI. Nachwahl (88 97 bis 100). 
XII. Wiederholungswahl (88 101 und 102). 
- Verbindung der Wahlen mit anderen Abſtimmungen (§ 103). 
1%. Gemeinſame Beſtimmungen (88 104 bis 107). 
XV. Schlußbeſtimmungen (88 108 und 109). 


I. Die Wahlberechtigung 


8 1 

(1) Wähler zum Landtag iſt, wer am Wahltage Reichsangehöriger 
und 20 Jahre alt iſt und entweder in Preußen wohnt oder als preu- 
ziſcher Staatsbeamter, als Arbeiter oder Angeſtellter in einem preu⸗ 
ziſchen Staatsbetrieb oder als Angehöriger des Hausſtandes eines 
ſolchen Beamten, Arbeiters oder Angeſtellten zwar nicht in Preußen 
wohnt, aber nahe der Landesgrenze ſeinen Wohnort hat. 

(2) Jeder Wähler hat eine Stimme. 


82 

(1) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: 

I. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder 

wegen geiſtigen Gebrechens unter Pflegſchaft ſteht; 

— ber rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehren⸗ 

„ nkechte verloren hat. 
115 90 Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten der Wehr- 
ſchaft ſolange fie ihr angehören. Zu den Soldaten zählen die Mann: 
der a Anteroffiziere, Deckoffiziere ſowie die Offiziere einſchließlich 
off „Sanitäts, Veterinär⸗, Feuerwerks⸗, Feltungsbau- und Zeug 

ziere des Reichsheeres und der Reichsmarine. Die Militärbeamten 
gehören Dagegen nicht zu den Soldaten der Wehrmacht. 
1 > Behindert in der Ausübung des Wahlrechts ſind Perſonen, die 
wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder 
Piiegeanftalt untergebracht find, ferner Straſ⸗ und Anterſuchungs⸗ 
gelangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher 
„ordnung in Verwahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind 
Lerſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft befinden. 


og 
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8 3 

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen iſt 
oder einen Wahlſchein hat. 

(2) Wahlberechtigte, die keinen Wahlſchein haben, können nur in 
dem Wahlbezirke wählen, in deſſen Wählerverzeichnis ſie eingetragen 
ſind. Inhaber von Wahlſcheinen können in jedem beliebigen Wahl⸗ 
bezirke wählen. 


II. Vorbereitungen für die Wahl 
1. Wählerverzeichniſſe 


8 4 

(1) Die Stimmliſten und Stimmkarteien, die von den preußiſchen 
Gemeindebehörden gemäß den Beſtimmungen der 885 bis 8 der 
Reichsſtimmordnung vom 14. März 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 173) 
über die in den Gemeindebezirken wohnhaften Stimmberechtigten zu 
führen ſind, dienen als Wählerverzeichnis auch für die Wahlen zum 
Preußiſchen Landtage. 

(2) Die Gemeindebehörden haben Sorge zu tragen, daß die Anter— 
lagen für dieſe Verzeichniſſe jederzeit ſo vollſtändig vorhanden ſind 
und geführt werden, daß eine Berichtigung und Neuaufſtellung nach 
Ausſchreibung der Wahlen zum Landtage jederzeit in kürzeſter Friſt 
durchgeführt werden kann. 

(3) Außerhalb des preußiſchen Staatsgebiets wohnhafte wahl⸗ 
berechtigte preußiſche Staatsbeamte, Arbeiter und Angeſtellte ſowie 
wahlberechtigte Angehörige ihres Hausſtandes (SL Abſ. 1) werden 
auf Antrag in das Wählerverzeichnis einer benachbarten preußiſchen 
Gemeinde eingetragen. 

(4) Für den Vermerk der Stimmabgabe zur Landtagswahl iſt gleich- 
mäßig eine und dieſelbe Spalte im ganzen Wahlbezirke vorzu⸗ 
ſchreiben. 

2. Wahlſcheine 
85 

(1) Einen Wahlſchein erhält auf Antrag: 

J. ein Wähler, der in ein Wählerverzeichnis eingetragen iſt, 

1. wenn er ſich am Wahltage während der Wahlzeit aus zwin⸗ 
genden Gründen außerhalb ſeines Wahlbezirkes aufhält; 

2. wenn er nach Ablauf der Einſpruchsfriſt (813 Abſ. 2) ſeine 
Wohnung in einen anderen Wahlbezirk verlegt; 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens 
in ſeiner Bewegungsfreiheit behindert iſt und durch den 
Wahlſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger ge⸗ 
legenen Wahlraum aufzuſuchen; 

II. ein Wähler, der in ein Wählerverzeichnis nicht eingetragen oder 

darin geſtrichen iſt, 
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1. wenn er nachweiſt, daß er ohne ſein Verſchulden die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt verſäumt hat; 
wenn er wegen Ruhens des Wahlrechts nicht eingetragen 
oder geſtrichen war, der Grund hierfür aber nach Ablauf der 
Einſpruchsfriſt weggefallen iſt; 
3. wenn er Auslandsdeutſcher war und ſeinen Wohnort nach 
Ablauf der Einſpruchsfriſt nach Preußen verlegt hat. 
2) Der Fall zu Abſ. 1, 1 Nr 1 wird namentlich vorliegen, wenn es 
ich handelt um 
a) Schiffer und Schiffsleute auf See- und Binnenſchiffen, ein- 
ſchließlich der mitfahrenden Angehörigen ihres Hausſtandes, 
b) Floßführer und Floßleute, 
c) Bahn⸗ und Poſtbedienſtete, 
d) Geſchäftsreiſende und Wandergewerbetreibende, 
e) Wahlhelfer. 


1 


8 6 


000 Zuſtändig zur Ausſtellung des Wahlſcheins iſt die Gemeinde⸗ 
behörde des Wohnorts, in den Fällen des §5 Abſ. 1, 1 Nr 2 die Ge- 
meindebehörde des bisherigen Wohnorts. 

(2) Den Grund zur Ausſtellung eines Wahlſcheins hat der Antrag⸗ 
1 auf Erfordern glaubhaft zu machen. Aber ſeine Berechtigung, 
den Antrag zu ſtellen und den Wahlſchein in Empfang zu nehmen, 
muB er ſich gehörig ausweiſen. 

6) Aber die ausgeſtellten Wahlſcheine führt die Gemeindehörde ein 
Verzeichnis. 


8 7 
(4) Wahlſcheine können noch am Tage vor der Wahl ausgeſtellt 
werden. 
a größeren Gemeinden kann die Entgegennahme von Anträgen 
dem 8 Lung von Wahlſcheinen ſchon am zweitletzten Tage vor 
in der 8 geſchloſſen werden. Die Gemeindebehörde hat darauf 
ekanntmachung nach § 41 hinzuweiſen. 


88 
„die ſich infolge ihres Berufs nur vorübergehend in 
gemeinde e aufhalten, iſt der Wahlſchein von der Aufenthalts- 
üben 6 wenn fie ihr Wahlrecht in dieſer Gemeinde aus- 
mannsan * fie müſſen aber in ihrem Seefahrtsbuch einen vom Gee- 
tigen 82 oder von der Gemeindebehörde eingetragenen, noch gül- 
ſchein rmerk vorweiſen, der ſie zur Entgegennahme eines Wahl⸗ 


5 berechtigt. Zu di i 5 
buch auszuhändigen ieſem Zwecke iſt den Seeleuten ihr Seefahrts 


(0) Seeleuten 
einer Gemeind 
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(2) Wird der Wahlſchein erſt am fünften Tage nach dem all⸗ 
gemeinen Wahltag (858 Abſ. 1) beantragt, jo kann der Antrag zu⸗ 
rückgewieſen werden, wenn eine Beteiligung an der Wahl nicht mehr 
möglich erſcheint. 

(3) Das Seemannsamt iſt verpflichtet, auf Antrag einen Vermerk 
in das Seefahrtsbuch einzutragen, nachdem es bei der Gemeinde- 
behörde, bei der der Antragſteller in dem Wählerverzeichnis zu führen 
iſt, feſtgeſtellt hat, daß keine Bedenken beſtehen. Die Eintragung des 
Vermerks wird der Gemeindebehörde mitgeteilt, die ſie in dem 
Wählerverzeichnis bei dem Namen des Wahlberechtigten vermerkt. 

(4 Die Erteilung des Waͤhlſcheins wird bei der Ausfertigung von 
der Gemeindebehörde bei dem Vermerk im Seefahrtsbuch unter An- 
gabe des Wahltags beſcheinigt. 


9 
(1) Der Wahlſchein iſt nach Anlage 1*) auszuſtellen. 
(2) Verlorene Wahlſcheine werden nicht erſetzt. 


§ 10 

(1) Haben Wähler einen Wahlſchein erhalten, ſo iſt in dem 
Wählerverzeichnis in der für den Vermerk der Stimmabgabe vorge- 
ſehenen Spalte einzutragen »Wahlſchein« oder „We. 

(2) Iſt bei der Ausſtellung des Wahlſcheins das Wählerverzeichnis 
dem Wahlvorſteher bereits ausgehändigt, ſo iſt ihm bis zum Beginn 
der Wahlhandlung ein Verzeichnis der Wähler zu übermitteln, die 
nachträglich einen Wahlſchein erhalten haben. 


§ 11 

(1) Die Gemeindebehörde hat die Zahl der ausgeſtellten Wahl⸗ 
ſcheine ſpäteſtens am Tage nach dem Wahltage der unteren DBer- 
waltungsbehörde anzuzeigen. Sind keine Wahlſcheine ausgeſtellt, ſo 
iſt Fehlanzeige zu erſtatten. 

(2) Die unteren Verwaltungsbehörden haben die Anzeigen nach 
Gemeinden zuſammenzuſtellen und die Zuſammenſtellung dem Kreis- 
wahlleiter einzureichen, der ſie dem Landeswahlleiter weiterzureichen 


hat. 


8 12 
Gegen die Verſagung eines Wahlſcheins kann Einſpruch erhoben 
werden. Aber den Einſpruch entſcheidet die nach 8106 zuſtändige 
Behörde. 


*) Hter nicht abgedruckt. 
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3. Auslegung und Berichtigung der Wähler⸗ 
verzeichniſſe. Einſpruchs verfahren 
§ 13 

(1) Der Miniſter des Innern beſtimmt die Auslegungsfriſt und 
den Tag, von dem ab die Wählerverzeichniſſe auszulegen ſind. In 
großen Gemeinden kann die Gemeindebehörde die Auslegung ſchon 
früher beginnen laſſen. 

(2) Die Gemeindebehörde hat vor der Auslegung der Wählerver- 
zeichniſſe in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben, wo, wie lange und zu 
welchen Tagesſtunden die Wählerverzeichniſſe zu jedermanns Ein- 
ſicht ausgelegt werden ſowie in welcher Zeit und in welcher Weiſe 
Einſprüche gegen ſie erhoben werden können. 

(2) Die Gemeindebehörden ſollen die Anfertigung von Abſchriften 
zulaſſen oder, ſoweit möglich, gegen Erſtattung der Auslagen Ab- 
ſchriften der Wählerverzeichniſſe erteilen. 


§ 14 

(1) Wer die Wählerverzeichniſſe für unrichtig oder unvollſtändig 
halt, kann dies bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Ge⸗ 
meindebehörde oder einem von ihr ernannten Beauftragten ſchrift⸗ 
lich anzeigen oder zur Niederſchrift geben. Soweit die Richtigkeit 
einer Behauptung nicht offenkundig iſt, hat er für ſie Beweismittel 
beizubringen. 

e) Wenn der Einſpruch nicht für begründet erachtet wird, ent- 
ſcheidet über ihn die nach 8 106 zuſtändige Behörde. 

3 (6) Die Entſcheidung muß ſpäteſtens am vorletzten Tage vor dem 

ahltage gefällt und den Beteiligten bekanntgegeben ſein. 


815 
er das Wahlerverzeichnis berichtigt, fo find die Gründe der 
Worichungen in Spalte »Bemerkungen« anzugeben. Wenn das 
Lite ech eines Wählers ruht, ſo erfolgt ſeine Streichung in der 
Fand wenn ein Wähler in der Ausübung des Wahlrechts be- 
geſehen iſt, fo iſt er in der für den Vermerk der Stimmabgabe vor- 
zungen en Spalte mit »behindert« oder »be zu bezeichnen. Ergän⸗ 
n ſind als Nachtrag aufzunehmen. 


8 16 
(0 Wenn die Auslegungsfriſt abgelaufen iſt, können Wähler nur 


genomchtzeitig angebrachte Einſprüche in das Wählerverzeichnis auf⸗ 
men oder darin geſtrichen werden. 

nach — Streichung des Vermerks »behindert« oder »b« iſt auch 
der Gru 151 der Auslegungsfriſt bis zum Wahltage zuläſſig, wenn 
gefallen if der Behinderung nach Ablauf der Auslegungsfriſt weg⸗ 
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8 17 

(1) Das berichtigte Wählerverzeichnis iſt von der Gemeinde- 
behörde abzuſchließen. Hierbei iſt zu beſcheinigen, daß und wie lange 
das Wählerverzeichnis ausgelegen hat, daß die Bekanntmachung 
hierüber und ebenſo die im 841 vorgeſchriebene ortsübliche Bekannt⸗ 
machung erfolgt iſt, endlich, wie viele Wähler in die Liſte eingetragen 
ſind, deren Namen nicht mit dem Vermerke »Wahlſchein⸗ oder Wa 
verſehen oder geſtrichen wurden. 

(2) Die Behälter der Wahlkarteien ſind durch Schlöſſer, Plomben 
oder Siegel ſo zu verſchließen, daß eine Entnahme oder Einfügung 
von Karten nicht möglich iſt. 

(3) Die Gemeindebehörde hat das Wählerverzeichnis dem Wahl⸗ 
vorſteher zu überſenden. 


4. Wahlleiter 


8 18 
Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe im ganzen 
Lande ernennt der Miniſter des Innern einen Landeswahlleiter und 
einen Stellvertreter. 


8 19 

(1) Für jeden Wahlkreis wird ein Kreiswahlleiter und ein Stell⸗ 
vertreter, für jeden Wahlkreisverband ein Verbandswahlleiter und 
ein Stellvertreter ernannt. 

(2) Zum Verbandswahlleiter ſoll in der Regel einer der beteiligten 
Kreiswablleiter ernannt werden. 

(3) Die Ernennung erfolgt unverzüglich nach Ausſchreibung der 
Wablen für die Wahlkreiſe und Wahlkreisverbände, die ſich auf 
mehrere Regierungsbezirke der gleichen Provinz erſtrecken, ſowie für 
den Wahlkreis 2 (Berlin) durch den Oberpräſidenten, falls ſich die 
Wablkreiſe oder Wahlkreisverbände auf mehrere Provinzen er⸗ 
ſtrecken, durch den Miniſter des Innern, ſonſt durch den Regierungs- 
präſidenten. 


§ 20 


Die Ernennung der Wahlleiter iſt öffentlich bekanntzumachen und 
dem Landeswahlleiter mitzuteilen. 


5. Wahlausſchüſſe 


8 21 
(1) Bei dem Landeswahlleiter wird ein Landeswahlausſchuß gebil⸗ 
det, um die Landes wahlvorſchläge zu prüfen und die Abſtimmungs⸗ 
ergebniſſe im ganzen Lande feſtzuſtellen. 
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(2) Er beſteht aus dem Landeswahlleiter (8 18) als Vorſitzendem und 
ſechs Beisitzern. Die Beiſitzer und Stellvertreter in derfelben Zahl 
beruft der Vorſitzende aus den Wählern der größeren Parteien des 
Landes. Wegen der Auswahl ſollen die Parteileitungen gehört 
werden. 

29 Der Landeswahlausſchuß iſt beſchlußſähig, wenn außer dem 

Vorſitzenden mindeſtens vier Beiſitzer oder Stellvertreter anweſend 
ſind. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt 
der Vorſitzende den Ausſchlag. 

8 22 

(1) Für jeden Wahlkreisverband wird ein Verbandswahlausſchuß 
gebildet. Er prüft die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen und 
entſcheidet über ihre Zulaſſung in öffentlicher Sitzung. 

(2) Der Verbandswahlausſchuß beſteht aus dem Verbandswahl⸗ 
leiter (819) als Vorſitzendem und vier Beiſitzern. Die Beiſitzer und 
Stellvertreter in derſelben Zahl beruft der Vorſitzende aus den 
Wählern der Parteien des Wahlkreisverbandes, nachdem er die 
Parteileitungen gehört hat. 

(8) Der Verbandswahlausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem 
Vorſitzenden mindeſtens zwei Beiſitzer oder Stellvertreter anweſend 
und. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt 
der Vorſitzende den Ausſchlag. 

8 23 0 
a Zur Prüfung der Kreiswahlvorſchläge ſowie zur Prüfung und 

Kreſterreichung der Wahlergebniſſe wird in jedem Wahlkreis ein 
Lreiswahlausſchuß gebildet. 
fi 905 Der Ausſchuß beſteht aus dem Kreiswahlleiter (§ 19) als Vor⸗ 
15 90 5 und vier bis acht Beiſitzern. Die Beiſitzer und Stellvertreter 
teie erſelben Zahl beruft der Vorſitzende aus den Wählern der Par⸗ 

0 des Wahlkreiſes, nachdem er die Parteileitungen gehört hat. 
mind Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
Er a die Hälfte der Beiſitzer oder Stellvertreter anweſend ſind. 
Vorfi hlieht mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt der 
ende den Ausſchlag. 

(0 Die in di Nee 
pflichtet e in die Ausſchüſſe berufenen Beiſitzer und Stellvertreter ver⸗ 
er der Vorſitzende durch Handſchlag. 
Keil ie Stellvertreter werden für abweſende oder ausgeſchiedene 
zer herangezogen. 
bert Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge und ihre Stell⸗ 
nnen nicht Beiſitzer oder Stellvertreter ſein. 

Zu den B 325 a 1 

verpfl erhandlungen beſtellt der Vorſitzende Schriftführer und 


tet fie durch Handſchlag; fie find aber nicht ſtimmberechtigt. 
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8 26 

(1) Ort und Zeit der Sitzungen beſtimmt der Vorſitzende. Die Bei⸗ 
ſitzer und der Schriftführer werden zu den Sitzungen eingeladen. 

(2) Die Wahlausſchüſſe entſcheiden in öffentlicher Sitzung. 

(3) Offentlich find dieſe Sitzungen ſchon dann, wenn Zeit, Ort und 
der Gegenſtand der Sitzung vor der Sitzung durch Aushang am Ein⸗ 
gange des Sitzungshauſes bekanntgegeben worden ſind mit dem Hin⸗ 
weis, daß der Zutritt zur Sitzung den Wählern offenſteht. 


§ 27 
Die Beiſitzer der Ausſchüſſe erhalten keine Vergütung. Sie ſind 
daher möglichſt aus den Wählern am Sitze des Wahlausſchuſſes zu 
berufen. Sind ſie außerhalb ihres Wohnorts tätig, dann erhalten ſie 
Erſatz der verauslagten Fahrkoſten ſowie Tage- und Abernachtungs⸗ 
gelder nach den Sätzen, die für die Mitglieder der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden gelten. 


6. Wahlvorſteher 
8 28 
In jedem Wahlbezirk ernennt die nach § 106 zuſtändige Behörde 
einen Wahlvorſteher und ſeinen Stellvertreter, auch für Kranken⸗ und 
Pflegeanſtalten, wenn fie eigene Wahlbezirke ( 33) bilden. 


. 7. Wahlvorſtand 
8 29 

(1) Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der ver⸗ 
ſchiedenen Parteien aus den Wählern des Wahlbezirkes, für den er 
beſtellt iſt, drei bis ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer; dieſer kann 
auch aus den Wählern eines anderen Wahlbezirks genommen werden 
und wird im Falle vorübergehender Behinderung durch einen Bei⸗ 
ſitzer vertreten. 

(2) Der Wahlvorfteher, deſſen Stellvertreter, die Beiſitzer und der 
Schriftführer bilden nach ihrem Zuſammentreten den Wahlvorſtand. 

(3) Die Mitglieder des Wahlvorſtandes erhalten keine Vergütung. 


830 
Der Wahlvorſtand wird vom Vorſteher eingeladen und tritt am 
Wahltage zu Beginn der Wahlhandlung in dem Wahlraume zu- 
ſammen. 
831 
(1) Der Stellvertreter, die Beiſitzer und der Schriftführer unter- 
ſtützen den Wahlvorſteher bei der Aberwachung und Durchführung der 
Wahlhandlung ſowie bei der Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
(2) Der Wahlvorſtand darf über die einzelnen Handlungen des 
Wahlgeſchäfts beraten und beſchließen. Er faßt Beſchlüſſe mit 
Stimmenmehrheit in Anweſenheit des Wahlvorſtehers oder ſeines 
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Stellvertreters und dreier Beiſitzer; bei Stimmengleichheit gibt der 
Vorſitzende oder ſein Stellvertreter den Ausſchlag. Nachprüfung im 
Wahlprüfungsverfahren bleibt vorbehalten. 

(3) Bei der Wahlhandlung müſſen ununterbrochen wenigſtens vier 
Mitglieder des Wahlvorſtandes, darunter ſtets der Vorſitzende oder 
ſein Stellvertreter, anweſend ſein. 


8. Wahlbezirke 
832 
Die Wahlbezirke ſollen von den nach § 106 zuſtändigen Behörden 
nach den örtlichen Verhältniſſen und ſo abgegrenzt ſein, daß allen 
Wählern die Teilnahme an der Wahl möglichſt erleichtert wird. Wird 
eine Gemeinde in Wahlbezirke zerlegt, ſo ſoll kein Wahlbezirk mehr 
als 2 500 Einwohner umfaſſen. Die Einwohnerzahl darf jedoch nicht 
ſo gering ſein, daß ſich die Stimmabgabe der einzelnen Wähler er⸗ 
Wien ließe. Die Verwaltungsbezirksgrenzen ſollen eingehalten 
erden. 
833 
Für Kranken- und Pflegeanſtalten (öffentliche oder private Kranken⸗ 
häuſer oder Kliniken, Lazarette, Entbindungsanſtalten, Wöchnerinnen⸗ 
anſtalten, Pfründneranſtalten, Erhohlungsheime uſw) mit einer 
Anßeren Anzahl von Wählern, die keinen Wahlraum außerhalb der 
uſtalt aufſuchen können, können ein oder mehrere eigene Wahlbezirke 
gebildet werden. Auch hier darf die Zahl der Wähler nicht ſo gering 
ein, daß ſich die Stimmabgabe der einzelnen Wähler ermitteln ließe. 
* 83⁴ 
an zuſtändigen Behörden teilen die Abgrenzung der Wahlbezirke 
ver „re Zuſammenſetzung nach Gemeinden und Gemeindeteilen mit 
un Angabe der Einwohner der einzelnen Teile dem Kreiswahlleiter 
erzüglich mit, der fie dem Landeswahlleiter weiterzureichen hat. 
9. Wahlräume 
0 835 
ver! der Ernennung des Wahlvorftehers und feines Stell⸗ 
in Nenn x beſtimmt die nach § 106 zuſtändige Behörde auch den Raum, 
Fr Wahl vorzunehmen iſt. 
Wablerd großen Wahlbezirken und in den Wahlbezirken, in denen die 
ſonſt alen e nach Geſchlechtern getrennt angelegt ſind oder ſich 
esi u gaffen. kann die Wahl gleichzeitig in verſchiedenen Räumen 
ſchiedenen em, oder in verſchiedenen Gebäuden oder an ber- 
jeden e desſelben Wahlraums vorgenommen werden. Für 
bilden. 1 oder Wahltiſch iſt ein beſonderer Wahlvorſtand zu 
ſtebt die = mehrere Wahlvorſtände in einem Wahlraume tätig, ſo 
älteren 2: ausordnung nach 63 Abſ. 2 dem an Lebensjahren 
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(3) Soweit möglich, ſtellen die Gemeinden Räume in Gemeinde- 
anſtalten und ⸗gebäuden zur Verfügung. Sie werden hierbei haupt⸗ 
ſächlich auf Schulräume zurückzugreifen haben. 


10. Wahlurnen 
836 

() Die Stimmzettel, die die Wähler am Wahltag abgeben, werden 
in Wahlurnen geſammelt. 

(2) Es find rechteckige, mit einem Deckel verſehene Gefäße, deren 
innere Höhe mindeſtens 90 Zentimeter und bei denen der Abſtand von 
einer Wand zur gegenüberliegenden Wand mindeſtens 35 Zentimeter 
betragen muß. Im Deckel hat die Wahlurne einen bis zu 2 Zentimeter 
breiten Spalt. 

(3) In Kranken- und Pflegeanſtalten (§S 57) dürfen kleinere Wahl⸗ 
urnen verwendet werden. 


11. Wahlſchutzvorrichtungen 
837 

(1) In jedem Wahlraume ſtellt die Gemeindebehörde einen oder 
mehrere Tiſche mit Schutzvorrichtungen auf, damit jeder Wähler ſeinen 
Stimmzettel unbeobachtet behandeln und in den Amſchlag legen kann. 

(2) In den Schutzvorrichtungen ſollen Bleiſtifte bereitliegen, die an 
Bindfaden oder ſonſtwie befeſtigt ſind. 

12. Stimmzettel und Amſchläge 
838 

(1) Die Stimmzettel werden für jeden Wahlkreis von dem Kreis- 
wahlleiter amtlich hergeſtellt und den Gemeinden zur Weitergabe an 
die Wahlvorſteher überwieſen. 

(2) Sie müſſen alle zugelaſſenen Kreiswahlvorſchläge mit Angabe 
der Partei und Hinzufügung der erſten vier Bewerber jedes Vor⸗ 
ſchlags enthalten. Die Kreiswahlvorſchläge werden fortlaufend be⸗ 
nummert (§ 56) auf dem Stimmzettel aufgeführt. 

(3) Die Stimmzettel ſollen 9: 12 Zentimeter groß und von weißem 
oder weißlichem Papier ſein. Auch Zeitungspapier iſt zuläſſig. Von 
der vorgeſchriebenen Größe der Stimmzettel kann abgewichen werden, 
wenn es der Aufdruck nach Abſ. 2 erforderlich macht; doch muß ſich der 
Stimmzettel, einmal oder zweimal gefaltet, leicht in den Amſchlag 
legen laſſen ($ 39). 

839 

Die Amſchläge ſollen 12: 15 Zentimeter groß, undurchſichtig und 
amtlich geſtempelt ſein. Sie werden amtlich geliefert und ſind in der 
erforderlichen Zahl bereitzuhalten. 


13. Bekanntmachung der Wahlen 
840 
(1) Den Tag der Hauptwahl beſtimmt das Staatsminiſterium im 
Einvernehmen mit dem Ständigen Ausſchuſſe des Landtags, den Tag 
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einer Wiederholungswahl (8101) und einer Nachwahl (897) der 
Miniſter des Innern. 

(2) Die Veröffentlichung erfolgt im Preußiſchen Staatsanzeiger. 

841 

(1) Die Gemeindebehörden machen ſpäteſtens drei Tage vor der 
Wahl in ortsüblicher Weiſe bekannt die Abgrenzung der Wahlbezirke, 
die Lage des Wahlraums, Tag und Stunde der Wahl, außerdem, daß 
die Stimmzettel amtlich hergeſtellt ſind, daß ſie alle zugelaſſenen 
Kreiswahlvorſchläge, die Partei und die Namen der erſten vier Be⸗ 
werber jedes Vorſchlags enthalten, daß der Wähler bei der Stimm⸗ 
abgabe durch ein Kreuz oder Anterſtreichen oder in ſonſt erkennbarer 

Seife den Kreiswahlvorſchlag bezeichnet, dem er ſeine Stimme geben 
will, und daß Stimmzettel, die dieſer Beſtimmung nicht entſprechen, 
ungültig ſind. 

(2) Ein Abdruck der Bekanntmachung iſt vor Beginn der Wahl am 
Eingang des Wahlhauſes anzubringen. 

(2) Als ortsübliche Bekanntmachung genügt der öffentliche Anſchlag. 


III. Wahlvorſchläge 


1. Friſten für Einreichung der Wahlvorſchläge, 
Verbindungs- und Anſchlußerklärungen 


8 42 
= ) Die Kreiswahlvorſchläge (8 43) müſſen ſpäteſtens am ſiebzehnten 
Sue vor dem Wahltag bei dem Kreiswahlleiter des Wahlkreiſes, die 
Sandeswahlvorſchläge (8 43) ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor dem 
ahltag bei dem Landeswahlleiter eingereicht ſein. 
G Die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen innerhalb eines 
be zeiclreisverbandes (845) müſſen die auf den Kreiswahlvorſchlägen 
ee er Vertrauensleute oder Stellvertreter übereinſtimmend 
wah a am zwölften Tage vor dem Wahltag bei dem Verbands⸗ 
6 — ſchriftlich erklären (Verbindungserklärung). 
vorſ Die Erklärung (846), daß die Reſtſtimmen eines Kreiswahl⸗ 
erklärung; einem Landeswahlvorſchlag zuzurechnen ſind (Anſchluß⸗ 
w ah müſſen die Vertrauensleute oder Stellvertreter des Kreis⸗ 
Kreisw ſchlages ſpäteſtens am achten Tage vor dem Wahltag bei dem 
wahlleiter des Wahlkreiſes einreichen. 


2. Inhalt der Wahlvorſchläge 
0 J 6 
mit a den Wahlvorſchlägen ſollen die Bewerber der Reihe nach 
5 = ur Vornamen aufgeführt und ihr Stand oder Beruf, ihr 
ihre Per And ihre Wohnung ſo deutlich angegeben werden, daß über 
ſönlichkeit kein Zweifel beſteht. 
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(2) Außerdem ſoll in den Wahlvorſchlägen die Partei der Bewerber 
angegeben werden. 

(3) Der Wahlvorſchlag muß nach 8 18 des Landeswahlgeſetzes in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. 
S. 671) einen Vertrauensmann und einen Stellvertreter bezeichnen, 
die bevollmächtigt find, dem Kreiswahlleiter und dem Kreiswahlaus⸗ 
ſchuß des Wahlkreiſes, bei Landeswahlvorſchlägen dem Landeswahl⸗ 
leiter und dem Landeswahlausſchuß Erklärungen abzugeben. Fehlt 
dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Anterzeichner als Vertrauensmann, 
der zweite als ſein Stellvertreter. 

(4) Die Anterzeichner der Wahlvorſchläge ſollen auch Beruf, Stand, 
Wohnort und Wohnung beifügen. Die Anterſchriſten müſſen leſer⸗ 
lich ſein. 

(5) Die Kreiswahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 500 Wählern 
des Wahlkreiſes, die Landeswahlvorſchläge von mindeſtens 
1500 Wählern beliebiger Wahlkreiſe unterzeichnet ſein; in beiden 
Fällen genügt die Anterſchrift von 20 Wählern bei Wahlvorſchlägen 
der Parteien, die im letzten Landtage ſchon vertreten geweſen ſind. 


8 44 


(1) Mit dem Wahlvorſchlage find einzureichen: 

1. die Erklärung der Bewerber, daß fie der Aufnahme ihrer Namen 
in den Wahlvorſchlag zuſtimmen; 

2. die Beſcheinigung der Gemeindebehörde, daß die Bewerber am 
Wahltage das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, 
Reichsangehörige find, in Preußen wohnhaft oder gemäß 81 
Abſ. 2 des Landeswahlgeſetzes wahlberechtigt ſind, und daß ſie 
vom Wahlrechte nicht ausgeſchloſſen ſind; 

3. die Beſcheinigung der Gemeindebehörden, daß die Anterzeichner 
des Wahlvorſchlags in das Wählerverzeichnis eingetragen oder 
mit einem Wahlſcheine verſehen worden ſind. 

(2) Die Beſcheinigungen ſind gebührenfrei auszuſtellen. 


3. Verbindung der Kreiswahlvorſchläge inner⸗ 
halb des Wahlkreis verbandes 


8 45 


(1) Innerhalb eines Wahlkreisverbandes können mehrere Kreis: 
wahlvorſchläge verbunden werden. Die Verbindung iſt nur dann 
wirkſam, wenn dieſe Vorſchläge demſelben oder keinem Landeswahl⸗ 
vorſchlag angeſchloſſen werden. 

(2) Die Verbindung muß von den Vertrauensleuten oder ihren 
Stellvertretern (§ 43 Abſ. 3) übereinſtimmend ſchriftlich erklärt werden 
(Verbindungserklärung). 
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J. Anſchluß der Kreiswahlvorſchläge an Landes- 
wahl vorſchläge 


8 46 


Für die Kreiswahlvorſchläge (8 43) können die Vertrauensleute oder 
re Stellvertreter (843 Abſ. 3) erklären, daß Reftitimmen einem 
Tandeswahlvorſchlage (§ 43) zuzurechnen find (Anſchlußerklärung). 
Sonſt ſcheiden die Neſtſtimmen des Wahlkreiſes bei dem Zuteilungs- 
verfahren aus. 


5. Mängelbeſeitigung 


§ 47 


„) Wenn in Wahlvorſchlägen Mängel zu beſeitigen oder Er ⸗ 
rungen nach Ss 16 und 19 des Landeswahlgeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) ab⸗ 
zugeben oder Beſcheinigungen nach 844 dieſer Verordnung nachzu⸗ 
bringen ſind, ſo hat der Wablleiter unverzüglich die Vertrauensleute 
azu aufzufordern. 
1 Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahl⸗ 
reiſes oder mehreren Landeswahlvorſchlägen benannt find, müſſen 
5 Wahlleiter innerhalb der von ihm geſetzten Friſt erklären, für 
elchen Wahlvorſchlag ſie ſich entſcheiden. 
trie In den Wahlvorſchlägen werden die Namen von Bewerbern ge- 
erte deren Perſönlichkeit nicht feſtſteht, deren Zuſtimmungs⸗ 
bei Arung fehlt, für die die nach 844 beſtimmten Beſcheinigungen nicht 
ua rat find oder die auf mehreren Kreiswahlvorſchlägen desſelben 
Fern kreiſes oder auf mehreren Landeswahlvorſchlägen benannt ſind. 
u werden Bewerber eines Landeswahlvorſchlags, die auch in 
ſriche Kreiswahlvorſchlag benannt find, im Landeswahlvorſchlag ge⸗ 
. wenn die Erklärung nach 819 des Landeswahlgeſetzes ſich auf 
(5 e Landeswahlvorſchlag bezieht. 
8 ewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlag mehrmals benannt 
„Selten als nur einmal vorgeſchlagen. 
vorſchlamungel können nicht mehr beſeitigt werden bei Kreiswahl⸗ 
dieſe vero wenn dieſe feſtgeſetzt, bei Landeswahlvorſchlägen, wenn 
Verbind⸗ ſſentlicht find. Dasſelbe gilt für die Erklärungen über die 
über Wr von Wahlvorſchlägen, wenn der Verbandswahlausſchuß 
ſchluß 5 Zulaſſung beſchloſſen hat, für die Erklärungen über den An⸗ 
Frist 6s g eiswahlvorfhlägen an Landeswahlvorſchläge, wenn die 
0% © 810 S. 2 des Landeswahlgeſetzes abgelaufen iſt. 
vorſchla er Tandeswahlausſchuß kann jedoch auf einem Landeswahl⸗ 
werber Rs feiner Veröffentlichung Bewerber ftreihen, die als Be⸗ 
Landes) einem Kreiswahlvorſchlage benannt ſind, der einem anderen 
wahlvorſchlag angeſchloſſen iſt. 


Y 
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8 48 


Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlleiter Bedenken aus 
SS 2, 4 und 5 Abf. 1 Nr 3 des Landes wahlgeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) 
erhebt, können bei Kreiswahlvorſchlägen bis zu ihrer Feſtſetzung, bei 
Landeswahlvorſchlägen bis zu ihrer Veröffentlichung durch andere 
erſetzt werden. 


8 49 


Der Wahlleiter ſoll darauf hinwirken, daß nicht dieſelben Anter⸗ 
ſchriften unter mehreren Wahlvorſchlägen ſtehen. Dieſelben Perſonen 
dürfen nicht als Vertrauensmänner für mehrere Landeswahlvorſchläge 
oder mehrere Kreiswahlvorſchläge benannt werden. 


8 50 


Sind Erklärungen abgegeben worden, nach denen ſich Kreiswahlvor— 
ſchläge verbinden wollen, die ſich verſchiedenen Landeswahlvorſchlägen 
angeſchloſſen haben, ſo hat der Verbandswahlleiter mit den Ver⸗ 
trauensmännern zu verhandeln, damit die Vorſchriften über die Ver⸗ 
bindung von Wahlvorſchlägen eingehalten werden. 


8 51 


Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die der Wahlleiter 
nach 8847 bis 50 erläßt, die Entſcheidung des Wahlausſchuſſes an⸗ 
rufen. 


6. Zulaſſung der Wahlvorſchläge und der 
Verbindungserklärungen 
Sa 

(1) Aber die Zulaſſung von Wahlvorſchlägen und die Verbindung 
von Kreiswahlvorſchlägen innerhalb des Wahlkreisverbandes ent⸗ 
ſcheiden die Wahlausſchüſſe in öffentlicher Sitzung. 

(2) Die Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge ſind über Ort, Zeit 
und Gegenſtand der Sitzung möglichſt zu benachrichtigen. 


8 83 


(1) Nicht zuzulaſſen ſind Wahlvorſchläge oder Verbindungen, die 
zu ſpät eingereicht oder erklärt ſind oder den geſetzlichen Erforderniſſen 
nicht entſprechen. 

(2) Kommt bei der Verhandlung nach § 50 keine Einigung zuſtande, 
ſo ſind die beabſichtigten Verbindungen nicht zuzulaſſen. 

(3) Nachdem die Wahlvorſchläge feſtgeſetzt ſind und die Verbindung 
von Kreiswahlvorſchlägen zugelaſſen iſt, können fie nicht mehr ge- 
ändert werden. 
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2 Bekanntgabe der Wahlvorſchläge, der Berbin- 
dungs und Anſchlußerklärungen 
8 54 

Der Kreiswahlleiter teilt die Kreiswahlvorſchläge, ſobald fie feſt⸗ 
geſetzt find, die Anſchlußerklärungen, ſobald die Einreichungsfriſt ab⸗ 
gelaufen iſt, dem Landeswahlleiter, der Verbandswahlleiter die Ver⸗ 
bindungserklärungen jo, wie fie zugelaſſen find, dem Landeswahl⸗ 
leiter und den Kreiswahlleitern der beteiligten Wahlkreiſe mit. 


855 

(1) Der Landeswahlleiter veröffentlicht ſpäteſtens am elften Tage 
vor dem Wahltage die Landeswahlvorſchläge im Preußiſchen Staats- 
anzeiger ſo, wie ſie zugelaſſen ſind, in fortlaufender Nummernfolge 
und mit Angabe der Partei, aber ohne die Namen der Anterzeichner 
und Vertrauensmänner, und teilt ſie gleichzeitig den Leitern der be⸗ 
teiligten Wahlkreiſe mit. 

(2) Für die Nummernfolge der Landeswahlvorſchläge gelten folgende 

rundſätze: Die Parteien, die Abgeordnete in den letzten Landtag 
entſandt haben, werden zuerſt aufgeführt, und zwar in der Reihen- 
ſolge der Stimmzahlen, die die Parteien bei der letzten Landtagswahl 
erhalten haben. Landeswahlvorſchläge von Parteien, die im letzten 
Landtage durch Abgeordnete nicht vertreten waren, erhalten die an- 
ſchließenden Nummern in der Reihenfolge, wie die Vorſchläge zeitlich 
bei dem Landeswahlleiter eingehen. 


§ 56 
= (1) Der Kreiswahlleiter hat ſpäteſtens am vierten Tage vor der 
Wahl die Kreiswahlvorſchläge ſamt den Verbindungs- und Anſchluß⸗ 
erklärungen ſowie die Landes wahlvorſchläge, denen fih Kreiswahl- 
corſchläge aus dem Wahlkreis angeſchloſſen haben, in der zugelaſſenen 
Sum, aber ohne die Namen der Unterzeichner und Vertrauensmänner 
der Wahlvorſchläge, amtlich bekanntzumachen. 
„ (2) Die Kreiswahlvorſchläge, die einem Landeswahlvorſchlage von 
en angeſchloſſen find, die Abgeordnete in den letzten Landtag 
5 andt haben, erhalten die Nummer dieſes Landeswahlvorſchlags. 
e übrigen Kreiswahlvorſchläge erhalten die anſchließenden Num⸗ 


1 in der Reihenfolge, wie die Vorſchläge zeitlich bei dem Kreis- 
vahlleiter eingehen. 


IV. Wahlverfahren in Kranken- und Pflegeanſtalten 
8 57 


für Kranken und Pflegeanſtalten ſelbſtändige Wahlbezirke 
et (833), ſo wird die Wahl nach folgenden Beſtimmungen vor- 
et und durchgeführt: 


Sind 
gebild 
bereit 
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1. Die Gemeindebehörden fordern von der Anſtaltsleitung ein Ver⸗ 
zeichnis über die vorausſichtlich vor der Wahl nicht aus der An⸗ 
ſtalt zu entlaſſenden Wähler, ſtellen Wahlſcheine für ſie aus und 
überſenden ſie den Anſtaltsleitungen. 

2. Die Wahlvorſteher (8 28) tragen für den Zuſammentritt eines 
Wahlvorſtandes rechtzeitig Sorge. Die Mitglieder des Wahl⸗ 
vorſtandes brauchen nicht in dem Wahlbezirke ſtimmberechtigt 
zu ſein. Es iſt zuläſſig, daß in den verſchiedenen Anſtalten eines 
ſolchen Wahlbezirkes verſchiedene Perſonen als Mitglieder des 
Wahlvorſtandes aufgeſtellt werden. Die Gemeinden ſtellen die 
für die Wahl erforderlichen Gegenſtände zur Verfügung. 

3. Die Anſtaltsleitung beſtimmt einen Wahlraum, wohin die An⸗ 
ſtaltsinſaſſen auf ihren Wunſch, wenn erforderlich in ihren 
Betten, unbedenklich gebracht werden können. Er muß ſo gelegen 
ſein, daß ein Abſonderungsraum geſchaffen werden kann. Es iſt 
zuläſſig, für die Wahl in verſchiedenen Gebäuden einer Anſtalt 
oder in den verſchiedenen Stockwerken eines Gebäudes ver- 
ſchiedene Räume und verſchiedene Zeiten zu beſtimmen. Die 
Wahlzeit iſt ſo zu bemeſſen, daß ſämtliche für den einzelnen Wahl⸗ 
raum in Betracht kommenden Anſtaltsinſaſſen ihre Stimme ab⸗ 
geben können. Der Wahlvorſtand kann auf Wunſch des Kranken 
zur Entgegennahme des Stimmzettels auch an das Krankenbett 
gehen, wenn ärztliche Bedenken nicht entgegenſtehen. 

4. Die Bildung von Wahlbezirken, die Namen der Wahlvorſteher 
und ihrer Vertreter, ferner Ort und Zeit der Wahl ſind den 
Wählern ſpäteſtens am Tage vor der Wahl bekanntzugeben, 
ebenſo dem Kreiswahlleiter. 

5. Das Ergebnis wird in dem Wahlraum ermittelt, in dem die 
letzten Stimmen abgegeben worden ſind. 

6. Es iſt dafür zu ſorgen, daß die Offentlichkeit bei der Stimm⸗ 
abgabe und Ergebnisermittlung durch die Anweſenheit anderer 
Wähler tunlichſt gewährleiſtet wird. 

7. Die Anſtaltsleitungen ſind für die Abſonderung von Kranken 
verantwortlich, die mit anſteckenden Krankheiten behaftet ſind. 

8. Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften auch für ſolche 
Wahlen. 


V. Wahlverfahren für Seeleute“) 
858 
(1) Seeleute, die vor der Wahl aus einem deutſchen Seehafen mit 
einem Seefahrzeug ausfahren oder am Wahltag oder in den nach⸗ 
folgenden fünf Tagen in einen deutſchen Seehafen einfahren und ſich 


*) Verfügung des Miniſters des Innern vom 8. November 1924 (Ic 1452} 
(Miniſterialblatt f. d. innere Verwaltung vom 12. November 1924, S. 1074/1076). 
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durch ihr Seefahrtsbuch ausweiſen, können ihr Wahlrecht in der Zeit 
vom zehnten Tage vor dem Wahltage bis zum fünſten Tage nach 
dieſem in der Hafenſtadt, falls fie zum Preußiſchen Staatsgebiete ge- 
Hört, andernfalls in der der nichtpreußiſchen Hafenſtadt benachbarten 
preußiſchen Gemeinde vor einem beſonderen Wahlvorſtand ausüben. 
_(2) Der Wahlvorftand beſteht aus einem Wahlvorſteher oder feinem 
Stellvertreter und zwei Beiſitzern. Den Wahlvorſteher und den Stell- 
vertreter ernennt auf Vorſchlag der Gemeindebehörde die nach 8 106 
zuſtändige Behörde. Die Beiſitzer beruft der Wahlvorſteher aus den 
wuablberechtigten. Als Beiſitzer können täglich andere Perſonen tätig 
ein. 

(3) Der Seemann muß einen Wahlſchein (§8 5 und 8) beſitzen. 

(4) Die Stimmen werden täglich von 10 bis 12 Ahr vormittags ent- 
gegengenommen. Bei der Stimmabgabe iſt der Wahlſchein abzugeben. 
„0 Die Wahlurne iſt bis zu den Zeiten, wo ſie geöffnet werden darf 
Abs. 6), verſchloſſen zu halten. An jedem Tage iſt der Spalt der 

ahlurne nach Beendigung der Stimmabgabe mit amtlichen Siegeln 
zu verſchließen. Die Wahlurne wird bis zum Beginne der neuen 
Wahl von der Gemeindebehörde unter Verſchluß gehalten. Die 
Wahlſcheine verwahrt der Wahlvorſteher. 

(6) Am allgemeinen Wahltage werden die bis dahin abgegebenen 
Stimmen nach näherer Weiſung der Gemeindebehörde durch den 
% ahlvorſteher einem Nachbarwahlbezirke zur Verrechnung überwieſen. 

M fünften Tage nach dem Wahltage ſtellt der Wahlvorſtand das 
— Wahlergebnis ſelbſt feſt und gibt es nach den allgemeinen 

orſchriften (SS 71 ff.) mit der größten Beſchleunigung weiter. 
Wa Im übrigen gelten die allgemeinen Vorſchriften auch für ſolche 

ahlen. 
0) Welche Städte als Hafenſtädte und als benachbarte Gemeinde 


un Sinne des Abſ. 1 anzuſehen find, beſtimmt der Miniſter des 
Innern. 


VI. Stimmabgabe 
§ 59 

do Die Wahlzeit dauert in der Zeit vom 1. April bis 30. September 
mitt S Ahr vormittags bis 5 Ahr nachmittags, ſonſt von 9 Ahr vor⸗ 

ns bis 6 Ahr nachmittags. 
Pi 18 Wahlbezirken mit weniger als 1000 Einwohnern kann die 
abkür bgrenzung der Wahlbezirke zuſtändige Behörde die Wahlzeit 
1 N fie darf jedoch nicht fpäter als 10 Ahr vormittags beginnen 
Mitte t vor 5 Ahr nachmittags ſchließen. Dem Kreiswahlleiter iſt 

teilung zu machen. 


Vor 8 60 


ne Beginn der Wahl hat der Wahlvorſteher das Wählerverzeich⸗ 
ch dem Verzeichniſſe der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine 
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zu berichtigen, indem er bei nachträglich mit einem Wahlſcheine ver⸗ 
ſehenen Wahlberechtigten in der Spalte für die Stimmabgabe das 
Wort »Wahlſchein« oder »Wo einträgt. Er hat ferner das Wähler⸗ 
verzeichnis mit einer Beſcheinigung darüber zu verſehen, bei wieviel 
Wählern nach dem Verzeichniſſe der nachträglich ausgeſtellten Wahl⸗ 
ſcheine nachträglich das Wort »Wahlſchein« oder »Ws eingetragen 
iſt und wieviel eingetragene Wähler ohne den Vermerk »Wahlſchein⸗ 
oder »We noch verbleiben. 
8 61 

(1) Der Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, muß von allen 
Seiten zugänglich ſein. 

(2) An dieſen Tiſch wird die Wahlurne (836) geftellt. Vor Beginn 
der Wahl hat ſich der Wahlvorſtand davon zu überzeugen, daß die 
Wahlurne leer iſt. Sie darf dann bis zum Schluſſe der Wahl nicht 
wieder geöffnet werden. 

(3) Stimmzettel und Amſchläge find in ausreichender Zahl bereit- 
zuhalten. 

§ 62 

Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher 
feinen Stellvertreter, den Schriftführer und die Beiſitzer durch Hand⸗ 
ſchlag verpflichtet und ſo den Wahlvorſtand bildet. Fehlende Bei⸗ 
ſitzer werden vom Wahlvorſteher durch anweſende Wähler erſetzt. 


§ 63 
(1) Zutritt zum Wahlraume hat jeder Wähler. Anſprachen darf 
niemand darin halten. Nur der Wahlvorſtand darf über das Wahl⸗ 
geſchäft beraten und beſchließen. 
(2) Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraume verweiſen, 
der die Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung ſtört; iſt es ein Wähler 
des Wahlbezirkes, ſo darf er vorher ſeine Stimme abgeben. 


8 64 

(1) Der Wahlvorſteher leitet die Wahl und läßt bei Andrang den 
Zutritt zu dem Wahlraum ordnen. 

(2) Wenn der Wähler den Wahlraum betritt, erhält er Amſchlag 
(839) und Stimmzettel (8 38). Er begibt ſich hiermit in den Neben⸗ 
raum oder an den mit einer Vorrichtung gegen Sicht geſchützten Neben⸗ 
tiſch (837). Er kennzeichnet auf dem Stimmzettel durch ein Kreuz 
oder Anterſtreichen oder in ſonſt erkennbarer Weiſe, welchem Kreis; 
wahlvorſchlag er ſeine Stimme geben will. Der gekennzeichnete 
Stimmzettel wird in den Amſchlag gelegt. 

(3) Danach tritt er an den Vorſtandstiſch, nennt ſeinen Namen und 
auf Erfordern ſeine Wohnung und übergibt, ſobald der Schriftführer 
den Namen in dem Wählerverzeichnis aufgefunden hat, den Amſchlag 
mit dem Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn ungeöffnet ſofort 
in die Wahlurne legt. 


116 


= + Landeswahlordnung 


(4) Auf Erfordern hat ſich der Wähler dem Wahlvorſtand über 
eine Perſon auszuweiſen. 

(5) Inhaber von Wahlſcheinen nennen ihren Namen und übergeben 
den Wahlſchein dem Wahlvorſteher, der ihn nach Prüfung dem 
Schriftführer weiterreicht. Entſtehen Zweifel über die Echtheit oder 
den rechtmäßigen Beſitz, ſo hat der Wahlvorſtand ſie nach Möglichkeit 
aufzuklären und über die Zulaſſung oder Abweiſung Beſchluß zu 
faſſen. Der Vorgang iſt in der Wahlniederſchrift kurz zu ſchildern. 

(6) Wähler, die des Leſens unkundig oder durch körperliche Ge⸗ 
brechen behindert ſind, ihre Stimmzettel eigenhändig auszufüllen oder 
in den Amſchlag zu legen und dieſen dem Wahlvorſtehr zu übergeben, 
dürſen ſich im Wahlraume der Beihilfe einer Vertrauensperſon be⸗ 

ienen. 

(7) Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt an der 
Wahl teilnehmen. 

(8) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich geſtempelten Amſchlag 
oder die in einem mit einem Kennzeichen verſehenen Amſchlag ab- 
gegeben werden oder denen ein durch den Amſchlag deutlich fühlbarer 
Gegenſtand beigefügt iſt, hat der Wahlvorſteher zurückzuweiſen. 

(9) Der Wahlvorſteher hat darüber zu wachen, daß die Wähler die 
amtlichen Stimmzettel erhalten, und daß ſie in dem Nebenraum oder 
12 dem Nebentiſche nur ſo lange verweilen, als unbedingt erforder⸗ 

ch ift. 

865 

(1) Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe des Wählers 
neben deſſen Namen in dem Wählerverzeichnis in der dafür vorge⸗ 
ſehenen Spalte und ſammelt die Wahlſcheine. 

02) Haben alle in dem Wählerverzeichnis eingetragenen Wähler 
gewählt, und iſt anzunehmen, daß Inhaber von Wahlſcheinen nicht 
ne kommen, jo kann der Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß 
a Wahlvorſtandes die Wahl ſchon vor dem Schluſſe der allgemeinen 
e beſonders angeordneten Wahlzeit (859) für geſchloſſen er⸗ 

§ 66 
Aach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur Stimm⸗ 
gabe zugelaſſen werden, die in dieſem Zeitpunkt im Wahlraum 


0 5 anweſend waren. Alsdann erklärt der Wahlvorſteher die Wahl 
geſchloſſen. 


VII. Ermittlung des Wahlergebniſſes im Wahlbezirke 

9 8 67 

Stach Schluß der Wahl ſind alle nicht benutzten Amſchläge und 
ee vom Vorſtandstiſche zu entfernen. Alsdann werden die 
age aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. 
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Zugleich wird die Zahl der Wahlvermerke in dem Wählerverzeichnis 
und die Zahl der Wahlſcheine ſeſtgeſtellt. Ergibt ſich dabei auch 
nach wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit, ſo iſt dies in der 
Wahlniederſchrift anzugeben und, ſoweit möglich, zu erläutern. 


§ 68 

(1) Nach der Zählung der Amſchläge und Wahlvermerke öffnet ein 
Beiſitzer die Amſchläge, nimmt die Stimmzettel heraus und übergibt 
ſie nebſt den Amſchlägen dem Wahlvorſteher. Dieſer lieſt aus dem 
Stimmzettel den Kreiswahlvorſchlag, dem die Stimme gegeben wor- 
den iſt, vor. 

(2) Nach der Berleſung erhält ein Beiſitzer die Stimmzettel und 
die Amſchläge. Die gleichlautenden Stimmzettel werden geſondert 
geſammelt und bis zum Ende der Wahl unter Aufficht des Beiſitzers 
belaſſen. 

8 69 

(1) Bei jeder Verleſung verzeichnet der Schriftführer in der Zähl⸗ 
liſte jede dem aufgerufenen Kreiswahlvorſchlage zugefallene Stimme 
und wiederholt den Aufruf laut. 

(2) Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Das 
Muſter der Zähl- und Gegenliſte ergibt ſich aus den Vordrucken nach 
Anlage 2). 

(3) Zählliſte und Gegenliſte find von dem Wahlvorſteher und dem 
Mitgliede des Wahlvorſtandes, das ſie geführt hat, zu unterzeichnen 
und der Wahlniederſchrift als Anlagen beizufügen. 

§ 70 

6) Angültig find Stimmzettel, 

1. die nicht in einem amtlich geſtempelten Amſchlag oder die in 

einem mit Kennzeichen verſehenen Amſchlage übergeben worden 

ſind, 

die als nichtamtlich hergeſtellte erkennbar ſind, 

. aus deren Kennzeichnung der Wille des Wählers nicht unzweifel⸗ 
haft zu erkennen iſt, 

4. denen irgendein durch den Amſchlag deutlich fühlbarer Gegen⸗ 

ſtand beigefügt iſt, 

5. die mit Vermerken oder Vorbehalten verſehen ſind. 

(2) Mehrere in einem Amſchlag enthaltene Stimmzettel gelten als 
eine Stimme, wenn ſie gleichlautend ſind oder wenn nur einer von 
ihnen eine Stimmabgabe enthält; ſonſt ſind ſie ungültig. 


8 71 
(1) Sobald das Wahlergebnis feſtgeſtellt iſt, hat es der Wahl⸗ 
vorſteher der Gemeindebehörde mitzuteilen, die es für ihre Wahl⸗ 


wm 


*) Hier nicht abgedruckt. 
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bezirke ſammelt und an die untere Verwaltungsbehörde auf ſchnellſtem 
Wege (Fernſprecher, Telegramm, Eilboten) weiterreicht. 

(2) In dieſer Mitteilung find die Kreiswahlvorſchlage einzeln mit 
er auf ſie gefallenen Stimmenzahl anzugeben. 

(3) Die untere Verwaltungsbehörde hat die Ergebniſſe zu ſammeln, 
zuſammenzuſtellen und in einem Geſamtergebniſſe dem Kreiswahl⸗ 
leiter gleichfalls auf ſchnellſtem Wege mitzuteilen. 


§ 72 

(1) Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Angültigkeit der 
Wahlvorſtand Beſchluß gefaßt hat, ſind mit fortlaufenden Nummern 
zu verſehen und der Niederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift 
find die Gründe kurz anzugeben, aus denen die Stimmzettel für gültig 
oder ungültig erklärt worden ſind. 

(2) Sit ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Amſchlags für 
ungültig erklärt worden, ſo iſt auch der Amſchlag beizufügen. 


§ 73 
Alle gültigen Stimmzettel, die nicht nach 872 der Wahlniederſchrift 
beizufügen ſind, hat der Wahlvorſteher in Papier einzuſchlagen, zu 
verſiegeln und der Gemeindebehörde zu übergeben, die ſie verwahrt, 
bis die Wahl für gültig erklärt worden iſt. 


§ 74 
Das Wahlerverzeichnis nebſt den Wahlſcheinen wird der Gemeinde- 
behörde übergeben. 
875 
Der Wahlvorſteher hat die Amſchläge, ſoweit ſie nicht der Wahl⸗ 
niederſchrift beizufügen ſind, der Gemeindebehörde zur Aufbewahrung 
> Wiederverwendung bei ſpäteren Landtagswahlen zurückzu⸗ 
geben. 
® § 76 
1 die Wahlhandlung iſt eine Niederſchriſt (Wahlniederſchrift) 
d ch dem in der Anlage 3*) beigefügten Vordruck aufzunehmen und 
er Gemeindebehörde zu übergeben. 
5 8 77 
18090 Die Wahlniederſchriften mit ſämtlichen zugehörigen, als Anlagen 
depend zu benummernden Schriftſtücken ſind von den Gemeinde 
orden ungeſäumt der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 
Gn Die unteren Verwaltungsbehörden haben die Vorlagen der 
meindebehörden unverzüglich auf ihre Vollſtändigkeit zu prüfen, 
0 Be tan, Anſtimmigkeiten aufzuklären und geſammelt ſo zeitig 
A reiswahlleiter einzureichen, daß ſie ſpäteſtens im Laufe des 
en Tages nach der Wahl bei ihm eintreffen. 


* 1 
I Hier nicht abgedruckt. 
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(3) Die unteren Verwaltungsbehörden haben dafür zu ſorgen, daß 
die Aberſendung der Wahlverhandlungen von den Gemeindebehörden 
an die unteren Verwaltungsbehörden und von da an die Kreiswahl- 
leiter möglichſt raſch und ſicher geſchieht. 


VIII. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes im Wahlkreis 
1. Vorläufige Ermittlung des Wahlergebniſſes 
878 

(1) Der Kreiswahlleiter ſtellt zur vorläufigen Ermittlung des Wahl⸗ 
ergebniſſes die ihm nach §71 gemeldeten Ergebniſſe aus allen Wahl⸗ 
bezirken zuſammen und teilt ſpäteſtens um 8 Ahr abends am Tage 
nach der Wahl dem Landeswahlleiter fernmündlich oder drahtlich mit, 
wieviel Stimmen insgeſamt den einzelnen Kreiswahlvorſchlägen zu⸗ 
gefallen ſind, gegebenenfalls auch, aus wieviel Gemeinden das Er⸗ 
gebnis noch fehlt. 

(2) Sobald alle Meldungen aus den Wahlbezirken vorliegen, iſt 
das Ergebnis durch Eilbrief dem Landeswahlleiter mitzuteilen. 
2. Endgültige Ermittlung des Wahlergebniſſes 

879 

(1) Am das endgültige Wahlergebnis im Wahlkreiſe zu ermitteln, 
ſtellt der Kreiswahlleiter aus den Wahlniederſchriften der Wahl- 
bezirke die Ergebniſſe ihrer Wahl in einem Zählbogen zuſammen und 
beruft den Kreiswahlausſchuß, ſobald der Eingang ſämtlicher Nieder⸗ 
ſchriften zu erwarten iſt. Er beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung. 

(2) Als Zählbogen ift ein Vordruck nach Anlage 4*) zu benutzen. 

(3) Die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes ſind öffentlich. 


8 80 

(1) In der Sitzung des Wahlausſchuſſes werden aus den Wahl⸗ 
niederſchriften die endgültigen Ergebniſſe feſtgeſtellt. 

(2) Geben einzelne Wahlbezirke zu Bedenken Anlaß, ſo kann der 
Kreiswahlleiter die von den Gemeindebehörden aufbewahrten Stimm⸗ 
zettel und die Wählerverzeichniſſe und Wahlſcheine einfordern und 
dem Wahlausſchuſſe zur Einſicht vorlegen. 

§ 81 

(1) Die Wahlergebniſſe werden nach den SS 29 und 30 des Landes- 
wahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 
(Geſetzſamml. S. 671) ermittelt. 

(2) Rechenfehler werden berichtigt, ſonſtige Bedenken in der Nieder⸗ 
ſchrift vermerkt. 

882 

Sobald der Kreiswahlausſchuß das endgültige Ergebnis feſtgeſtellt 

hat, hat der Kreiswahlleiter dem Landeswahlleiter fernmündlich oder 


** Hier nicht abgedruckt. 
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drahtlich mitzuteilen, wieviel Stimmen und wieviel Sitze den ein⸗ 
zelnen Kreiswahlvorſchlägen zugefallen find; die Mitteilung iſt ſofort 
durch Abſendung einer Gefamtüberfiht nach dem Vordruck der An- 
lage 5“) zu beſtätigen. 
8 83 

) Aber die Verhandlungen des Kreiswahlausſchuſſes ift nach dem 
in der Anlage 6*) beigefügten Vordruck eine Niederſchrift aufzunehmen 
und von ſämtlichen Mitgliedern des Ausſchuſſes zu unterſchreiben. 

(2) Der Kreiswahlleiter ſendet die Niederſchrift mit dem Zählbogen 
und den zugehörigen Schriftſtücken, die Wahlniederſchriften ſämtlicher 
Wahlbezirke ſamt ihren Anlagen, die Nachweiſe über die Benach⸗ 
richtigung und die Bekanntgabe der Gewählten dem Landeswahl⸗ 
leiter ein. Außerdem iſt ſpäteſtens am 14. Tage nach dem Wahltage 
eine Hauptzuſammenſtellung der Abſtimmungsergebniſſe nach dem in 

nlage 7“) beigefügten Vordruck einzufenden. 


3. Verteilung der Abgeordneten im Wahlkreiſe 


8 84 
Der Kreiswahlausſchuß verteilt, wenn verbundene Wahlvorſchläge 
nicht vorhanden find, nach Ermittlung des Wahlergebniſſes (881), 
ſonſt nach Eintreffen der Mitteilung des Landeswahlleiters ($ 90), 
die Abgeordnetenſitze auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge, erklärt 
Ae erforderliche Anzahl von Abgeordneten für gewählt und ſtellt die 
eihenfolge der Erſatzmänner feſt. 
§ 85 
8 Sobald die Abgeordnetenſitze auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge 
erteilt find, hat der Kreiswahlleiter eine Nachweiſung der gewähl⸗ 
ten Abgeordneten nach dem Vordruck der Anlage 8*) durch Eilbrief 
an den Landeswahlleiter einzuſenden. 


§ 86 
u Der Kreiswahlleiter hat die Gewählten zu benachrichtigen und 
be unter Hinweis auf die Beſtimmung des Abſ. 2 aufzufordern, ſich 
en, einer Woche nach Zuſtellung der Nachricht beim Landeswahl⸗ 
iter über die Annahme oder Ablehnung der Wahl zu erklären. Die 
. gilt als angenommen, wenn innerhalb dieſer Friſt keine Er⸗ 
Tung eingeht, Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
a It ein Bewerber für mehrere Wahlkreiſe gewählt, fo hat er 
ble einer Woche dem Landeswahlleiter zu erklären, für welchen 
En kreis er die Wahl annimmt. Geht innerhalb dieſer Frist keine 
2 ( ein, ſo gilt die Wahl für alle Wahlkreiſe als abgelehnt. 
Cr Der Kreiswahlleiter veröffentlicht die Namen der für gewählt 
ür 79 der Erſatzmänner ſowie die Zahl der überhaupt und der 
te einzelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen Stimmen. 


m 
Hier nicht abgedruckt. 
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IX. Feſtſtellung des Geſamtwahlergebniſſes. 
Wahlprüfungs verfahren 
8 87 
Der Landeswahlleiter ermittelt nach den vorläufigen Ergebniſſen 


aus den Wahlkreiſen das vorläufige Geſamtergebnis und veröffent- 
licht es im Preußiſchen Staatsanzeiger“). 


§ 88 
(1) Am das endgültige Geſamtergebnis zu ermitteln, ſtellt der Lan⸗ 
deswahlleiter aus den ſchriftlichen Mitteilungen der Kreiswahlleiter 
nach 883 die Ergebniſſe der Wahl aus den Wahlkreiſen zuſammen 
und beruft den Landeswahlausſchuß, ſobald der Eingang ſämtlicher 
ſchriftlicher Mitteilungen zu erwarten iſt. Er beſtimmt Ort und Zeit 
der Sitzung. 
(2) Die Verhandlungen des Landeswahlausſchuſſes ſind öffentlich. 
(3) In der Sitzung des Landeswahlausſchuſſes werden die ſchrift⸗ 
lichen Mitteilungen der Kreiswahlleiter durchgeſehenz das Gejamt- 
ergebnis wird feſtgeſtellt. Aber die Verhandlung iſt eine Nieder⸗ 
ſchrift aufzunehmen. 
§ 89 
Der Landeswahlleiter veröffentlicht das endgültige Geſamtergebnis 
im Preußiſchen Staatsanzeiger. 


§ 90 

(1) Der Landeswahlausſchuß ſtellt aus den Mitteilungen der 
Kreiswahlleiter nach SS30 und 31 des Landeswahlgeſetzes in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. 
S. 671) feſt, wieviel Abgeordnetenſitze auf die Reſtſtimmen der ver- 
bundenen Kreiswahlvorſchläge entfallen und welchen Kreiswahlvor- 
ſchlägen hiernach Sitze zukommen. 

(2) Die Zuteilung der Sitze iſt den beteiligten Kreiswahlleitern 
mitzuteilen. 

(3) Die in den Wahlkreisverbänden nicht verbrauchten oder nicht 
berückſichtigten Reſtſtimmen werden ihren Landeswahlvorſchlägen über⸗ 
wieſen. 

§ 91 

(1) Der Landeswahlausſchuß zählt nach den Mitteilungen der 
Kreiswahlleiter die Reſtſtimmen zuſammen, die in allen Wahlkreiſen 
und Wahlkreisverbänden auf die demſelben Landeswahlvorſchlag an⸗ 
geſchloſſenen Kreiswahlvorſchläge gefallen ſind. Er teilt jedem 
Landeswahlvorſchlage nach § 32 des Landeswahlgeſetzes in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. 

Preuß. Staatsanzeiger vom 9. Dezember 1924, Nr 290, Erſte Beilage (Vor⸗ 
läufige Ergebniſſe der Landtagswahlen vom 7, Detzember 1924), vom 20, Dezem⸗ 


ber 1924, Nr 300 (Endgültige Ergebniſſe der Landtagswahlen) und vom 3. Januar 
1925, Pr 2 (Erſatz für mehrfach gewählte Abgeordnete uſw). 
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S. 671) die ihm zukommende Zahl von Abgeordnetenſitzen zu und 
erklärt die entſprechende Zahl von Abgeordneten für gewählt. 8 86 
Abſ. 1 findet Anwendung. 

(2) Sit ein Bewerber auf Kreiswahlvorſchläge und einen Landes⸗ 
wahlvorſchlag gewählt, jo hat er binnen einer Woche dem Landes. 
wahlleiter zu erklären, welche Wahl er annimmt. Geht innerhalb 
dieſer Friſt keine Erklärung ein, jo gilt die Wahl für alle Wahlvor⸗ 
ſchläge als abgelehnt. 


8 92 
Findet der Landeswahlausſchuß im Feſtſtellungsverfahren, daß ein 
nach dem erſten Ergebniſſe zum Abgeordneten Berufener auszuſchei⸗ 
en oder ein anderer Bewerber zu berufen iſt, ſo muß vorher das 
ganze Feſtſtellungs- und Prüfungsverfahren beendigt werden. 


8 93 


Der Landeswahlleiter prüft die Verhandlungen der Kreiswahl- 
leiter, ſtellt die Namen der auf Landeswahlvorſchläge gewählten 
Abgeordneten ſowie ihrer Erſatzmänner und ihre Reihenfolge feſt. 


8 94 
Der Landeswahlleiter prüft die ihm von den Kreiswahlleitern über⸗ 
landten Verhandlungsniederſchriften zur Vorbereitung der Prüfung 
durch das Wahlprüfungsgericht vor. 


8 95 
Das Wahlprüfungsgericht beim Landtag prüft das Wahlergebnis 
und entſcheidet über die Gültigkeit der Wahl. 


X. Ausſcheiden von Abgeordneten 
§ 96 

„) Wenn ein Abgeordneter die Wahl ablehnt oder ſeinen Sitz ver⸗ 
tiert, hat der Landeswahlleiter das Nötige feſtzuſtellen und erforder⸗ 
lichenfalls den Landeswahlausſchuß zu berufen. 
2) Der Landeswahlausſchuß ſtellt nach dem bekanntgemachten Ge⸗ 
lamtergebnis feſt, wer als Erſatzmann in den Landtag eintritt. Die 
Seftitellung kann durch den Landeswahlleiter allein erfolgen, wenn 
über den zu berufenden Erſatzmann keine Zweifel beſtehen. § 86 Abſ. 
findet Anwendung. 
Bi Sit fein Bewerber vorhanden, der an die Stelle des Ablehnenden 
Se A sſcheidenden zu treten hätte, ſo ſtellt der Landeswahlausſchuß 
iR d in einem mit Gründen verſehenen Beſchluſſe feſt. Der Beſchluß 

em Miniſter des Innern mitzuteilen. 
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XI. Nachwahl 
8 97 
Erklärt das Wahlprüfungsgericht die Wahl in einem oder meh⸗ 
reren ganzen Wahlkreiſen für ungültig, ſo ordnet der Miniſter des 
Innern für die betroffenen Wahlkreiſe eine nochmalige Wahl (Nach⸗ 
wahl) an. 
§ 98 
Die Nachwahl findet nach denſelben Vorſchriften ſtatt wie die erſte. 
Auch können dieſelben Wählerverzeichniſſe verwendet werden; fie find 
jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen. 


§ 99 
Iſt ſeit der erſten Wahl noch kein Jahr vergangen, ſo bleiben die 
Wahlbezirke, die Wahlräume, die Wahlvorſteher und ihre Stellver⸗ 
treter unverändert, ſoweit nicht die nach § 106 zuſtändige Behörde 
Anderungen für geboten hält. Solche Anderungen find nach 841 
öffentlich bekanntzugeben. 
8 100 
Iſt über ein Jahr nach der erſten Wahl vergangen, jo müſſen die 
geſamten Wahlvorbereitungen erneuert werden. Doch können die 
Wählerverzeichniſſe nach Fortſchreibung und erneuter Auslegung 
weiterbenutzt werden. 


XII. Wiederholungswahl 
8 101 


(1) Sit in einzelnen Wahlbezirken die Wahl nicht ordnungsmäßig 
vorgenommen worden, ſo kann das Wahlprüfungsgericht dort die 
Wiederholung der Wahl beſchließen. Der Miniſter des Innern hat 
den Beſchluß alsbald auszuführen. 

(2) Iſt die Verhinderung der ordnungsmäßigen Wahl in einzelnen 
Wahlbezirken zweifelsfrei feſtgeſtellt, ſo kann der Miniſter des Innern 
auf Antrag des Kreiswahlausſchuſſes des Wahlkreiſes und mit Zu⸗ 
ſtimmung des Landeswahlausſchuſſes dort die Wiederholung der 
Wahl anordnen. 

(3) Die Anordnung des Miniſters des Innern unterliegt im Prü- 
fungsverfahren der Nachprüfung durch das Wahlprüfungsgericht. 

(4) Die Wiederholung der Wahl darf nicht ſpaͤter als ſechs Monate 
nach der Hauptwahl ſtattfinden. 

(5) Bei der Wiederholung der Wahl wird auf Grund derſelben 
Wahlerverzeichniſſe gewählt wie bei der Hauptwahl. 


8 102 
(1) Bei der Wiederholungswahl dürfen die Wahlbezirke nicht 
geändert werden. Im übrigen gelten Ss 98 und 99 entſprechend. 
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(2) Wähler, die für die erſte Wahl einen Wahlſchein erhalten haben, 

werden bei der Wiederholung zur Stimmabgabe nur dann zugelaſſen, 
wenn ſie nachweiſen, daß ſie den Wahlſchein in einem Wahlbezirk ab⸗ 
gegeben haben, für den die Wahl wiederholt wird. 
1 Für die Wiederholung der Wahl erhalten auf Antrag einen 
Wahlſchein die Perſonen, bei denen die Vorausſetzungen für die Aus⸗ 
tellung eines Wahlſcheins bei der Wiederholung gegeben ſind, wenn 
fie die Möglichkeit haben, von dem Wahlſchein außerhalb ihres Wahl⸗ 
dezirkes Gebrauch zu machen. 

(4) Der Wahlvorſteher hat die Wahlniederſchrift mit ſämtlichen zu⸗ 
gehörigen Schriftſtücken durch die untere Verwaltungsbehörde un- 
geſäumt dem Landeswahlleiter einzuſenden. 


XIIl. Verbindung der Wahlen mit anderen Abſtimmungen 


& 103 
(1) Mit der Landtagswahl können öffentliche Wahlhandlungen und 
andere Abſtimmungen, namentlich Wahlen zu kommunalen Vertre⸗ 
tungskörpern, verbunden werden. In ſolchen Fällen wird der 

Niniſter des Innern Vorſorge treffen, daß die einwandfreie Feſt⸗ 

ſtellung des Landtagswahlergebniſſes geſichert iſt. Namentlich wird 
möglichſt einheitlich darüber beſtimmt werden, 

1. in welcher Weiſe in dem Wählerverzeichnis eingetragene Wähler 

kenntlich zu machen find, die bei der mit der Landtagswahl ver- 

x bundenen Wahl oder Abſtimmung nicht ſtimmberechtigt ſind, 

2. in welcher Spalte der Wählerverzeichniſſe die Stimmabgabe für 
die Landtagswahl und in welcher die für die verbundene Wahl 
oder Abſtimmung zu vermerken ift, 

3. in welcher Weiſe eine geſonderte Abgabe der Stimmzettel durch⸗ 
zuführen iſt, wieweit geſonderte Wahlurnen zu verwenden und 
wieweit die Amſchläge und Stimmzettel für die Landtagswahl 
und die verbundene Wahl oder Abſtimmung durch Farbe und 
Aufdruck beſonders kenntlich zu machen ſind, 

welche Maßnahmen zu treffen ſind, wenn nur ein Wahlumſchlag 
verwendet wird. 

15 Bei Verbindung von Reichstags mit Landtagswahlen kann der 
175 er des Innern anordnen, daß auf den Stimmzetteln zur Land⸗ 
10 7 den Wahlvorſchlägen die Nummernfolge gegeben wird, die 
we b aschenden Vorſchläge der im letzten Reichstage vertreten ge- 
n Parteien auf den Stimmzetteln zur Reichstagswahl erhalten 


4. 


XIV. Gemeinſame Beſtimmungen 


Als § 104 
ver = Wohnort im Sinne dieſer Verordnung gilt der Ort, an dem 
ahlberechtigte ſeinen Wohnſitz oder feinen gewöhnlichen Auf⸗ 
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enthalt hat. Ein nur für Tage oder wenige Wochen bemeſſener oder 
nur gelegentlicher Aufenthalt iſt kein gewöhnlicher Aufenthalt im 
Sinne dieſer Beſtimmung. 


§ 105 


Weibliche Wahlberechtigte können zu Wahlleitern, Wahlvorſtehern, 
Schriftführern und Beiſitzern ernannt und berufen werden. 


& 106 

Zuſtändig für 

a) die Entſcheidung über Einſprüche gegen die Wählerverzeichniſſe 

und gegen die Verſagung eines Wahlſcheins, 

b) die Abgrenzung der Wahlbezirke, 

c) die Ernennung der Wahlvorſteher und ihrer Stellvertreter, 

d) die Beſtimmung der Wahlräume 

find: 

1. in allen nicht unter 2, 3 und 4 beſonders genannten Landesteilen 
auf dem Lande der Landrat, in den Städten der Magiſtrat 
und, wo kein kollegialiſcher Gemeindevorſtand vorhanden iſt, 
der Bürgermeiſter; 

2. in der Provinz Hannover 
auf dem Lande und in den Städten, auf die die Hannoverſche 
revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858 nicht Anwendung 
findet, der Landrat, in den übrigen Städten der Magiſtrat; 

3. in der Stadt Berlin 
der Magiſtrat, der die Aufgaben den Bezirksämtern über- 
tragen kann; 

4. im Regierungsbezirk Sigmaringen 
der Oberamtmann. 


§ 107 


(1) Den Wahlvorſtänden und den Kreiswahlausſchüſſen können für 
die Prüfung der Wahl, die Ermittlung des Wahlergebniſſes und die 
Herſtellung der Niederſchriften Beamte oder andere geeignete Per⸗ 
ſonen als Hilfsarbeiter beigegeben werden. 

(2) Die Beſtellung der Hilfsarbeiter bei den Wahlausſchüſſen iſt 
Sache der Wahlleiter, bei den Wahlvorſtänden Sache der für die 
Ernennung der Wahlvorſteher zuſtändigen Behörden; in dringenden 
Fällen ſind auch die Wahlvorſteher ſelbſt dazu berechtigt. 

(3) Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beſchlußfaſſung nicht teil. 
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XV. Schlußbeſtimmungen 
8 108 


Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, Ausnahmen von den Be⸗ 
ſtimmungen der Landeswahlordnung zu bewilligen“). 


§ 109 
Durch dieſe Landeswahlordnung wird mit dem Tage ihres Inkraft⸗ 
!retens die Landeswahlordnung vom 10. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
S. 571) in der Faſſung der Verordnung vom 18. Januar 1921 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 109) und der Berichtigung in Geſetzſamml. 1921 S. 87 erſetzt. 
Berlin, den 29. Oktober 1924 


Der Miniſter des Innern 
Severing 


8 Verordnung des Miniſters des Innern vom 30. Oktober 1924 über das 
Summrecht der aus dem beſetzten Gebiet Ausgewieſenen (Deutſcher 
. u. Preuß. Staatsanzeiger vom 1. November 1924, Nr 259, und 
Veraſterialblatt f. d. innere Verwaltung vom 5. November 1924, S. 1041 
verfügung des Miniſters des Innern vom 28. November 1924 (Ic Be 
awer das Wahlrecht der politiſchen Gefangenen im beſetzten Gebie 
iMeiniſterialblatt f. d. innere Verwaltung vom 3. Dezember 1924, S. 1133). 


1 
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Geſetz über die Prüfung der 
Wahlen zum Preußiſchen Landtag 
und das Wahlprüfungsgericht 


Vom 3. Februar 1922 (Geſetzſamml. S. 30) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 27. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 670) 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1 
Beim Landtag wird ein Wahlprüfungsgericht gebildet. 


82 

(1) Das Wahlprüfungsgericht prüft von Amts wegen die Gültigkeit 
der Wahlen zum Landtag. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, Einſpruch gegen eine 
Wahl zu erheben. Der Einſpruch muß innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung des Wahlergebniſſes beim Landtag eingegangen und 
mit Gründen verſehen ſein. 

(3) Bei nachträglicher Berufung eines Abgeordneten (Landes- 
wahlgeſetz 835) darf der Einſpruch nur mit der Bemängelung des 
nachträglichen Berufungsverfahrens begründet werden. 

(4) Iſt gegen die Wahl kein Einſpruch erhoben worden, ſo kann 
ſich das Wahlprüfungsgericht auf eine allgemeine Prüfung der Ord- 
nungsmäßigkeit der Wahl beſchränken. 


83 
Das Wahlprüfungsgeriht entſcheidet über die Frage, ob ein Ab⸗ 
geordneter die Mitgliedſchaft verloren hat. Die Entſcheidung erfolgt 
von Amts wegen, auf Antrag des Präſidenten des Landtags oder 
auf Einſpruch eines Wahlberechtigten. 


8 4 
Das Wahlprüfungsgericht regelt feinen Geſchäftsgang im Rahmen 
der Verfaſſung und dieſes Geſetzes durch eine Geſchäftsordnung. 


85 
(1) Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus acht Mitgliedern des 
Landtags, die dieſer für die Wahlperiode wählt, und ſieben Mit⸗ 
gliedern des Oberverwaltungsgerichts, die das Präſidium dieſes 
Gerichts für dieſelbe Zeit beſtellt. 
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(2) Die Wahl der Mitglieder des Landtags und die Beſtellung der 
Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts hat alsbald nach dem erſten 
Zuſammentreten des Landtags zu erfolgen. 


86 
(1) Das Wahlprüfungsgericht erkennt in der Beſetzung von drei 
Mitgliedern des Landtags und zwei richterlichen Mitgliedern. 
(2) Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden vom Wahl⸗ 
prüfungsgericht gewählt. Einer von ihnen muß ein Mitglied des 
Oberverwaltungsgerichts ſein. 


8 7 
(1) Die Reihenfolge, in der die Mitglieder des Wahlprüfungs⸗ 
gerichts an den einzelnen Sitzungen teilnehmen, regelt die Geſchäfts⸗ 
ordnung. 
() Das Wahlprüſungsgericht ſoll die einzelnen Wahlprüfungs⸗ 
ſachen tunlichſt in der gleichen Zuſammenſetzung zu Ende führen. 


88 

(1) Vom Verhandlungstermine find, ſofern gegen eine Wahl Ein- 
ſpruch erhoben iſt oder ſich ſonſt gegen die Wahl Bedenken ergeben, 
als Beteiligte die Perſonen zu benachrichtigen, deren Wahl geprüft 
wird, und die, welche gegen die Wahl Einſpruch erhoben haben, ſowie 
in beiden Fällen deren Vertreter. 

(2) Haben mehrere Perſonen gemeinſchaftlich Einſpruch erhoben, 
ſo genügt die Benachrichtigung einer von ihnen. Iſt in dem gemein 
ſchaftlichen Einſpruch ein Vertrauensmann bezeichnet, ſo iſt die Be⸗ 
nachrichtigung an ihn zu richten. 

(3) Zwiſchen dem Termin und der Abſendung der Benachrichtigung 
muß ein Zeitraum von mindeſtens einer Woche liegen. 


8 9 
Die Beteiligten können ſich in dem Termin durch Perſonen, die 
den geſetzlichen Vedingungen für einen Landtagswähler genügen 
(Landeswahlgeſetz §s J, 2), auf Grund ſchriftlicher Vollmacht ver- 
treten laſſen. 
8 10 
Der Miniſter des Innern ſoll vom Termin ſchriftlich benachrichtigt 
werden. Er kann an der Verhandlung ſelbſt teilnehmen oder einen 
Vertreter entſenden. 
8 11 
(1) Die Verhandlung vor dem Wahlprüfungsgericht einſchließlich 
der Verkündung der Beweisanordnungen und der Arteile nebſt Be⸗ 
gründung erſolgt in öffentlicher Sitzung. 


9 1) 


Wahlprüfungsgeſetz 


(2) Die Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhalts 
durch den Berichterſtatter. Die Beteiligten oder ihre Bevollmächtigten 
find auf Verlangen zu hören. Auch der Miniſter des Innern oder 
fein Vertreter (§ 10) erhält auf Antrag das Wort. 


& 12 


(1) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
die Ausſchließung von Gerichtsperſonen (8 41), 
die Leitung der Verhandlung (SS 136, 139, 140), 
das perſönliche Erſcheinen (§ 141), 
den Beweis durch Zeugen und Sachverſtändige (88 373 bis 414) 
ſowie 
die Borſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Beratung 
und Abſtimmung (88 194 bis 200) 
finden entſprechende Anwendung. 
(2) Aber die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen beſchließt 
das Gericht nach freiem Ermeſſen. 
(3) Als Zeuge kann auch ein Beteiligter vernommen werden. 


§ 13 


Die Durchführung des Verfahrens außerhalb der Verhandlung 
vor dem Wahlprüfungsgericht liegt den richterlichen Mitgliedern ob, 
die vom Vorſitzenden zu Berichterſtattern für die einzelnen Wahl⸗ 
prüfungsſachen beſtellt ſind. 

§ 14 


(1) Alle preußiſchen Behörden ſind verpflichtet, dem Wahlprüfungs⸗ 
gericht und dem gemäß 813 beſtellten Mitglied auf Verlangen Aus- 
kunft zu erteilen. 

(2) Die Gerichte haben ihnen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes Rechtshilfe zu leiſten. 


§ 15 


(1) Aber die mündliche Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzu⸗ 
nehmen. Sie iſt vom Vorſitzenden und dem Schriftführer zu unter⸗ 
ſchreiben. 

(2) Als Schriftführer wird ein vom Präſidenten des Landtags be⸗ 
ſtellter Beamter des Landtags zugezogen. 


Ss 16 
Das Urteil ift vom Vorſitzenden unter Mitteilung der wejentlichen 


Gründe zu verkünden. Es iſt ſchriftlich zu begründen und ſoll von 
den beteiligten Mitgliedern unterſchrieben werden. 
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8 17 

Im Falle des 82 kann das Arteil des Wahlprüfungsgerichts lauten: 

a) auf Gültigkeit oder Angültigkeit der geſamten Wahlen eines 
Wahlkreiſes; 

b) auf Gültigkeit oder Angültigkeit einer beſtimmten Anzahl von 
Stimmzetteln unter gleichzeitiger Angültigkeitserklärung der⸗ 
jenigen einzelnen Wahl oder Wahlen, die durch dieſe Erklärungen 
beeinflußt werden; 

c) auf Angültigkeit einzelner Wahlen aus Gründen, welche in der 
Perſon des Gewählten ihre Arſache haben. 

In den Fällen b und e findet eine Nachwahl nicht ſtatt, vielmehr 
erfolgt eine Neufeſtſtellung deſſen, der gewählt iſt, auf Grund des 
Landeswahlgeſetzes. 
§ 18 

(1) Eine Ausfertigung des Urteils iſt dem Präſidenten des Land⸗ 
tags und dem Miniſter des Innern zu erteilen. Sie iſt mit dem 
Gerichtsſiegel zu verſehen und vom Vorſitzenden zu unterſchreiben. 

(2) Die Beteiligten erhalten auf Antrag eine Abſchrift des Arteils. 


8 19 


Das Arteil wird mit ſeiner Verkündung rechtskräftig. Eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens iſt nur zuläſſig, wenn ſie darauf 
geſtützt iſt, daß der Abgeordnete ſchon bei der Wahl nicht die zu 
ſeiner Wahl erforderlichen Eigenſchaften beſeſſen habe. 


§ 20 


Die gerichtlichen Koſten des Verfahrens trägt die Landeskaſſe. 
Die Beteiligten haben keinen Anſpruch auf Erſtattung von Auslagen. 
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Geſetz über die Entſchädigung 
der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags 


Vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der 
Verordnung vom 28. September 1923 (Geſetzſamml. S. 447) 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81 
(1) Die Mitglieder des Preußiſchen Landtags erhalten: 

1. für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Landtage und die fol 
genden acht Tage das Recht zur freien Fahrt auf den auf das 
Reich übergegangenen Strecken der ehemals preußiſch⸗heſſiſchen 
Staatseiſenbahngemeinſchaft ſowie auf allen in dieſem Gebiete 
belegenen Privatbahnen und Kleinbahnen mit Ausnahme der 
Straßenbahnen; 

2. von dem Tage vor dem erſten Zuſammentritte des Landtags an 
bis zum Ende des Monats, in dem der Landtag aufgelöſt wird, 
oder in dem feine Wahldauer abläuft, eine Aufwandsentſchädi⸗ 
gung in Höhe von 25 vom Hundert des Grundgehalts“) der Einzel⸗ 
gehälter Gruppe V des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes. 
Hierzu tritt der bei den Beamtengehältern vorgeſehene allgemeine 
gleiche prozentuale Ausgleichszuſchlag “?). Die Aufwandsent- 
ſchädigung iſt an jedem Monatserſten im voraus zu zahlen. Ge⸗ 
hört ein Mitglied während eines Kalendermonats zwei aufein 
anderfolgenden Landtagen an, ſo darf ihm nicht mehr gezahlt 
werden als der Monatsbetrag an Aufwandsentſchädigung nebſt 
Ausgleichszuſchlag. 

(2) Mitglieder, die nach dem erſten Zuſammentritte des Landtags 
eintreten, erhalten die Aufwandsentſchädigung von dem Tage vor 
ihrem Eintritte an; ). Mitglieder, die vorzeitig ausſcheiden, erhalten 
ſie bis zum Ende des Monats, in dem ſie ausgeſchieden ſind. Mit- 
gliedern, die im Verkehre zwiſchen Teilen Preußens Eiſenbahnen be- 
nutzen, für die ſie keine Freifahrtberechtigung beſitzen, werden die hier⸗ 
durch entſtandenen Koſten erſetzt. Das gleiche gilt: 


*) Auch die Erhohung des Grundgehalts von 10% ab 1. Dezember 1924 wird 
gezahlt 
74) Prozentuale Ausgleichszuſchlage zu den Beamtengehältern beſtehen ſeit 
1. Dezember 1923 nicht mehr. 
ser) Als Tag des Eintritts gilt der Tag, au dem der Landeswahlausſchuß 
(Landeswahlleiter) den Neueintretenden als Erſatzabgeordneten feſtſtellt (Entſchei⸗ 
dung des Praſidenten, mit Zuſtimmung des Altejtenrats, vom 6. Juli 1921). 
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1. wo eine Seeverbindung benutzt werden muß; 

2. für die Reife zwiſchen Wohnort und Ort der Tagung des Land- 
tags, wenn infolge ungewöhnlicher Ereigniſſe der Betrieb ſolcher 
Bahnen, für die den Mitgliedern das Recht zur freien Fahrt 
zuſteht, in einzelnen Landesteilen ſtillgelegt wird. Ob dieſe Vor⸗ 
ausſetzung vorliegt, entſcheidet der Präſident des Landtags. 

(3) Mitglieder, die gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen 
Landtag von der Teilnahme an den Sitzungen des Landtags ausge⸗ 
ſchloſſen ſind, verwirken für die geſamte Zeit bis zum Ablauf des letzten 
Ausſchlußtages das Recht zur freien Fahrt nach Abi. ! Nr 1. 

(4) Die Fahrkarte iſt dem Landtag zurückzugeben. Geſchieht dies 
nicht innerhalb 24 Stunden nach Mitteilung des erfolgten Aus- 
ſchluſſes, jo wird dem ausgeſchloſſenen Abgeordneten, unbeſchadet aller 
Folgen aus der widerrechtlichen Benutzung der Fahrkarte, für weitere 
+ Wochen über die Dauer feiner Ausſchließung hinaus die Aufwands 
entſchädigung nebſt dem Ausgleichszuſchlag entzogen. 


82 

(1) Für Ausſchußſitzungen an Tagen, an denen keine Vollſitzung des 
Landtags jtattfindet, erhalten die Ausſchußmitglieder außer der Auf- 
wandsentſchädigung nebſt dem Ausgleichszuſchlag ein Tagegeld für 
jeden Tag ihrer Anweſenheit, die durch das Sitzungsprotokoll des 
Ausſchuſſes nachgewieſen iſt. Das Tagegeld beträgt ein Dreißigſtel 
der im SI Abſ. 1 Nr 2 genannten Aufwandsentſchädigung nebſt dem 
1 den Tag der Ausſchußſitzungen jeweils geltenden Ausgleichszu⸗ 
ſchlag. 

(2) Abſ. 1 findet auch Anwendung, wenn ein Mitglied des Land- 
tags an einer Beſprechung teilnimmt, zu der es von einem Mini- 
ſterium eingeladen iſt. 


83 
) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Voll⸗ 
tung ferngeblieben iſt, wird von der Entſchädigung ein Betrag in 
Höhe von einem Dreißigſtel der im SI Abſ. 1 Nr 2 genannten Auf⸗ 
wandsentſchädigung nebft dem für den Tag des Abzugs jeweils gel- 
tenden Ausgleichszuſchlag abgezogen. 

(2) Diefer Abzug findet nicht ſtatt, wenn der Abgeordnete am 

gleichen Tage der Sitzung eines Ausſchuſſes als Mitglied angewohnt 
hat oder wenn das Fernbleiben durch Krankheit oder durch Geſchäfte 
im Intereſſe des Landtags veranlaßt iſt. 
() Iſt ein Mitglied des Landtags auf Grund der Geſchäftsordnung 
für den Preußiſchen Landtag ausgeſchloſſen worden, ſo findet der 
gleiche Abzug während der Dauer des Ausſchluſſes bis zum letzten 
Ausſchlußtage für jeden Kalendertag ſtatt. 


Entſchädigungsgeſetz 


$ 3a*) 
Die in den SS1 bis 3 feſtgeſetzten Beträge find auf volle, durch 
30 000 teilbare Markbeträge nach oben abzurunden. 


8 4 

(1) Ein Mitglied des Landtags, welches gleichzeitig Mitglied des 
Reichstags iſt, bezieht eine Aufwandsentſchädigung nur, wenn der 
Landtag verſammelt iſt und der Reichstag länger als eine Woche zu 
einer Vollſitzung nicht zuſammentritt, und abgeſehen hiervon weiter 
nur für die Tage, für die ihm auf Grund des Geſetzes über die Ent⸗ 
ſchädigung der Mitglieder des Reichstags vom 10. Juli 1920 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1437) ein Abzug von der Entſchädigung, die es 
als Reichstagsmitglied erhält, gemacht wird. 

(2) Der Landtag gilt im Sinne dieſer Beſtimmung nicht als ver- 
ſammelt, wenn er länger als eine Woche zu keiner Vollſitzung zu- 
ſammentritt. 

85 

Ein Mitglied des Landtags darf während der Dauer feiner Be— 
rechtigung zur freien Fahrt auf den Eiſenbahnen keine Eiſenbahn⸗ 
fahrkoſten annehmen. 5 


Der Präſident des Landtags erhält für die Dauer ſeines Amtes 
außerdem eine monatliche Aufwandsentſchädigung von einem Viertel 
der im 81 Abſ. 1 Nr 2 genannten Aufwandsentſchädigung. 


87 
Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt unzuläſſig. Der 
Anſpruch auf freie Eiſenbahnfahrt und auf Aufwandsentſchädigung iſt 
nicht übertragbar. 
8 8 


Iſt im Falle des Todes eines Mitglieds des Landtags ein Ehe⸗ 
gatte hinterblieben, ſo kann die Zahlung an dieſen erfolgen, ohne daß 
ſein Erbrecht nachgewieſen zu werden braucht. 


8 9 

Mitgliedern des Landtags, die als Mitglieder der verfaſſunggeben⸗ 
den Landesverſammlung für den ganzen Monat März 1921 die dieſen 
auf Grund des Geſetzes vom 21. März 1919 (Geſetzſamml. S. 55) zu⸗ 
ſtehende Aufwandsentſchädigung erhalten haben, wird der rechnungs⸗ 
mäßig auf die Zeit nach dem 8. März 1921 entfallende Teil dieſer 
Aufwandsentſchädigung auf die ihnen nach §1 Abſ. 1 Nr 2 für den⸗ 
ſelben Monat zuſtehende Entſchädigung angerechnet. 


*) 8 ga iſt nach der Inflation hinfällig geworden, hat feit 1. Dezember 1923 keine 
Bedentung mehr. 


134 


Entſchädigungsgeſetz: Ausführungsbeſt. 


§ 10°) 
(6) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft 
und hat rückwirkende Geltung vom 20. Februar 1921 an. 
(2) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze erlaßt der 
Präſident des Landtags“). 


Allgemeine Ausführungsbeſtimmungen zu dem 
Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und 
des Präſidenten des Preußiſchen Landtags 
Vom 23. April 1921 


A 


Auf Grund des § 10 Abſ. 2 des Geſetzes vom 23. April 1921 habe 
ich mit Zuſtimmung des Alteſtenrates folgende Beſtimmungen erlaſſen: 
1. Die Anweſenheit in der Vollſitzung wird durch Eintragen in eine 
Anweſenheitsliſte nachgewieſen. Jedes Mitglied hat ſeinen 
Namen an der dafür beſtimmten Stelle der Liſte einzutragen. 
Diejenigen Mitglieder, die vorher dem Präſidenten nachweiſen, 
daß fie entweder durch körperliche Gebrechen oder durch Vor— 
ſchriften einer Religionsgeſellſchaft verhindert werden, ihre 
Anterſchrift in der Anweſenheitsliſte ſelber zu leiſten, haben ſich 
während der Sitzung des Landtags bei einem der dienſttuenden 
Beiſitzer zu melden. Dieſer Beiſitzer hat eine Beſcheinigung aus- 
zuſtellen, daß der Abgeordnete im Landtag anweſend geweſen iſt. 
Die Beſcheinigung, unter die der Präſident ſeinen Namen zu 
ſetzen hat, iſt der Anweſenheitsliſte anzufügen. 

2. Mitglieder, die als Präſident oder Beiſitzer oder als Redner 
in der Vollſitzung tätig waren oder an einer namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung teilgenommen haben, brauchen ſich nicht einzutragen. 

3. Die Anweſenheitsliſte wird eine Stunde vor dem feſtgeſetzten Be⸗ 
ginn der Vollſitzung ausgelegt und bleibt zur Eintragung offen 
bis eine Stunde nach Schluß der Sitzung. Vor Auslegung und 
nach Wegnahme der Liſte iſt eine Eintragung unzuläſſig. 


) Das Geſetz vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) iſt durch folgende Geſetze 
geändert worden: a) vom 6. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 481) ab 1. Juli 1921, 
b vom 12. Januar 1922 (Geſetzſamml. S. 9) ab J. Dezember 1921, e) vom 3. Marz 
„(Geſetzſamml. S. 51) ab 1. Dezember 1921, d) vom 2. Mai 1922 (Geſetzſamml. 
=.N7) ab 1. April 1922, e) vom 8. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 246) ab 1. Juni 1922, 
„ dom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 307) ab 1. September 1922, g) vom 
10e ember 1922 (Geſetzſamml. S. 423) ab 1. November 1922, h) vom 15. April 
23 Geſetzſamml. S. 92) ab 1. Januar 1923, ) vom 3. Juli 1923 (Geſetzſamml. 
15 294) ab 3. Juli 1923, ;) vom 26. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 359) ab 1. Juli 1923, 
2 % Geſetzeskraft erlaſſene Verordnung vom 28. September 1923 (Geſetzſamml. 
44% ab 1. September 1923. 
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4. Der Nachweis der Anweſenheit in einer Ausſchußſitzung wird 
durch die Anweſenheitsliſte des Ausſchuſſes erbracht. Vor Beginn 
und nach Schluß der Sitzung iſt eine Eintragung unzuläſſig. 

Die Beſtimmungen der Ziffer 1 Abſ. 2 gelten ſinngemäß. Die 
Beſcheinigung ſtellt der Vorſitzende des Ausſchuſſes aus. 

5. Weiſt ein Mitglied durch ärztliche Beſcheinigung nach, daß das 
Fernbleiben durch Krankheit veranlaßt iſt, ſo werden die Ab⸗ 
züge von der Entſchädigung für die nachgewieſene Zeit auf⸗ 
gehoben. 

[Durch Verfügung vom 22. September 1921 hat der Präſident 
darauf hingewieſen, daß es der Beibringung der ärztlichen Be⸗ 
ſcheinigung bei Beginn der Krankheit nicht bedarf, dagegen 
muß nach Beendigung der Krankheit die Dauer des durch Kranf- 
heit veranlaßten Fernbleibens beſcheinigt werden. | 

6. Ob ein Mitglied durch Geſchäfte im Intereſſe des Landtags ver⸗ 
hindert iſt, an Vollſitzungen teilzunehmen, entſcheidet auf vor⸗ 
herigen Antrag der Präſident. 

. Eine Entſchädigung für die Teilnahme an Reijen von Aus- 
ſchüſſen und an Ausſchußſitzungen, die außerhalb Berlins ab- 
gehalten werden, wird nur dann gewährt, wenn die Teilnahme 
vorher dem Präſidenten angemeldet und im Alteſtenrat darüber 
beſchloſſen worden iſt. 

8. Die Aufwandsentſchädigung wird regelmäßig am erſten Monats- 
tage gezahlt. Hält der Landtag an den beiden letzten oder einem 
der beiden letzten Tage des Vormonats Sitzung, ſo werden dieſe 
Sitzungstage allgemein als Fehltage abgezogen und erſt bei der 
nächſten Monatszahlung vergütet. 

Den Mitgliedern des Landtags wird auf Wunſch von der 
Kaſſe eine Abrechnung gegeben werden, aus der erſichtlich iſt, 
aus welchen Einzelbeträgen ſich der Monatsbetrag zuſammen⸗ 
fetzt. Dieſe Abrechnung kann früheftens am 4. Monatstage ge⸗ 
fordert werden. 

Die Abzüge von der im voraus zahlbaren Monatsentſchädi⸗ 
gung find bei der nächſtfälligen Monatsentſchädigung anzu⸗ 
rechnen. Wird eine weitere Monatsentſchädigung nicht mehr 
fällig, ſo ſind die Abzüge von dem Mitgliede einzufordern. 


Berlin, den 9. Mai 1921 % 
Der Präſident 
Leinert 


VA 


*) Die Ausführungsbeſtimmungen vom 9. Mat 1921 ſind geäudert worden durch 
die Beſtimmungen a) vom 23. März 1923 (Einfügung der Abſ. 1 und 2 in Nr 8 
[Abf. 2 hatte Bedeutung wahrend der Inflatiouszeit, bei mehrmaligen Zahlungen 
während eines Monats], p) vom 6. Juli 1923 (Einfügung des Abſ. 2 in Nr 1 
und des Abſ. 2 in Nr 4). 
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B. 


Auf Grund des 8 10 Abſ. 2 des Geſetzes über die Entſchädigung 
der Mitglieder und des Präfidenten des Preußiſchen Landtags vom 
23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung 
vom 28. September 1923 (Geſetzſamml. S. 447) habe ich folgende Aus- 
führungsbeſtimmung erlaſſen: 

Der Präſident und die Vizepräſidenten der letzten Tagung und die 
ſtändigen Mitglieder des Ständigen Ausſchuſſes (Artikel 26 der Ver⸗ 
faſſung) erhalten die Aufwandsentſchädigung der Landtagsabgeord⸗ 
neten (§1 Abſ. 1 Nr 2) nach Ablauf der Wahlperiode oder nach der 
Auflöſung des Landtags bis zum Zuſammentritt des neuen Landtags. 
Gehören ſie auch dem neuen Landtage an, ſo darf ihnen in dem Monat 
des Zuſammentritts des neuen Landtags nicht mehr als der Monats- 
betrag der Aufwandsentſchädigung gezahlt werden. Die Aufwands 
entſchädigung iſt auch für den Tag des Zuſammentritts zu zahlen. 


Berlin, den 3. Januar 1925 


Der Präſident des Preußiſchen Landtags 
J. V.: Dr Dr Porſch 


Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetz 
über die Entſchädigung der Mitglieder und 
des Präſidenten des Preußiſchen Landtags 

vom 23. April 1921, betr. die Doppelmandatare 


Vermerk: Der Reichstag gilt nicht als verſammelt, 
wenn er länger als eine Woche zu keiner Vollſitzung zuſammentritt 
(85 Abf. 2 des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder des 
Reichstags vom 10. Juli 1920 — Reichsgeſetzbl. S. 1437 —). Da3- 
ſelbe gilt vom Landtag (84 Abſ.2 des Geſetzes über die Ent 
ſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen 
Landtags vom 23. April 1921 — Geſetzſamml. S. 361 —). 

Auf Grund des 8 10 Abſ. 2 des Geſetzes vom 23. April 1921 habe ich 
mit Zuſtimmung des Alteſtenrats folgende Beſtimmungen über die 
Entſchädigung der Doppelmandatare erlaſſen: 


A. Die Auſwandsentſchädigung 
Re (1) Die Aufmandsentihädigung wird für die Doppelmandatare 
ällig: 
a) wenn der Landtag verſammelt, der Reichstag aber 
nicht verſammelt iſt, 
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b) wenn Reichstag und Landtag gleichzeitig ver- 
ſammelt ſind, nur für die Tage, für die dem Doppelmandatar 
auf Grund des Reichsgeſetzes eine Entſchädigung nicht gewährt 
oder nach 83 desſelben Geſetzes ein Abzug von der Entſchädi⸗ 
gung gemacht wird. 

(2) Die Aufwandsentſchädigung wird, ſoweit ſie nicht für einen 

vollen Kalendermonat fällig iſt, anteilig berechnet. 

(3) Für Abzüge!) wegen Fernbleibens von einer Vollſitzung gilt 
83 des Preußiſchen Geſetzes. 

(+) Die Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 Satz 2 des Preußiſchen 
Geſetzes Mitglieder, die vorzeitig ausſcheiden, erhalten die Auf⸗ 
wandsentſchädigung bis zum Ende des Monats, in dem fie ausge⸗ 
ſchieden ſind« gilt für einen Doppelmandatar, der aus dem Landtag 
ausſcheidet, bis zum Tage des Ausſcheidens nur ſo weit, als Auf⸗ 
wandsentſchädigung nach den geſetzlichen Beſtimmungen über 
haupt gezahlt werden darf. Für die übrigen Tage des Monats wird 
die anteilige Aufwandsentſchädigung ungekürzt gezahlt. 

(5) Die Aufwandsentſchädigung für die Doppelmandatare wird 
für die Zeitabſchnitte, in denen nur der Landtag verſammelt war, am 
Tage nach Beendigung ſolcher Zeitabſchnitte, für die Tage, an denen 
im Reichstag Abzüge von der Aufwandsentſchädigung gemacht oder 
eine Entſchädigung nicht gezahlt worden iſt, alsbald nach Eingang 
der Mitteilung des Reichstags **) zahlbar. Ergibt ſich, daß einem 
Doppelmandatar im Reichstag ein Abzug von der Aufwandsentſchä⸗ 
digung gemacht iſt, der ſpäter aufgehoben iſt, fo wird dem Doppel- 
mandatar bei der nächſtfälligen Zahlung im Landtag ein entſprechen⸗ 
der Abzug gemacht. 


B. Das Tagegeld nach 82 des Preußiſchen Geſetzes für die Wahr⸗ 
nehmung von Ausſchußſitzungen an Tagen, an denen der Landtag 
keine Vollſitzungen abhält 

Dieſes Tagegeld wird, wenn Reichstag und Landtag gleichzeitig 
verſammelt ſind, nur für die Tage fällig, für die dem Doppelmandatar 
auf Grund des Neichsgeſetzes eine Entſchädigung nicht gewährt oder 
nach 83 desſelben Geſetzes ein Abzug von der Entſchädigung gemacht 
wird. 


Berlin, den 22. November 1921 
Der Präfivent 
Leinert 


ee Abzüge jollen aber auch in Monaten von 31 Tagen nicht zu Rückzahlungen 
fuhren Entſcheidung des Präſidenten vom 29. November 1922). 
) Beftimmung vom 12. Oktober 1923. 
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1. Sozialdemokraͤtiſche Partei Deutſchlands 


Anſchrift: Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, Berlin SW 68, 
Lindenſtr. 3, F Dönhoff 740, 741 


A. Aktionsprogramm 


Der Gang der geſchichtlichen Entwicklung zeigt, daß der Kapitalismus 
der Welt Friede, Arbeit und Brot nicht zu geben vermag. Immer 
zwingender wird die Erkenntnis, daß die Menſchheit nur durch den 
Sozialismus zu Freiheit und Wohlfahrt gelangen kann. 

In dem Streben, alle Kräfte des Proletariats zur Erringung der 
politiſchen Macht, zur Beſeitigung der Klaſſenherrſchaft und zur Ver⸗ 
wirklichung des Sozialismus einheitlich im Klaſſenkampf zuſammen⸗ 
zufaſſen, ſtellt die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, ausgehend 
bon den Grundſätzen des wiſſenſchaftlichen Sozialismus, folgende 
Kampfziele in den Vordergrund: 

J. Schutz der Republik 

In der Erkenutnis, daß die demokratiſche Republik für den Kampf 
des arbeitenden Volkes den weiteſten Spielraum, die ſicherſte Grundlage 
und den Ausgangspunkt für die Verwirklichung des Sozialismus bietet, 
fordert die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands den ſchärfſten und 
rückſichtsloſeſten Kampf gegen alle Beſtrebungen zur Wiederherſtellung 
der Monarchie, Ausgeſtaltung der Reichswehr zu einer zuverläſſigen 
Verteidigungswaffe der Republik, Feſtigung der Reichseinheit, Ausbau 
der Republik zum organiſch gegliederten Eiuheitsſtaat. 

Dieſe Politik fordert in den Ländern die Reinigung des Polizei⸗ 
und Veamtenkörpers von den Anhängern der Monarchie, umfaſſende 
Demokratiſierung der geſamten Verwaltung, Selbſtverwaltung der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände, Bekämpfung der partikulariſtiſch-reak 
tionären Beſtrebungen. 


II. Kampf gegen die Klaſſenjuſtiz 


„ Untgeftaltung des geſamten e nach ſozialiſtiſchen Grund⸗ 
ſägen. Zuſammenſetzung der Richterkollegien aus allen Volksſchichten. 
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Entſcheidende Mitwirkung gewählter Laienrichter in allen Zweigen 
der Juſtiz. Abſchaffung der Todesſtrafe, Beſeitigung aller geſetzlichen 
en die die Frau in öffentlicher und privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung dem Mann gegenüber benachteiligen. 

III. Finanz und Wirtſchaftspolitik 

Grundlegende umfaſſende Finanzreform, die auf dem Prinzip der 
Quellenbeſteuerung und der Laſtenverteilung nach der wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit aufgebaut iſt. 

Unmittelbare Beteiligung des Reichs an den Erträgen der kapita⸗ 
liſtiſchen Unternehmungen. Erbrechte des Reichs bei entfernten Ver⸗ 
wandtſchaftsgraden, Pflichtteil des Reichs, abgeſtuft nach der Zahl der 
Erben. Verhinderung von Steuerhinterziehung und Kapitalflucht. 
Schärfſte Beſteuerung der Spekulationsgewinne, insbeſondere der 
Grotisaktien und Bezugsrechte. Erhöhung der Ausfuhrabgaben bis zur 
völligen Erfaſſung der Valutagewinnung. Verſchärfte Erfaſſung der 
Auslandsdeviſen mittels wirkſamer Kontrolle durch die Außenhandels 
ſtellen. Sicherſtellung der Verſorgung der Bevölkerung mit Lebens- 
mitteln, insbeſondere mit Brot, Kartoffeln, Fleiſch, Milch und Zucker, 
und der Mitwirkung und Förderung der Genoſſenſchaften. Förderung 
des gemeinnützigen Wohnungsbaues, Bekämpfung des Bamvırhers, 
Kontrolle der privatwirtſchaftlichen Monopole. Sozialiſierung der 
Schlüſſelinduſtrien, insbeſondere des Bergbaues. 

IV. Sozialpolitik 

Schutz der Arbeitskraft durch Ausbau der ſozialen Geſetzgebung. Ab⸗ 
wehr aller Angriſſe auf den Achtſtundentag. Herabſetzung der Arbeits⸗ 
zeit in gefährlichen und geſundheitsſchädlichen Betrieben. Einſchränkung 
der Nachtarbeit für Männer und Verbot der Nachtarbeit für Frauen 
und Jugendliche. Verbot jeder Erwerbsarbeit für ſchulpflichtige Kinder. 
Sicherung der Koalitionsfreiheit und des Streikrechts. Ausbau der 
ſtaatsbürgerlichen und wirtſchaftlichen Rechte der Beamten. Erſatz der 
Techniſchen Nothilfe durch Einrichtungen, welche die Notſtandsarbeiten 
in lebenswichtigen Betrieben durch Selbſtdiſziplin der Arbeiter unter 
Mitwirkung der Gewerkſchaften ſichern. Ausreichende Fürſorge für be- 
dürftige, arbeitsunfähige und arbeitsloſe Mitglieder der Geſellſchafl. 
Schaffung eines einheitlichen Arbeiterrechts. Ausgeſtaltung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Räteſyſtems zu einer Vertretung der ſozial- und wirtſchaſts⸗ 
politiſchen Intereſſen der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten. 


V. Volksgeſundheit und Volkserziehung 

Vergeſellſchaftung des Geſundheitsweſens, der Erziehungs⸗ und Bil- 
dungseinrichtungen. Einheitsſchule mit weltlichem Charakter. Erklä⸗ 
rung der Religion zur Privatſache. Ausgeſtaltung der Schule nach ſo— 
zialiftifch-pädagogifchen Grundſätzen. Verbindung der Erziehung mit 
der materiellen Produktion. 

VI. Internationale Politik 

Kapitalismus und Klaſſenherrſchaft der Beſitzenden haben den Welt 
rieg entfeſſelt und nach ſeiner Beendigung ſich vollkommen unfähig 
erwieſen, einen wirklichen Frieden herbeizuführen. Ein ſolcher Friede 
kann nur aus dem Geiſt des internationalen Sozialismus geſchaffen 
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werden. Die Ssozialdemokratiſche Partei Deutſchlands fordert die 
Fortſetzung einer Außenpolitik der Verſtändigung und des Wiederauf⸗ 
baues unter Berüdfihtigung der Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands. Sie 
erkennt in dem Wiederaufbau der zerſtörten Gebiete Nordfrankreichs 
und Belgiens eine moraliſche Pflicht Deutſchlands ſowie das unerläß⸗ 
liche Mittel, durch dieſe Wiederherſtellung die Völkerbeziehungen zu 
beſſern. Sie gibt aber der Überzeugung Ausdruck, daß die fortſchreitende 
Zerrüttung der deutſchen Staats- und Volkswirtſchaft ſowie der furcht⸗ 
bare Währungsverfall ausreichende Erleichterungen der Reparations⸗ 
laſten zu einer zwingenden wirtſchaftlichen Notwendigkeit machen. 

Der Krieg des Imperialismus und ſeine Fortſetzung in den Friedeus⸗ 
verträgen haben eine ſchwere Weltkriſe erzeugt: In den Siegerſtaaten 
Arbeitsloſigkeit, Produktionsſtockung, Unverkäuflichkeit der Rohſtoffe 
und Fabrikate: in den beſiegten Ländern Sinken der Kauftraft, der 
Löhne, Verſchlechterung der Lage der arbeitenden Klaſſen, Expropriation 
des Mittelſtandes, Zwang zur Schleuderkonkurrenz. Krieg, Wirtſchafls⸗ 
kriſe und Friedensvertrag haben die arbeitenden Klaſſen aller Länder 
zu Beſiegten des Imperialismus gemacht. Der Kampf gegen die impe⸗ 
rialiſtiſche Politik, für die Abänderung der Friedensverträge, für die 
Überwindung der Macht- und Gewaltpolitik durch eine internationale 
Rechtsorganiſation erfordert den Zuſammenſchluß des Weltproletariats 
zu einer einheitlichen gefeſtigten Kampfgemeinſchaft. 

Die Kampfziele unſeres Aktionsprogramms erheiſchen die höchſte 
Kraflentfaltung des Proletariats, die Stärkung all ſeiner politiſchen, 
gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Organiſationen, die volle Ge⸗ 
ſchloſſenheit und Einheit ſeiner' Aktion. Die Partei ruft deshalb alle 
Arbeiter, Angeftellen und Beamten auf, die Einheit zu verwirtlichen. 
Pflicht aller Parteiangehörigen iſt es, in den Gewerkſchaftsorganiſatio⸗ 
nen allen Zerſplitterungs⸗ und Spaltungsbeſtrebungen mit größter 
Energie enkgegenzutreten. Die Forderungen unſeres Programms 
müſſen zur Grundlage des gemeinſamen Kampfes aller vom ſozialiſti⸗ 
ſchen Geiſt erfüllten Organiſationen werden. Mit erhöhter Siegeszu⸗ 
verſicht, mit geſtählter Kraft wird ſich dann die biſtoriſche Aufgabe der 
arbeitenden Klaſſe vollenden: Die Verwirklichung der ſozialiſtiſchen Ge— 
ſellſchaft! 


B. Wahlaufruf 


Wähler und Wählerinnen zum Reichstag der 
Deutſchen Republik! 

Der Reichstag ift aufgeloſt. Deutſche Volkspartei und Deutſch⸗ 
nationale wollten den Burgerblock erzwingen. Der Verſuch iſt ge- 
2 900 das Ende war die Auflöſung. Jetzt haben die Wähler das 

ort! 

Wähler, erinnert Euch, was ſich ſeit den Mafwahlen ereignet hat! 

Im Mai ftand das Volk noch unter der Wirkung der Inflation. 
Millionen fuchten damals im Rechts⸗ und Linksradikalismus ihr Heil. 
Starke Fraktionen der Volkiſchen, der Kommuniſten und der Deutſch⸗ 
nationalen zogen in den Reichstag ein. Von ihnen erhofften viele 
Wähler die Rettung, heute ſind ſie bitter enttäuſcht. Kommuniſten 
und Volkiſche machten den Reichstag durch Entfeffelung wüſter Sfandal- 
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ſzenen arbeitsunfähig. Sie wurden fo zu Hilfstruppen der monar⸗ 
chiſtiſchen Reaktion. Die Deutſchnationalen glaubten, daß nun ihre 
Stunde gekommen ſei. In ihrem Drang nach der Beherrſchung des 
Reichs wurden ſie unterſtützt von der Deutſchen Volkspartei, die ihre 
Aufnahme in die Regierungskoalition bereits im Mai verlangte. 

Die Sozialdemokratie erkannte die damit verbundene innen- und 
außenpolitiſche Gefahr. Sie forderte die Auflöſung des Reichstags, 
der zu einem Zerrbild des Volkswillens geworden war. Sie forderte 
eine Politik des wirtſchaftlichen Aufſtiegs und der ſozialen Gerechtig⸗ 
leit im Innern, des Ausgleichs und der Verſtändigung nach außen. 
Die Möglichkeit dazu war nach den franzöſiſchen Wahlen und dem 
Sturz Poincarés gegeben. 

Schon der letzte Wahlkampf ging um Annahme oder Ablehnung des 
Dawes⸗Gutachtens. Deutſchnationale, Völkiſche und Kommuniſten 
liefen gegen das Gutachten Sturm. Sie brandmarkten es als ein 
„zweites Verſailles«, als einen »Plan zur Verſklavung Deutſchlands«. 
Einen anderen Weg, auf dem Deutſchland weniger Reparationslaſten 
zu tragen gehabt hätte, wußten ſie nicht zu zeigen. Das aber iſt der 
entſcheidende Punkt. Darum trat die Sozialdemokratie für die An⸗ 
nahme des Gutachtens ein. Es gelang ihr, die Regierung und die 
Mittelparteien für ihren Standpunkt zu gewinnen. 

Die Deutſchnationalen ſetzten im Bunde mit den Völkiſchen und 
den Kommuniſten ihre verlogene Hetze gegen das Gutachten bis zur 
entſcheidenden Reichstagsſitzung fort. Sie ſtimmten gegen alle Ans⸗ 
führungsgeſetze. Nur beim Eiſenbahngeſetz, das einer Zweidrittel⸗ 
mehrheit bedurfte und von deſſen Annahme das Schickſal des Gut⸗ 
achtens abhing, fiel plötzlich die Hälfte von ihnen nach vorher ver- 
abredetem Plane um. Die abkommandierten deutſchnationalen Ja⸗ 
ſager geſtanden, daß ſie nicht durch ſachliche Gründe bekehrt wären. 
ſondern nur aus Angſt vor der Reichstagsauflöſung gehandelt hätten. 
Trotzdem forderte jetzt die Deutſchnationale Partei für die Preisgabe 
ihrer angeblichen Überzeugung ſtürmiſch ihre Aufnahme in die Reichs⸗ 
regierung und berief ſich dabei auf eine ſchriftliche Zuſage der Deut⸗ 
ſchen Volkspartei. 

Um dieſes erbärmliche Schacher⸗ und Schiebergeſchäft zu durch⸗ 
kreuzen, forderte die Sozialdemokratie abermals die Auflöſung des 
Reichstags. Statt dieſer ſchnellen Entſcheidung wurden wochenlange 
Verhandlungen mit jenen käuflichen Politikern geführt. Sie waren 
vergeblich. Nun blieb nur der Weg, den die Sozialdemokratie ge- 
wieſen hatte: die Auflöſung. 

Jetzt tut Klärung und Reinigung not! Der 7. Dezember muß ſie 
bringen! 

Wähler und Wählerinnen! Lernt aus den Ereigniſſen der letzten 
Monate! 

Lernt daraus, daß die Kommuniſten und die Völkiſchen nur die 
Schildhalter der deutſchnationalen Reaktion ſind und Euch nicht helfen 
konnen. 

Lernt daraus, daß die Deutſchnationalen, die Deutſche Volkspartei 
und alle reaktionären Kräfte in den bürgerlichen Parteien den Bürger⸗ 
block gegen das werktätige Volk wollen. 
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Lernt daraus vor allem, daß es der Sozialdemokratie zu danken 
iſt, wenn ſich außenpolitiſch ein Weg ins Freie öffnete und innen- 
politiſch der Bürgerblock bisher vereitelt wurde! 

Wähler und Wählerinnen! 

Helft der Sozialdemokratie in ihrem Kampf gegen die deutſch⸗ 
nationale Revanchepolitik und gegen das Zuſtandekommen des Bürger⸗ 
blocks! Der Kampf der Sozialdemokratie iſt der Kampf der Beſitz⸗ 
loſen, Enteigneten und Unterdrückten gegen die Übermacht der Be⸗ 
ſizenden! Bürgerblock aber iſt Klaſſenkampf der Kapitaliſten gegen 
die Arbeiterklaſſe. Großinduſtrielle und Großagrarier wollen den 
1255 Kaſtenſtaat wieder aufrichten, der den Volksmaſſen den Aufſtieg 
wehrte. 


Gegen den Beſitzbürgerblock ſtehen in gleicher Weiſe die Intereſſen der 
Innenpolitik wie der Außenpolitik Deutſchlands. Der Zeitpunkt der 
Befreiung der Ruhr und des geſamten beſetzten Gebiets hängt ab von 
dem Vertrauen, daß die deutſche Regierung im Ausland genießt. Eine 
bon der Deutſchnationalen Revanchepartei geführte Regierung hat kein 
Vertrauen. 

Gleich gefährlich iſt Bürgerblockpolitik im Innern. Was wollen die 
Deutſchnakionalen in der Regierung? Sie zeigen es täglich durch 
Ihren Haß gegen die Republik, ihren Haß gegen die Demokratie, 
ihren Haß gegen die Reichsverfaſſung von Weimar, ihre Beſchimp⸗ 
fung der Reichsfarben Schwarz-Rot-Gold. Die Deutſchnationalen 
werben offen für die Monarchie. Aus ihren Reihen werden die 
putſchiſtiſchen Verbände beſoldet? Durch ihre Politik wurde immer 
wieder der Aufſtieg Deutſchlands verhindert. 

Euer Aufſtieg iſt nur möglich auf dem Boden der Republik, auf 
dem allein der demokratiſche Sozialismus zum Siege geführt werden 
kann. Drum auf, Wähler und Wählerinnen, zum Kampf für die 
Republik! 

Denkt daran: Bürgerblock iſt Brotwucher! Schutzzoll hilft nur den 
Reichen. Maßloſe Verteuerung aller Lebensmittel, Lohndruck, wach⸗ 
ſende Arbeitsloſigkeit, verlängerte Arbeitszeit ſind ſeine Folgen. In 
der letzten Sitzung des aufgelöften Reichskags haben die Sozialdemo⸗ 
kraten durch ihren entſchloſſenen Widerſtand die beabſichtigte Durch⸗ 
peitſchung der Zollvorlage verhindert. Wählt das deutſche Volk an 
/. Dezember keinen beſſeren Reichstag, jo wird die Schutzzollvorlage 
wiederkommen, werden die geſamten Reparationslaſten bei der kom⸗ 
menden Steuerreform auf die Minderbemittelten abgewälzt. 

Die Sozialdemokratiſche Partei widerſetzt ſich mit allen Kräften 
dieſen volksfeindlichen Planen, deren Opfer vor allem auch die Kriegs⸗ 
beſchädigten, die Kleinrentner, die Arbeitsinvaliden und Erwerbs⸗ 
loſen werden müßten. Sie will den Wiederaufbau nicht durch Ver⸗ 
kümmerung von Menſchenkraft und Menſchenleben, ſondern durch 
rationelle Ausgeſtaltung des Produktionsprozeſſes und Belaſtung des 
Beſitzes, durch Hebung der Bildung und Kultur der werktätigen 
Maſſen. Sie bekämpft die Herrſchaft übermächtiger Wirtſchafts⸗ 
Eiacten und verlangt ihre Unterordnung unter den Willen des 
Staates. 
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Die Sozialdemokratie fordert insbeſondere die Erhaltung eines 
wirkſamen Mieterſchutzes, die Förderung eines gemeinnützigen Sied⸗ 
lungs⸗ und Wohnungsbaues, den Schutz der Kleinpächter und Klein⸗ 
beſitzer, die Heraufſetzung der Renten für Sszialverſicherte, Kriegs⸗ 
verletzte, Witwen und Waiſen, eine menſchenwürdige Unterſtützung der 
Arbeitsloſen und Schaffung einer geſetzlichen Arbeitsloſenverſicherung. 
Im Verein mit den Gewerkſchaften kämpft ſie für die Verbeſſerung der 
Lebenshaltung der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, für den Acht⸗ 
ſtundentag und die Ratifizierung des Abkommens von Waſhington. 
Sie fordert die Beſeitigung der Willkür des Perſonalabbaues. Sie 
verlangt auf allen Gebielen erhöhten Schutz der wirtſchaftlich Schwa⸗ 
chen durch Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 

Das deutſche Volk wird nur dann leben konnen, wenn es mutig neue 
Wege zu einer helleren Zukunft beſchreitet. Der Weg zurück in die 
Vergangenheit führt ins Verderben. 

Der Feind ſteht rechts! Nieder mit dem Bürgerblock! Es lebe die 
Sozialdemokratie! 

Berlin, 25. Oktober 1924 


Reichstagsfraktion und Vorſtand der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei Deutſchlands 


2. Deutſchnationale Volkspartei 


Anſchrift: Hauptgeſchäftsſtelle der Deutſchnationalen Volkspartei, 
Berlin SW 11, Bernburger Str. 24 J, F Nollendorf 
7495/98 


A. Gtundfäge der Deutſchnationalen Volkspartei 


Zum dritten Male in unſerer ſtolzen Geſchichte hat Deutſchland 
Volkstum, Staat, Wirtſchaft und Geiſtesleben neu aufzubauen. 25 

Das Kaiſertum hat uns auf den Gipfel ſtaatlicher Macht geführt. 
Das deutſche Volk hat feine Kraft glänzend bewährt. Durch feindliche 
Übermacht und eigene Schuld iſt es jäh zuſammengebrochen. Darin 
ruht die erſchütternde Tragik ſeines Geſchickes. 

Ernſt und nüchtern ſuchen wir den Gründen unſeres Elends nach⸗ 
zugehen. Auf dem Mangel an politiſcher Begabung ruht die ſchwere 
Geſamtſchuld unſeres Volks, daher die Neigung zu gefühlsmäßiger, 
weltbürgerlicher Behandlung der öffentlichen 1 die weitgehende 
Verkennung der in der Seele anderer Volker wirkenden Kräfte. Wir 
ſind von mißgünſtigen Nachbarn umgeben, durch keine natürlichen 
Grenzen geſchuͤtzt, in faſt allen Greunzmarken mit fremden Volks⸗ 
ſtämmen dermiſcht, mit dem Erbteil ſchwerer innerer Gegenſätze be- 
loſtet. Nur ein fortgeſetztes Ringen um die innere Einheit, nur ſtrenge 
Selbſtzucht und willige Unterordnung konnte Bismarcks Werk vor 
ſchwerer Gefährdung bewahren. Für dieſe Aufgabe hat ſich unſer Volk 
nicht reif erwieſen. e wirlſchaftlicher Güter, der Fluch 
ſchnellen Reichwerdens unterhöhlte den Unterban feſter ſittlicher Werte. 
Letzten Endes wurde die Revolution die große Verbrecherin, die Sitt⸗ 
lichkeit, Staatsordnung und Wirtſchaft zertrümmerte und uns der Ver⸗ 
achtung der Welt preisgab. 
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Die Kräfte, die uns groß gemacht, die Fehler, die uns niedergeworfen 
haben, beſtimmen auch die künftige Schickſalslinie unſeres Volkes. 
Nicht würdeloſes Werben um fremde Gunſt noch der Traum einer 
internationalen Solidarität der handarbeitenden Stände hilft uns aus 
der Not. Nur das ruhige Selbſtvertrauen eines auch im Unglück 
ſtolzen Volkes ermöglicht die ungeheure Kraftanſtrengung, für die wir 
alle Volksgenoſſen werben. Nur ftrenges Pflichtgefühl und hingebende 
Mitarbeit gründen den ſtarken Staat, den unſer Volk braucht, wenn 
es nicht Spielball der Fremden bleiben will. Mit kühnem Glauben 
an unſere Zukunft, aber auch mit nüchternem Wirklichkeitsſinn und 
ſtarkem Verantwortungsgefühl wollen wir an ihm bauen. Die Kraft 
entnehmen wir unſerer Geſchichte. Ihre Überlieferungen ſollen immer 
lebendiger werden. Ihre Geſtalten ſollen unſere Jugend begeiſtern. Sie 
gibt uns die Ideale, die der idealloſe Staat von heute nicht entbehren 
kann. Millionen deutſcher Männer und Frauen haben ſich um unſer 
Banner geſchart. Sie kommen aus allen Lagern. Täglich wächſt ihre 
Zahl. Die Jugend ſtrömt uns zu. Dem nationalen Gedanken gehört 
die Zukunft. 

Für die gewaltige Aufgabe, die vor ihm liegt, braucht unſer Volk 
höhere Krafte, als die ſittlich verwüſtete Well fie zu geben vermag. Im 
Ernſt des chriſtlichen Gewiſſens erhält der deutſche Gedanke erſt ſeinen 
Rat ſittlichen Gehalt. Auf der unlösbaren tauſendjährigen Ver⸗ 
mählung beider beruht deutſche Sittlichkeit, ruht jedes wahrhaft deutſche 
Geiſteskleben. Nur in lebendigem Chriſtentum findet unſer Volk die 
aufbauenden und erhaltenden Krafte, deren es in Staat, Schule und 
Haus bedarf. Je innerlicher urſer Volk die Aufgabe erfaßt, in der 
Hingabe an das Ganze auch das Leben für die Brüder zu laſſen, um 
jo mehr wird es zu der inneren Verſöhnung und zu dem geläuterten 
ſozialen Empfinden gelangen, aus dem letzten Endes die Wiedergeburt 
erwächſt. 

1995 dieſer Verbindung nationalen und chriſtlichen Geiſtes ergibt 
ſich unſere Stellung zu den Aufgaben der Wirtſchaft. Alle für alle, 
leder an ſeinem Platz, der geiſtige wie der Handarbeiter, ein kühnes, 
ſchaffensfreudiges Unternehmertum und eine hochentwickelte, lebensſrohe 
Arbeiterſchaft, beide bewußte Mitarbeiter am wirtſchaftlichen Wieder⸗ 
aufbau der Nation, durch gegenſeitiges Vertrauen verbunden, von 
heißer Vaterlandsliebe getragen, von gemeinſamem Verantwortungs- 
gefühl beſtimmt: das iſt das große wirtſchaftlich-ſoziale Ziel, das wir 
verfolgen. Wir wollen ringen nach den Formen, in denen Arbeit und 
Kapital ſich verſöhnt; daß wir fie ſinden, iſt die Vorausſetzung für 
Einheit und Zukunft der Nation. Wir wollen werben für das Bewupt- 
fein inniger Intereſſengemeinſchaft, zu der der furchtbare Druck der 
Zeit und die gemeinſame Sorge um unſeren Beſtand Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer mehr denn je verknüpft. Wir wollen aufrufen zu der 
opferwilligen Arbeitsbereitſchaft, zu der jeder Volksgenoſſe dem Vater⸗ 
lande gegenüber verpflichtet iſt. Auf unſerer inneren Geſchloſſenheit, 
auf der warmherzigen, alle Volksgenoſſen erfaſſenden brüderlichen Ge. 
ſinnung ruht Rettung, Heil, Zukunft der deutſchen Volksgemeinſchaft. 

Es iſt das ſchwere Geſchick unſeres Volkes, daß der nationale Ge⸗ 
danke bei uns nicht als natürliche Frucht einer ſtetigen Entwicklung 
durch die Jahrhunderte heranreifte. Aus Scherben und Trümmer⸗— 
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haufen brach er meiſt nach langem Schlummer hervor, um ſich dann 
als Wurzel großer ſtaatenbildender Kräfte und Ereigniſſe zu bewähren. 
In ruhigem Vertrauen harren wir der Zeit, wo die heilige Flamme 
vaterländiſcher Begeiſterung die müde gewordenen Herzen und trägen 
Geiſter entzündet, wo der feurige Idealismus der Jugend ſich in männ⸗ 
lichen Taten bewährt und in der nationalen Einheit eines geläuterten 
Volkes unter den alten Reichsfarben ſchwarz-weiß⸗rot das Kaiſerreich 
der Zukunft erwächſt. 

Von dieſen Leitgedanken ausgehend, fordert die Deutſchnationale 
Volkspartei im einzelnen: 


IJ. Volks- und Staatsleben 
Deutſchlands Befreiung 

1. Die Freiheit des deutſchen Volkes von fremder Zwangsherrſchaft 
iſt die Vorausſetzung der nationalen Wiedergeburt. Auf freiem Boden 
ein neu erſtarktes Reich, die abgeriſſenen deutſchen Lande ihm wieder 
vereint, das iſt und bleibt das Ziel aller deutſchen Politik. Darum 
erſtreben wir die Anderung des Verſailler Vertrages, die Wieder⸗ 
herſtellung der deutſchen Einheit und den Wiedererwerb der für unſere 
wirtſchaftliche Entwicklung notwendigen Kolonien. 

Grenz- und Auslandsdeutſche 

2. Unſeren deutſchen Volksgenoſſen jenſeits der uns aufgezwungenen 
Grenzen fühlen wir uns untrennbar verbunden. Der Schutz des 
Deutſchtums in den verlorenen und beſetzten Gebieten und der San 
der Auslandsdeutſchen find eine weſentliche Aufgabe nationaler Politik. 
Enge Volksgemeinſchaft verbindet uns mit allen Deutſchen im Aus⸗ 
lande, beſonders mit den Deutſchen Sſterreichs, für deren Recht der 
Selbſtbeſtimmung wir uns einſetzen. 

Auswärtige Politik 

3. Wir fordern eine ſtarke und ſtetige, nur durch deutſche Geſichts⸗ 
punkte beſtimmte auswärtige Politik, eine würdige, feſte und geſchickte 
Vertretung der deutſchen Intereſſen und die Nutzbarmachung unſerer 
wirtſchaftlichen Kraft für die außenpolitiſchen Ziele Deutſchlands. Der 
auswärtige Dienſt iſt allein nach Befähigung, Vorbildung und zuver⸗ 
läſſiger deutſcher Geſinnung zu beſetzen und von Rückſichten auf die 
innere Parteipolitik freizuhalten. 

Monarchie 

4. Die monarchiſche Staatsform entſpricht der Eigenart und ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung Deutſchlands. Über den Parteien ſtehend ver⸗ 
bürgt die Monarchie am ſicherſten die Einheit des Volkes, den Schutz 
der Minderheiten, die Stetigkeit der Staatsgeſchäfte und die Unbeſtech⸗ 
lichkeit der öffentlichen Verwaltung. Die deutichen Einzelſtaaten ſollen 
freie Entſchließung über ihre Staatsform haben; für das Reich er⸗ 
ſtreben wir die Erneuerung des von den Hohenzollern aufgerichteten 
deutſchen Kaiſertums. 


Weſen des Reichs 


5. Ein feſtgeeintes deutſches Reich iſt die wichtigſte Grundlage deut⸗ 
ſcher Größe. Nur durch ein freudiges und freiwilliges Bekenntnis aller 
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ſeiner Teile zum Reichsgedanken kann ſein Beſtand geſichert ſein, konnen 
die Fülle ſeiner Kräfte zur vollen Wirkung kommen. Um der Reichs⸗ 
einheit willen iſt die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten zu ſchützen und 
ihre und der Stämme berechtigte Eigenart zu pflegen. Das deutſche 
Geſamtintereſſe erfordert ein unzerſtückeltes, in ſeinem Beſtande und 
in feinen Rechten nicht gef hmälertes Preußen; auf ſeine ſtaatenbildende 
Kraft kann das Reich für ſeinen Wiederaufbau nicht verzichten. 
Volksvertretung 

6. Auf dem Boden der verfaſſungsmäßigen Fortbildung unſerer 
politiſchen Zuſtände vertreten wir den organiſchen Staatsgedanken. 
Uns iſt der Staat der lebendige Volkskörper, in dem alle Glieder und 
Kräfte zu tätiger Mitwirkung gelangen ſollen. Der aus allgemeinen, 
gleichen, unmiktelbaren und geheimen Wahlen beider Geſchlechter her⸗ 
vorgehenden Volksvertretung gebührt entſcheidende Mitwirkuſig bei der 
Geſetzgebung und wirkſame Aufſicht über Politik und Verwaltung. 
Neben dieſem Parlament verlangen wir eine Vertretung, die auf 
einem nach Berufen gegliederten Aufbau der wirtſchaftlichen und 
geiſtigen Arbeit beruht. 


Verwaltung und Rechtspflege 


7. Der ſtarke Staat, den unſer Volk braucht, verlangt zumal bei 
der jetzigen parlamentariſchen Regierungsform eine kraftvolle voll⸗ 
ziehende Gewalt und einen feſtgefügten, planmäßigen Behörde naufbau. 
Dazu gehört ein den Parteieinflüſſen entzogenes Berufsbeamtentum 
und die Erhaltung ſeiner bewährten Berufsauffaſſung. Die richterliche 
Unabhängigkeit iſt zu wahren. Rechtspflege und Verwaltung ſind allein 
nach ſachlichen Rückſichten auszuüben. Die Verwaltung iſt zu ver⸗ 
einfachen und im ſozialen Geiſte zu führen; an die Stelle der ſeit der 
Revolution eingeriſſenen Verſchwendung öffentlicher Gelder muß wieder 
ſtrenge Sparſamkeit treten. Die bewährte Selbſtverwaltung der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände iſt zu wahren. 


Beamtentum 


8. Das Beamtenrecht iſt zeitgemäß umzugeſtalten. Beamtenausſchüſſe 
und Beamtenkammern ſollen bei der Regelung der dienſtlichen Verhalt⸗ 
niſſe mitwirken. Wir fordern für alle Beamten die Gewährleiſtung der 
feſten Anſtellung und bölligen Freiheit in Ausübung der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte. Lehrer und Gemeindebeamte ſollen in rechtlicher und 
wirtſchaftlicher Beziehung den Staatsbeamten gleichgeſtellt werden. Für 
den Aufftieg innerhalb der Beamtenſchaft jollen nicht die ſchulmäßige 
Vorbildung allein, ſondern Kenntnis und Tüchtigkeit entſcheiden. Zur 
Erhaltung eines zuverläſſigen, pflichttreuen, unbeſtechlichen Beamten⸗ 
tums ift feine wirtſchaftliche Sicherung durch eine ſeiner ſozialen 
Stellung entſprechende, ſcch den Lebenskoſten anpaſſende Beſoldungs⸗ 
ordnung zu bewirken. Jede Neuordnung der Beſoldung muß auch auf 
die Bezüge der Hinterbliebenen und der Wartegeld- und Ruhegehalts⸗ 
empfänger, deren geſamte Rechtsverhältniſſe dringend einer Neuregelung 
bedürfen, eine entſprechende Wirkung haben. 

Wehrmacht 

9. Wir erſtreben die allgemeine, gleiche Wehrpflicht und wollen die 
Erinnerung alles deſſen lebendig erhalten, was unſer Volk in Krieg 
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und Frieden an äußerem Aufſtieg und erzieheriſchen Werten dem Volks⸗ 
heere und ſeinen Führern zu verdanken gehabt hat. Der Schutz unſerer 
heimatlichen Küſten und der politiſch⸗wirtſchaftlichen Stellung des 
Reiches bedingt die Wiedererſtehung einer deutſchen Flotte. Die Für⸗ 
ſorge für die Kriegsbeſchädigten und die Kriegshinterbliebenen, die 
rechtliche und wirtſchaftliche Sicherſtellung der aktiven und entlaſſenen 
Militärperſonen, der Penſionäre und ihrer Hinterbliebenen iſt Ebren— 
pflicht von Reich und Volk. 


Gleichberechtigung der Frau 

10. Die deutſche Frau iſt als Hüterin der ſittlichen und religiöſen 
Grundlagen des Familien- und Volkslebens unentbehrlich. Ihr ſteht 
die gleichberechtigte Milwirkung im öffentlichen Leben zu. Die Rechte 
der Frau als verantwortlicher Perſonlichkeit in der Erziehung des 
kunftigen Geſchlechts und im Berufs- und Familienleben find auszuge⸗ 
ſtalten. Die unerſetzlichen Werte, die durch die Arbeit der Hausfrau 
125 Mutter geſchaffen werden, find ſozial und wirtſchaftlich anzuer⸗ 
ennen. 


Volkstum 

11. Nur ein ſtarkes deutſches Volkstum, das Art und Weſen be- 
wußt wahrt und ſich von fremdem Einfluß frei hält, kann die zuver⸗ 
läſſige Grundlage eines ſtarken deutſchen Staates ſein. Deshalb 
kämpfen wir gegen jeden zerſetzenden, undeutſchen Geiſt, mag er von 
lüdiſchen oder anderen Kreiſen ausgehen. Wir wenden uns nachdrücklich 
gegen die ſeit der Revolution immer verhängnisvoller hervortretende 
Vorherrſchaft des Judentums in Regierung und Offentlichkeit. Der 
Zuſtrom Fremdſtämmiger über unſere Grenzen iſt zu unterbinden. 


Volksgeſundheit 

12. Wir werden alle Maßnahmen unterſtützen, die dem Wieder⸗ 
aufbau unſerer Volkskraft und der Pflege der Volksgeſundheit dienen. 
Wir treten für die Verbeſſerung unſerer Ernährungsverhältuiſſe ein, 
für Kinder und Mutterſchutz, für die Bekämpfung der am Marke des 
Volkes zehrenden Kinderſterblichkeit, Tuberkuloſe und Geſchlechts 
krankheiten. Wir fordern den Erlaß einer Arzteordnung, die geſetzliche 
Regelung des Irrenweſens, den Ausbau des Apothekenweſens, ein zeil⸗ 
gemäßes Hebammengeſetz und eine beſſere Ausbildung ſowie den Schutz 
des Heil und Pflegeperſonals. Die breiten Volksmaſſen find über 
die Gefahren des Geburtenrückganges aufzuklären; bei geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen ſind kinderreiche Familien grundſätzlich beſonders zu be⸗ 
rückſichtigen. 


II. Geiſtiges Leben 
Religion 
13. Von der Vertiefung des chriſtlichen Bewußtſeins erwarten wir 
die ſittliche Wiedergeburt unſeres Volkes, die eine Grundbedingung 
ſeines politiſchen Wiederauſſtiegs iſt. Religion iſt Volksſache. Au der 
lebendigen Aufnahme der chriſklich⸗religiöſen Kräfte hängt die Reinheit 
der Familie, die Entwicklung der Jugend, die Verſöhnung der ſozialen 
Gegenſätze, die Geſundheit des Staates. Ein Volt ohne Religion ent⸗ 
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behrt des ſittlichen Halts und damit der Widerſtandskraft gegenüber 
den Sorgen und Entbehrungen der Zeit. Einer religionsloſen Staats- 
gewalt fehlt der Untergrund feſter ſittlicher Maßſtäbe und damit das 
Vertrauen und Anſehen, ohne das eine lebendige Staatsgeſinnung 
nicht erwachſen kann. Wir kämpfen gegen alles, was dieſe Grund⸗ 
lagen in Frage ſtellt: für die Reinheit deutſchen Geiſteslebens, für 
die ſtärkere Betonung ſittlicher Werte in Wirtſchaft und Politik. Wir 
kämpfen gegen Schmutz und Schund in Wort und Bild, gegen den Geiſt 
der Genußfucht und des müheloſen Erwerbes, gegen Uuehrlichkeit und 
Beſtechlichkeit. Unſere Frauen haben auf dieſem Gebiete beſondere 
Aufgaben. Ihr Einfluß im öffentlichen Leben bedarf der Stärkung, 
um die geiſtlichen und ſittlichen Güter des Volkes zu wahren. 


Gleichſtellung aller Bekenntniſſe 

14. Religlonsgemeinſchaften und ihre Einrichtungen ſowie jede 
echte religiböſe Überzeugung haben ein Recht auf Achtung, Schonung 
und Staatsſchutz, vorausgeſetzt, daß ſie den Staatsgeſetzen nicht wider⸗ 
ſprechen. Die Gleichſtellung der Freikirchen und der freien chriſtlichen 
Gemeinſchaften mit den Religionsgeſellſchaften, die bisher ſchon Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts waren, iſt durchzuführen. 

Freiheit der Kirchen 

15. Bei der Löſung vom Staat ſind die auf Geſetz, Vertrag oder 
beſonderen Rechtstiteln beruhenden Leiſtungen des Staates und die 
übrigen wohlerworbenen Rechte der Kirche und ihrer Diener ſicher⸗ 
zuſtellen. Jeder Se die Freiheit der Kirchen zur ſelbſtändigen 
Ordnung und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten zu beein⸗ 
trächtigen, iſt entſchloſſen abzuwehren. Für die Seelſorge im Wehr⸗ 
dienſt, in Krankenhäuſern und Gefängniſſen ſind ſtaatliche Mittel zu 
gewähren. Den angehenden Geiſtlichen in die Gelegenheit zur Uni⸗ 
verſitätsausbildung zu belaſſen; die theologiſchen Fakultäten der 
Hochſchulen ſind in ihren vollen Rechten zu erhalten. 

Erziehung 

16. Die Erziehung ſoll zur geiſtigen Einheit der Nation führen. 
Wir konnten ſtolz ſein auf die Leiſtungen der deutſchen Schule. Nicht 
feſt genug aber wurde der Wille, nicht ſicher genug das Nationalgefühl 
ausgebildet. Starker als bisher ie wir zu bewußtem Deutſchtum 
und lebendiger Staatsgeſinnung Willen und Charakter formen. Die 
ſtärkſte Grundlage der Willens⸗ und Charakterbildung ſind ein lebens⸗ 
voller, wahrhaft chriſtlicher Religionsunterricht und ein vom vater⸗ 
ländiſchen Geiſte erfüllter Geſchichtsunterricht, die ſich nur auswirken 
konnen, wenn die Schule das Gepräge einer einheitlichen Welt⸗ 
anſchanung trägt. Deshalb ift arundſätzlich die Bekenntnisſchule der 
Simultanſchule vörsut Für das Gelingen des Erziehungswerkes 
iſt volle Gewiſſensfreiheit der Lehrenden und der Erziehungsberech⸗ 
tigten Vorbedingung. 

Schulweſen 

17. Es bleibt unveräußerliches Recht der Eltern, über die Schul⸗ 
gattung zu beſtimmen, der ſie ihre Kinder zuführen wollen. Deshalb 
iſt auch die freie Entwicklung der Privatſchulen zu ſichern. Für die 
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Erziehung in den erſten Schuljahren iſt eine gemeinſame Grundſchule 
einzurichten. Auf dieſe bauen ſich die ſonſtigen Schularten auf, die 
mit zweckmäßigen Löſungen des Übergangs und Aufſtiegs zu einem 
innerlich verbundenen Geſamtſchulweſen geſtaltet werden. In dieſem 
Sinne treten wir für die Einheitsſchule ein. Es ſind Einrichtungen 
zu treffen, die die Vorteile der Aufſtiegsmöglichkeiten einſchließlich des 
Fortbildungs⸗ und Fachſchulweſens nicht nur den großen Städten, 
ſondern auch dem Lande und den kleineren Städten zuteil werden 
laſſen. Dieſe Neugeſtaltung unſeres Schulweſens darf nicht zu einer 
Verflachung unſeres Bildungsweſens, zu einer Herabſetzung der Lehr⸗ 
ziele oder zur Aufgabe der Eigenart unſerer höheren Schulen führen. 
Lehrerbildung, Schulaufſicht 

18. Alle Lehrer ſollen ihre Allgemeinbildung auf einer der höheren 
Schulen erwerben. Bei der Erziehung des heranwachſenden Ge⸗ 
ſchlechts wirkt die Frau als gleichwertiges Glied der Volksgemeinſchaft 
mit. Die ſtaatliche Schulaufſicht iſt Sache von Fachleuten. 


Hochſchulen 

19. Den deutſchen Univerſitäten und Hochſchulen iſt ihre einzig⸗ 
arlige, geſchichtlich gewordene Stellung, insbeſondere ihre unbe⸗ 
ſchränkte Lehrfreiheit, zu erhalten. Das Selbſtverwaltungsrecht der 
Dozenten und Studenten iſt auf der Grundlage der bewährten afa- 
demiſchen Freiheit zu wahren. Die Bildungsziele und Aufnahme⸗ 
bedingungen ſollen nicht herabgeſetzt werden. Studierende deutſcher 
Staatsangehörigkeit oder deutſcher Abſtammung haben auf ihre Ein⸗ 
richtungen das erſte Anrecht. Die Volkshochſchulen ſollen ſich in erſter 
Linie an Verſtand und Herz zur Vertiefung und Bereicherung deutſcher 
Art und deutſchen Weſens wenden. 

Jugendpflege 

20. Stärker als bisher wollen wir in unſerer Jugend Stahlung 
des Körpers, ſittliche Erſtarkung und deutſche und ſtaatsbürgerliche 
Geſinnung gepflegt wiſſen. Darum iſt die Jugendpflege weit mehr als 
bisher zu fördern und der geſunden Jugendbewegung jede Freiheit zu 
gewähren. 

Kunſt 

21. Echte Kunſt wächſt auf dem Boden eines lebendigen Volkstums. 
In ſeiner Kunſt ſchaut ein Volk ſich ſelbſt und wird ſich ſeines wahren 
Wefens bewußt. Die Kunſt ſoll allen Volkskreiſen zugänglich fein und 
für die nationale Erziehung fruchtbar werden. 


III. Wirtſchaftsleben 


Wirtſchaftsordnung 
22. Jede lebensfähige Volkswirtſchaft baut ſich auf dem Privat⸗ 
eigentum und der Eigenwirtſchaft auf. Unternehmungsgeiſt und Er⸗ 
werbsſinn des einzelnen find die Grundlage unſerer wirtſchaftlichen 
Arbeit. Wir verlangen, daß ſie ſich in den Grenzen des Gemeinwohles 
halten und werden fie gegen jeden offenen und verſteckten Kommu⸗ 
nismus verteidigen. Staats- und ſonſtige öffentliche Wirtſchaft iſt nur 
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da am Platze, wo fie für die Allgemeinheit notwendig iſt und gegen⸗ 
über dem Privatbetrieb unzweifelhaft wirtſchaftliche Vorteile bietet. 
Sozialiſierungspläuen muß in einer Zeit tiefſter wirtſchaftlicher Zer⸗ 
rüttung mit erhöhter Vorſicht gegenübergetreten werden. Freiwilliger 
beruflicher und genoſſenſchaftlicher Zuſammenſchluß im Wirtſchaftsleben 
iſt zu fördern. 


Aufhebung der Zwangswirtſchaft 

23. Um die Kräfte des deutſchen Volkes zu neuer Schaffensfreude 
zu beleben und um Ehrlichkeit im Handel und Wandel wiederherzu⸗ 
ſtellen, verlangen wir den beſchleunigten, reſtloſen Abbau der Zwangs⸗ 
wirtſchaft und die ſofortige Auflöfung der Kriegs- und der an ihre 
Stelle getretenen Geſellſchaften. Den Volkskreiſen, deren Lebens⸗ 
möglichkeit durch dabei eingetretene Preisſteigerung bedroht wird, zumal 
den nicht mehr arbeitsfähigen Penſionären und Kleinrentnern, iſt durch 
öffentliche Maßnahmen zu helfen. Wucher und Schiebertum ſind rück⸗ 
ſichtslos zu bekämpfen. Wo ſich die Notwendigkeit ſtaatlichen Ein⸗ 
griffes in die Wirtſchaft ergibt, iſt er durch die Wirtſchaftsintereſſenten 
auszuüben. 


Siedlungsweſen 

24. Der Auswanderung von Deutſchen pr durch wirtſchaftliche 
Maßnahmen nach Möglichkeit vorzubeugen; für die deutſchen Rück⸗ 
wanderer iſt zu ſorgen. Wir fordern grundlegende Beſeitigung der 
Wohnungsnot, planmäßige Schaffung von Heimſtätten, insbeſondere 
auch für unſere Krieger, gemeinnützige Bodenpolitik und eine um⸗ 
faſſende Siedlung auf dem Lande, die neues Bauernland und Mog⸗ 
lichkeit eigener Wirtſchaft für die Arbeiter ſchafft und für die auch 
Großgrundbeſitz des Staates, der Gemeinden und der Privaten in an⸗ 
gemeſſenem Umfange gegen Eutſchädigung zur Verfügung zu ſtellen iſt. 


Wiederaufbau der Wirtſchaft 


25, Die Hebung der Erzeugung iſt die Vorausſetzung zum Wieder⸗ 
aufbau unſeres Wirtſchaftslebens. Das Gewerbe, von dem unſer aller 
Schickſal abhängt, iſt die Landwirtſchaft. Ihr erwächſt die Aufgabe, 
den Nahrungsbedarf Deutſchlands aus eigener Kraft zu decken. Nur 
der freie Landwirt auf freier Scholle kann das vollbringen. Dazu muß 
ihm die Beſchaffung der nötigen Betriebs- und Hilfsmittel ermöglicht 
werden, und er muß vor Eingriffen bewahrt bleiben, die dem Weſen 
der Landwirtſchaft widerſprechen. Der zweite große Tragpfeiler 
unſerer Wirtſchaft ſind Induſtrie und Handwerk. Daß ſie durch Zu⸗ 
fuhr der nötigen Rohftoffe und Erſchließung geeigneter Abſatzmärkte 
die alte Arbeitsmöglichkeit wieder erhalten, iſt eine Lebensfrage der 
Allgemeinheit. Neben dem freien Landwirt und Gewerbetreibenden 
ſoll der freie deutſche Handel ſtehen, der in ſeine Rechte wieder ein⸗ 
zuſetzen iſt. Der ſelbſt ſchaffenden Arbeit und bewährten Fachkunde 
des deutſchen Kaufmanns und Technikers muß die frühere Stellung auf 
dem Weltmarkt wieder eröffnet werden. Die Fachbildung, deren Über⸗ 
legenheit unſere Wirtſchaft in allen ihren Zweigen die Blüte vor dem 
Kriege verdankte, iſt auch weiterhin ſorgſam zu pflegen. Alle Natio⸗ 
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nale Arbeit ſoll ihrer Eigenart gemäß durch Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung geſchützt und gefördert werden. Hierzu gehört der Wieder 
aufbau der deutſchen Handelsflotte. 


Mittelſtand 

26. In der Erhaltung und Vermehrung des ſelbſtändigen Mitiel- 
ſtandes in Landwirtſchaft, Handel und Gewerbe erblicken wir eines der 
wirkſamſten Mittel zur Überbrückung der ſozialen Gegenſätze, weil er 
den unteren Schichten die Aufſtiegsmöglichkeit zur wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit offen hält und dadurch eine geſunde Schichtung der Be⸗ 
völkerung fördert. Einer Übernahme mittelſtändiſcher Betriebe in 
Staats⸗ oder Gemeindebeſitz werden wir uns grundſätzlich widerſetzen; 
ihre ſtaatliche Benachteiligung zugunſten von Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften lehnen wir ab. 


Arbeiter und Angeſtellte 

27. Wir fordern, daß der Staat ſein koſtbarſtes Vermögen, die 
lebendige Arbeitskraft feiner Angehörigen ſchützt und fie vor Aus⸗ 
beutung und Raubbau durch eine ſoziale Schutzgeſetzgebung bewahrt. 
Ein zeitgemäßes Angeſtellten⸗ und Arbeiterrecht für alle gegen Gehalt 
und Lohn Beſchäftigten, insbeſondere auch für die Landarbeiter und 
Hausangeſtellten, iſt zu ſchaffen. Auch die Heimarbeit iſt in dieſe 
Geſetzgebung einzubeziehen, damit fie ſich auf geſunder Grundlage ent- 
wickeln kann. Die Durchführung der Tarifverträge iſt zu ſichern. Das 
wirtſchaftliche Vereinigungsrecht iſt wirkſam zu gewährleiſten. Wir 
fordern eine angemeſſene Vertretung der Angeſtellten und Arbeiter 
ohne Ausnahme des Geſchlechts in den ſtaatlich anerkannten Berufs- 
vertretungen. Wir erſtreben, daß den Angeſtellten und Arbeitern eine 
Teilnahme am Gewinn des Unternehmens gewährt wird, wo es deſſen 
Eigenart zuläßt. Die Kapitalbeteiligung der Angeſtellten und Arbeiter 
an geſellſchaftlich betriebenen Unternehmungen iſt geſetzlich zu er⸗ 
leichtern. Die Betriebsrätegeſetzgebung iſt ſo zu geſtalten, daß ſie dem 
wirtſchaftlichen Frieden und der Förderung der Erzeugung dient; 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände müſſen, wie es in der Zentral- 
Arbeitsgemeinſchaft verſucht wird, verſtändnisvoll zuſammen arbeiten 
in dem Bewußtſein, daß ſie ſich als Deutſche an dem vaterländiſchen 
Werke des Wiederaufbaues der heimiſchen Wirtſchaft gemeinſchaftlich, 
nicht gegenſätzlich zu betätigen haben. Den marxiſtiſchen Klaſſenkampf⸗ 
gedanken lehnen wir als Zerſtörer jeder Kultur ab. Unſer Ziel iſt 
nicht der Klaſſenkampf, ſondern die friedliche, auf Pflicht gegründete 
Arbeit. 

Freie Berufe 

28. Den Angehörigen der freien Berufe und der geiſtigen Arbeit, 
die durch die Geldentwertung der Gefahr der Proletariſierung aus- 
geſetzt ſind, wollen wir in ihrem ſchweren Daſeinskampfe helfen. Die 
Verſtaatlichung dieſer Berufszweige verwerfen wir, weil ſie dadurch 
der beſten Vorausſetzung ihres Schaffens entkleidet würden. 

Erwerbstätige Frauen 


29. Den erwerbstätigen Frauen iſt in wirtſchaftlicher, geſundheit⸗ 
licher und ſittlicher Hinſicht nachdrückliche Unterſtützung zu gewähren; 
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bei gleicher Vorbildung und gleichwertiger Leiſtung haben fie Anſpruch 
auf gleichen Lohn. Der verheirateten Arbeiterin iſt die doppelte Auf- 
gabe der gewerblichen und häuslichen Arbeit zu erleichtern. 

Steuern 


30. Deutſchlands Finanzlage macht es nötig, alle Einnahmequellen 
in Reich, Staat und Gemeinde nach einheitlichem Plane, jedoch unter 
möglichſter Berückſichtigung bewährter Rechte, bis zur äußerſten Grenze 
heranzuziehen. Bei dem Ausbau der Steuern auf Beſitz und Ein⸗ 
kommen ſind Leiſtungsfähigkeit und Familienſtand weitgehend zu be⸗ 
rückſichtigen. Neben direkten und indirekten Steuern muſſen Rein⸗ 
erträge von Reichs-, Staats- und Gemeindebetrieben durch ſachgemäße 
Regelung der Betriebsverhältniſſe ermöglicht und für den öffentlichen 
Finanzbedarf zur Verfügung geſtellt werden. Die Stenerpolitik toll 
auf die erwerbstätige Arbeit billige Rückſicht nehmen und bei aller 
ſcharfen Erfaſſung der höheren Vermögen und Einkommen die für das 
Gedeihen der Volkswirtſchafſt unentbehrliche Bildung von Betriebs- 
vermögen nicht unmöglich machen. Eine geſunde Finanzpolitik iſt nicht 
möglich ohne dauernden Ausgleich von Einnahme und Ausgabe. Unſere 
wirtſchaftliche Erſchöpfung iſt unvermeidbar, wenn nicht die öffentlichen 
Ausgaben eingeſchränkt werden. 


B. Wahlaufruf 

Aus den Wahlen des 4. Mai ging die Deutſchnationale Volkspartei 
als die ſtärkſte Partei Deutſchlands hervor. Nach demokratiſchem 
Prinzip, das unſere Gegner hoch und heilig preiſen, hatte der Reichs- 
präſident einen der Unfrigen zur Bildung der neuen Regierung zu be⸗ 
rufen. Das hat Herr Ebert nicht getan. Auch in der Zwiſchenzeit 
iſt uns der gebührende und zugeſicherte Anteil an der Regierung trotz 
gemachter Zuſicherungen verweigert worden. Das geſchah, weil zum 
Schiedsrichter über unſer Recht vom Reichskanzler die lleine, ſter⸗ 
bende Partei der Demokraten erhoben wurde. Die Folgen waren end⸗ 
loſe Kriſen, vollendete Hilfs⸗ und Ratloſigkeit ſtatt poſitiver Re⸗ 
gierungsarbeit, Auflöſung und Neuwahlen ſtatt zielbewußter Maß⸗ 
nahmen gegen die beſtehende Not und die drohende Teuerung. 

Jetzt gilt es, ſo ſtark zu werden, daß wir unſern Eintritt in die 
Regierung mit dem unſerer Stärke und Bedeutung entſprechenden Ein— 
fluß erzwingen. 

Jetzt naht der Großkampftag im Reich und in Preußen, der über 
Schwarz⸗Weiß⸗Rot oder Schwarz⸗Rot⸗Gelb entſcheidet. 

Wir kämpfen für Schwarz⸗Weiß⸗Rot! N 

Auch in dieſem Kampf bleibt unſere Parole: Chriſtlich, Völtiſch⸗ 
National, Sozial! 

Dieſe Volksgemeinſchaft wollen wir, die auf chriſtlichem Boden auf⸗ 
baut, den Klaſſenkampf verwirft, und die Arbeiter vom Terror be⸗ 
freit. Eine Volksgemeinſchaft, die auf dieſes Fundament verzichtet, 
iſt ein Trugbild, das irreführt und zerbricht. Eine Teilung des 
Volkes in Beſitzende und Beſitzloſe iſt mit dem Grundgedanken jeder 
Volksgemeinſchaft unvereinbar. 

Wir erſtreben eine Verfaſſung, die der deutſchen Eigenart entſpricht. 
Die beſte Staatsform iſt für das deutſche Volk die konſtitutionelle 
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Erbmonarchie. Der Voltswille wird zu gegebener Zeit auf geſetz⸗ 
lichem Wege über die Staatsform entſcheiden. Als nächſtes Ziel er⸗ 
ſtreben wir: Wiederherſtellung eines geſunden Föderalismus und Be— 
ſeitigung der Alleinherrſchaft des Parlaments. 

Der Volkswille darf nicht durch Schiebungen ausgeſchaltet werden. 
Enigegen der Verfaſſung iſt der Reichspräſident noch immer nicht 
vom Volke gewählt. Wir verlangen baldige Anberaumung dieſer 
Wahl. 

Der Verſailler Frieden mit ſeiner Verſklavung des deutſchen Volkes 
ſteht und fällt mit der Lüge von Deutſchlands Kriegsſchuld. Sie 
niederzukämpfen iſt die Pflicht jeder Reichsregierung. Dieſe Pflicht 
wird nicht erfüllt, wenn ein Schritt getan und der nächſte ängſtlich 
vermieden wird. Das Verleugnen der großen deutſchen Vergangen⸗ 
heit, das ängſtliche Hinhorchen auf jedes Wort des Auslandes, das 
pazifiſtiſche Gewinſel inmitten einer waffenſtarrenden Welt, das kritik⸗ 
loſe Hindrängen auf den Völkerbund, das unermüdliche Aubiedern 
Unberufener mit unſeren ehemaligen Feinden ſind wie mit der Würde 
jo auch mit den Zukunftsintereſſen unſeres Volkes unvereinbar. 

Die Dawes⸗-Geſetze ſind jetzt bindendes Recht. Ihre Ausführung, 
die die Notwendigkeit einer Milderung unſerer Laſten erweiſen wird, 
verlangt wachſame, mannhafte Vertretung des deutſchen Stand 
punktes, damit Reich und Volk nicht in wirtſchaftliches Elend verſinken 
und unſere tapferen Brüder und Schweſtern im beſetzten Gebiet endlich 
wieder die Freiheit erlangen. 

Wie wir für das ganze Reich deutſchen völkiſchen Geiſt und Bekämp⸗ 
fung der jüdiſchen Vorherrſchaft verlangen, ſo fordern wir beſonders 
für Preußen, daß der Zuſtrom der Oſtjuden endgültig abgedämmt wird. 

Deutſchland den Deutſchen! 

Der Staat muß wieder ehrlich werden, ſeinen Beamten und allen 
19 5 0 Bürgern gegenüber. Der Bruch gegebener Verſprechen, die 

ernichtung garantierter Werte untergräbt jede Staatsautorität. 
Soweit es irgend in ſeinen Kräften ſteht, muß der Staat das furcht⸗ 
bare Unrecht wieder gutmachen, das er durch unehrliches Geld und 
ungerechte Geſetze den Volksgenoſſen zufügte, die ihm vertrauensvoll 
ihre Erſparniſſe hingaben. Wir verlangen grundlegende Umgeſtaltung 
der Abbauverordnungen, Schutz des Berufsbeamten, deſſen Stellung 
und Beförderung nicht durch eingeſchobene Außenſeiter gefährdet wer⸗ 
den darf. Die ſeit dem Umſturz eingeriſſene Korruption iſt mit 
Stumpf und Stiel zu tilgen. Die Rechtspflege muß unabhängig ſein 
und darf nicht zur Dienerin der Politik herabgewürdigt werden. 

Tatkräftige Hilfe für die notleidenden alten Soldaten, Kriegs⸗ 
beſchädigten und Hinterbliebenen iſt Ehrenpflicht des Staates. 

Jeder ehrlichen Arbeit und jedem ehrlich erworbenen Eigentum ge⸗ 
bührt der ſtaatliche Schutz. Wir fordern paritätiſchen Schutz für die 
Induſtrie und die Landwirtſchaft, die aus ſchwerer Kriſe gerettet 
werden muß, um ihre Aufgabe als Grundlage der Volksernährung 
und ſtärkſter Quell der Volkskraft erfüllen zu können. Schutz dem ver⸗ 
ſinkenden Mittelſtande, dem Handwerk und ſoliden Handel — Schutz 
der geiſtigen Arbeit, die Deutſchland groß gemacht hat! 

Wir treten ein für eine durchgreifende Vereinfachung, für wirk⸗ 
ſchaftlich erträgliche und ſozial gerechte Umgeſtaltung des Steuer⸗ 
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ſuſtems für ſtrengſte Sparſamkeit im Reiche, in den Ländern, ins⸗ 
beſondere auch in den Gemeinden, bei denen jede Großmannsſucht mit 
der Armut und Steuerlaſt des Volkes unvereinbar iſt. 

Wir erſtreben Durchdringung aller Arbeitsverhaltniſſe und des 
ganzen Volkslebens mit ſozialem Geiſt. Der Handarbeiter iſt für 
uns geſellſchaftlich und politiſch vollberechtigter Staatsbürger. Ar⸗ 
beilnehmer und Arbeitgeber müſſen im Geiſte wahrer Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft zuſammenſtehen. Arbeitsrecht und Arbeitsſchuz — auch der 
Heimarbeiter — und ſoziale Verſicherung ſind in dieſem Geiſte zu er⸗ 
halten und ſo einfach und wirkſam wie möglich zu geſtalten. 

Dem Gedanken der chriſtlichen Familie und damit dem hohen Beruf 
der deutſchen Frau und Mutter wollen wir die verlorene Geltung 
zurückgewinnen. Ein chriſtliches Schulgeſetz fordern wir und damit 
zugleich eine Erziehung der Jugend, die ſie leiblich und ſeeliſch zu 
geſunden und vaterlandsfrohen Menſchen heranwachſen laßt. 

Auf all unſeren Wegen begegnen wir beſonders einem Feind, der 
dem Chriſtentum abgewandten, international denkenden, ſozial ent⸗ 
zweienden und wirtſchaftlich zerftorenden Sozialdemokratie. Die Vor⸗ 
macht dieſer Partei des Klaſſenkampfes und der roten Juternationale 
iſt in Regierung und Parlament noch nicht gebrochen. In Preußen 
beſteht bis heute noch, geſtützt durch die große Koalition, die ſozial⸗ 
demokratiſche Mißwirtſchaft, pazifiſtiſch⸗würdelos nach außen und ge⸗ 
walttätig gegen die rechtlos gemachte vaterlandiſche Bewegung, groß 
nur in der Zerſtörung der altbewährten preußiſchen Verwaltung — 
unfähig, dem Preußengeiſt von Zucht und Ordnung, von Dienſt und 
Pflicht gerecht zu werden. 

Fort mit Severing! Fort mit dem ganzen Syſtem, das den Gelſt 
von Potsdam unterdrückt und auch nicht den leiſeſten Hauch docs 
Geiſtes von Weimar verſpürt! 

So gilt der Kampf vor allem der marxiſtiſchen Sozialdemokratie, 
ihren Helfershelfern und Schleppenträgern. 

Eine Vorbedingung aber muß vor allem erſüllt werden, wenn der 
7, Dezember der Anfang zu neuem Aufſtieg in Deutſchland und in 
Preußen werden ſoll: Keine Zerſplittexung im nationalen Lager! 

Der Wegweiſer, vor dem das deutſche Volk am 7. Dezember im 


Reich und in Preußen ſteht, hat nur zwei Arme. Der eine zeigt 
nach rechts, der andere nach links. 
Rechts: Chriſtentum, Vaterland, geſunde Wirtſchaft. 
Links: Unglaube, revolutionäre Wirrnis, wirtſchaftliche Ruinen! 
Links: Schwarz⸗Rot⸗Gelb! Rechts: Schwarz⸗Weiß⸗Rot! 
Wählt Deutſchnational, das iſt Schwarz⸗Weiß⸗Rot! 


3. Zentrum 
Anſchrift: Preußiſche Zentrumspartei, Berlin SW 11, Prinz⸗ 
Albrecht⸗Str. 5, P Zentrum 9041 
A. Richtlinien 
Veſchloſſen auf dem 2. Reichsparteitage der Deutſchen Zentrumspartei 
zu Berlin am 16. Januar 1922 
Die Zentrumspartei iſt die chriſtliche Volkspartei, die bewußt zur 
deutſchen Volksgemeinſchaft ſteht und feſt entſchloſſen iſt, die Grund⸗ 
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füge des Chriſtentums in Staat und Geſellſchaft, in Wirtſchaft und 
Kultur zu verwirklichen. Sie ſieht in einer zielklaren chriſtlich⸗ 
nationalen Politik die ſichere Gewähr für die Erneuerung und die 
Zukunft des deutſchen Volkes. 

Die Geſchloſſenheit der deutſchen Stämme nach außen und die ein- 
heitliche Kraftentfaltung im Innern ſind Grundlagen der Weltgeltung 
Deutſchlands. Auf dieſe nationalen Notwendigkeiten, die unbedingt 
der Parteipolitik überzuordnen ſind, muß der politiſche Wille des 
ganzen Volkes eingeſtellt werden. Das Verlangen nach Selbſtbehaup⸗ 
tung und Selbſtbeſtimmung foll dabei nicht vom eigenſüchtigen Macht⸗ 
gedanken, ſondern von der ſittlichen Idee des Rechtes geleitet ſein. 
Die wahre chriſtliche Völkergemeinſchaft gilt der Zentrumspartei als 
höchſtes Ideal der Weltpolitik. 

Die Stellung der Zentrumspartei zu den innerſtaatlichen Angelegen⸗ 
heiten wird durch die chriſtliche Staatsauffaſſung und durch den über⸗ 
lieferten Charakter als Verfaſſungspartei beſtimmt. Jeden gewalt⸗ 
ſamen Umſturz der verfaſſungsmäßigen Zuſtände lehnt fie grund- 
ſätzlich ab. Ebenſo entſchieden, wie fie die Staatsallmacht verwirft, 
bekämpft ſie die Verneinung und Auflöſung des Staatsgedankens. 
Die Staatsgewalt findet ihre Grenzen im natürlichen Recht und im 
göttlichen Geſetz; die Unterordnung und Pflichterfüllung dem Staate 
gegenüber iſt eine Forderung des Gewiſſens. 

Die Zentrumspartei bekennt ſich zum deutſchen Volksſtaat, deſſen 
Form durch den Willen des Volkes auf verfaſſungsmäßigem Wege be 
ſtimmt wird. Das Volk muß als Träger der Staatsgewalt mit dem 
Bewußtſein der Verantwortung für die Staatsgeſchicke erfüllt werden. 
Darum ſind die Bürger aller Volksſchichten in weitgehender Selbſt⸗ 
verwaltung an den öffentlichen Angelegenheiten zu beteiligen, wobei 
das Berufsbeamtentum Rückgrat der Verwaltung bleiben muß. Die 
Vorherrſchaft einer Klaſſe oder Kaſte iſt mit dem Weſen des Volks⸗ 
ſtaates unvereinbar. Die verantwortliche Anteilnahme aller Bürger 
an den Aufgaben des Volksſtaates bedingt die politiſche Gleichberech⸗ 
tigung der Frau und die volle Auswertung der weiblichen Mitarbeit 
in Geſetzgebung und Verwaltung. 

Die Reichseinheit, die begründet iſt in der Kulturgemeinſchaft und 
Schickſalsverbundenheit der deutſchen Stämme, gilt der Zentrums⸗ 
partei als unverletzlich. Mit ihr ſteht und fällt die ſtaatliche Lebens⸗ 
kraft des deutſchen Volkes. Im Rahmen der Reichseinheit iſt das 
Eigenleben der Länder zu ſchüßen und zu pflegen. Eine ſtarke Zen: 
tralgewalt ſichert den Stämmen und Ländern Beſtand und Lebens- 
entfaltung; der zentraliſtiſche Staatsaufbau entſpricht nicht dem deut 
ſchen Volkscharakter. 

Das organiſche Wachstum der deutſchen Volksgemeinſchaft beruhl 
auf der Solidarität aller Schichten und Berufsſtände. Die Zentrums 
partei will die natürlich gegebene Gemeinſamkeit im Geiſte chriſtlich 
ſozialer Lebensauffaſſung zu einem ſtarken Gemeinſchaftsbewußtſein 
entwickeln und damit dem ſtaatlichen Leben dienſtbar machen. Sie 
lehnt Klaſſenkampf und Klaſſenherrſchaft grundſätzlich ab, will dagegen 
die Auswirkung der ſozialen Triebkräfte des Berufsgedankens und der 
Berufsgemeinſchaft. Als Grundlage des berufsſtändiſchen Aufbaus 
hat die organiſierte Selbſthilfe und die freie Genoſſenſchaft zu gelten. 
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Die Zentrumspartei will die geſamte Wirtſchafts⸗ und Ssozial⸗ 
politik im gleichen chriſtlich⸗ſozialen Geiſte und in engſter Verbindung 
miteinander geführt wiſſen. Endziel der Wirtſchaft muß der Menſch 
und ſeine höhere Lebensaufgabe ſein. Darum dürfen Menſchenwürde 
und ſittlicher Charakter der Arbeit niemals den reinwirtſchaftlichen 
Zwecken geopfert werden. Die Wirtſchaftsordnung muß vom Gemein⸗ 
ſiun getragen ſein und das Geſamtwohl über den Vorteil des Einzelnen 
ſtellen. Den politiſchen, fozialen und kulturellen Gefahren einer Über⸗ 
macht des Kapitals iſt weitſchauend vorzubeugen. An alle Träger 
des Wirtſchaftslebens, an Grundbeſitz und Kapital, an Kopf- und Hand⸗ 
arbeiter richtet ſich die Forderung des pflichtmäßigen Dienſtes am Ge⸗ 
meinwohl. 

Arbeit und Wirtſchaft haben den Lebensbedarf des Einzelnen und 
der Gemeinſchaft zu befriedigen, haben jedem Volksgenoſſen ein 
menſchenwürdiges Daſein zu ermöglichen. Dieſes Ziel verlangt neben 
der zunehmenden Steigerung der Gütererzeugung eine gerechte Güter⸗ 
verteilung, die allen Volksſchichten außer dem Lebensnotwendigen die 
Teilnahme an den Kulturwerten ſichert. Die Zentrumspartei hält 
grundſätzlich am Privateigentum feſt und iſt beſtrebt, die Zahl der 
Eigentümer ſtändig zu mehren. Sie erkennt die volkswirtſchaftliche 
Bedeutung der freien Unternehmertätigkeit und der perſönlichen Er⸗ 
werbsluſt an. Als gleichbedeutſam ſchätzt fie die Hebung der Arbeits- 
freudigkeit und Leiſtungsfähigkeit der Arbeitnehmer ein. Darum will 
ſie auch dieſen Mitverwaltung ſichern, Ertragsbeteiligung und Eigen⸗ 
tum ermöglichen. 

Die ſtaatliche Sozialpolitik muß planvoll fortgeführt und ausgebant 
werden. Sie ſoll zunächſt dem Schutz und der Förderung der Berufs⸗ 
ſtände dienen, im übrigen müſſen unparteiiſche Abwägung und Aus⸗ 
gleichung der entgegengeſetzten Intereſſen, gerechte Verteilung der 
öffentlichen Laſten, tatkräftige Unterſtützung der wirtſchaftlich Schwachen, 
feſtſtehende Richtpunkte für die geſamte Geſetzgebung und Verwaltung 
ſein. Darüber hinaus weiſt die Zentrumspartei dem Wohlfahrtsſtaate 
umfaſſende Aufgaben der unmittelbaren Volksfürſorge und Wohlfahrts⸗ 
pflege zu, die gemeinſam mit der freien und kirchlichen Liebestätigkeit 
zu löſen ſind. 

Die deutſche Kulturpolitik muß auf die Erneuerung und Feſtigung 
der geiſtigen und ſittlichen Volksgemeinſchaft abzielen. Die Kultur des 
deutſchen Volkes wurzelt in der chriſtlichen Religion; die Zentrums⸗ 
partei betrachtet es daher als ihre beſondere Aufgabe, unter Wahrung 
der verfaſſungsmäßigen Gewiſſensfreiheit, Religionsfreiheit und Un⸗ 
terrichtsfreiheit das chriſtlich⸗deutſche Geiſteserbe zu ſchützen und die 
freie Auswirkung der religiöſen Lebenskräfte zu ſichern. Die Zen⸗ 
trumspartei will die Freiheit und Unabhängigkeit der kirchlichen Ge⸗ 
meinſchaften und ihren Einfluß auf das Volksleben gewahrt wiſſen. 
Staat und Kirche ſollen zum Segen der Volkskultur auf allen Gebieten 
einträchtig, ohne Verletzung der beiderſeitigen Selbſtändigkeit, zuſam⸗ 
menwirken. 

Den Gefahren einer geiſtigen und moraliſchen Zerſetzung des Volks⸗ 
lebens tritt die Zentrumspartei mit allem Nachdruck entgegen. Die 
Volksſittlichkeit iſt die Quelle der Volksgeſundheit und der Nährboden 
aller kulturgeſtaltenden Kräfte. Die Familie muß als Keimzelle der 
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menſchlichen Gemeinſchaft und als weſentlichſte Lebensbedingung 
der Kultur geſund erhalten werden. Die mütterliche und heimgeſtal 
tende Kraft der Frau in Familie und Volksleben iſt als unerſetzbares 
Volksgut zu hüten. 

Die Erziehung des heranwachſenden Geſchlechtes zu perſönlicher, be— 
ruflicher und ſtaatsbürgerlicher Tüchtigkeit unter voller Entfaltung 
der chriſtlichen Lebenswerte iſt als Daſeinsfrage des deutſchen Volkes 
eine Hauptſorge der Zentrumspartei. Sie erkennt den Anteil des 
Staates an der Jugenderziehung durchaus an, muß aber das ſtaatliche 
Schulmonopol ablehnen und an dem Rechte der Kirche auf die religiös⸗ 
ſittliche Erziehung der Jugend unbedingt feſthalten. Sie tritt ent⸗ 
ſchieden für das natürliche, auch in der Reichsverfaſſung verbürgte 
Recht der Eltern auf die Erziehung der Kinder ein und fordert grund— 
ſätzlich die Bekenntnisſchule. 

Die Leitgedanken der Zentrumspartei ſind alſo: Nationale Freiheit 
und Erneuerung, chriſtliche Staatsauffaſſung, Volksſtaat und Reichs⸗ 
einheit unter Wahrung des Eigenlebens der Länder, ſittliche und ſoziale 
Wirtſchaftsordnung, chriſtlich⸗deutſche Volkskultur, chriſtliche Völker- 
gemeinſchaft. 


Aufgaben praktiſcher Politik: 
I. Auswärtige Angelegenheiten 


1. Die weltpolitiſche Lage Deutſchlands erfordert klare Linien und 
Stetigkeit in der Führung der auswärtigen Politik. Die innen⸗ 
politiſche Geſetzgebung darf die Rückſicht auf die außenpolitiſchen Be⸗ 
ziehungen niemals außer acht laſſen. 

2. Die volle Gleichberechtigung des deutſchen Volkes mit allen Vol⸗ 
kern der Welt und die Wiederherſtellung der internationalen Rechts- 
geltung im Staats- und Privatleben iſt das nächſte Ziel der auswar⸗ 
tigen Politik Deutſchlands. Hieraus ergibt ſich als wichtige Aufgabe 
die internationale Prüfung der Grundlage des Friedensvertrags von 
Verſailles: der Schuld am Kriege. 

3. Bei Ausführung der im Friedensvertrag von Verſailles über- 
nommenen Verpflichtungen iſt die deutſche Leiſtungsfähigkeit die unver 
rückbare Grenze. Für alle Beſtimmungen, die Deutſchland wirtſchaft⸗ 
lich erdroſſeln oder politiſch einem fremden Willen unterwerfen, iſt 
unverzüglich Abänderung zu fordern. 

4. Die baldige Befreiung der beſetzten Gebiete iſt mit allen recht⸗ 
mäßigen Mitteln zu erſtreben. Bis dahin iſt nachdrücklichſt zu ver⸗ 
langen, daß die Beſatzung verringert und ihre Koſten vermindert 
werden. Art und Form der Beſatzung müſſen den Anforderungen 
europäiſcher Kultur entſprechen. In den beſetzten Gebieten iſt den 
deutſchen Geſetzen Geltung zu verſchaffen. Die Rechte der deutſchen 
Behörden und der Bevölkerung ſind gegenüber allen Übergriffen der 
Beſatzungsmächte entſchieden zu wahren. Jede Hilfe und Erleichterung 
ift den beſetzten Gebieten zu gewähren, insbeſondere find den Gemeinden 
und den Bewohnern die Beſatzungskoſten und die entſtandenen Schäden 
im ſchnellſten Verfahren zu erſetzen. — Die lebensvolle Verbindung 
Oſtpreußens mit dem übrigen Reich iſt zu erhalten. 
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5. Mit den Auslandsdeutſchen, zumal mit den geſchloſſen wohnenden 
deutſchen Minderheiten in fremden Staaten muß eine innige Geiſtes⸗ 
gemeinſchaft gepflegt werden. In der Verteidigung ihrer nationalen 
Rechte ſind ſie zu unterſtützen. Für Deutſch⸗Sſterreich iſt in der An⸗ 
ſchlußfrage die unbedingte Freiheit der Entſchließung zu verlangen, wie 
überhaupt allen deutſchen Stämmen das tatſächliche Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht errungen und gewahrt werden muß. 

6. Die kulturellen und wirtſchaftlichen Beziehungen zum Ausland 
müſſen wieder angeknüpft und planmäßig ausgeſtaltet werden. Die 
auswärtigen Vertretungen find mit Perſönlichkeiten zu beſetzen, die 
das politiſche, kulturelle und wirtſchaftliche Leben des betreffenden 
Landes ebenſo wie das der Heimat kennen und Gewähr für die An⸗ 
kuüpfung nutzbringender Beziehungen für Deutſchland bieten. Be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit gebührt der wiſſenſchaftlichen Auslandskunde. 

7. Die Regelung der Kolonialfrage durch den Friedensvertrag kann 
nicht als endgültig angeſehen werden. Deutſchland hat einen unver⸗ 
äußerlichen Anſpruch anf einen angemeſſenen Kolonialbeſitz und auf 
Teilnahme an der kolonialen Kulturarbeit. Für die deutſchen Miſſio 
nare, zumal in den ſeitherigen deutſchen Kolonien, muß allgemeine, 
unbehinderte Arbeit im Dienſte des Chriſtentums gefordert werden. 

8. Deutſchlands Stellung zum Völkerbund und zu jeder Art von 
Völkervereinigung iſt abhängig zu machen von der gleichmäßigen Be⸗ 
handlung aller Staaten, unter Ausſchluß jeder Vorherrſchaft irgend⸗ 
einer Mächtegruppe. Gleiches Recht hat auch in der Abrüſtungsfrage 
zu gelten. 

9. Deutſchland muß den organiſchen Ausbau des Völkerrechts ver⸗ 
treten. Die internationale Regelung des Arbeitsrechts, der Arbeits⸗ 
zeit und des Arbeiterſchutzes iſt planmäßig zu betreiben. Inter⸗ 
nationale ſteuerrechtliche Abmachungen zur Bekämpfung der Kapital⸗ 
verſchiebung, zur gegenſeitigen Rechtshilfe in Steuerſachen und zur 
Verhütung der Doppelbeſteuerung ſind dringend geboten. 


II. Staatsordnung und Verwaltung 


1. Um der deutſchen Politik Planmäßigkeit und Stetigkeit zu ſichern, 
iſt die Einigung einer ſtarken Koalition von Parteien auf ein feſtes 
Arbeitsprogramm notwendig. 

2. Der Staatsautorität und den Geſetzen iſt durch ebenſo entſchloſſene 
wie unparteiiſche Haltung aller verantwortlichen Stellen Geltung zu 
verſchaffen. Umſturzbewegungen iſt kraftvoll entgegenzutreten, ohne 
Rückſicht auf Perſon und Partei der Urheber. Durch den Geiſt und 
die Führung der inneren Politik muß ihnen der Boden entzogen wer⸗ 
den. Landfremde Aufwiegler find unnachſichtlich zu entfernen. 

3. Die Sicherheitsorgane, zumal die Reichswehr, müſſen feſt in der 
Hand der verfaſſungsmäßigen Regierung fein. Die Reichswehr hat 
ſich von aller politiſchen Propaganda freizuhalten; ihre Angehörigen 
find zu ernſter Berufsauffaſſung und ſtarkem Verantwortungsgefühl 
zu erziehen. 

4. Ein tüchtiges, berufsfreudiges und in ſeiner Lebenshaltung ge⸗ 
ſichertes Beamtentum bildet eine der wichtigſten Grundlagen der 
Staatsordnung und Staatsverwaltung. Der öffentliche Dienſt iſt von 
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ungeeigneten Kräften freizuhalten. Das verfaſſungsmäßige Ver⸗ 
einigungsrecht iſt zu wahren, doch ſteht der Streik der Beamten mit 
dem Beſtand des Staates, mit den Rechten der Volksvertretung und 
mit der lebenslänglichen Anſtellung in Widerſpruch. j 

5. Die gejamte Verwaltung in Staat und Gemeinde muß einfach 
und überſichtlich geſtaltet werden. Von den leitenden Stellen iſt auf 
Pein Verkehr mit den Bürgern aller Volksſchichten zu 

ringen. 

5. Rechtspflege und Rechtſprechung find in ihrer Unabhängigkeit und 
Uuparteilichkeit zu ſchüßen. Strafrecht, Strafprozeß⸗ und Zivilprozeß⸗ 
ordnung muſſen unter Berückſichtigung der verfaſſungsrechtlichen und 
wirtſchaftlichen Veränderungen ausgebaut werden. In der Straf⸗ 
gerichtsbarkeit iſt das Laienrichtertum weitgehend heranzuziehen. Das 
Gerichtsverfahren muß vereinfacht und beſchleunigt werden. 

7. Grundſätzlich iſt nach Erweiterung der Selbſtverwaltungsbefug⸗ 
niſſe zu ſtreben; vor allem iſt den Provinzen eine größere Selbſtändig⸗ 
keit in Geſetzgebung und Verwaltung zu geben. 

3. In der Frage der organiſchen Neugliederung des Reichs find die 
Bedürfniſſe und Eigenarten der einzelnen Länder und Stämme mit 
den Lebensnotwendigkeiten des Reichs in Einklang zu bringen. 


III. Finanzweſen und Steuern 

1. Erſter Grundſatz der Finanzwirtſchaft muß die Deckung aller 
ordentlichen Ausgaben durch ordentliche Einnahmen ſein. 

2. Außerſte Sparſamkeit hat Richtſchnur für die geſamte Gefeb- 
gebung und Verwaltung in Reich, Ländern und Gemeinden zu ſein. 
Auf die Bedürfniſſe der Länder und Gemeinden iſt bei Schaffung und 
Verteilung der Steuern die erforderliche Rückſicht zu nehmen. Die 
öffentlichen Betriebsverwaltungen find nach kaufmänniſchen Grund- 
ſäzen zu führen. 

3. Das Steuerſyſtem iſt in Anpaſſung an die jeweiligen wirtſchaft 
lichen Verhältniſſe aufzubauen. Es muß ſo geſtaltet fein, daß die wirt- 
ſchaftlich-techniſche Entwicklung nicht gehemmt wird. 

4. Angeſichts des gewaltigen Steuerbedarfs iſt mit beſonderem Nach⸗ 
druck auf eine gerechte Verteilung der Laſten hinzuwirken. Die be⸗ 
ſtehenden Beſitz und Einkommenſteuern müſſen gewiſſenhaft durch⸗ 
geführt werden. An der Bildung der Steuerausſchüſſe find alle Volks⸗ 
treife und Berufsſtände zu beteiligen. 

5. Steuerhinterziehung und Kapitalflucht ſind mit den ſchärfſten 
Mitteln zu bekämpfen. Die Veraulagungstechnik iſt weiterzubilden, 
die Stenermoral durch Volksaufklärung und ſtaatsbürgerliche Er⸗ 
ziehung zu heben. 8 \ 

6. Auf den Familienjtand, beſonders auf die Kinderzahl, muß bei 
der Beſteuerung alle Rückſicht genommen werden. Unbillige Härten 
find durch entſprecheude Beſtimmungen zu verhüten. Ruhegehalts⸗ 
empfänger und Kleinrentner bedürfen weitgehender Schonung. N 

7. Das Syſtem der indirekten Steuern iſt ſo zu geſtalten, daß die 
lebensnotwendigen Verbrauchsgüter geſchont, Genußmittel und Luxus 
in entſprechender Steigerung erfaßt werden. Soweit angängig, ſind 
die Steuerſätze nach dem Werte der Verbrauchsgüter abzuſtufen. Der 
Preisſteigerung über den Steueraufſchlag hinaus iſt vorzubeugen. 
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8. Die Frage ertragsreicher Steuermonopole bedarf eingehender und 
gewiſſenhafter Prüfung. 

9. Eine nach einheitlichen Geſichtspunkten geſtaltete Finanzſtatiſtik 
iſt baldigſt einzurichten. Sie muß die Finanz⸗ und Steuerwirtſchaft 
des Reichs, der Länder und Gemeinden umfaſſen, damit ein Geſamt⸗ 
bild der Volksbelaſtung entſteht und die Steuerpolitik auf feſten 
Grundlagen aufbauen kann. 


IV. Wirtſchaft und Arbeit 

1. Die nächſte Aufgabe aller Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik iſt die 
Heilung der Wunden, die Krieg und Zwangsfrieden dem deutſchen 
Wirtſchaftsleben geſchlagen haben. Es gilt vor allem die leibliche Not 
des Voltes zu lindern, der Arbeitsloſigkeit abzuhelfen und den Wäh⸗ 
rungſtand zu feſtigen und zu beſſern. 

2. Das Recht des Privatunternehmers und der Genoſſenſchaft, ſich 
in Handel und Gewerbe frei zu betätigen, ſoll anerkannt und gewähr⸗ 
leiſtet werden, ſoweit die Anforderungen des Gemeinwohls nicht ent- 
gegenſtehen. Treu und Glauben find als Grundlage des redlichen Er- 
werbes durch die Geſetzgebung zu ſchützen, insbeſondere auch durch eine 
zeitgemäße Geſtaltung des Wettbewerbsgeſetzes. Schiebertum und 
Preiswucher, Beſtechungsſeuche und Schmiergelderunweſen ſind rück⸗ 
ſichtslos zu bekämpfen. 

3. Die Überreſte der behördlichen Regelung der Wirtſchaft ſind zu be⸗ 
ſeitigen, ſobald es die wirtſchaftliche Lage zuläßt. Soweit die öffentliche 
Bewirtſchaftung und Überwachung der Ein- und Ausfuhr noch not⸗ 
wendig bleiben, hat die weiteſtgehende Mitwirkung der beteiligten 
Kreiſe ſtattzufinden. 

4. Die Aufſicht über Kartelle, Syndikate und ähnliche Vereinigungen 
zur Beſtimmung der Preiſe und jonftigen Abſatzbedingungen iſt unter 
Berückſichtigung der Intereſſen von Unternehmern und Arbeitern, Er⸗ 
zeugern und Verbrauchern geſetzlich zu regeln. 

5. Die Überführung eines privatwirtſchaftlichen Unternehmens in 
eine Form der Gemeinwirtſchaft (Sozialiſierung oder Kommunaliſie⸗ 
rung) darf nur dann erfolgen, wenn ſie dem Geſamtwohl dient und die 
Ertragsfähigkeit ſteigert. Enteignungen ſind nur gegen gerechte Ent⸗ 
ſchädigung zuläſſig. 

6. Eine lebensvolle Ordnung der Wirtſchaft wird nicht durch mecha⸗ 
niſche Ausdehnung der Staatsgewalt auf die Gütererzeugung und -ver- 
teilung erreicht, ſondern nur durch planvollen Aufbau von unten auf. 
Den Grundſtock bilden die Organiſationen der Wirtſchaftszweige und 
Berufe ſowie die wirtſchaſtlichen Selbſtverwaltungskörper, in denen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Erzeuger und Verbraucher entſprechend 
vertreten ſind. 

7. Die Erhaltung einer großen Anzahl leiſtungsfähiger Eigenbetriebe 
iſt eine volkswirtſchaftliche und ſtaatspolitiſche Notwendigkeit. Der 
Mittelſtand in Landwirtſchaft und Handwerk, Gewerbe und Handel iſt 
darum zu ſchützen und zu kräftigen. Vor allem iſt der genoſſenſchaft⸗ 
liche Zuſammenſchluß und jede Art von Selbſthilfe, ſoweit ſie mit dem 
Gemeinwohl verträglich iſt, zu unterſtützen. Für die nächte Zukunft 
beanſprucht das Kreditweſen beſondere Pflege. Das Handwerkerſchutz⸗ 
geſetz ſoll mit dem Ziele der Pflichtinnung weiterentwickelt werden. Auf 
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angemeſſene Beteiligung des Handwerks und Kleingewerbes an öffent⸗ 
lichen Arbeiten und Lieferungen, auf zeitgemäße Umgeſtaltung des Ver⸗ 
dingungsweſens, Ausbau der Gewerbeförderung und erhöhte Fürſorge 
für den gewerblichen Nachwuchs iſt hinzuwirken. 

8. Die landwirtſchaftliche Erzeugung iſt planmäßig zu heben. Die 
Weiterbildung und Einbürgerung der neuzeitlichen Produktionsmethoden 
in Bodenbau und Viehhaltung iſt in den verſchiedenen Beſitzgrößen⸗ 
klaſſen zu fördern. Zu dieſem Zweck iſt das landwirtſchaftliche Schul- 
und Vortragsweſen ſowie die Wirtſchaftsberatung in allen Landesteilen 
auszubauen. Durch Anlage von Muſterwirtſchaften und Verſuchswirt⸗ 
ſchaften, durch Erleichterung in der Beſchaffung maſchineller Aus⸗ 
rüſtung, durch Saatgutverbeſſerung iſt der Bodenertrag zu ſteigern. 
Dem landwirtſchaftlichen Genoſſenſchafts⸗ und Kreditweſen iſt größte 
Aufmerkſamkeit und Pflege zu gewähren. Das ländliche Verkehrs- 
weſen iſt zu verbeſſern und die Arbeitsvermittlung zu organiſieren. 
Moor- und Odländereien müſſen nutzbar gemacht werden. Melioratio— 
nen find durchzuführen. Die Beſiedelung des Landes unter zweckdien— 
licher Miſchung der Beſitzgrößen iſt planmäßig zu fördern, wobei ins⸗ 
beſondere die landwirtſchaftlichen Arbeiter und nachgeborenen Bauern— 
ſöhne zu berückſichtigen find. Der ländliche Beſitz iſt gegen Bewucherung 
und Aufſaugung durch das Kapital tatkräftigſt zu ſchützen. Durch ent- 
ſprechende Geſtaltung des Erbganges iſt auf die Erhaltung eines ge⸗ 
unden Familienbeſitzes hinzuwirten und eine unwirtſchaftliche Zer⸗ 
ſplitterung der landwirtſchaftlichen Betriebe zu verhüten. 


9. Zum Schutze der nationalen Produktion, des Handels und der 
Schiffahrt iſt die Zoll, Verkehrs und Außenhandelspolitik wieder auf- 
zunehmen und fortzuführen, um einerſeits unſerer Landwirtſchaft und 
Induſtrie die Gütererzeugung und die Verſorgung des heimiſchen 
Marktes zu auskömmlichen Preiſen zu ermöglichen, andererſeits unſerer 
Ausfuhr geſicherten Abſatz auf den Auslandsmärkten unter gleichen Be⸗ 
dingungen mit den übrigen Ländern zu gewährleiſten. Die Rechtloſig⸗ 
keit, in die wir bei unſerem Warenverkehr und unſerer gewerblichen 
Betätigung im Ausland durch die uns im Verſailler Frieden aufge- 
zwungene einſeitige Meiſtbegünſtigung verſetzt worden ſind, muß eheſtens 
beſeitigt werden. 

10. Die Arbeitsgemeinſchaſten zwiſchen Arbeitnehmer- und Arbeit⸗ 
geberorganiſationen müſſen gefördert werden. Ein allgemein gül⸗ 
tiges Tarifvertragsrecht iſt zu ſchaffen, das Arbeitsvertragsrecht zu 
erneuern und der paritätiſche Arbeitsnachweis unter gebührender Be⸗ 
rückſichtigung der Facharbeitsnachweiſe öſſentlich-rechtlich zu regeln. 

11. Arbeitsniederlegungen und Ausſperrungen müſſen durch ein ge⸗ 
ſetzliches Schlichtungsverfahren nach Möglichkeit verhütet werden, 
Gegen wilde Streiks, zumal in lebenswichtigen Betrieben, muß die 
Geſamtheit und die diſziplinierte Arbeiterſchaft nachdrücklich in Schutz 
genommen werden; dabei find Koalitionsrecht und Koalitionsfreiheit 
als unverletzlich zu achten und zu gewährleiſten. 

12. Die Betriebsräte der Arbeiter und Angeſtellten ſollen die Mit⸗ 
verantwortlichkeit und Berufsfreudigkeit der Arbeitnehmer ſtärken, fie 
mit ihrer Arbeit innerlich verbinden und die Arbeitskraft neben dem 
Kapital zur vollen Geltung bringen. 
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13. Die Sozialverſicherung iſt in ihrer Wirkſamkeit auszudehnen 
und in ihren Leiſtungen zeitgemäß zu erhöhen. Die Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzgebung iſt auszubauen, noch nicht erfaßte Gewerbezweige müſſen 
einbezogen werden. 

14. Die wirtſchaftlichen Maßnahmen für die Beamten müſſen in liber- 
einſtimmung mit der allgemeinen Sozialpolitik gehalten werden. Die 
Beſoldung und Einſtufung muß ſich den Koſten der Lebenshaltung an- 
paſſen unter Bewertung der Ausbildung und Bernfsverantwortung 
ſowie unter Berückſichtigung der entſprechenden Einkommen im freien 
Erwerbsleben. Das Beamtenrecht iſt im Sinne der Anerkennung der 
Perſönlichkeit auszubauen. 

15. Die Frauenarbeit ſtellt einen unentbehrlichen Wert im Wirt⸗ 
ſchaftsleben dar. Die Ausgeſtaltung der weiblichen Erwerbstätigkeit 
darf ſich aber nicht nach rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten vollziehen, 
ſondern muß der Bedentung der Frauenkraft für die Entwicklung 
unſerer Geſamtkultur Rechnung tragen. Die Hausfrau und Mutter 
iſt von der außerhäuslichen Erwerbsarbeit, die ſie der Erfüllung ihrer 
wichtigſten Pflichten entzieht, mehr und mehr zu entlaſten. 

16. Den Opfern des Krieges, Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen 
gebührt in der Sozialpolitik eine bevorzugte Stelle. Die Renten ſind 
nach den allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu bemeſſen, das 
Rentenverfahren iſt zu vereinfachen und zu beſchleunigen. Den Kriegs⸗ 
beſchädigten muß weitgehender Anſpruch auf Heilbehandlung und Er⸗ 
haltung der Geſundheit zugebilligt werden. Die ihnen verbliebene 
Arbeitskraft iſt in ſorgſamer Anpaſſung dem Wirtſchaftsleben einzu⸗ 
gliedern. 

17. Die Erwerbsloſenfürſorge muß produktiv angelegt und ſtreng 
auf unverſchuldete Arbeitsloſigkeit beſchränkt werden. Die jetzige Für⸗ 
ſorge iſt baldigſt durch eine Arbeitsloſenverſicherung zu erſetzen. 


V. Volkswohlfahrt und Kultur 

1. Die ſtaatlichen und gemeindlichen Wohlfahrtsſtellen ſind planvoll 
auszubauen. Sie ſollen Hand in Hand mit der privaten, genoſſenſchaft⸗ 
lichen und kirchlichen Liebestätigkeit arbeiten. Die Wohlfahrtspflege 
muß auf Verhütung und Vorbeugung eingeſtellt fein. In dieſer Rich⸗ 
tung iſt vor allem die Armenpflege umzugeſtalten. 

2. Der Wohnungsnot muß durch eine ſoziale Bodenpolitik, durch 
Kampf gegen die Spekulation, durch finanzielle Beihilfe zum Wohnungs- 
bau, durch Anregung und Ermöglichung der privaten Bautätigkeit ge— 
ſteuert werden. Die Wohnungsfürſorge iſt geſetzlich zu regeln. 

3. Die Anſiedlung in ländlichen Gegenden iſt zu begünſtigen, die 
Landflucht einzudämmen. Zu dieſem Endzweck muß das Land in der 
Wohlfahrts- und Kulturpflege beſonders berückſichtigt werden. Zur 
Förderung innerer Koloniſation und Errichtung ländlicher Wohnbauten 
iſt ein angemeſſener Anteil der ſtaatlich bewilligten Überteuerungs, 
zuſchläge dem flachen Lande zu überweiſen. 

4. Im Mittelpunkt einer zielbewußten Volkswohlfahrtspflege ſtehen 
Familie und Kind. Den kinderreichen Familien gebührt weitgehende 
Bevorzugung und Fürſorge. Alle geſunden Beſtrebungen auf dem Ge- 
biete des Säuglings- und Mntterſchutzes, der Kinder- und Jugend 
fürſorge ſind zu unterſtützen. 
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5. Die Erhaltung der Volkskraft verlangt wirkſame geſetzgeberiſche 
Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung aller Volkskrankheiten, 

6. Jugendſchutz und Jugendpflege ſind im Zuſammenwirken von 
Staat und Kirche, von Gemeinden und Vereinen weiterzuentwickeln. 
Die körperliche Ertüchtigung iſt zu fördern. Vor allem muß die 
Jugend gegen ſittliche Verführung und gegen Schmutz und Schund in 
der Offentlichkeit durch ſcharfe Handhabung und durch Ergänzung der 
Geſetze geſchützt werden. 

7. Die Erziehungs⸗ und Bildungsanſtalten aller Art muſſen auch bei 
den jetzigen beſchränkten Mitteln des Gemeinweſens weitblickende 
Forderung erfahren. Ernſthaften Reformverſuchen iſt freie Entfaltung 
und Unterſtützung zu gewähren. Die Verbindung zwiſchen Elternhaus 
und Schule iſt durch zweckentſprechende Einrichtungen (Beiräte, Schul⸗ 
kommiſſionen u. dgl.) herzuſtellen und fruchtbar zu machen. 

8. Das deutſche Schulweſen muß dem heranwachſenden Geſchlecht die 
feſte Grundlage für eine Lebensführung im Sinne des chriſtlichen und 
deutſchen Bildungsideals geben. Im Dienſte von Staat, Kirche und 
Familie hat die Schule der Jugend einen ſtarken ſittlichen Charakter 
und die notwendigen Kenntniſſe und Fertigkeiten für Beruf und Leben 
zu vermitteln. Im Mittelpunkt von Erziehung und Unterricht müſſen 
Religion und Vaterland ſtehen. 

9. Der Bekenntnisſchule müſſen Geſetzgebung und Verwaltung in weit⸗ 
herziger Anwendung der Reichsverfaſſung Raum zur Entwicklung ſchaffen. 
Die konfeſſionelle Vorbildung der Lehrkräfte iſt ihre unentbehrliche Vor⸗ 
ausſetzung, die entſprechende Schulaufſicht ihre notwendige Ergänzung. 
Schulbücher und Schulbüchereien dürfen in keiner Schule das religiöſe 
und ſittliche Empfinden der Jugend verletzen; in der konfeſſionellen 
ae müſſen ſie auf die Pflege des Bekenntniſſes gebührend Rückſicht 
nehmen. 

10. Die Volksſchule, die den Grund zur deutſchen Volksbildung legt, 
iſt in erſter Linie zu pflegen und auszubauen, damit ſie nach jeder 
Richtung hin hochwertige Leiſtungen erzielen kann. 

11. Für den Außfſtieg begabter Kinder aus minderbemittelten 
Familien in die mittleren und höheren Schulen ſind aus öffentlichen 
Mitteln Beihilſen bereitzuſtellen. Die Übergangsmöglichkeiten von 
einer Schulart zur anderen ſollen vermehrt werden. 

12. Die Erziehungsbedürfniſſe der ſchwachbegabten, körperlich oder 
geiſtig zurückgebliebenen oder abgearteten Kinder find ſorgſam zu bes 
friedigen. Die allgemeine Schulgeſundheitspflege und ſoziale Schul⸗ 
kinderpflege muß weiterentwickelt werden. 

13. Das mittlere und höhere Schulweſen muß in ſeiner Bedeutung 
für die berufliche und wiſſenſchaftliche Bildung erhalten bleiben. Re⸗ 
formen dürfen nicht auf eine äußerliche Gleichmacherei hinauslaufen, 
vielmehr iſt den vielgeſtaltigen Erforderniſſen des praktiſchen und 
wiſſenſchaftlichen Lebens Rechnung zu tragen. Auch auf die landſchaft— 
liche Eigenart iſt Rückſicht zu nehmen. 

14. Die Mädchenerziehung bedarf beſonderer Pflege, unter anderem 
durch vermehrte Bildungsgelegenheiten, die ſich auf der Volksſchule auf⸗ 
bauen. Der Frau iſt beſtimmender Einfluß auf ihre Geſtaltung einzu- 
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räumen. Die allgemeine Durchführung der Gemeinſchaftserziehung der 
Geſchlechter iſt aus pſychologiſchen, erziehlichen und ſittlichen Gründen 
abzulehnen. 

15. Der Berufserziehung beider Geſchlechter muß durch planmäßige 
Berufsberatung und zeitgemäße Ausgeſtaltung der landwirtſchaftlichen, 
gewerblichen, a en und hauswirtſchaftlichen Fortbildungs⸗ 
und Fachſchulen ſteigende Sorgfalt zugewandt werden. 

16. Der Errichtung von Privatſchulen gebührt vollſte Freiheit. Die 
durch den Willen der Erziehungsberechtigten geforderten Privatſchulen 
ſind ohne Beeinträchtigung ihrer Selbſtändigkeit als Ergänzung und 
Bereicherung des öffentlichen Bildungsweſens aus öffentlichen Mitteln 
ausreichend zu unterſtützen. 

17. Die Lehrerbildung iſt umzugeſtalten mit dem Ziel der wiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗:ädagogiſchen Vertiefung und der lebensvollen Erfaſſung des 
deutſchen Volkstums. Die rechtliche, wirtſchaftliche und ſoziale Sicher⸗ 
ſtellung der Lehrer und Lehrerinnen iſt eine Vorbedingung für das 
Gedeihen der Schule. 

18. Die Univerſitäten und die übrigen Hochſchulen müſſen als For⸗ 
ſchungsſtätten und führende Unterrichtseinrichtungen erhalten und ge⸗ 
pflegt werden. Von größter Bedeutung iſt die Ergänzung des akade⸗ 
miſchen Lehrkörpers durch wiſſenſchaftlich hochſtehende Kräfte. Die 
chriſtliche Weltanſchauung verlangt bei ihrer entſcheidenden Bedeutung 
für das deutſche Kulturleben eine angemeſſene Vertretung. Den Lehr- 
körpern der Hochſchulen und ihrer Fakultäten ſowie der Studentenſchaft 
iſt der Selbſtverwaltungsgedanke zu bewahren. 

19. Der Notlage der deutſchen Wiſſenſchaft iſt durch öffentliche Auf⸗ 
wendungen für die wiſſenſchaftlichen Forſchungsinſtitute und ihren 
akademiſchen Nachwuchs, für die Drucklegung und Anſchaffung fach⸗ 
wiſſenſchaftlicher Werke zu ſteuern. Mittelloſe Studierende müſſen durch 
Beihilfen, durch Ausbau der akademiſchen Berufsberatung und durch 
Erwerbsvermittlung unterſtützt werden. Die Angehörigen der freien 
Berufe, die durch die veränderten Wirtſchaftsverhältniſſe gelitten haben, 
verdienen als tulturſchöpferiſche Kräfte Anteil an allen Hilfsmaß⸗ 
nahmen. 

20. Das freie Volksbildungsweſen beanſprucht tatkräftige Unter⸗ 

ſtützung. Von aller behördlichen Bevormundung und Gleichmacherei 
iſt abzuſehen; vielmehr iſt die freie Entfaltung der Volkskräfte und die 
Volksbildungsarbeit der religiöſen und kulturellen Vereinigungen zu 
ördern. 
f 21. Die mit öffentlichen Mitteln bedachten Theater, Galerien und 
ähnlichen Kulturſtatten müſſen ſich in erſter Linie der Pflege volf3- 
tümlich⸗deutſcher Kunſt widmen. Sie haben die hohe Aufgabe, der 
Volkskultur zu dienen und nicht dem Luxusbedürfnis einer kleinen 
Schicht. Das Theaterweſen iſt reichsgeſetzlich zu regeln. 

22. Unbeſchadet der Würdigung des Kinematographen als Beleh⸗ 
rungs- und Unterhaltungsmittels iſt den ſchweren ſittlichen und kultu⸗ 
rellen Gefahren des öffentlichen Kinotheaters durch entſchiedene Maß⸗ 
nahmen der Geſetzgebung und Verwaltung zu begegnen. 

23. Eine leiſtungsfähige, ihrer Verantwortung bewußte Preſſe iſt 
für die Volksaufklärung und Volkserziehung unentbehrlich. Die dazu 
erforderliche Freiheit und Unabhängigkeit muß ihr nach jeder Richtung 
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hin ſichergeſtellt werden. Die Partei ift beſtrebt, die Zentrumspreſſe 
geiſtig und materiell nach Kräften zu unterſtützen. 

24. Weitgehende Förderung gebührt den Pflegeſtätten und den 
Werbemitteln der deutſchen Kultur in den beſetzten Gebieten und im 
Ausland. 

Dieſe aus ſchwerſter Volksnot, nach Weltkrieg 
und Umſturz, erwachſenen Richtlinien der Deutſchen 
Zentrumspartei wollen dem Aufbau des deutſchen 
Vaterlandes dienen und das deutſche Volk im 
Geiſte des Chriſtentums und der Hingabe an das 
Geneinwohl einer beſſeren Zukunft entgegen- 
führen. 


B. Wahlaufruf 


Wähler und Wählerinnen Preußens! 


Am Sonntag, den 7. Dezember, wird zugleich mit dem Deutſchen 
Reichstag der Preußiſche Landtag neugewählt. Die Zentrumspartei 
darf dieſer Wahl mit Zuverſicht entgegenſehen. Wenn in Preußen, 
im Gegenſatz zu manchen anderen Ländern, in den letzten Jahren Ruhe 
und Ordnung herrſchte, ſo iſt das vor allem der Tatſache zu verdanken, 
daß hier die ſogen. große Koalition beſtand, um deren Zuſtande⸗ 
kommen, Zuſammenhalten und Zuſammenarbeiten die Zentrumsfraktion 
als die Partei der Mitte das größte Verdienſt hat. Als föderaliſtiſche 
Partei hat das Zentrum dem Reiche gegeben, was dem Reiche iſt, aber 
auch die Rechte Preußens als Einzelſtaat entſchieden gewahrt. Vor 
allem in den Tagen des paſſiven Widerſtandes und unmittelbar nach 
ſeinem Abbruch iſt die Zentrumspartei des preußiſchen Landtags für 
die Rechte der beſetzten Landesteile an Rhein und Ruhr eingetreten 
und hat jeder Neigung, dieſe ihrem Schickſal zu überlaſſen, unbeug- 
ſamen Widerſtand entgegengeſetzt. Sie wird auch weiter dieſen Landes⸗ 
teilen, die für das ganze Vaterland unſagbar gelitten haben, feine 
beſondere Fürſorge zuwenden. 

Die Sorge für die einzelnen Berufsſtände iſt nicht nur Sache des 
Reiches, ſondern auch den Ländern fallen hier wichtige Aufgaben zu. 
Das Zentrum, als eine chriſtliche Volkspartei, die den Gedanken der 
Volksgemeinſchaft und der Verſöhnung der Stände und Klaſſen nicht 
nur mit Worten vertritt, ſondern auch in ſich verkörpert, indem ſich 
ſeine Wähler und ſeine Gewählten aus allen Kreiſen und Ständen 
zuſammenſetzen, bietet ſchon hierdurch die Gewähr, daß die Wünſche 
und Lebensnotwendigkeiten aller Berufe in ihm Verſtändnis und Ver⸗ 
tretung finden. Für die Erhaltung und Förderung einer leiſtungs⸗ 
fähigen Landwirtſchaft, eines kräftigen Mittelſtandes, einer blühenden 
Induſtrie, einer geachteten, arbeitsfrohen und ausreichend entlohnten 
Arbeiterſchaft, eines gefunden, ſtandesfrohen Beamtenkums wird das 
Zentrum wie bisher, ſo auch weiter kämpfen. Die Wähler und Wäh⸗ 
lerinnen ſollen aber nicht vergeſſen, daß dieſer Kampf umſo ausſichts⸗ 
reicher iſt, je zahlreicher die Partei im Landtag vertreten iſt. 
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Mit ernften Sorgen ſieht das Zentrum als chriſtliche Volkspartei 
die Verwirrung der Zeit auf ſittlichem Gebiet und die Zerrüttung 
des Familienlebens. Wo es immer geſchehen konnte, haben wir keine 
Mühe geſcheut. Wir werden es weiter tun, um chriſtliche Geſinnung 
und chriſtlicher Geſittung im Volksleben wieder energiſch Geltung zu 
verſchaffen. Hier gibt es für uns kein Paktieren. Unſere Grund⸗ 
ſätze ſind unbeugſam! Euch alle, die ihr noch wirklich chriſtlich denkt, 
rufen wir zur Mitarbeit auf! Nicht minder fordern wir auch zur 
Mitarbeit auf an der Durchdringung unſeres geſamten kulturellen 
Lebens mit dem Geiſte des Chriſtentums, auf dem Gebiete des The⸗ 
aters, der Kunſt und Literatur. In der Schulpolitik gibt es für uns 
nur ein Ideal, das iſt die Bekenntnisſchule. Für fie haben wir ge- 
kämpft und werden wir weiter kämpfen. Ebenſo werden wir uns, 
getreu unſerer Geſchichte, für die Rechte und die Freiheit der katho⸗ 
liſchen Kirche einſetzen, zumal ſie eine Förderung durch irgendeine 
andere Partei bisher nirgendwo gefunden hat. Dieſer Standpunkt 
hindert uns jedoch nicht, im Geiſte wahrer Toleranz in derſelben Weiſe 
für die anderen Religionsgemeinſchaften einzutreten. Das ift auch 
von hervorragenden Vertretern derſelben wiederholt und gebührend 
anerkannt worden. 


Ungeheure Aufgaben werden einer chriſtlichen Politik im kommenden 
Landtag harren. Nur ein ſtarkes Zentrum bürgt dafür, daß dieſe 
Ideale keinen Schaden leiden. Wähler und Wählerinnen Preußens, 
in eure Hände iſt das Schickſal am 7. Dezember gelegt. Die Ver⸗ 
antwortung für euch iſt groß. Indem wir vor euch das Banner der 
ruhmreichen Windthorſtſchen Überlieferung entrollen, jenes Banner, 
das wir treu gehütet und gehegt haben, rufen wir euch auf zum 
Kampf. Unſer iſt der Sieg, wenn wir wollen. So folgt uns in den 
Kampf für das, was ruhmreiche Vergangenheit iſt. Der 7. Dezember 
wird und muß das Zentrum ſtark ſehen! Der neue Preußiſche Landtag 
ſoll den Beweis erbringen. daß das Sehnen nach einer chriſtlichen 
Politik in Preußen in unaufhaltbarem Wachſen begriffen iſt. 


Preußiſche Wähler und Wählerinnen! Vorwärts denn unter dem 
alten und doch ewig jungen Loſungswort Windthorſts: Für Wahrheit, 
Recht und Freiheit! 


Der Vorſtand der Preußiſchen Zentrumspartei: 
Dr Dr Porſch. Herold. Dr von Savigny. Linz. Grouowski. Heßberger. 
Mönnig. Wronka. Rheinländer. Stieler. Dr Hager. Steger. 
Dr Schulte. Babenberger. Graf Praſchma. Kaiſer. Wand. Dr Heß. 


Der Vorſtand der Zentrums fraktion des Preußi⸗ 
ſchen Landtages: 

Dr Dr Porſch. Herold. Gronowski. Beyer (Oberſchleſienj. Gottwald 

(Berlin). Graw (Wormditt). Dr Hager. Dr Heß. Linz (Wies⸗ 

baden). Müller (Neuwied). Dr Schmedding. Steger. Stieler. 
Stoffels. Wildermann. 
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4. Deutſche Volkspartei 


An ſchs ift Reichsgeſchäftsſtelle der Deutſchen Volkspartei, Ber⸗ 
19 48, Friedrichſtr. 226, F Nollendorf 4068 bis 


A. Grundſätze der Deutſchen Volkspartei 
beſchloſſen auf dem Parteitag in Leipzig am 19. Oktober 1919. 


Deutſches Weſen beſteht ſeit Alters her in dem Streben nach freier 
Entfaltung des einzelnen und ſeiner Eigenart im Rahmen der vom 
Gemeinſinn beherrſchten Volksgeſamtheit. Deutſches Weſen zu pflegen 
und ihm Geltung und Achtung in der Welt zu erringen, iſt das Be⸗ 
ſtreben der Deutſchen Volkspartei. 

Die Deutſche Volkspartei vertritt daher auf der Grundlage natio⸗ 
naler Staatsgeſinnung die Vertiefung und Ausſöhnung der liberalen 
und ſozialen Gedanken. Sie ruft alle geiſtigen und ſittlichen Kräfte 
des deutſchen Volkes auf zur Mitarbeit an einer inneren Erneuerung 
von Volksleben und Staat auf Grund voller Gleichberechtigung, 
ernſter Pflichterfüllung und echter Liebe zum Vaterlande. j 


I. Vom Staatsweſen 


1. Staatsgewalt 

Eine ſtarke, feſtgefügte Staatsgewalt — geſtützt auf ſorgſame Pflege 
ſtaatsbürgerlichen Pflichtbewußtſeins, letzten Endes aber auch auf die 
unerläßlichen Machtmittel — iſt die erſte Vorausſetzung für eine ge⸗ 
deihliche Entfaltung der deutſchen Volkskraft nach außen und innen. 
Je geringer die Machtmittel des Reiches ſind, um ſo notwendiger iſt 
es, das Pflichtbewußtſein gegen den Staat bis zum Tode, die Mannes⸗ 
zucht und Kameradſchaft, die Grundpfeiler, auf denen unſer deutſches 
Volksheer aufgebaut war, im deutſchen Volke lebendig zu erhalten. 
Dafür wird die Deutſche Volkspartei allezeit eintreten. 

Sie fordert volle politiſche Gleichberechtigung aller Staatsbürger, 
fie erblickt aber in der freiwilligen, vertrauensvollen Gefolgſchaft, die 
das Volk ſeinen ſelbſtgewählten Führern leiſtet, eine weſentliche Vor⸗ 
bedingung für Deutſchlands Freiheit und Aufſtieg. Sie wird dieſe 
Geſinnung beſonders pflegen. 

2. Stellung nach außen 

Wie für den einzelnen in der Volksgemeinſchaft, ſo verlangt die 
Deutſche Volkspartei für das deutſche Volk im Kreiſe der Volker die 
ihm gebührende Achtung und Freiheit der nationalen und wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung. 

Sie erſtrebt eine politiſche und wirtſchaftliche Völkerverſöhnung, 
hält dieſe aber für unmöglich, ſolange die Ehre des deutſchen Volke⸗ 
von unſeren Feinden zertreten, eine Vereinigung aller Deutſchen, die 
von uns geriſſen ſind oder ſich zum Reiche bekennen, einſchließlich der 
öſterreichiſchen Deutſchen, verhindert und der uns aufgezwungene Ge⸗ 
waltfriede aufrechterhalten wird. 

Unſere auswärtige Politik bedarf einer umſichtigen, zielbewußten 
und ſachkundigen Leitung. Der answärtige Dienſt iſt umzugeſtalten; 
unſere Vertreter im Ausland ſind allein nach dem Geſichtspunkt der 
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Tüchtigkeit ſo auszuwählen, daß ſie auf Grund enger Beziehungen zum 
Auslandsdeutſchtum und zu den maßgebenden Kreiſen des Auslands, 
insbeſondere der ausländiſchen Preſſe, unſere Politik, unſeren Handel 
und unſere Induſtrie erfolgreich zu unterſtützen vermögen. 

An der geiſtigen und ſittlichen Hebung der auf niedriger Kultur⸗ 
ſtufe ſtehenden Völker mitzuarbeiten, iſt auch das deutſche Volk be⸗ 
rechtigt. 

3. Staatsform 

Die Deutſche Volkspartei wird den Wiederaufbau des Reichs mit 
allen Mitteln fördern. Daher wird ſie im Rahmen ihrer politiſchen 
Grundſätze auch innerhalb der jetzigen Staatsform mitarbeiten. 

Die Deutſche Volkspartei fordert den deutſchen Einheitsſtaat mit 
weitgehender Selbſtverwaltung und Sicherung der Eigenart der ein⸗ 
zelnen geſchichtlich, kulturell und wirtſchaftlich zuſammenhängenden 
Landſchaften. Solange ſich aber nicht alle deutſchen Länder gleich⸗ 
mäßig dem deutſchen Einheitsſtaat einfügen, wird die Deutſche Volts⸗ 
partei ſich jedem Verſuch einer Zertrümmerung Preußens widerſetzen. 

Wir fordern die Wiederherſtellung der ruhmvollen ſchwarz⸗weiß⸗ 
roten Reichsfarben. 

Die Deutſche Volkspartei erblickt in dem durch freien Entſchluß 
des Volkes auf geſetzmäßigem Wege aufzurichtenden Kaiſerium, dem 
Sinnbild deutſcher Einheit, die für unſer Volk nach Geſchichte und 
Weſensart geeignetſte Staatsform. 

Verantwortliche Mitarbeit der Volksvertretung an der Regierung, 
ohne Ausbeutung der jeweiligen Parteimacht, gilt uns als weſentliche 
Grundlage jeder Verfaſſung. 

4. Verwaltung und Rechtspflege 

Die Deutſche Volkspartei verlangt eine zeitgemaße Neugeſtaltung 
und Vereinfachung der Reichsverwaltung auf freiheitlicher Grundlage 
mit weitgehender Selbſtändigkeit der einzelnen Behörden. Sie fordert 
die Ausgeſtaltung des Rechtsſchutzes in der Verwaltung und den wei⸗ 
teren Ausbau der Selbſtverwaltung in allen Stufen kommunaler Ge⸗ 
meinſchaft. Bei den Verwaltungsgeſchäften ſind alle Volkstreiſe zu 
verantwortlicher Mitarbeit heranzuziehen. Dieſe Mitarbeit iſt eine 
Ehrenpflicht, für deren Erfüllung nur die tatſächlichen Aufwendungen 
zu erſtatten ſind. 

en einer unabhängigen, lediglich auf Geſetz und Gerechtigkeit ge⸗ 
gründeten Rechtspflege erblickt die Deutſche Volkspartei den Grund⸗ 
pfeiler ſtaatlicher Ordnung. Der Richterſtand iſt aus dem übrigen 
Beamtenkörper herauszulöſen und vor Einflüſſen der jeweiligen Re⸗ 
gierung ſicherzuſtellen. An der Unabhängigkeit der Richter iſt feſt⸗ 
zuhalten; ihre Berufung durch Wahl zu verwerfen. Bei ſchweren Ein⸗ 
griffen in die Rechte und Intereſſen des einzelnen muß, auch gegen⸗ 
über demokratiſchen Mehrheitsbeſchlüſſen, die Anrufung des unab⸗ 
hängigen Richters gewährleiſtet werden. 

Die Deutſche Volkspartei erſtrebt eine gemeinverſtändliche Geſetzes⸗ 
ſprache, eine Vereinfachung, Verbilligung und Beſchleunigung des 
Rechtsganges und weitgehende Beteiligung der Laien an der Urteils⸗ 
findung. Die Neugeſtaltung des Strafrechtes und des Prozeßrechtes 
iſt zu beſchleunigen. Sondergerichte ſind möglichſt zu vermeiden. 
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5. Beamte 


Die Deutſche Volkspartei vertritt mit aller Entſchiedenheit den 
Standpunkt, daß ein geordnetes Staatsweſen für die Löſung ſeiner 
Aufgaben eines in der erforderlichen Weiſe praktiſch, theoretiſch und 
wiſſenſchaftlich vorgebildeten Berufsbeamtentums als ſeines Rück⸗ 
grates unbedingt bedarf. 

Zur Erhaltung und Fortentwicklung eines tüchtigen, leiſtungsfähigen 
Beamtentums erhebt ſie folgende Forderungen: 

Unkündbare, lebenslängliche Anſtellung der Beamten lediglich nach 
ſachlichen Geſichtspunkten ohne Rückſicht auf Parteizugehörigkeit und 
religioſes Bekenntnis, nach kurzer Wartezeit mit Anſpruch auf Gehalt, 
Ruhegehalt, Hinterbliebenenbezüge und Urlaub, ſowie dauernde Siche- 
rung dieſer Grundrechte der Beamten durch die Verfaſſung. 

Schutz für den gelehrten Arbeiter, beſonders in der Rechtspflege, 
der Lehrtätigkeit und Seelſorge. 

Erleichterung des ſtufenweiſen Aufſtiegs für Perſönlichkeiten von 
anerkannter Tüchtigkeit ohne Rückſicht auf die Art der Aneignung der 
erforderlichen Fachkenutniſſe, auf Parteirichtung und Vermögenslage. 

Beſchränkung der Neubeſetzung von Beamtenſtellen infolge eines 
Wechſels der parlamentariſchen Regierung auf leitende politiſche 
Stellungen und ausreichende, durch Geſetz feſtzuſetzende Entſchädigung 
der aus dem Amte Scheidenden. 

Beſoldung, Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, die der Aus 
bildung und der Stellung der Beamten entſprechen, den jeweiligen 
Teuerungsverhältniſſen angepaßt find und mit dem Einkommen gleich⸗ 
artiger Volksſchichten im Einklange ſtehen, ſowie eine Neugeſtaltung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes mit beſonderer Berückſichtigung der kinder— 
reichen Familien; 

weiteren Ausbau der Beamtenrechte durch ein beſonderes Be— 
amtengeſetz, welches die völlige politiſche und außerdienſtliche Freiheit 
und die Mitwirkung an der Geſtaltung der Stellung und des Wir- 
kungskreiſes der Beamten durch Beamtenausſchüſſe und Beamten⸗ 
kammern und ihre Fachverbände ſicherſtellt; 

unbedingte Aufrechterhaltung des Staatsbürgerrechts, des Ver⸗ 
ſammlungse, Vereins- und Vereinigungsrechts und Gewährung des 
grundſätzlichen Rechts der freien Meinungsäußerung in Wort und 
Schrift; 

Verbeſſerung des Dienſtſtrafverfahrens, insbeſondere durch Ein- 
fügung der Berufung, der Wiederaufnahme und der Beſetzung eines 
Teiles des Gerichtshofes mit Beamten vom Range und dem Dienft- 
zweige des Angeſchuldigten; ü 

völlige Gleichſtellung der Lehrer und Gemeindebeamten in mate— 
rieller und rechtlicher Hinſicht mit den Staatsbeamten. 

6. Volkstum und Familie 

Die Not der Zeit, die Bedrückung durch unſere Feinde, der Haß 
und die Verleumdung, die dem deutſchen Volke überall begegnen, machen 
es beſonders notwendig, daß das deutſche Volk ſeiner völkiſchen Eigen 
art bewußt wird und alle geiſtigen und ſittlichen Werte, die in ihm 
liegen, herausarbeitet. Dazu will die Deutſche Volkspartei nach Kräften 
mitwirken. Dagegen bekämpft fie alle Zerſetzungsbeſtrebungen, die an 
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Stelle des Bekenntniſſes zum nationalen Staat und zum deutſchen 
Volkstum das Weltbürgertum fetzen wollen. Sie verwirft alle Be⸗ 
ſtrebungen, die unſer deutſches Empfinden zurückdrängen wollen zu⸗ 
gunſten internationaler, uns weſensfremder Auffaſſungen. Der ſittliche 
und wirtſchaftliche Wiederaufbau unſeres Volkes kann nur gelingen, 
wenn wir zurückkehren zu den alten Grundſätzen von Treue, Ehrlich⸗ 
keit, Unparteilichkeit und Unbeſtechlichkeit im öffentlichen Dienſt, in 
Handel und Wandel. Alle anders gearteten Geſinnungen bekämpft die 
Deutſche Volkspartei, gleichviel, von welcher Seite ſie kommen. 

Einem auf unſer Volkstum und Staatsleben zerſetzend wirkenden 
Einfluß des Großkapitals, wie er bei demokratiſcher Staatsform zu 
befürchten iſt, muß ſcharf entgegengetreten werden. 

Die tiefſte Quelle unſerer Volkskraft liegt in der deutſchen Familie. 
Je mehr die Schule unter Einflüſſe kommt, die dem deutſchen Weſen 
fremd ſind, um ſo kräftigeren Rückhalt muß die Pflege deutſcher Ge⸗ 
ſchichte und deutſcher Vaterlandsliebe in der Familie finden. Alles, 
was zum Schutz und zur Stärkung der Familie, insbeſondere auch durch 
Boden⸗, Wohnungs- und Steuerpolitik, getan werden kann, wird durch 
die Deutſche Volkspartei tatkräftigſte Förderung erfahren. 

7. Bevölkerungspolitik 

Die Volksgeſundheit, leiblich und ſittlich, zu pflegen und zu fördern, 
iſt der Deutſchen Volkspartei ernſte Pflicht. Sie will das deutſche 
Volk deutſch erhalten und bekämpft daher insbeſondere die ſeit der Re⸗ 
volution eingetretene Überflutung Deutſchlands durch fremdſtämmige 
Perſonen. 

Die Auswanderung von Deutſchen gilt ihr als Verluſt deutſcher 
Volkskraft und deutſchen Volksvermögens. Soweit fie nicht zu ver⸗ 
hindern ift, find die Auswanderer ſachgemäß zu beraten und ſo zu 
leiten, daß ſie ihr Deutſchtum und den Zuſammenhang mit der Heimat 
behalten. 

8. Auslandsdeutſchtum 

Für die deutſchen Minderheiten in fremden Staaten fordert die 
Deutſche Volkspartei das Recht auf Wahrung ihres Volkstums. 

Die Pflege der Kulturgemeinſchaft mit den Auslandsdeutſchen als 
den Vertretern des deutſchen Gedankens, den Vorkämpfern für die 
Achtung des geſamten Deutſchtums und den Pionieren des deutſchen 
Handels gehört zu den vornehmſten Aufgaben des Reichs. Insbeſon⸗ 
dere ſollen die gegen ihren Willen von uns losgeriſſenen Volksgenoſſen 
mit dem deutſchen Volke geiſtig feſt verbunden bleiben. 

9. Frauenfrage 

Die Deutſche Volkspartei tritt ein für die politiſche, wirtſchaftliche 
und rechtliche Gleichſtellung der Geſchlechter. Sie fordert Zulaſſung 
der Frauen zu allen Amtern und Stellen unter Vorausſetzung voll⸗ 
wertiger Vorbildung, die zugleich Vorbedingung wird für die Frauen 
zu dem Aufſtieg bis in die höchſten Stellen. 

Tas Wirken der Frau als Mutter und Erzieherin der kommenden 
Geſchlechter, als Leiterin des Hausweſens und als Mitarbeiterin und 
Mitkämpferin im ſozialen, wirtſchaftlichen und kulturellen Leben findet 
weitgehende Würdigung und Unterſtützung bei der Deutſchen Volks⸗ 
partei. 
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10. Schule und Volksbildung 

Die Deutſche Volkspartei fordert die nationale Einheitsſchule. Auf 
einer allgemeinen Grundſchule ſoll ſich ein reichgegliederter und biel- 
geſtaltiger Aufbau des deutſchen Schulweſens erheben, deſſen einzelne 
Teile unter ſich eng verbunden ſind, ſo daß ſich dem Tüchtigen ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, des Standes und des Beſitzes vielfache Auf⸗ 
ſtiegsmöglichkeiten bieten und deutſches Geiſtesleben ſich in ſeiner 
ganzen Mannigfaltigkeit entfalten kann. Dabei iſt der Zuſammenhang 
mit den Grundlagen deutſcher Kultur, insbeſondere dem Chriſtentum, 
zu bewahren. Die Deutſche Volkspartei fordert deshalb auch die Bei⸗ 
behaltung des Religionsunterrichts in den öffentlichen Schulen nach den 
Grundſätzen der Religionsgemeinſchaften unter Wahrung voller Ge— 
wiſſensfreiheit. 

Bei der Einrichtung der Volksſchule iſt auf die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung und auf den Willen der Erziehungsberechtigten Rückſicht zu 
nehmen. Je nachdem dieſe es fordern, iſt ſie ſimultan oder konfeſſionell 
zu geſtalten. Das Höhere Schulweſen iſt unter Berückſichtigung der 
neueren Bildungsaufgaben im Anſchluß an die geſchichtlich gewordenen 
Formen zu entwickeln. In dieſen Aufbau des nationalen Bildungs- 
weſens find alle Fach- und Fortbildungsſchulen einzugliedern. 

Den privaten Schulen iſt unter ſtaatlicher Aufſicht freie Betätigung 
zu gewährleiſten. 

Einſchließlich des Beſuches der Berufs- und Fortbildungsſchulen 
dauert die Schulpflicht bis zum 18. Lebensjahr. 

Das geſamte Schulweſen ſteht unter ſtaatlicher Anfficht, die von 
Fachleuten ausgeübt wird. 

In allen Schulen ſoll ein Geiſt der Freiheit, der Arbeitsfreude 
und der Selbſtverantwortlichkeit walten, ſoll den Lehrern und Eltern 
ein Mitbeſtimmungsrecht gewährt und die Gewiſſensfreiheit geachtet, 
zugleich aber die nationale Bildungseinheit und das nationale Bil⸗ 
dungsziel geſichert werden. Staatsbürgerliche Geſinnung zu erwecken, 
echte Vaterlandsliebe und den Stolz auf die geſchichtliche Größe des 
deutſchen Volkes zu pflegen, iſt eine der höchſten Aufgaben aller 
deutſchen Schulen. 

Die Lehrerbildung iſt aus ihrer Sonderſtellung zu löſen und in 
den großen Zuſammenhang des geſamten nationalen Bildungs- und 
Erziehungsweſens einzufügen. 

Den Abſchluß der verſchiedenen Bildungswege ſollen mannigfache 
Arten von Hochſchulen bilden, zu deren Beſuch ein entſprechender Be⸗ 
fähigungsnachweis Vorbedingung iſt. Die deutſchen Hochſchulen ſtehen 
in erſter Linie Studierenden deutſcher Abſtammung und deutſcher 
Mutterſprache offen. Die Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Er⸗ 
forſcher und Lehrer muß gewährleiſtet bleiben, eine ausreichende wirt⸗ 
ſchaftliche Sicherſtellung für alle Diener der Wiſſenſchaft und ſoziale 
Fürſorge für die Studenten durchgeführt werden. Der innere Aufbau 
der Hochſchulen iſt unter verantwortlicher Mitwirkung der akademiſchen 
Körperſchaften und Vertretungen auszugeſtalten. 

Volkshochſchulen und Hochſchulkurſe ſind mit dem Ziel vertiefter 
Herzens⸗ und Verſtandesbildung auf der Grundlage deutſcher Volks⸗ 
und Stammesart einzurichten. Bildungs- und Unterhaltungseinrich⸗ 
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tungen (Volksheime, Volksbüchereien, Sammlungen, Lichtbild, litera⸗ 
riſche und muſikaliſche Darbietungen) ſollen unter Verwendung öffent⸗ 
licher Mittel mehr als bisher in den Dienſt der Veredelung, der Er⸗ 
holung und Geſelligkeit geſtellt werden. 


11. Jugendpflege 

Die Deutſche Volkspartei tritt ein für einen tatkräftigen Ausbau 
der Jugendpflege unter dem Geſichtspunkt der Erhaltung und Stärkung 
der deutſchen Volkskraft. Alles, was zur körperlichen, geiſtigen und 
ſittlichen Ertüchtigung der Jugend dient, iſt nachdrücklich zu fordern. 
Die geſetzlichen Fürſorgemaßnahmen und die private Wohltätigkeit für 
die Jugend ſind insbeſondere durch geſetzliche Einführung von Jugend⸗ 
ämtern auszubauen und miteinander zu verbinden. 


12. Religion und Kirche 

Die Deutſche Volkspartei verlangt Gewiſſensfreiheit und Selbſt⸗ 
verantwortlichkeit in allen religiöſen und kirchlichen Angelegenheiten. 
Sie ſieht im Chriſtentum einen Grundpfeiler deutſcher Kultur und 
deutſchen Volkslebens. Sie erſtrebt eine verſtändnisvolle Zuſammen⸗ 
arbeit der Religionsgemeinſchaften mit dem Staate im Dienſte der 
Volkserziehung ſowie der Milderung der konfeſſionellen Gegenſätze 
durch gegenſeitiges Verſtändnis und einträchtiges Zuſammenarbeiten 
im öffentlichen Leben. 

Die Deutſche Volkspartei tritt ein für volle Freiheit und Selbſt⸗ 
verwaltung aller religiöſen Gemeinſchaften. Die Kirchen ſollen frei 
von ſtaatlicher Bevormundung ihre bisherige Stellung als Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts, einſchließlich des Rechts zur Beſteue⸗ 
rung ihrer Milglieder, behalten. Anderen Religionsgemeinſchaften iſt 
die Möglichkeit zu verſchaffen, durch ſtaatliche Anerkennung dieſelben 
Rechte zu erwerben. 

Die Verpflichtungen des Staates ſollen durch Geſetz in einer den 
Lebensbedingungen der Kirche entſprechenden Form allmählich abgelöſt 
werden. Für den Fortbeſtand der theologiſchen Fakultäten, der Geel- 
ſorge in Heer und Marine, in öffentlichen Krankenhäuſern und Ge⸗ 
fängniſſen find auch ferner ſtaatliche Mittel bereitzuſtellen. 


13. Kunſt, Literatur und Preſſe 

Die Deutſche Volkspartei erkennt an, daß allen in der Kunſt und 
Literatur um Geltung ringenden Strömungen das Recht auf freie Ent⸗ 
faltung zukommt; ihre beſondere Förderung wird ſie aber denjenigen 
Beſtrebungen widmen, die deutſches Weſen und deutſches Empfinden 
künſtleriſch darſtellen wollen. Die Kunſtſtätten und künſtleriſchen Be⸗ 
ſtrebungen in den mittleren und kleineren Orten ſind beſonders zu 
pflegen. 

Die Freiheit der Preſſe iſt zu gewährleiſten, Schmutz in Wort und 
Bild aber zu unterdrücken und durch Pflege guter Kunſt und Literatur 
zu verdrängen. Die Preſſe iſt als berufene Vertreterin öffentlicher 
Intereſſen anzuerkennen; der Bürger iſt vor ungerechtfertigten An⸗ 
griffen der Preſſe gegen fein privates Leben und feine privaten Inter⸗ 
eſſen zu ſchüten. Der Zeugniszwang gegen die Preſſe iſt zu beſeitigen. 
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IJ. Von der Volkswirtſchaft 
14, Wirtſchaftsordnung 

Die Deutſche Volkspartei fordert für jeden Staatsbürger das Recht 
der freien Entfaltung ſeiner Kräfte. Das Streben nach Gewinn muß 
aber bei dem einzelnen ſeine ſittlichen Schranken finden in der Rück⸗ 
ſichtnahme auf das Wohl und dic Bedürfniſſe der übrigen Volksgenoſſen. 

Die Deutſche Volkspartei hält feſt an dem Recht auf Privateigentum 
und dem geſetzlichen Erbrecht der engeren Familie. Der Beſitz iſt als 
anvertrautes Gut zu behandeln, das zu fruchtbarem Schaffen ver⸗ 
pflichtet; dies gilt in erhöhtem Maße vom ererbten Gute. 

Bei der Überführung von wirtſchaftlichen Unternehmungen in die 
öffentliche Hand, die nur gegen Entſchädigung erfolgen darf, wird die 
Deutſche Volkspartei unter der Vorausſetzung mitwirken, daß weſent⸗ 
liche Vorteile für die Allgemeinheit dauernd gewährleiſtet ſind. Ini 
allgemeinen wird eine Beteiligung des Staates an freien Betrieben den 
Vorzug verdienen. 

Dem Genoſſenſchaftsweſen in Stadt und Land wird die Deutſche 
Volkspartei ſachgemäße Förderung zuteil werden laſſen. 

15. Arbeitsgemeinſchaft 

Die Deutſche Volkspartei ſieht die Löſung der ſozialen Frage nicht 
in äußeren Formen des Wirtſchaftslebens, die mit erhöhtem Zwang 
nur feine Leiſtungsfähigkeit mindern, ſondern in der innerlichen Gleich⸗ 
berechtigung aller Volksgenoſſen und der ſittlichen Überwindung aller 
Gegenſätze zwiſchen den verſchiedenen Bevölkerungskreiſen, zwiſchen 
Stadt und Laud, Unternehmern und Mitarbeitern. Eine Sozialiſierung 
der deutſchen Wirtſchaft verwirft fie; der Ausgleich zwiſchen den wwirt- 
ſchaftlichen Forderungen der einzelnen Berufsgruppen ift auf dem Wege 
gütlicher oder ſchiedsgerichtlicher Einigung herbeizuführen. 

Der Glaube, daß eine Volksklaſſe nur für die andere arbeite, muß 
nicht nur wie bisher durch ſoziale Fürſorge, ſondern vor allem durch 
ein enges Zuſammenwirken zwiſchen dem Arbeitgeber und ſeinen Werks- 
angehörigen widerlegt werden. Freigewählte Vertrauensleute der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten ſollen nach Maßgabe der Geſetze und allge⸗ 
meinen Vereinbarungen gemeinſam mit dem Unternehmer die den 
Arbeitsverdienſt und die Arbeiterwohlfahrt betreffenden Fragen löſen. 
Die geſchäftliche und techniſche Leitung der Betriebe bleibt der Ver⸗ 
antwortlichkeit der Unternehmer überlaſſen. 

Dem berechtigten Verlangen der Arbeiter und Angeſtellten, ver⸗ 
antwortlich an der Regelung der Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik mit⸗ 
zuwirken, iſt Rechnung zu tragen. Dieſes Ziel will die Deutſche 
Volkspartei durch eine von den Verbänden der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer getragene Arbeitsgemeinſchaft erreichen. 

In freier und unbefangener Gemeinſchaftsarbeit ſoll ſich ſo auf 
dem Boden der Gleichberechtigung zwiſchen den Unternehmern und 
ihren Mitarbeitern eine berufsſtändige Vertretung aller ſchaffenden 
Arbeit bis hinauf zum Reichswirtſchaftsrat aufbauen. 


16. Angeſtellte und Arbeiter 
Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Angeſtellten und Arbeiter 
müſſen durch verſtändnisvolles Zuſammenwirken aller Beteiligten neı- 
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geſtaltet werden. Hierbei iſt auf freie verantwortliche Betätigung der 
einzelnen und auf Würdgiung der Perſönlichkeit nach ihrem beſonderen 
Wert und ihren Leiſtungen hinzuwirken. 

Die Deutſche Volkspartei tritt ein für geſetzliche Gewährleiſtung 
des Koalitionsrechtes und der Koalitionsfreiheit, insbeſondere für 
Schutz der gewerkſchaftlichen und politiſchen Überzeugung des einzelnen 
Arbeitnehmers, ſowie für Auerkennung der Berufsverbände, für Schaf⸗ 
fung eines zeitgemäßen Arbeiter- und Staatsarbeiterrechts und den 
Ausbau des Angeſtelltenrechts unter Berückſichtigung der Bedürfniſſe 
der einzelnen Angeſtelltengruppen. Den beſonderen Verhältniſſen der 
Landarbeiter, Handwerksgehilfen und Hausangeſtellten iſt Rechnung 
u tragen. 

Die Deutſche Volkspartei fordert Erweiterung der ſozialen Fürſorge 
auf allen Gebieten. Internationale Durchführung der ſozialen Ver⸗ 
ſicherungs- und Schutzgeſetze iſt daher ein dringendes Erfordernis. 

D F ee Be ine 

Die Deutſche Volkspartei tritt für Erhaltung und Schutz der freien 
Berufe (Arzte, Apotheker. Anwälte, Techniker, Schriftſteller ufw) ein. 
Sie verwirft eine Sozialiſierung dieſer Berufe und eine Beſtellung 
ihrer Angehörigen zu Beamten. Die wirtſchaftlichen Beſtrebungen der 
Berufsverbände ſollen ſtaatliche Förderung finden. Das Recht am 
geiſtigen Eigentum iſt zu erweitern. 


18. Landwirtſchaft 


In einer blühenden Landwirtſchaft und einem kräftigen, ſelbſt⸗ 
bewußten Bauernſtand ſieht die Deutſche Volkspartei die wichtigſte 
Grundlage deutſcher Volkskraft. Durch planmäßige Pflege aller Zweige 
der Landwirtſchaft iſt die Hebung der Erzeugung und damit die Un⸗ 
abhängigkeit unſerer Volksernährung vom Auslande anzuſtreben. Die 
Viehzucht bedarf ganz beſonderer Förderung. Die reſtloſe Ausnutzung 
aller zur Fiſchzucht geeigneten Gewäſſer iſt geboten. Durch die Wir- 
kungen des Weltmarktes darf die deutſche Landwirtſchaft in ihrem Be⸗ 
ſtande nicht gefährdet werden; hiervor iſt fie durch Schutzzölle aus- 
reichend zu fichern. 

Durch eine großzügige Innenſiedlung iſt eine geſunde Miſchung von 
Groß-, Mittel- und Kleinbeſitz unter Vermehrung der ſelbſtändigen 
Bauernſtellen und der landwirtſchaftlichen Kleinbetriebe zu erſtreben. 
Der Aufſtieg zu wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit iſt, namentlich bei den 
Landarbeitern, planmäßig zu fördern. Die Zuſammenlegung zer- 
ſplitterten Beſitzes und die Durchführung von Bodenverbeſſerungen iſt 
erheblich zu erleichtern. 

Die landwirtſchaftlichen Fideikommiſſe in der ſeitherigen Form und 
Ausdehnung müſſen wegfallen. Häufung von Gütern und Pachtungen 
in einer Hand iſt zu verwerfen. h 

Das Handwerk auf dem Lande ift zu neuer Blüte zu erwecken, das 
Verkehrsweſen auszubauen. Das Schulweſen auf dem Lande muß 
nachdrücklichſt gehoben werden. Landwirtſchaftliche Fachſchulen dürfen 
nirgends fehlen. Verſuchs- und Muſterwirtſchaften ſollen die kleineren 
und mittleren Beſitzer zu geſteigerten Leiſtungen ermuntern und Be- 
rufsfreude und Berufsſtolz in ihnen erhöhen. 
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Die hohe Bedeutung der Landfrau innerhalb des landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes, bei dem Ausgleich ſozialer Gegenſätze im Dorfe und 
in der Förderung ländlicher Kultur iſt vollauf zu werten. 

Zur Wiederbevölkerung des Landes iſt das Landleben nicht nur 
an Bildungsmöglichkeiten, ſondern auch an würdiger Unterhaltung 
reicher auszugeſtalten. Das Dorf muß ein Kulturmittelpunkt werden. 
Durch ſoziale Hebung der ländlichen Unterſchichten iſt ein Rückſtrom 
der vom Lande ſtammenden ſtädtiſchen Bevölkerung mit allen Mitteln 
zu fördern. 

Volksfremde Arbeitskräfte ſind ſobald als möglich durch einheimiſche 
zu erſetzen. 

19. Induſtrie 

Um dem deutſchen Volke Unterhalt zu ſchaffen, bedarf es des er⸗ 
neuten Aufſchwungs der Induſtrie. Was von Staats wegen zu ihrer 
Förderung geſchehen kann, insbeſondere durch wiſſenſchaftliche For⸗ 
ſchungs⸗ und Bildungsgelegenheiten, Ausgeſtaltung der gewerblichen 
Schutzrechte (Patente uſw), geſetzliche und verwaltungsmäßige Er- 
leichterung der Begründung und Führung induſtrieller Betriebe (Kon⸗ 
zeſſionsverfahren, Waſſerrecht, Elektrizitätsrecht, Geſtaltung der Ver⸗ 
kehrsgebühren uſw uſw), wird die Unterſtützung der Deutſchen Volks⸗ 
partei finden. 5 

Die Wirtſchafts⸗, Handels⸗ und Zollpolitik muß auf die Lebens⸗ 
notwendigkeiten und die geſunde Entwicklung der Induſtrie ſorgfältige 
Rückſicht nehmen. Eine gut gelohnte, geiſtig hochſtehende Arbeiterſchaft 
wird die wertwollſte Mithelferin der Induſtrie ſein. 

20. Handwerk, Kleinhandel und Gewerbe 

Die Deutſche Volkspartei würdigt den bedeutſamen nationalen und 
wiriſchaftlichen Wert mittelſtändiſcher Selbſtändigkeit und ſieht im ſelb⸗ 
ſtändigen Handwerk, Kleinhandel und Gewerbe dringend erhaltenswerte, 
der Landwirtſchaft, der Induſtrie und dem Großhandel gleichberechtigte 
Erwerbsſtände, deren Lebensfähigkeit zu ſichern und zu fördern iſt. Sie 
erblickt daher eine ihrer vornehmſten Aufgaben darin, die Wieder⸗ 
aufrichtung des gewerblichen Mittelſtandes in Stadt und Land mit allen 
Kräften zu betreiben. 

Die berufsſtändiſchen Verbände find bei der Löſung aller den ge⸗ 
werblichen Mittelſtand betreffenden Fragen heranzuziehen und in den 
Reichswirtſchaftsrat einzugliedern. 

Durch Vermittlung der Berufsverbände und Genoſſenſchaften ſind 
den Mittelſtandsbetrieben Waren und Rohſtoſſe in ausreichendem Maße 
zuzuführen und ihnen der erforderliche Kredit unter günſtigen Zins⸗ 
und Rückzahlungsbedingungen zu verſchaffen. 

Reich, Staat und Gemeinden ſollen durch 6 Vergebung aller 
notwendigen Arbeiten Arbeitsgelegenheiten ſchaffen. Dabei muß den 
Mißſtänden des Verdingungsweſens ein Ende bereitet werden durch 
Vergebung aller öffentlichen Arbeiten nur zu angemeſſenen Preiſen, die 
im Einvernehmen mit den Berufsverbänden feſtzulegen ſind. 

Die Kommunaliſierung mittelſtändiſcher Betriebe lehnt die Deutſche 
Volkspartei ab. Eine Bevorzugung der Konſumvereine und anderer 
Wirtſchaftsgemeinden zuungunſten des gewerblichen Mittelſtandes hat 
zu unterbleiben. 
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Die berufliche und wirtſchaftliche Ausbildung der Handwerker und 
Gewerbetreibenden iſt zu fördern. An der Werkſtattlehre iſt feſt⸗ 
zuhalten. Der Lehr- und Stundenplan der Fachſchulen iſt unter Mit⸗ 
wirkung der Berufsverbände aufzuſtellen. 


21. Handel und Schiffahrt; Kolonien 

In Anerkennung der hohen Bedeutung des Bank- und Ver⸗ 
ſicherungsweſens, des Handels und der Schifſahrt für unſere geſamte 
Volkswirtſchaft wird die Deutſche Volkspartei ihnen mit allen Mitteln 
behilflich ſein, die frühere Weltgeltung wieder zu erringen. Läſtige 
Feſſeln müſſen ihnen ferngehalten werden. 

Den Wiederaufbau der Handelsflotte hat das Reich mit Nachdruck 
zu fördern. Für die durch die Auslieferung der Handelsflotte ſchwer 
getroffene ſeemänniſche Beſatzung zu ſorgen, iſt Ehrenpflicht des Reiches. 
Auch die Seefiſcherei bedarf ſeiner Unterſtützung. 

Die Deutſche Volkspartei wird alles daran ſetzen, um für Deutſch⸗ 
land ein feinen wirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſprechendes Kolonial- 
land wiederzuerlangen. 


22. Verkehrsweſen 

Eiſenbahnen, natürliche und küuſtliche Waſſerſtraßen bilden die 
Grundlage einer geſunden Volkswirtſchaft und damit auch eine Voraus- 
ſetzung für geordnete politiſche Zuſtände. 

Die Staatseiſenbahnen ſind auf das Reich zu überführen. Un⸗ 
abhängig von den Finanzen des Reichs haben ſie als ſelbſtändige 
Körperſchaft die deutſche Volkswirtſchaft zu fördern. Ihre Einnahmen 
müſſen die Verzinſung und Abſchreibung der Aulagekoſten ermöglichen. 

Der Ausbau der deutſchen Seehäfen mit Mitteln des Reichs iſt 
erforderlich, um ſie im Wettbewerb mit den ausländiſchen Häfen lebens⸗ 
fähig zu erhalten. 

Auch die Förderung der Schiffahrt auf den natürlichen Waſſer⸗ 
ſtraßen, der Bau und die Pflege eines ausgedehnten Kanalnetzes und 
der maſchinelle Betrieb auf ihm muß Aufgabe des Reichs ſein. Bei 
Ausnutzung der Waſſerſtraßen dürfen der privaten Unternehmungsluſt 
nur inſoweit Schranken geſetzt und Laſten auferlegt werden, als dies 
zur Declung der Auslagen des Reichs und zur Regelung des Verkehrs 
geboten iſt. 


23. Bodenpolitik und Wohnungsweſen 

Der heimatliche Boden iſt unter ein Recht zu ſtellen, das ihn dem 
deutſchen Volke ſichert und feinen Gebrauch als Werk- und Wohnſtätte 
fördert, das jeden Mißbrauch ausſchließt und das die Wertſteigerung, 
die er ohne die Arbeit des einzelnen erhält, der Allgemeinheit nutzbar 
macht. Alle deutſchen Familien, insbeſondere die kinderreichen, ſollen 
möglichſt eine ihren Bedürfniſſen entſprechende Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
heimſtätte erhalten. 

In Stadt und Land iſt eine von ſozialem und techniſchem Verſtändnis 
geleitete Wohnungsaufſicht durchzuführen. Der Ausgleich der Gegen⸗ 
ſätze zwiſchen Vermieter und Mieter durch verſtändnisvolle Rückſicht⸗ 
nahme aufeinander iſt anzuſtreben. 

Der Bedarf an neuen Wohnungen iſt rechtzeitig zu ſichern. Hierbei 
muß vor allem die private Bautätigkeit gefördert werden. Reich und 
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Staat haben durch ſachgemäße Ordnung des Kreditweſens und der Be⸗ 
wirtſchaftung der Bauſtoffe ſowie durch Verbeſſerung des öſſentlichen 
Verkehrsweſens helfend einzugreifen. Baubereiter Boden iſt überall 
dort, wo er zu angemeſſenen Preiſen nicht zur Verfügung ſteht, mit 
Hilfe von Vorkaufs- und Enteignungsrechten zu beſchaffen. Die Bau⸗ 
polizeivorſchriften müſſen von läſtigen Jeſſeln befreit, aber von ſozialem 
Geiſt getragen ſein. Für Wohnbauten iſt eine weiträumige, niedrige 
und geſunde Bauweiſe zu erſtreben und durch Schaffung ſchneller Ver⸗ 
kehrsverbindungen von den gewerblichen Mittelpunkten in ihre weitere 
Umgebung zu ermöglichen. 

In der ſtädtiſchen Bevölkerung, insbeſondere in der großſtädtiſchen 
Jugend, muß die Liebe zum Heimatboden wieder geweckt werden. Klein- 
gartenbau und Kleintierzucht ſind zu fördern. 


24. Kriegsſchäden 

Weitgehende Fürſorge für alle Krieger, insbeſondere für die Kriegs⸗ 
beſchädigten, ſowie für die Hinterbliebenen unter Berückſichtigung ihrer 
früheren Lebenshaltung iſt ſelbſtverſtändliche Ehrenpflicht des Reichs. 

Die Deutſche Volkspartei verlangt eine großzügige und weitherzige 
Jürſorge für die Bewohner des vom Feinde beſetzten Gebiets und für 
die deutſchen Rückwanderer. Sie wird für volle Schadloshaltung der 
Bewohner des beſetzten Gebiets für die ihnen durch Maßnahmen der 
Feinde zugefügten Verluſte eintreten. 


25. Finanzen und Steuern 

Ehrlichkeit, Ordnung und Sparſamkeit müſſen in den öfſentlichen 
Haushalten wieder zur Geltung kommen. Nur ſo kann die Geſundung 
der Finanzen des Reichs wieder herbeigeführt werden. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Unternehmungen des Reichs, der Länder und der Kommunen 
müſſen pfleglich und nach kaufmänniſchen Grundſätzen verwaltet werden. 
Auch Unternehmungen in öffentlicher Hand, die in erſter Linie zur 
Förderung der Geſamtwirtſchaft beſtimmt find, müſſen möglichſt nach 
dem Grundſatz der Selbſtkoſtendeckung bewirtſchaftet werden. 

Einkommen und Vermögen ſind nach der Leiſtungsfähigkeit zu den 
Staatslaſten heranzuziehen. Das Arbeitseinkommen iſt dem Einkom⸗ 
men aus Vermögen gegenüber zu bevorzugen. Der Familienſtand iſt 
zu berückſichtigen; die für die Volkskraft wichtigen Mittelſchichten müffen 
vor einem Herabſinken aus ihrer ſozialen Stellung bewahrt werden. 
Steuern auf den Verbrauch, den Aufwand und den Verkehr der breiten 
Maſſen werden nicht zu vermeiden ſein. An die Stelle entfernter 
Verwandter ſoll als geſetzlicher Erbe der Staat treten. Steuerhinter⸗ 
ziehung und Steuerflucht ſind rückſichtslos zu bekämpfen. 

Die Zuſage an die Zeichner der Kriegsanleihen iſt einzulöſen. Der 
gewaltige Steuerbedarf des Reichs rechtfertigt es, daß das Steuer⸗ 
ſyſtem nach deſſen Bedürfniſſen ausgeſtaltet wird; es muß aber den 
Ländern und Selbſtverwaltungskörpern ſo viel finanzielle Freiheit ge⸗ 
laſſen werden, daß dieſe die ihnen obliegenden Aufgaben, insbeſondere 
wirtſchaftlicher und kultureller Art, auch fernerhin erfüllen können. 

Nach dieſen Zielenſtrebt die Deutſche Volkspartei. 
Sie will den Sammelpunkt bilden für die weiten 
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Kreiſe unſeres Volkes, die entſchieden national, 
liberal und ſozial empfinden. Sie weiß, daß mit 
ſolcher Geſinnung der Weg gefunden werden wird, 
der aus dem Dunkel der Gegenwart wieder binanf⸗ 
führt in eine lichtere Zukunft. 

Bei aller Not dennoch vorwärts! 


B. Wahlaufruf 


Das Schickſal der Nation wird durch die Außenpolitik beſtimmt. In 

ihrem Zeichen ſtehe der Wahlkampf. Unter der Parole: 
»Durch Arbeit und Opfer zur Freiheit« ſind wir in den letzten Wahl⸗ 
kampf gezogen. Wir haben unſer Wort eingelöſt. Die Übernahme der 
Laſten des Sachverſtändigengutachtens iſt nur erfolgt unter Zuſicherung 
der Befreiung deutſchen Landes, die eingeſetzt hat. Das Erreichte muß 
fortgeführt und ausgebaut werden. Wir bekennen uns zu dem Gedanken 
nationaler Realpolitil. Sie unterſcheidet fi ebenſo von einer Illu⸗ 
ſionspolitik, die ſich eine nicht vorhandene Macht vortäuſcht, wie von 
jener Illuſionspolitik, die von moraliſcher Abrüſtung Deutſchlands Er⸗ 
folge erträumt und nichts aus der Vergangenheit gelernt hat. 

Befreiung des Vaterlandes von moraliſchen und materiellen Jeſſeln 
iſt unſer Ziel. Widerſtand gegen Rechtsbruch, Verſtändigung mit den 
Gegnern auf dem Fuße der Gleichberechtigung, Übernahme von Laſten 
nur gegen Sicherung von Freiheit, Ehre und Leben als Kulturvolk, 
Wiedereinfügung Deutſchlands als Faktor in Weltpolitik und Welt- 
wirtſchaft ſind die Meilenſteine unſeres Weges. Auf dieſem Wege wer⸗ 
den wir auch unſeren unverjährbaren Anſpruch auf koloniale Betä⸗ 
tigung zu erkämpfen wiſſen. Starkes nationales Wollen und fühl ab- 
wägender Verſtand bleiben unſer Ruüſtzeug. 

Die erſten Erfolge dieſer Politik der Deutſchen Volkspartei und ihres 
Führers beginnen zu reifen. Wer ſie ſichern und ausbauen will, der 
gehört in unſere Reihen. 

Erfolgreiche Außenpolitik ſetzt im Innern Wiederherſtellung des Rechts 
und der Staatsautorität ſowie Wiedergeſundung der Wirtſchaft vor⸗ 
aus. Wir haben im Reich und in Preußen wie auch in den übrigen 
Ländern ſeit Jahr und Tag die Grundlagen dazu gelegt. Auf ihnen 
muß weitergebaut werden. Die Wunden, die Krieg, Revolution und 
Inflation geſchlagen haben, werden ſich erſt dann wieder ſchließen, wenn 
die unglücklichen Scharen der Entrechteten, Geſchädigten und Kriegs⸗ 
beſchädigten unter Anſpannung der äußerſten Kräfte des ganzen Volkes 
wiederaufgerichtet ſind. 

Für gerechte Auſwertung werden wir wie bisher führend kämpfen. 
In der Sorge für die Auslands- und Grenzdeutſchen, Verdrängten und 
Vertriebenen werden wir nicht nachlaſſen. Wiedergeſundung der Wirt⸗ 
ſchaft iſt ohne Produktionsförderung, vernünftige Steuerreform und 
ſtaatlichen Schutz derjenigen Zweige nicht denkbar, die trotz rationellſter 
Betriebsweiſe der Auslandskonkurrenz unterliegen würden. Auf der 
Grundlage notwendigen Schutzes ſind die Handelsvertragsverhandlungen 
zu fürdern, die uns den Wiedereintritt in die Weltwirtſchaft ſichern und 
unſerer Ausfuhrinduſtrie die notwendige Entfaltung gewährleiſten. 
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Blühende Produktion iſt zugleich Konſumentenintereſſe und Voraus⸗ 
ſetzung für Erhaltung und Ausbau ſozialer Einrichtungen. Nur mit 
ihren Mitteln konnen die Kulturgüter gepflegt werden, die wir von den 
Vorfahren übernommen haben, und die wir ſelbſt entwickeln wollen. 
Nur in geſunder Wirtſchaft und geſichertem Rechtszuſtand gedeihen die 
Kräfte des Gemüts, welche Jamilie und Religionsgemeinſchaft in ſich 
bergen, und die ohne chriſtliche Erziehung in der Schule verkümmern. 

Für die Löſung dieſer Aufgaben, für den Glauben an Deutſchlands 
Wiederaufſtieg brauchen wir die Hingabe an politiſche Ideale. Die 
Deutſche Volkspartei vereinigt in ſich das nationale, liberale und ſoziale 
Empfinden. Wir müſſen feſt im nationalen Boden wurzeln, Staat, 
Wirtſchaft und Erziehung mit liberalem Geiſt erfüllen und in ſozialem 
1 0 durch Ausgleich der Gegenſätze eine deutſche Volksgemeinſchaft 
erſtreben. 

Die Grundlagen, die wir gelegt haben, werden wieder zerſtört, das 
Ziel der Befreiung rückt erneut in unerreichbare Ferne, wenn Radi⸗ 
kalismus und Sozialismus wieder zur Herrſchaft kommen. 

Der Linksblock würde das Rad der Entwicklung noch einmal zurück⸗ 
drehen und das Volk von neuem in Klaſſenkämpfe ſtürzen. Die Deut⸗ 
ſche Volkspartei ſtellt ſich dieſem Treiben entſchloſſen in den Weg und 
wird unter Ablehnung jeglicher Sozialiſierungsbeſtrebungen mit allen 
Mitteln für eine geradlinige Fortführung ihrer Aufbau- und Geſun⸗ 
dungspolitik kämpfen. 

Unter falſcher Flagge, mit irreführenden Parolen iſt der Wahlkampf 
eingeleitet worden: 

Verfaſſungsfragen ſtehen nicht im Vordergrund. 

Die Grundlage des Staates bedroht nur, wer das Volk nicht zu- 
ſammenführen, ſondern in zwei Teile zerreißen will. Zur Schau ge⸗ 
tragenes Republikanertum iſt keine Gewähr für Tüchtigkeit und Cha- 
rakter. Bannerparaden lenken vom Weſentlichen ab und tragen die 
Gefahr der Überhebung und Verhetzung in ſich. Was not tut, find nicht 
Schlagworte, Formen und Dekorationen. Nur Arbeit und Taten, Ver⸗ 
antwortungsbewußtſein und Opferſinn führen zur Freiheit. 

Sp kämpfen wir für nationale Realpolitik einer ſtarken Regierung 
auf den Grundlagen des Rechtsſtaates und geſunder Wirtſchaft. Unter 
dem Symbol der alten Reichsfarben ſchwarz⸗weiß⸗rot wollen wir ein 
glückliches Deutſchland ſchaffen. 

Der Weg zu dieſem Aufſtieg führt nicht rechts noch links, er führt 
geradeaus! 

Darum: Wählt Deutſche Volkspartei. 


5. Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands 
(Seklion der Kommuniſtiſchen Internationale) 
Gegründet am 30. Dezember 1918 


Anſchrift: Zentrale der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands, 
Berlin E54, Roſenthaler Str. 38, F Norden 109 25 
bis 109 29 0 


Die Grundſätze, von denen die Politik der K P D. beſtimmt wird, 
iſt der Marxismus in feiner vollkommenſten Form, dem Leninismus, 
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der die Anwendung der marxiſtiſchen Grundſätze auf die Epoche des 
Imperialismus und der ſozialen Revolution bedeutet. Die K PD. 
iſt eine Sektion der Kommuniſtiſchen Internationale, deren Kongreß⸗ 
beſchlüſſe für ſie bindend ſind. 

Die Auffaſſung der K P D. zur gegenwärtigen Lage und die Kenn⸗ 
zeichnung ihrer Aufgaben iſt in einem Beſchluß ihres IX. Parteitages 
vom 7. bis 10. April 1924 in Frankfurt a. M. und in einem Antrage 
der Kommuniſtiſchen Reichstagsfraktion zum Sachverſtändigengutachten 
niedergelegt. Der Antrag zum Sachverſtändigengutachten iſt auf der 
Druckſache Nr 441 des Reichstags (II. Wahlperiode, 1924) enthalten. 
Der Beſchluß des IX. Parteitages in Frankfurt a. M. folgt hierunter. 


Die nächſten Aufgaben der K PD. 
A. Einleitung 


Die Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands hat in der gegenwärtigen 
Periode eine große Reihe von Aufgaben zu erfüllen, welche ſämtlich 
19555 eine Aufgabe, unter die Aufgabe fallen: Organiſation der Revo⸗ 
ution. 

Dieſe Aufgabe muß von der ganzen Partei und von jedem Partei⸗ 
mitglied in ihrem vollen Umfange verſtanden werden. 

Dieſe Aufgabe ſteht nicht in Widerſpruch zur Aufgabe der Führung 
von Tageskämpfen, ſondern ſie gibt vielmehr den Kommuniſten die 
Richtlinien für ihr Verhalten in den Tageskämpfen. In dieſen 
Kämpfen ſammelt die Partei die breiteſten Maſſen und bringt fie hinter 
ihre Führung durch ihnen verſtändliche Kampfloſungen, ſchweißt ſie zur 
Kampfeseinheit zuſammen, bricht den Einfluß aller nichtkommuniſtiſchen 
Parteien. Die KP. einzig und allein führt die entſcheidenden Schich⸗ 
ke des Proletariats zum Generalſturm gegen die bürgerliche Herr- 
chaft. 
| Nie Eroberung der politiſchen Macht, d. h. der Sturz der Bourgenifie, 
die Zerſchlagung des Staatsapparates der Bourgeoiſie, die Errichtung 
der Rätediktatur und der Beginn des Aufbaues der ſozialiſtiſchen Wirt 
ſchaft geſchieht nicht evolutionär, ſondern nur revolutionär. Aber der Er- 
oberung der politiſchen Macht geht eine Kette von Maſſenkämpfen 
voran, welchen die Partei politiſchen Inhalt, politiſche Ziele geben, 
und welche ſie zum Machtkampf ſteigern muß. Im Verlauf dieſer 
Kämpfe ſchafft ſich das Proletariat unter der Führung der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei diejenigen Organe (Betriebsräte, politiſche Räte, rote 
Garden uſw), welche die bürgerliche Demokratie, d. h. die Diktatur 
der Bourgeoiſie, zerſtören und erden welche andererſeits die neuen 
Staats⸗ und Wirtſchaftsorgane der Räterepublik werden, und welche 
als Klaſſenorgane den bewaffneten Aufſtand des Proletariats zum 
Sturz der Bourgeoiſie vorbereiten und durchführen. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei kampft dabei nicht 115 Maſſen und für ſie oder ſtatt 
der Maſſen, ſondern führt die Maſſen, denen ſie einen Schritt vor⸗ 
angeht. 

Die Kommuniſtiſche Partei muß es lernen, jeden Kampf zu einem 
revolutionären Kampf zu machen, auch wenn er ſcheinbar einen rein 
wirtſchaftlichen⸗ Charakter beſitzt. Die Kommuniſtiſche Partei will 
dabei das Proletariat führen zu Eingriffen in den bürgerlichen Wirt⸗ 
ſchaftsapparat, um die Verfügungsgewalt der Kapitaliſten über die Pro⸗ 
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duktion zu zerbrechen, ihren Herrſchaftsapparat in den Fabriken zu des⸗ 
organiſieren. Die Kommuniſtiſche Partei führt ebenſo den Kampf 
gegen den bürgerlichen Staatsapparat, um ihn zu zerſtören. 

Die Kommuniſtiſche Partei muß dem Proletariat das Bewußtſein bei- 
bringen, daß ſeine wirtſchaftliche Lage ſo lange unſicher, abhängig von 
einer dünnen Schicht von Ausbeutern bleibt, ſolange es nicht ſelbſt die 
wirtſchaftliche Macht übernimmt und die Verfügungsgewalt über die 
Produktionsmittel beſitzt. Dieſe Verfügungsgewalt bekommt das Pro⸗ 
letariat erſt, nachdem es die politiſche Macht erobert hat. 

Aber das Proletariat kämpft tagtäglich gegen das Kapital: nicht nur 
Wirtſchaftskämpfe, nicht nur Lohnkämpfe, ſondern Kämpfe zur Brechung 
der wirtſchaftlichen Macht der Bourgeoiſie und zur Schaffung der wirt- 
ſchaftlichen Macht des Proletariats im Betriebe muß das Proletariat. 
ſchon heute führen. 

Arbeiterkontrolle der Produktion, Eroberung der wirtſchaftlichen und 
politiſchen Macht, das iſt die Loſung, auf die die Wirtſchaftskämpfe 
konzentriert werden müſſen. 

Was iſt Arbeiterkontrolle? 

Die Arbeiter müſſen die Geheimniſſe der Kapitaliſten, der Banken, 
der Betriebskontore ans Tageslicht zerren, eutſchleiern, enthüllen; die 
Arbeiter müſſen die Sabotage der Unternehmer brechen, die Arbeiter 
müſſen durch ihre Organe, die revolutionären Betriebsräte, die Pro⸗ 
duktion weiterführen, wenn der Unternehmer ſie lahmlegt. 

Aber die Arbeiter werden dieſe Aufgabe erſt dann wirklich durch⸗ 
führen können, wenn ſie die Ausbeuter zum Teufel gejagt haben werden. 

Die Arbeiter werden die Ausbeuter nur dann zum Teufel jagen 
können, wenn fie ihre politiſchen Arbeiterrate beidalen haben werden, 
die das Proletariat zum bewaffneten Kampf gegen die Bourgeoiſie zu- 
ſammenfaſſen, vorganifieren, führen, welche die politiſchen Organe des 
Proletariats find, welche die Organe des bürgerlichen Staates zer- 
ſtören. 

Das Proletariat wird ſeine Wirtſchaft, die proletariſche, ſozialiſtiſche 
Wirtſchaft, nur organiſieren konnen, wenn es revolutionäre Induſtrie⸗ 
verbände geſchaffen hat, die Millioneumaſſen umfaſſen, die in den Be 
trieben durch die revolutionären Betriebsräte verwurzelt ſind, und die 
zu Organen des Aufbaus werden, nachdem ſie vor der Machteroberung 
Organe der Zerſtörung des Kapitalismus als Organe des revolutio— 
nären wirtſchaftlichen Kampfes waren. 

Indem die KPD. ſich ihr Aktionsprogramm für die Periode der 
Vorbereitung des Machtkampfes gibt, iſt ſie ſich bewußt, daß ſie alle 
in ihm aufgezählten Ziele des Tageskampfes nur unter dem Geſichts⸗ 
winkel der Organiſation der Revolution, der Vorbereitung der Macht 
ergreifung nennt. Sie will die politiſchen Arbeiterrate ſchaffen als 
Organe des Aufſtandes und als Organe des Räteſtaates; alle Macht 
den Räten! — das iſt die Loſung, auf welche die KPD. hinſteuert; fie 
will die Arbeiterkontrolle des Proletariats organiſieren, damit die Ar⸗ 
beiter ſelbſt den Kapitaliſten die Verfügungsgewalt über die Produk: 
tion zu entreißen beginnen und dabei praktiſch lernen, daß fie als 
Klaſſe die volle wirtſchaftliche und politiſche Verfügungsgewalt ſich er⸗ 
kämpfen muüſſen, um auch nur die Produktion zu kontrollieren. Nur 
im revolutionären Kampfe kann das Proletariat die Sozialiſierung 
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der Produktionsmittel durchführen. Die KPD. will die revolutionären 
Betriebsräte mobiliſieren und revolutionäre Induſtrieverbände 
ſchaffen, um vor der Machtergreifung wirtſchaftliche Kampforgane zu 
ſchaffen und nach der Machtergreifung Maſſenorgane des proletariſchen 
Wirtſchaftsaufbaues zu beſitzen. 

Die KPD. ſagt dem Proletariat, daß es ſich bewaffnen muß, und fie 
organiſiert dieſe Bewaffnung, damit der Bourgeoiſie die wirtſchaftliche 
und politiſche Macht entriſſen werden kann. 

Die KPD. führt alle ihre Kämpfe nur auf dieſe Ziele hin. Das Ak⸗ 
tionsprogramm der KPD. zeigt den Weg der Durchführung dieſer Auf— 
gaben. 

Die KPD. organiſiert die Revolution. Das iſt der Sinn des Ak— 
tionsprogramms der KPD. 


B. Die Periode, für welche die nächſten Anfgaben 
geſtellt werden 


1. Die Bourgeoiſie hat mit Hilfe der Sozialdemokratie den Acht⸗ 
ſtundentag geraubt, die Löhne reduziert, die Koalitionsfreiheit und die 
Rechte der Betriebsräte eingeſchränkt. Die Niederlage hat das Pro⸗ 
letariat zurückgeworfen. Millionen hungernder Arbeitsloſer ſtehen den 
Arbeitenden gegenüber, fo daß die große Gefahr der Spaltung der Ar⸗ 
beiterklaſſe in Arbeitende und Arbeitsloſe beſteht. Gleichzeitig ſpalten 
ſich die Arbeitenden in eine Schicht von relativ gut verdienenden, zu 
zünftleriſchen Gruppierungen neigenden Arbeiterariſtokraten und in die 
breite Maſſe der auf Hungerlöhne geſetzten Induſtrie⸗ und Landarbeiter. 

Aber das Proletariat beginnt ſich wieder zu ſammeln (Metallarbeiter⸗ 
ſtreik im Rheinland, der Arbeiter der chemiſchen Induſtrie, Hafen- und 
Werftarbeiterſtreik, Eiſenbahnerſtreik, welche Anfang 1924 einſetzten, 
zeigen an, daß das Proletariat beginnt, ſich zu ſammeln zur Rück⸗ 
eroberung der verlorenen Poſitionen]. Dieſer Beginn iſt noch ſchwach, 
nicht genügend organiſiert. Eine der erſten Aufgaben der KPD. iſt 
es, dieſe Sammlung zu organiſieren, ihr politiſche Ziele und organi⸗ 
ſatoriſche Stützpunkte zu geben. Die erſte und vornehmſte Aufgabe der 
Partei iſt es ſomit, die Zeit, die das Proletariat braucht, um ſich nach der 
Niederlage zu ſammeln, ſo zu nutzen, daß die Maſſen hinter die Füh⸗ 
rung der KPD. kommen. Das kürzt die Zeit dieſer Sammlung ab, 
wird aber andererjeit3 nur dadurch erreicht, daß die KPD. dem Pro⸗ 
letariat die Wege zu dieſer ſeiner Sammlung als Klaſſe weiſt. Schon 
dieſe Wirtſchaftskämpfe führen zu Konflikten mit dem bürgerlichen Staat 
und können jederzeit in politiſche Machtkämpfe umſchlagen. 

Ihre Aufgaben führt die KPD. durch, um die Revolution zu organi⸗ 
ſieren. Die KPD. organiſiert andererſeits die Revolution, indem fie 
dieſe Aufgaben löſt. 

2. Die KPD. muß allen wirtſchaftlichen Kämpfen politiſchen Inhalt 
geben. Die Kommuniſten müſſen ſich an allen Wirtſchaftskämpfen be⸗ 
ſonders aktiv beteiligen. Die Kommuniſten müſſen alle Wirtſchafts⸗ 
kämpfe vorbereiten, auszuloſen verſuchen und organiſieren. Die KPD. 
muß die reformiſtiſchen Illuſionen zerſtören, als ob heute im Rahmen 
des Kapitalismus oder gar mit parlamentariſchen Mitteln die Lebens⸗ 
lage des Proletariats entſcheidend geändert werden könnte. Die Kom⸗ 
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muniſten müſſen in vorderſter Reihe um die Verbeſſerung der Lebens⸗ 
lage des Proletariats kämpfen. Aber ſie müſſen der Arbeiterklaſſe klar 
jagen, daß ihr dieſer Kampf nur inſofern Verbeſſerungen bringen kann, 
als er den Kapitalismus erſchüttert und zu weiteren revolutionären 
Kämpfen führt. Die Wirtſchaftskämpfe find für die KPD. Vorberei⸗ 
tungskämpfe des politiſchen Machtkampfes. Dieſes Bewußtſein hat die 
Partei im Kampfe den breiteſten Maſſen beizubringen Die KPD. muß 
gleichzeitig die völkiſchen Illuſionen zerſtören. Die Völkiſchen lehnen 
den Klaſſenkampf ab und ſuchen durch demagogiſche Redensarten von 
»Volks⸗, Werks⸗ und Raſſengemeinſchaft« das Proletariat vom Klaſſen⸗ 
kampf fernzuhalten. Die ERD. muß deshalb in den kommenden Kämpfen 
neben den Reformiſten auch die Völkiſchen abſolut erledigen, indem ſie 
zeigt, daß fie mit ihrer »Werksgemeinſchaft« nur Streikbrecher für die 
Klaſſe der Bourgeoiſie find, die »Volksgemeinſchaft« als Gemeinſchaft 
mit den brutalſten Ausbeutern gegen die Ausgebeuteten betätigen und 
erſt recht auf der Seite der Bourgeoiſie ſtehen, ſowie die Kämpfe politi⸗ 
ſchen Inhalt bekommen. Nur durch ſolche Propaganda, aber auch durch 
Heranziehung »vpölkiſcher« Arbeiter wie auch anderer (Chriſtliche, Hirſch⸗ 
Dunckerſche) werden dieſe Arbeiter zu Klaſſenkämpfern gemacht werden 
können. Aber im Rahmen des Kapitalismus gibt es keinen garan⸗ 
tierten Achtſtundentag, keinen auch nur zur beſcheidenſten Lebenshaltung 
ausreichenden Lohn, keine Sicherheit vor Maſſenarbeitsloſigkeit. Erſt 
der Sturz der Bourgeoiſie und die Errichtung der proletariſchen Dik⸗ 
tatur geben der Arbeiterklaſſe die Möglichkeit, wirtſchaftliche Siche⸗ 
rungen zu erhalten. Die Eroberung der politiſchen Macht, der Sturz 
der Bourgeoiſie iſt aber nur möglich, wenn die KPD. in den Tages⸗ 
kämpfen die Maſſen zum Angriff auf die Bourgebiſie ſammelt. Die 
KPD. aktiviſiert durch die Tageskämpfe die Arbeiterklaſſe und bildet 
ſo die proletariſche Maſſenarmee zum Sturm auf die Bourgeoiſie aus. 
Würden die aktivſten Teile des Proletariats und ſeine Vorhut, die 
Kommuniſtiſche Partei, dieſen Kämpfen abwartend gegenüberſtehen oder 
ſich nicht an ihnen beteiligen, fo würde nicht nur der Tag der Befreiung 
der Arbeiterklaſſe in die Ferne gerückt werden, ſondern ein ſolches Ver⸗ 
halten würde geradezu objektiv gegen revolutionär ſein. 

3. Aber die Kommuniſten müſſen gleichzeitig dieſe Tageskämpfe fa 
führen, daß auch der alltägliche Kampf in die Richtung auf die Macht⸗ 
eroberung gedrängt wird, ſelbſt dann, wenn ſeine Tagesziele eng be⸗ 
grenzt find. In dieſer Kette von Kämpfen gilt es, beſtimmte Voraus⸗ 
engen für den entſcheidenden Machtkampf zu ſchaffen. Solche Vor⸗ 
ausſetzungen ſind: 

a) Gewinnung der Mehrheit der ausſchlaggebenden Schichten des 

Proletariats für den Kampf um die polikiſche Macht, 

b Vernichtung des Einfluſſes der reformiſtiſchen Führer ſowie des 
Einfluſſes volkiſcher Demagogen auf die proletariſierten Mittel- 
ſchichten, 

c) Bewaffnung des Proletariats, 

d) Beginn der Arbeiterkontrolle der Produktion, 

e) Schaffung von politiſchen Räten. 

In dieſen Kämpfen ſchafft die KPD. nicht nur die Führung der 

Kaders der Revolution und gewinnt die Mehrheit des Proletariats, 
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ſondern wird ſelbſt zur eiſernen, geſchloſſenen, einheitlichen Maſſen⸗ und 
Führerpartei der Revolution zuſammengeſchmiedet. 


C. Die Hauptaufgaben 

Die ganze Partei, wie jedes einzelne Mitglied muſſen es lernen, 
ſich als die einzige Kraft zu fühlen und zu führen, die das Proletariat 
organiſiert und zum Siege führt. : 

Die KPD. organiſiert die Revolution, fie muß es immer kun, ob die 
Revolution näher oder ferner iſt, täglich und ſtündlich. Das muß das 
feſte Bewußtſein der ganzen Partei ſein. 

Das erfordert einen vollkommenen Bruch mit der ganzen Ideologie 
der vorangegangenen Periode, wo die falſche Anwendung der Einheits⸗ 
fronttaktik die Partei mit Schwächegefühl erfüllt hat, und wo die KPD. 
ſich ſelbſt für eine Partei neben anderen anſah. Die KPD. iſt die 
Partei des Proletariats. Sie iſt ſtark genug, das Proletariat in den 
Machtkampf zu führen, ſowie es die Situation geſtattet. Wenn ſie die 
Einheitsfront von unten organiſiert, tut ſie das, um die großen Maſſen 
des Proletariats in Kämpfe zu führen, und nicht, weil fie »alleinc, ohne 
die anderen Parteien als Verbündete, zu ſchwach iſt, ſondern weil fie. 
allein als Partei ſtark genug iſt, die Maſſen in Kämpfe zu führen: 
Die KPD. wird gerade durch dieſes Bewußtſein ſich von jedem Pul⸗ 
ſchismus freihalten. 

Ihre Führung muß einheitlich ſein, ihre Ideologie einheitlich, ihre 
Struktur einheitlich. 

Die Partei ähnelt noch allzuſehr einer ſoztaldemokratiſchen Partei. 
Nicht nur ihre Ideologie muß geändert werden, damit alle Reſte und 
Erbteile der Sozialdemokratie verſchwinden, ſondern auch organiſato⸗ 
riſch iſt ein wirkliche, ſchnelle, ſolide Umſtellung auf Betriebszellen 
notwendig, ſowie eine völlige Bereitſchaft zur Umſtellung auf die Ille⸗ 
galität, die nur dann ertragen werden kann, wenn die Partei auf Be 
trieben ruht. 

Die Parteiorganiſationen müſſen überdies viel inniger als bisher 
mit der Parteileitung verbunden werden, ſowohl im lokalen und Ge— 
bietsmaßſtab als auch im Reichsmaßſtab. 

Das wird erreicht werden durch häufige Arbeitskonferenzen, bei denen 
die Parteileitung die Delegierten regelmäßig über ihre Arbeit infor⸗ 
miert, und umgekehrt, von den Delegierten (die in der Regel die poli⸗ 
tiſchen Leiter fein werden) über die Arbeit der unteren Parteiorgani⸗ 
ationen unterrichtet wird. Neben dem Zentralausſchuß werden hän- 
figer breite Parteikonferenzen zur Beſprechung aller Fragen zuſammen— 
treten müſſen. 

Die reformiſtiſchen Gewerkſchaften find zahlenmäßig zuſammenge⸗ 
ſchmolzen. Die Gewerkſchaftsführer werfen die revolutionären Arbeiter 
heraus, um die Gewerkſchaften zu gefügigen Regierungsorganen als 
Streikbruchorganiſationen zu machen. 5 : 

Die KPD. muß deshalb mit aller Kraft die Zuſammenfaſſung der 
Unorganifierten, der gewerkſchaftlichen Oppoſition und der noch in den 
Gewerkſchaften vorhandenen Arbeitermaſſen fördern. Die Betriebs⸗ 
räte ſind die Klaſſenorgane, welche dieſe Gruppierung ermöglichen. Die 
Partei führt auch dieſe Arbeit unter der Loſung der revolutionaren 
Einheit des Proletariats durch. Das Proletariat iſt gewerkſchaftlich 
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geſpalten, und die Reformiſten ſpalten die Klaſſe, um ſie zu ſchwächen. 
Wer aus den Geweriſchaften läuft, erleichtert die Arbeit der 155 
miſten. Es gilt, die Arbeit in den Gewerkſchaften zu verſtärken, unt 
die in den Gewerkſchaften noch organiſierten Arbeitermaſſen zu er- 
faſſen, zu politiſieren und hinter die Führung der KPD. zu bringen. 
Die Partei führt gleichzeitig die Arbeit der Erfaſſung der Unorgani⸗ 
ſierten und die Politiſierung der gewerkſcha tlic Organiſierten durch. 
Wer diſziplinlos aus den Gewerkſchaften lauft ſchädigt die Partei und 
die Revolution. Ebenſo ſchädigt derjenige die Partei, welcher anſtatt 
ſyſtematiſch zu arbeiten für die Umwandlung der Berufsverbände in 
revolutionäre Induſtrieorganiſationen, durch Geſchrei über neue Ver— 
bände neue Illuſionen bei den hungernden Arbeitsloſen und den Kurz⸗ 
arbeitern erweckt und dadurch die Schaffung von wirklichen Induſtrie⸗ 
verbänden hemmt. 

Propagandiſtiſche und agitatoriſche Kampagne nicht nur gegen die 
SPD. und die Völkiſchen, ſondern gegen alle Parteien der ganzen 
Bourgebiſie. Hetze gegen die Induſtriemagnaten, die Truſts und die 
Bankmagnaten. Rückſichtsloſe Entlarvung der SPD. als Partei der 
Schwerinduſtrie (ihr neues Programm: »Der ſozialgerechte Wirtſchafts⸗ 
aufban«, die Begünſtigung der Kapitaliſten). Hetze gegen den Refor⸗ 
mismus unter Ausnutzung nicht nur der deutſchen Praxis, ſondern auch 
der der 2. Internationale, insbeſondere der Macdonald-Regiernung, der 
belgiſchen Sozialdemokraten und der italieniſchen Reformiſten. Ebenſo 
Hetze gegen die Volkiſchen unter Ausnutzung des Widerſpruchs zwiſchen 
ihrem Programm, der Erhaltung des Privatbeſitzes, unter Ausnutzung 
der Beſitzverhältniſſe ihrer Führer, ihrer Verbindung mit dem Kapital 
des Inlands und Auslands. 

Hetze gegen die großen Truſtbarone unter Ausnutzung des Panamas 
der Ruhrprofite, der Kohlenabkommen, der Verträge mit ausländiſchen 
(»feindlichen«) Konzernen. 

Agitatoriſch muß gezeigt werden, wie die Bourgeoiſie die Rollen 
zwiſchen den einzelnen Parteien verteilt hat: SPD. als »Arbeiter⸗ 
partei« der Bourgevifie, Völkiſche als »nationale« Partei; die ökono⸗ 
miſche Rolle der Völkiſchen als Vorkämpfer für Großkapital und Groß— 
grundbeſitz. Die nationaliſtiſche Maske der Völkiſchen, um den Haß 
gegen die deutſche Kapitaliſtenklaſſe auf die ausländiſche abzuwälzen. 

Herausgabe eines gemeinverſtändlichen Wirtſchaftsprogramms der 
proletariſchen Diktatur. 

Populäre Darſtellung der erſten Sozialiſierungsmaßnahmen gegen 
die Großkonzerne und den Großbeſitz. 

Darſtellung der kommuniſtiſchen Staatsidee, lebendige Schilderung 
der Tätigkeit der politiſchen Räte. 

Auswertung der Entwicklung der proletariſchen Staatsmacht in Ruß⸗ 
land, ihrer Weltſtellung und ihrer inneren Erfolge. 

Dieſe Propaganda und Agitation wendet ſich nicht nur an das In⸗ 
duſtrieproletariat. Die kleinbürgerlichen Schichten muſſen neutraliſiert 
und ſoweit als möglich in Kämpfe hineingezogen werden. 

Das wird nicht erreicht durch Konzeſſionen an nationaliſtiſche Stim- 
mungen und Ideologien, ſondern nur durch ſchonungsloſe Entlarvung 
der politiſchen Rolle der Völkiſchen (»Rlaffenverjühnere), durch klares 
Aufzeigen des Nutzens der proletariſchen Diktatur und ihrer Maßnah- 
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men anch für die proletariſierten Kleinbürger, durch konkrete Beſchrei⸗ 
bung der Maßnahmen der proletariſchen Diktatur in Stadt und Land. 
Die Agitation für die Sozialiſierung der Induſtrie, der Banken, des 
Großgrundbeſitzes, für die zentraliſierte Wirtſchaft iſt verſtärkt gerade 
bei dieſen Schichten aufzunehmen. Dabei muß den Kleinbürgern und 
Kleinbauern die Furcht genommen werden, als ob fie »ſozialiſiert« 
werden ſollten, und ihre Wut gegen die großen Ausbeuter, gegen die 
völkiſchen Demagogen und gegen die Reformiſten gelenkt werden. Ge⸗ 
rade dieſen Schichten gegenüber muß auch die Propaganda der Bewaff⸗ 
nung des Proletariats klar und ſcharf durchgeführt werden. Sie wer— 
den am beſten von weißgardiſtiſchen Verbänden ferngehalten werden, 
wenn fie wiſſen, daß das Proletariat den Kampf gegen die Gegenrevo 
lution ſchonungslos durchführen wird. Gleichzeitig muß der Kampf 
gegen die nationaliſtiſche Demagogie der Völkiſchen energiſch geführt 
werden. Die Partei muß breiten Schichten von Kleinbürgern und klein⸗ 
bürgerlichen Arbeitern zeigen, daß der Kampf gegen den Verſailler Räu⸗ 
bervertrag nur vom verbündeten revolutionären internationalen envopü- 
iſchen Proletariat unter Führung der Kommuniſten erfolgreich durch⸗ 
geführt werden kann, und daß in Deutſchland erſt das Proletariat, nach⸗ 
dem es die Bourgeoſic niedergeſchlagen und feine eigene eiferne Klaſſen⸗ 
diktatur über die Ausbeuter errichtet hat, nationale Politik treiben kann, 
durch die Politik des Proletariats, welches allein als Kraft der Zukunft 
und des Fortſchritts die lebendigen Kräfte der Nation verkörpert (Bei- 
ſpiel: Löſung der nationalen Frage in Sowjetrußland). 

Nur von den aufgezeigten revolutionären Geſichtspunkten aus darf 
die kommuniſtiſche Arbeit in den unzähligen Parlamentskörperſchaften 
geleitet fein. Wir leiſten im Parlament keine »Arbeite, ſondern be- 
nutzen es lediglich zur Agitation und zur Desorganiſation der bürger⸗ 
lichen Staats⸗ und Gemeindegpparate. Im Parlament gibt es keine 
Einheitsfront, ſondern nur ſchonungsloſen Kampf gegen alle übrigen 
Parteien. Durch ſolche parlamentariſche Arbeit wird der Zuſammen— 
ſchluß mit den Maſſen geſchaffen. 

Streiks, Demonſtration, bewaffnete Teilkämpfe, Schaffung von Or⸗ 
ganen zur Führung dieſer Kämpfe, das iſt der Inhalt der politiſch⸗ 
organiſatoriſchen Tätigkeit zur Erreichung der genannten Ziele. 

Dabei werden die verſchiedenartigſten Methoden und die verſchieden⸗ 
artigſten Organe anwendbar fein. Lokale Ausſchüſſe, Räteorgane, Kom⸗ 
miſſionen, Zuſammenfaſſung bereits beſtehender Organiſationen (ge- 
werkſchaftlicher, genoſſenſchaftlicher, betriebsmäßiger, kontrollausſchuß 
mäßiger Art) werden zur Sammlung des Proletariats und zur Heran- 
ziehung der proletariſierten Schichten verwandt und geſchaffen werden. 
Die Partei wird dieſe Aufgabe aber nur löſen, wenn ſie immer das 
Ziel der Schaffung von Sowjets feſt im Auge behält und auch agitato 
riſch und propagandiſtiſch in den Vordergrund zu rücken verſteht. Die 
Partei muß die paſſive Anſchauung von der Spontanität der Maſſen⸗ 
kämpfe, an denen ſie angeblich nur teilzunehmen braucht, liquidieren. 
Einſtellung aller Funktionäre, insbeſondere der in den Betrieben und 
Maſſenorganiſationen tätigen, auf ihre Pflicht, alle proletariſchen Strö— 
mungen und Regungen auszunutzen, um Bewegungen und Kämpfe her⸗ 
beizuführen. 
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Ständige Aktivität in der Schaffung von Einheitsfrontorganen (Be- 
triebsausſchüſſen, Hundertſchaften, Kontrollausſchüſſen, Räten), auch 
wenn die Kommuniſten zunächſt in ihnen noch um die Führung ringen 
müſſen. Dabei geſchickte und ſchnellſte Verdrängung etwaiger geqne- 
riſcher Funktionäre. a 

Keine wirtſchaftliche Maßnahme, die dem Proletariat Beſſerung der 
Lebenslage bringt, kann erreicht werden, ohne daß ſie durch Auseinan⸗ 
derſetzungen von Klaſſe zu Klaſſe erzwungen wird. Je größer die Zu⸗ 
geſtändniſſe find, welche die Bourgevifie zu machen gezwungen iſt, deſto 
größer wird ihr Widerſtand ſein. Dieſer Widerſtand kann nur mit der 
Waffe in der Hand gebrochen werden. Die Bourgeoiſie greift zuerſt mit 
der Waffe in der Hand an. Das Proletariat muß die bewaffnete Macht 
der Bourgeoiſie brechen. Nur mit der Waffe in der Hand kann es mit 
Ausſicht auf Erfolg kämpfen. Um auch nur die von der weißen Juſtiz 
eingekerkerten Gefangenen zu befreien, muß das Proletariat Maſſen⸗ 
druck auwenden und ſich bewaffnen, um vor neuerlichen Überfällen ge⸗ 
ſchützt zu ſein. 

Die Kämpfe gegen die Bourgeoiſie als Klaſſe können nur dann er⸗ 
folgreich geführt werden, wenn ſich das Proletariat als Klaſſe organi⸗ 
ſiert. Die Betriebsräte müſſen die Produktionskontrolle beginnen. 
Das durchbricht den Rahmen der »Rechte«, welche ihnen nach der Ber 
faſſung zuſtehen. Aber die Betriebsräte ſind nicht die Organe des 
revolutionären Proletariats, ſie ſind nur Organe des Proletariats im 
Betriebe. Die politiſchen Organe, welche die Maſſe zum Sturm auf 
die bürgerliche Demokratie ſammeln und führen, welche zugleich bereits 
die Organe des kommenden Räteſtaates ſind, ſind die politiſchen Ar⸗ 
beiterräte (Sowjets), ohne welche die Staatsorgane der bürgerlichen 
Demokratie nicht zerſchlagen werden, ohne welche der Umſturz nicht 
organiſiert werden kann, ohne welche die proletariſche Diktatur nicht 
denkbar iſt. 

D. Aktionsprogramm 

Der Parteitag der KPD. findet in einem Augenblick ſtatt, in dem 
das deutſche Proletariat durch die Offenſive der miteinander verbün⸗ 
deten Deutſchvölkiſchen, Kapitaliſten und Reformiſten wirtſchaftlich und 
politiſch ſich in einer unerhört ſchwierigen und gefahrvollen Situation 
befindet. Der Parteitag verpflichtet deshalb alle Parteigenoſſen, un⸗ 
verzuglich an die Mobiliſierung der proletariſchen Kräfte gegen die 
Kapitalsoffenſive zu ſchreiten, das Rettungsprogramm der Kommuniſten 
in Stadt und Land, im Betrieb und unter den Erwerbsloſen zum Aus⸗ 
gangs⸗ und Mittelpunkt der täglichen Kämpfe der Arbeiterklaſſe zu 
machen. Die Loſungen der KPD. müſſen in den breiteſten Maſſen der 
werktätigen Bevölkerung lebendig ſein. Für dieſe Loſungen müſſen die 
Organe der Einheitsfront von unten gebildet und zu Kämpfen zuſam⸗ 
mengefaßt werden. Jedes Mitglied, jeder Funktionär, jede Ortsgruppe, 
jede Bezirksorganiſation der KPD. muß unverzüglich mit ganzer Kraft 
und Energie dieſe Arbeit verſtärkt aufnehmen. Die KPD. gibt in der 
jetzigen Epoche der verſchärften kapitaliſtiſchen Offenſive gegen die deutſche 
Arbeiterklaſſe folgende Loſungen: 

Kampf gegen den Abbau des Achtſtundentags, 
gegen die Hungerlöhne, 
gegen die Zwangsarbeit der Erwerbsloſen, 
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gegen den Abbau der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, 

gegen die Stillegung der Betriebe, 

gegen den Abbau der Sozialverſicherung, 

gegen das Wohnungselend des Proletariats, 

gegen die Klaſſenjuſtiz und den Weißen Terror, 

gegen die Ausplünderung der Kleinrentner, Kleinbauern, prole- 
tariſierten Mittelſtändler durch den Staat der Kapitaliſten und 
Ausbeuter. 

Die KPD. kämpft 

für den Achtſtundentag als normalen Arbeitstag, 

für den Sechsſtundentag für Schwerarbeiter und bei Arbeitern, die 
in geſundheitsſchädigenden Induſtrien arbeiten, 

für ausreichende Löhne, 

für rd in der Höhe eines Durchſchnitts⸗ 
lohnes, 

für die Einreihung der Erwerbsloſen in den Produktionsprozeß, 

für die Erhöhung der Unterſtützung der Kriegsopfer in der Höhe 
eines Durchſchnittslohnes, 

für Umwandlung der Betriebsräte in revolutionäre Organe des 
Wirtſchaftskampfes, der Politiſierung des Betriebes und der Ar⸗ 
beiterkontrolle, 

für die Befreiung der politiſchen Gefangenen, 

für die Schaffung politiſcher Arbeiterräte, 

für die Bewaffnung des Proletariats zum Schutze vor den Weißen 
Garden und zur Entwaffnung der Konterrevolution. 

Um die Maſſen für den revolutionären Endkampf reif zu machen und 
zu ſchulen, find die wirtſchaftlichen Streiks und Lohnbewegungen, iſt die 
Erregung über Maſſenentlaſſungen, Steuerlaſt, Teuerung, Goldmieten, 
Klaſſenjuſtizurteile uſw durch breite und energiſch geführte Verſamm⸗ 
lungskampagnen, Demonſtrationen und im Zuſammenhang mit der ſtei⸗ 
genden Maſſenbewegung durch direkte Aktionen, durch Verweigerung der 
Überarbeit in den Betrieben, Verweigerung der Zwangsarbeit durch die 
Erwerbsloſen, Verweigerung der Miet-, Pacht⸗ und Steuerzahlungen, 
Herabſetzung der Preiſe und Beſchlagnahme von Waren durch die Kon⸗ 
trollausſchüſſe, Kontrolle der Betriebe, Verkehrswege und Wohunngen, 
Befreiung von revolutionären Gefangenen, Entwaffnung von legalen 
wie illegalen bürgerlichen Staatsorganen, Aushebung von bürgerlichen 
Waffenlagern uſw zu ſteigern. 

Alle dieſe Kämpfe werden das Proletariat nur daun aus Not und 
Elend retten können, wenn ſie ſich zu Kämpfen um die politiſche Macht 
erweitern. Nur die Diktatur des Proletariats wird der Diktatur der 
deutſchen Bourgeoiſie ein Ende machen. Den Kampf um die Diktatur 
des Proletariats vorzubereiten und zu organiſieren — das iſt die Auf⸗ 
gabe der Kommuniſtiſchen Partei. Dieſe Aufgabe muß ſie heute erfüllen. 


Wahlaufruf 
Arbeiter! Angeſtellte! Beamte! Kleinbauern! 
Pächter! Siedler! Manner und cen dies ar 
beitenden Volkes! 
Am 7. Dezember ſollt Ihr einen neuen Reichstag wählen. Der 
Dawes⸗Reichstag vom 4. Mai hat als einzige Tat die Auslieferung 
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Deutſchlands aun die amerikauiſchen Bankiers vollbracht. Nach dem 
Willen der bürgerlichen Parteien, einſchließlich der Sozialdemokraten, 
ſollt Ihr am 7. Dezember Ja jagen zur Durchführung des Dawes⸗ 
Planes. Alle bürgerlichen Parteien, die Monarchiſten und die Re- 
publikaner, die Deutſchnationalen und die Sozialdemokraten ſind einig 
in dem Willen: Durchführung des Dawes⸗Gutachtens auf Eure Koſten, 
auf Koſten der arbeitenden Bevölkerung. 

Seit dem 29. Auguſt, dem Tage der Annahme des Londoner Ab- 
kommens im Reichstage, ſtreiten ſich die bürgerlichen Parteien um die 
Miniſterſeſſel. Einig in dem Willen, die Laſten des Dawes-Planes 
auf die Schultern der arbeitenden Maſſen zu legen, ſind ſie nur un⸗ 
einig über die Verteilung der Jutterkrippen und über die beſte Art 
der Maskierung der ſchamloſen Ausplünderung der breiten Maſſen. 
Ein Teil der bürgerlichen Parteien glaubt, die Hilfe der Sozialdemo⸗ 
frotie nicht mehr zu brauchen, ein anderer Teil ſtützt ſich auf die Tat⸗ 
ſache, daß die Sozialdemokratie zehn Jahre lang bei der Sicherung von 
»Ruhe und Ordnung« trefflich geholfen hat, und will auch ferner auf 
ihre aktive Mitwirkung bei der Durchführung des Sklavenpaktes nicht 
verzichten. 

Die Sozialdemokratiſche Partei kämpft um Minifter- 
ſeſſel und ſpekuliert darauf, daß Ihr die Erfahrungen feit, 1914 ver 
geſſen habt. Denkt daran: an faſt allen Regierungen nach dem No⸗ 
vember 1918 haben die Sozialdemokraten aktiv teilgenommen. Ohne 
die Hilfe der SPD. hätte die Bourgeoiſie in Deutſchland niemals 
ſo weit in Eurer Knechtung und Unterdrückung kommen können. Die 
SPD. iſt hungrig nach Miniſterſitzen, nach Regierungsſtellen. Des⸗ 
wegen erzählt ſie Euch, den arbeitenden Maſſen, heute das Märchen, 
Ihr könntet ohne Kampf, lediglich durch ſozialdemokratiſche Miniſter 
in der deuiſchen Republik gar herrlich leben. Euch ſchwätzt fie von dem 
zukünftigen »Linfsblod« vor, der dieſes Rezept durchführen fol, 
Demokraten, Zentrum und Volkspartei verſichern aber um die Wette, 
daß fie eine Regierung der Mitte machen wollen. Um koalitionsfähig 
zu bleiben, erzählt die SPD. ihren Freunden von den bürgerlichen 
Parteien, daß ſie es mit dem Linksblock „nicht fo ernſt meint 

Grundſätzlich bereit, auch mit den Deutſchnationalen in eine Regie— 
rung zu gehen, kommt es der SPD. bei dieſem Wahlkampf nur darauf 
an, ſo viel Mandate zu ergattern, daß ſie wieder Miniſterſeſſel kriegen 
kann. Die SPD. richtet ihre Hanpifront gegen die Kommuniſten, 
weil fie ihre Schiebungen im Parlament möglichſt ungeſtört von der 
Will der Kommuniſten, der einzigen Arbeiterpartei, durchführen 
will. 

Die Deutſchnationalen ſind das getreue Spiegelbild der 
Sozialdemokraten. Mit ihrer »grundſätzlichen Ablehnung der Ver- 
ſklavung Deutſchlands haben fie viele Arbeiterſtimmen am 4. Mai er- 
halten. Für Miniſterſitze verkauften auch fie ihre „nationale Gefin- 
nungs bei der Abſtimmung über die Dawes⸗Geſetze. Die Deutſch— 
nationalen wollen in die Regierung, um ihren Anteil an der Aus- 
beutung Deutſchlands durch eine feſte Regierung zu ſichern. 

Die Deutſchvölkiſchen find in allen Fragen der wirtſchaft⸗ 
lichen Ausbeutung mit allen übrigen bürgerlichen Parteien gegen die 
Arbeitermaſſen, gegen die Angeſtellten, Beamten, gegen den Mittelſtand 
aufmarſchiert. Sie predigen den imperialiſtiſchen Revanchekrieg, und 
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die deutſche Induſtrie, die weiß, daß ſie nur in der Zwiſchenmeiſter⸗ 
rolle für den ausländiſchen Ausbeuter ihren Profitanteil erhalten 
kann, ſchiebt die Phantaſten beiſeite. 

Das Zentrum, das im Rheinland und in Oberſchleſien einen 
katholiſchen Sozialiſten vorſchickt, ſchließt ſich der ſcharfmacheriſchen 
Front gegen die Arbeiterklaſſe würdig an. 

Gegen den Achtſtundentag, gegen höhere Löhne, gegen die Amneſtie 
der proletariſchen Gefangenen kämpfen die Zentrumsinduſtriellen 
gleichfalls für die ſtabile Regierung, die die Profitrate garantiert. 

eee, ane ene einbaue un, 
Pächter und Siedler! Männer und Frauen des 
arbeitenden Volkes! 

Durchſchaut den neuen ungeheuren Volksbetrug aller bürgerlichen 
Parteien und ihrer ſozialdemokratiſchen Helfershelfer. Wenn die 
Pazifiſten vom Frieden reden, dann meinen fie Krieg; das zeigen 
Euch China und die neue Hetze gegen Sowjetrußland. 

Wenn die Bürgerlichen und Sozialdemokraten von »gerechter Laſten⸗ 
verteilung« ſprechen, dann meinen fie Abwälzung aller Laſten auf die 
Beſitzloſen; das zeigen Euch Eure Löhne und die wachſende Teuerung. 

Alle ge en Parteien, von den Deutſchnationalen und der 
Volkspartei bis zu den Völkiſchen und den Sozialdemokraten, haben 
ſich verbündet gegen die Arbeiterklaſſe und gegen die einzige Partei 
der arbeitenden Maſſen, gegen die kommuniſtiſche Partei. 

Die Aera der Demokratie, der Freiheit und des Friedens, die mit 
der Annahme des Dawes⸗-Planes beginnen ſollte, wird eingeleitet mit 
der Verfolgung der geſamten kommuniſtiſchen Reichstagsfraktion und 
der neuerlichen Verhaftung zahlreicher kommuniſtiſcher Funktionäre. 

Werktätige Männer und Frauen! 

Warum wahrt die Ausbeuterklaſſe nicht einmal während der Wahlen 
den Schein der Demokratie? Warum wird die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei als einzige Partei des aufgelöſten Reichstags mit ſolcher Hartnäckig⸗ 
keit und Grauſamkeit verfolgt? 

Weil die Kommuniſtiſche Partei die Partei der arbeitenden Maſſen iſt, 
weil ſie jederzeit unerſchütterlich und ohne jedes Schwanken innerhalb 
und außerhalb der Parlamente die Intereſſen der werktäligen Bevöl⸗ 
kerung vertritt. 

Weil die Kommuniſtiſche Partei die einzige Par 
tei iſt, die keinen Frieden macht mit dem Kapi⸗ 
talismus, die keiner Anteilnahme an einer bürgerlichen Regierung, 
die keiner parlamentariſchen Korruption, keiner parlamentariſchen Be- 
ſtechung, keiner parlamentariſchen Verſumpfung zugänglich iſt. 

Und weil alle bürgerlichen Parteien, einſchließlich der Sozialdemo⸗ 
kratie, wiſſen, daß die furchtbaren Auswirkungen des Dawes⸗Gutachtens 
ihre revolutionierende Wirkung auf die breiten Maſſen ausüben wer⸗ 
den, weil die Bourgeoiſie und die Sozialdemokraten heraushaben, 
daß trotz aller Schwindel⸗Stabiliſierung, trotz aller Frie⸗ 
densfanfaren, trotz allen Geredes von der ſchwarz-rot⸗goldenen Demo⸗ 
kratie die Beruhigung und Befriedung Deutſchlands auf ſchwankendem 
Grund ſteht. Jeder Windſtoß kann das Kartenhaus der Dawes⸗Pazi⸗ 
ſiſten umſtoßen. 
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Die KPD. wird verfolgt, weil die Revolution in 
Deutſchland lebt. Die KPD. wird verfolgt, um die Maſſen in 
den kommenden großen Klaſſenkämpfen der Führung zu berauben, um 
die Maſſen in der kommenden großen Elends⸗ und Hungerzeit des 
Dawes⸗Deutſchlands wehrlos und willenlos an die bürgerlich⸗ſozial⸗ 
demokratiſche Koalition der Sklavenhalter Morgans ausliefern zu 
konnen. 

»Politiſche und ſoziale Ruhe« ſind die Vorausſetzungen der Verwirk⸗ 
lichung des Dawes⸗Gutachtens. Damit aus Deutſchland das große 
Nationalzuchthaus wird, in dem kein Aufſchrei der Maſſen, 
keine Rebellion der Unterdrückten die Totenruhe des Stabiliſierungs⸗ 
werkes auf Koſten der Werktätigen ſtört, ſoll der Einfluß der Kommu⸗ 
niſten in den Maſſen durch Lügen und Verleumdungen, durch Terror 
und Verfolgungen zerſtört werden. 

Aber die Ausbeuter und ihre ſozialdemokratiſchen Helfer haben die 
Rechnung ohne das Proletariat gemacht. Schon haben die Auswir⸗ 
kungen des Dawes⸗Gutachtens begonnen, den breiten Maſſen den Sinn 
der Zuchthauswahlen 1924 klarzumachen. 

Die KPD. hat gegen den Dawes⸗Plan geſtimmt, weil er die Eiſen⸗ 
bahner entrechtet, die nationale Selbſtändigkeit Deutſchlands zerſtört, 
indem er die Banken, die Induſtrie, die Eiſenbahnen in die Hände einer 
internationalen Finanzklique ausliefert. 

Die KPD. hat gegen den Dawes⸗Plan geſtimmt, weil er für die 
Millionen Arbeiter, Angeſtellten, weil er für die Hunderttauſende Klein⸗ 
bauern Verewigung des ſozialen Elends, Hunger, Not, ſoziale und poli- 
tiſche Entrechtung und Knechtung bedeutet. 

Dem Plan des amerikaniſchen Finanzkapitals, der Koloniſierung 
Deutſchlands, ſetzt die KPD. entgegen den Plan der wahren Sachver- 
ſtändigen, die allein berufen ſind, über das Schickſal Deutſchlands zu 
entſcheiden. 

Ihr Arbeiter in den Schächten, in den Gruben, in den Fabriken, und 
Ihr Werktätigen auf den Feldern, Ihr ausgeplünderten Angeſtellten 
und kleinen Beamten in den Kontoren, Ihr von der Hungerſtabiliſierung 
ſchwer bedrückten arbeitenden Frauen — Ihr ſeid die wahren Sach⸗ 
verſtändigen: Ihr müßt das Urteil ſprechen: 

Anſtatt Eiſen bahnen, Banken, Fabriken und 
Bergwerke in die Hände des internationalen Fi- 
nanzkapitals auszuliefern, nehmt Gruben, Berg- 
werke und Fabriken, Eiſenbahnen und Banken in 
Eure eignen Hände und verwaltet ſie durch das 
werktätige Volk für das werktätige Volk. 

An Stelle der Koloniſierung Deutſchlands ſetzt 
die Sozialiſierung! 

Um dieſes Ziel zu erreichen, um die arbeitenden Maſſen aus dem 
Elend zu erlöſen, müßt Ihr jede Regierung zum Teufel jagen, die gegen 
die Arbeiterklaſſe regiert, gleichgültig, ob ſie mit ſozialdemokratiſcher 
Tünche angeſtrichen iſt oder nicht. 

Nur eine Regierung der Arbeiterklaſſe, nur die Herrſchaft der Werk⸗ 
tätigen kann das Klaſſenprogramm, das Rettungsprogramm der werk⸗ 
tätigen Maſſen durchführen. 
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Die ſchwarz⸗rot-goldene Monarchiſtenrepublik iſt die unverhüllte 
Diktatur der Bourgeoiſie. Sturz der Herrſchaft der Bourgeoiſie, Sturz 
des Kapitalismus, Aufrichtung der proletariſchen Herrſchaft, — das iſt 
das Ziel, für das die Kommuniſten innerhalb und außerhalb der Par 
lamente kämpfen. Für dieſes Ziel ſitzen 7000 revolutionäre Arbeiter 
in den Zuchthäuſern der Ebertrepublik. Für dieſes Ziel werden 62 kom- 
muniſtiſche Abgeordnete von den Spitzeln der ſozialdemokratiſchen Poli- 
zeipräſidenten durch das »freie« Deutſchland gejagt. Für dieſes Ziel 
ſind Tauſende der beſten deutſchen Proletarier in den Tod gegangen, 
und dieſer Kampf iſt allein die Rettung aus dem Elend der werktälſgen 
Maſſen in Stadt und Land. f 

Sechs Jahre demokratiſche Republik, ſechs Jahre Kämpfe und Nicder- 
lagen, ſechs Jahre Enttänſchungen haben den arbeitenden Maſſen in 
Deutſchland die Lehre eingepeitſcht, daß fie alles verlieren, wenn ſie 
mit der Bourgeoiſie paktieren. Die Novembererrungenſchaften ſind ver- 
loren. Der Achtſtundentag iſt tot. Niedrigere Löhne als in der Vor⸗ 
kriegszeit, wachſende Erwerbsloſigkeit, wachſende Kurzarbeit, ſchwere 
Stenern, die auf die Schultern der armen Bauern und der Induſtrie— 
arbeiter drücken; die Teuerung, die ſeit der Annahme des Londoner Pak 
tes täglich zunimmt, daß find die erſten Auswirkungen des Stabili- 
ſierungsſchwindels. 

Um die Bourgeoiſie zu ſtürzen, um die Arbeiterklaſſe zu befreien, 
muſſen ſich die Maſſen heute um die KPD. ſammeln zum Kampfe gegen 
die Durchführung des Dawes-⸗Gutachtens, zum Kampf für die Sicher— 
ſtellung ihrer Exiſtenz! 

Wenn die Bürgerlichen und Sozialdemokraten von » gerechter Lafteır- 
verteilung« ſprechen, dann meinen fie Abwälzung aller Laſten auf die 
Beſitzloſen. 

Wer der Bourgeoiſie die Abwälzung der Laſten 
auf die Arbeiterklaſſe erleichtern will, der wählt 
am 7. Dezember bürgerlich oder ſozialdemokratiſch. 

Wer am 7. Dezember zeigen will, daß die arbeitenden Maſſen den 
Kampf um ihre elementaren Lebensforderungen aufnehmen wollen, der 
demonſtriert am 7. Dezember 

für den Achtſtundentag, 

für höhere Löhne, e 

gegen die Betriebsſtillegungen, 

für Einreihung der Erwerbsloſen in die Betriebe, 

für Erhöhung der Unterſtützung für Erwerbsloſe, Kriegs- und Ar⸗ 
beitsrentner, 

gegen alle die Arbeiter und armen Bauern bedrückenden Steuern 
(Lohnabzug, Mietſteuer, Genoſſenſchaftsſteuern), 

gegen die Schutzzölle, 

für Beſchaffung von Land, Düngemitteln, Saatgut, Maſchinen für 
arme Bauern, Pächter und Siedler, 

gegen die Verbote der Arbeiterpreſſe, 

gegen die Einkerkerung von revolutionären Proletariern, 

gegen das Kapital und die Bourgeoiſie, 

für den Sturz der Bourgeoiſie, 

für die Übergabe aller Produktionsmittel in die Hände des arbei⸗ 
tenden Volkes, 
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für die Aufrichtung der Herrſchaft der Werktätigen, 
für das Bündnis mit Sowjekrußland! 
Eure Wahl am 7. Dezember muß ein Bekenntnis zum revolutionären 
Befreiungskampf ſein, in dem jeder ſeine Stimme gibt 
der einzigen Arbeiterpartei Deutſchlands, 
der Kommuniſtiſchen Partei! 


Berlin, den 26. Oktober 1924 


Zentrale der Kommunrſtiſchen Partei Deu tſch⸗ 
lands 
(Sektion der Kommuniſtiſchen Internationale) 


6. Deutſche Demokratiſche Partei 


Anſchrift: Reichsgeſchäftsſtelle der Deutſchen Demokratiſchen Partei, 
Berlin SW 11, Bernburger Str. 18, F Nollendorf 964, 
965 


A. Programm 


In der böchſten Not unſeres Vaterlandes iſt die Deutſche Demokra⸗ 
tiſche Partei geboren. Sie will das ganze Volk vorwärts und aufwärts 
führen in ſtetiger Entwicklung. 

Freiheit und Recht ſind ihre Wegemarken. 

Das ganze Volk! — ohne Unterſchied von Klaſſe, Beruf und Reli⸗ 
gion; innere Einbeit tut uns vor allem not, und der einzige Weg zu ihr 
iſt die Demokratie. Sie bedeutet Intereſſenausgleich und Aufhebung der 
Begriffe Herrſchaft und Untertanenſchaft auf allen Gebieten, bedeutet 
gleiches Recht für alle in den Einrichtungen des Staates und der Geſell⸗ 
ſchaft. Der demokratiſchen Staatsauffaſſung gelten Perſonen und Ge 
meinſchaften nur als lebendige Zellen und Glieder; den einheitlichen 
Körper aber bildet die Geſamtheit. Ihren Daſeinsbedingungen iſt alles 
unterzuordnen, und nicht obrigkeitliche Bevormundung iſt ihr oberſtes 
Geſetz, ſondern der Wille des ſouveräuen Volkes. 

Juniger denn je bekennen wir uns zu unſerer ſchwer geprüften Na- 
tion. Wir vertrauen feſt darauf, daß wir durch eigene Kraft uns aus 
den Niederungen der Gegenwart wieder erheben werden. 

Unbeirrt durch den Streit des Tages und durch eigenſüchtige Ver⸗ 
ſuche, das Unglück des Vaterlandes auszumünzen für die Wiedererrich⸗ 
tung der alten Gewaltherrſchaft oder für neue Diktaturen, geht unſere 
Partei der Aufgabe nach, die deutſche Republik mit wahrhaftigem, ſtaats“ 
bürgerlichem und ſozialem Geiſt zu erfüllen. Und indem wir ſo für 
Deutichland wirken, dienen wir auch der Menſchheit und bereiten das 
friedliche Zuſammenleben der Völker in einer Welt des Rechts und der 
Verſöhnung vor. 

Nach dieſen Grundſätzen formen wir unſer Programm. 


I. Staat 


1. Innere Politik 
Die Deutſche Demokratiſche Partei ſteht auf dem Boden der Wei⸗ 
marer Verfaſſung; zu ihrem Schutz und zu ihrer Durchführung iſt ſie 
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berufen. Vorausſetzung des Erfolges iſt die Erziehung des Volkes zur 
ſtaatsbürgerlichen Geſinnung. Das Verhältnis des einzelnen zur Ge⸗ 
ſamtheit beſtimmt ſich durch den Gedanken der ſtaatsbürgerlichen Pflicht. 
Sie verleiht den Rechten der Volksgenoſſen Inhalt wie Begrenzung. Die 
deutſche Republik muß ein Volksflaat fein und unverbrüchlich zugleich 
ein Rechtsſtaat. 

Wir erſtreben die Einheit des Reiches, aber unter Berückſichtigung 
und Erhaltung der Eigenart der deutſchen Stämme. 

In Geſetzgebung und Verwaltung muß gleiches Recht für alle gelten; 
die noch beſtehenden Zurückſetzungen der Frauen ſind zu beſeitigen. Die 
Verwaltung des Reichs muß unter Wahrung des Berufsbeamtentums 
organiſiert werden, aber auch unter ſtarker Beteiligung des Laien⸗ 
elementes. Nach den gleichen Grundſätzen regele ſich die Ordnung der 
Länder und Gemeinden in freier und weiteſtgehender Selbſtverwaltung. 

Das Recht iſt ein Teil der Volkskultur und muß deshalb volkstüm⸗ 
lich ausgeſtaltet werden. 

Das uns aufgezwungene Söldnerheer iſt baldigſt durch ein Miliz⸗ 
ſyſtem mit allgemeiner Wehrpflicht zu erſetzen, das geeignet ift zur Ver⸗ 
teidigung unſerer nationalen Unabhängigkeit. 

2. Außere Politik 

Ausgangspunkt und Inhalt der äußeren Politik Deutſchlands iſt für 
die nächſte Zeit die Nevifion der Friedensverträge von Verſailles und 
St Germain. Denn auch in den Beziehungen der Völker zueinander ſoll 
nicht Macht und Unterdrückung, ſondern Gerechtigkeit und Freiheit 
walten. Niemals nehmen wir das Diktat der Gewalt als bleibende 
Rechtsordnung hin. Niemals erkennen wir die Abſplitterung deutſcher 
Volksteile vom Vaterlande an. Niemals laſſen wir vom Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker, und wir erſtreben, geſtützt auf dieſen Grundſatz, 
den Zuſammenſchluß aller deutſchen Stämme. 

Deutſchlands Anteil an der geiſtigen Hebung der Menſchheit verbürgt 
ihm den Anſpruch auf koloniſatoriſche Betätigung. Auch den Raub 
unſerer Kolonien fechten wir an. 

Ein Hauptziel der deutſchen Politik iſt die enge Verbindung mit den 
Auslandsdeutſchen und ihr Schutz. Nationale Pflicht iſt es, den Volks- 
genoſſen unter fremder Herrſchaft ihr Volkstum erhalten zu helfen; aber 
auch die Achtung nationaler Minderheiten in Deutſchland betrachten wir 
als politiſches Gebot. 

Die letzte Verwirklichung unſerer Gedanken kann dauernd nur er- 
zielt werden durch einen Bund aller freien Staaten. Wir treten daher 
ein für einen Völkerbund, deſſen erſte Aufgabe das Zuſammenwirken der 
dal iſt und der zugleich eine internationale Arbeitsgemeinſchaft 
darſtellt. 

Eine Mächteallianz aber, die dem deutſchen Volke die Gleichberechti⸗ 
gung vorenthält, lehnen wir ab, denn ſie fördert nur den Völkerhaß und 
die Völkerverhetzung. 

II. Kultur 

Der Ausbau des neuen Deutſchlands kann allein erfolgen durch die 
Pflege der geiſtigen Wohlfahrt des Volkes, durch ſeine körperliche und 
ſittliche Stählung und durch die Förderung feiner ſeeliſchen Kräfte. 
Nicht Unterdrückung der Perſönlichkeit, nicht Drill und Abrichtung des 
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einzelnen ſind notwendig, ſondern die Ehrfurcht vor jeder Überzeugung. 
Wir glauben an die Kraft der Wahrheit, den Irrtum zu überwinden! 
Auf ſolchen Grundlagen erhebt ſich die höchſte Schöpfung menſchlichen 
Geiſtes: der Kulturſtaat. 


1. Schule, Unterricht und Erziehung 


Eckpfeiler des Kulturſtaates iſt die Schule. Lehrfreiheit und Lern⸗ 
freiheit ſind die Grundrechte unſerer geiſtigen Verfaſſung. Zu den 
Lebens⸗ und ſtagtsnotwendigen Kenntniſſen, zur Sitten⸗ und Charakter⸗ 
bildung und zur körperlichen Tüchtigkeit ſoll die Schule verhelfen; ſie be⸗ 
friedige das Anrecht eines jeden auf eine Erziehung, die ſeinen Fahig⸗ 
keiten und ſeinem Bildungswillen entſpricht. Sie begeiſtere alle zu 
höchſten Leiſtungen und ſchaffe dadurch auch dem Volke die Führer. 

Schulpflichtig iſt die deutſche Jugend bis zum 14., lernpflichtig bis 
zum 18. Lebensjahre. Darüber hinaus iſt eine Möglichkeit der Fort⸗ 
bildung zu geben, die die volle Auswirkung aller Kräfte ſichert. 

Die Lehrerbildung iſt ein ausſchließliches Recht des Staates. 

Unſer Volk leidet an ſozialer, politiſcher und veligiöfer Zerklüftung. 
Seine gefährdete Einheit ſichert die alle Glieder der Nation umfaſſende 
ſimultane Einheitsſchule. Auf einer Grundſchule, welche allen Kindern 
gemeinſam das erſte Wiſſen zuführt, baut ſich das verzweigte Syſtem der 
Mittel⸗, Fach⸗ und Fortbildungsſchulen bis zur Hochſchule auf. 

Alle Privatſchulen, die die Kinder nach Stand, Vermögen oder Be⸗ 
kenntnis der Eltern ſondern, lehnen wir ab. Nichtöffentliche Schulen 
zur Ergänzung der ſtaatlichen ſind nur ausnahmsweiſe aus ernſten er⸗ 
zieheriſchen Bedürfniſſen zuzulaſſen. 

Der Unterricht an den öffentlichen Schulen muß unentgeltlich werden. 
Begabten ſoll der Staat erforderlichenfalls die Mittel für die Weiter⸗ 
bildung und auch für den Unterhalt während der Lernzeit gewähren. 

Alle Schüler ſollen mit der Geſchichte und mit dem Weſen der Religion 
vertraut gemacht werden unter Wahrung der Gewiſſensfreiheit von 
Eltern, Kindern und Lehrern. Außer dem durch die Konfeſſion be- 
ſtimmten Religionsunterricht iſt in der Schule ein allgemein religions⸗ 
kundlicher Unkerricht zu erteilen; an einem von beiden muß jedes Kind 
teilnehmen. 


2. Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur 


Wohnlich machen und ſchmücken werden das Gebäude des Kultur⸗ 
ſtaates Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur. Frei ſollen ſie ſich im Leben 
und in der Preſſe entfalten und dem Volke Veredelung und Erhebung 
gewähren. Wir vertrauen darauf, daß dieſe Lebensmächte ihren beſten 
Schub vor Verwilderung und Vergiftung in fi) tragen. Doch darf der 
Staat feinen ſtarken Schutz der bedrohten Volksſittlichkeit niemals ver⸗ 
ſagen. Er. 

Die ſtaatliche Kulturpolitik erhalte ſich das Verſtandnis und die 
Fühlung für die treibenden Kräfte der Jugend, damit fie ſelbſt nicht er- 

arre. 

Geiſtige Arbeit, beſonders auch die der freien Berufe, muß ihren 
ane Lohn finden. 
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3. Wellanſchauung, Religion und Kirche 


Die Krönung des Kulturſtagtes aber bildet die Verwirklichung der 
inneren Freiheit in Fragen der Weltanſchauung und der Religion. In 
der Erſchaffung einer geiſtigen Welt erblicken wir Demokraten den 
höchſten Sinn des Lebens. 

Grundſätzlich muß die Trennung von Staat und Kirche allmählich 
durchgeführt werden, es bleiben aber geſchichtliche, ideelle und praktiſche 
Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche beſtehen. Die der Kirche ge⸗ 
währten Zuſchüſſe ſoll der Staat ſchonend ablöſen. 

Das gegenſeitige Verſtändnis der Konfeſſionen zu fördern, liegt im 
Weſen der Demokratie. Für die der Kirche zugehörigen Demokraten be- 
Heht die Pflicht, ihre Geſinnung auch innerhalb der Kirche ſelbſt zur 
Geltung zu bringen. Der Schutz des Staates gebührt auch den kleineren 
Geſinnungsgruppen. 

So wollen wir den deutſchen Kulturſtaat errichten, jo ſollen unſere 
Nachfahren in ihm leben: frei im Geben, frei im Empfangen in Schule 
und Kirche, in Wiſſenſchaft, Literatur und Kunſt. Alle Diener an dieſem 
Werke aber dürfen ſich freudig bewußt ſein, daß die Nation den am 
höchften ehrt, dem fie die Wahrung ihrer idealen Werte anvertraut. 
Auch darf niemand im neuen Deutſchland im Bildungsdünkel ſich ab⸗ 
geſondert fühlen, denn die geiſtigen Güter ſind Lehen aus dem Eigen⸗ 
tom der Allgemeinheit. Gerade der Gebildete ſchuldet feinem Volke ſein 
ganzes Können und Wiſſen, weil er der mühſeligen Arbeit auch des 
Einfachen und Schlichten mit zu verdanken hat, was er iſt und was er 
zu wirken vermag. 


III. Volkswirtſchaft 

Die Deutſche Demokratiſche Partei iſt eine Partei der Arbeit. Ihr 
Ziel auf dem Gebiete der Wirtſchaft iſt der Staat des ſozialen Rechts. 

Die Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel im Sinne allgemeiner 
Verſtaatlichung wäre tödliche Bürokratiſierung der Wirtſchaft und ver⸗ 
hängnisvolle Minderung ihres Ertrages. Wir lehnen ſie ab und halten 
an der Privatwirtſchaft als der regelmäßigen Betriebsform feſt. Mehr 
als je brauchen wir geſteigerte Ergiebigkeit der Arbeit und vermehrte 
Erzeugung nützlicher Güter. Dazu bedürfen wir der durch das Eigen⸗ 
intereſſe wachgehaltenen freien Selbſtverantwortlichkeit, Initiative und 
Schaffensfreudigkeit jedes einzelnen. Notwendig iſt der Schutz ſolcher 
freien Bewegung dort, wo fie durch die Entwicklung bedroht wird; not⸗ 
wendig iſt ihre Beſchränkung da, wo fie zu Mißbrauch führt. Denn auch 
in der Wirtſchaft ſteht das Ganze über ſeinen Teilen und das Volkswohl 
über begrenzten Gewalten und Intereſſen. Auch hier müſſen die hohen 
demokratiſchen Grundſätze der perſönlichen Freiheit, der ſozialen Gerech⸗ 
tigkeit und der menſchlichen Würde ſich durchſetzen. 

Darum fordern wir zum erſten: monopolartige Herrſchaftsmacht in 
der Hand weniger oder kleinerer Gruppen darf nicht geduldet werden. 
Für den Boden, das koſtbarſte Monopolgut des Volkes, folgt daraus: 
Verhinderung der Bodeuſpekulation, eutſchloſſene Aufteilung von Groß⸗ 
grundbeſitz zur Schaffung von ſelbſtwirtſchaftlichen bäuerlichen Familien⸗ 
betrieben und zur Auſiedlung von Landarbeitern. So wird der heimiſche 
Boden möglichſt vielen deutſchen Menſchen ein freies, natürliches und 
tätiges Daſein ermöglichen und die Voltsgeſundheit und die Ernährung 
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der Geſamtheit ſichern. So wird auch die Landwirtſchaft befähigt, die 
hervorragende Stellung einzunehmen, die ihr beſonders nach den Zer⸗ 
ſtörungen durch den Krieg im deutſchen Wirtſchaftsleben gebührt. 

Für die Induſtrie, den Handel, das Bank- und Verſicherungsweſen 
ergibt ſich: wo es ſich um die Verwertung natürlicher Monopole ne 
wo Vertruſtung, Kartell- und Verbandsbildung tatſächlich ſchon die 
a Se beſchränkt und aufgehoben haben, da 
hat der Staat fein Hoheitsrecht zu wahren. Mit ſorgſam angepaßten 
Maßnahmen hat die Geſamtheit die Kontrolle, die Mitbeſtimmung, 
nötigenfalls auch die Leitung oder, gegen angemeſſene Entſchädigung, das 
Eigentum an ſich zu nehmen. Die Ausbeutung und Unterdrückung des 
Schwachen durch den Starken — des Arbeiters und Angeſtellten, des 
aufſtrebenden Unternehmers, des Handwerkers, des Weiterverarbeiters, 
des Verbrauchers — iſt zu verhindern. So ſoll der demokratiſche Staat 
des ſozialen Rechts die perſönliche Freiheit in der Wirtſchaft wahren. 

um zweiten fordern wir: Soziales Unrecht in der Verteilung des 
Beſitzes und des Einkommens iſt zu beſeitigen. Der Staat kann nicht 
jedem das gleiche Einkommen zuweiſen; denn jeder ſoll den Lohn feiner 
Leiſtung erhalten. Er muß aber die Vorausſetzungen ſchaffen, von denen 
aus jeder ohne unſachliche lngere dieſes gerechte Einkommen ſich 
erarbeiten kann. Jedem Volksgeno 125 der ſich nicht gemeinnütziger 
Arbeit weigert, iſt ein notwendiges Mindeſtmaß der materiellen Güter 
für die Ernährung, Bekleidung und Behauſung ſowie Fürſorge in Fällen 
der Bedürftigkeit von Rechts wegen zu gewähren. Zur Durchführung 
dieſer umfaſſenden Sozialpolitik dient in erſter Linie die Steuergeſetz⸗ 
gebung. Die Steuern, vor allem die auf Beſitz und Erbe, auf Einkommen 
und Aufwand, ſollen nicht bloß die ungeheuer gewachſeuen Bedürfniſſe 
des Staates decken, ſondern auch die übermäßigen Unterſchiede in Beſitz 
und Einkommen und damit in allen Möglichkeiten des Lebens aus⸗ 
gleichen. Bei allen Maßnahmen muß jedoch auf die Neubildung von 
Kapital Rückſicht genommen werden, denn ohne dies iſt der Geſamtertrag 
der Volkswirtſchaft nicht ſo zu erhöhen, daß auch die Lebenshaltung jedes 
einzelnen gehoben werden kann. So ſoll der demokratiſche Staat des 
ſozlalen Rechts die Gerechtigkeit in der Wirtſchaft ſchaffen. 

Zum dritten fordern wir: Dem Maſchinentum des Menjchen im 
Arbeitsprozeß iſt entgegenzuwirken. Die Arbeitsteilung droht die 
Arbeit völlig der Seele zu berauben. Deshalb müſſen Handwerk und 
Kleinhandel geſchützt und gefördert werden. In ihnen beſteht noch die 
unmittelbare Beziehung des Menſchen zu ſeinem Werke; im Groß⸗ 
betriebe verliert der einzelne das Verhältnis zum Geſamtergebnis der 
Arbeit mehr und mehr. Die Arbeitstechnik, deren Verfeinerung dieſes 
Schickſal bildete, können und wollen wir aber nicht rückgängig machen, 
weil Verminderung der Produktion die Verſorgung verſchlechtern und 
dadurch 905 Millionen das Daſein zur Unmöglichkeit machen würde. So 
muß in der Demokrafiſierung der Wirtſchaft die Hilfe gefunden werden. 
Die Entſchlußkraft und die Verantwortungsbereitſchaft des Unternehmers 
müſſen ſicherlich erhalten bleiben; aber ebenſo iſt die Arbeitsfreude des 
Arbeiters und Angeſtellten ein Produktionsfaktor von höchſter Wichtig- 
keit. Darum brauchen wir ein Arbeitsrecht, in dem Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer im Produktionsprozeß ſich tatſächlich gleichſtehen. Darum 
brauchen wir weiter auch eine Arbeitsverfaſſung, die den bloß Ab⸗ 
hängigen zum bewußt Mitwirkenden erhebt. Der Betrieb muß aus einem 
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Herrſchafts⸗ zum Gemeinſchaftsverhältnis werden. An die Stelle des 
Betriebsuntertans tritt der Betriebsbürger. So ſoll der demokratiſche 
7. — des ſozialen Rechts die Würde des Menſchen in der Wirtſchaft 
egründen. 
nd ſo, in Freiheit und Wahrheit, Gerechtigkeit und Würde, wollen 
wir die deutſche Republik, den neuen Staat der Kultur und des ſozialen 
Rechts aufbauen und ausbauen. Der Bürger dieſes Staatsweſens wird 
ſich im geiſtigen Schaffen wie im Getriebe der Wirtſchaft als Glied einer 
ſolidariſchen Arbeits- und Volksgemeinſchaft fühlen. Sie gibt ihm ſein 
Einzelrecht, aber ſie verlangt auch höchſte Pflichterfüllung für das Ganze. 
Es gilt, das Vaterland wieder aufzurichten, einheitlich und feſtgefugt im 
Innern, angeſehen und kraftvoll im Rate der Völker. 
Vorwärts und aufwärts in Deutſchland und für Deutſchland — das 
iſt das Leitwort der Deutſchen Demokratiſchen Partei! 


B. Wahlaufruf 
An die deutſchen Wähler! 


Ohne Not ift der Reichstag aufgelöſt. Welches iſt der Grund dieſer 
Auflöſung? 

Gewiß war der Reichstag durch die Schuld der Wähler unglücklich 
zuſammengeſetzt. Unfruchtbare Oppoſition hemmte ſeine Arbeitsfähig⸗ 
keit. Trotzdem war die Regierung in der Lage, ihr außenpolitiſches 
Programm, in deſſen Verfolg ſie das Dawes⸗Gutachten angenommen 
und die Auslandsanleihe abgeſchloſſen hat, durchzuführen. Vor Räu⸗ 
mung der Ruhr und vor Anbahnung einer Wiedergeneſung der deutſchen 
Wiriſchaft durfte fie nicht zurücktreten. An dieſer Pflicht wurde ſie 
durch die Deutſche Volkspartei gehindert, die hinter dem Rücken der 
bisherigen Koalitionsgenoſſen ſich an die Deutſchnationalen gefeſſelt 
hatte. Die Deutſche Volkspartei allein iſt dafür verantwortlich, daß 
jetzt der Aufbau des Reichs und der Wirtſchaft durch Neuwahlen ge— 
ſtört wird. 

Wir haben nie grundſätzlich auf dem Standpunkt geſtanden, daß die 


Deutſchnationalen immer aus der Regierung ferngehalten werden 
müßten. Aber wir waren der Meinung, daß jetzt ein beſtimmender Ein- 
fluß der Deutſchnationalen auf die Regierung aus außen⸗ und inner⸗ 
politiſchen Gründen untragbar iſt. Jetzt und für abſehbare Zeit iſt die 
Aufgabe aller wahrhaft nationalen Politik die Befreiung Deutſchlands, 
die Befreiung des beſetzten Gebiets. Die Deutſchnationalen haben ſich 
in ihrer Haltung zu den Dawes⸗Geſetzen mit Unwahrhaftigkeit und 
Zweideutigkeit belaſtet. Ihre Beteiligung an der Regierung mußte das 
Vertrauen zur deutſchen Außenpolitik und damit die Befreiung Deutſch⸗ 
lands auf das ſchwerſte gefährden. Nur die Demokratie kann dieſe 
Befreiung erreichen. Wer jetzt die Monarchiſten zur Regierung ruft, 
zerſtört alle Möglichkeiten. Die Partei der jungen demokratiſchen Re⸗ 
publik kann nicht der monarchiſtiſchen Reaktion in den Sattel helfen. 

Die gründliche Schwächung der Kommuniſtiſchen und Deutſchvölki⸗ 
chen Partei muß in dieſem Wahlkampf erreicht werden. Jede kommu⸗ 
niſtiſche und jede deutſchvölkiſche Stimme iſt für die praktiſche Politit 
verloren. Dieſe Parteien untergraben bewußt und abſichtlich Anſehen 
und Arbeitsfähigkeit der Volksvertretung. 
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Die Deutſchnationale Partei hat ihre heutige Stärke nur erreicht, 
weil ſie mit demagogiſcher Unwahrhaftigkeit die Politik der bisherigen 
Regierungen bekämpft hat. Ihre Führer haben ſelbſt gewußt, daß ihre 
Politik unwahrhaftig iſt; ſie haben ſie getrieben, weil dieſe Demagogie 
ihnen den Weg zur Macht im Innern öffnen ſollte. Sie betrogen 150 
eigenen Anhänger. Das ruft ihnen die Enttäuſchung der eigenen Kreiſe 
heute ins Geſicht. Sie ſtimmten gegen alle Dawes⸗Geſetze mit Aus⸗ 
nahme des einen Eiſenbahngeſetzes, bei dem man ihre Stimmen brauchte. 
Ja, ſie ſtimmten dreimal auch gegen dieſes Geſetz; aber in der einen 
Abſtimmung, die entſcheidend war, fanden ſich 48 Deutſchnationale bei 
den »Erfüllungspolitikern«k. Das war die größte Selbſtentlarvung, die 
es geben konnte. Der Wähler hat es nun in der Hand, ſein Urteil 
über dieſe Unwahrhaftigkeit zu fällen. 


Die Deutſche Volkspartei hat die Politik der Mitte verlaſſen, hat 
aus Angſt vor den Phraſen der Deutſchnationalen den letzten Reſt von 
Liberalismus verlaſſen. Fünf Regierungskriſen hat im letzten Jahre 
das unſelige Anlehnungsbedürfnis der Deutſchen Volkspartei an die 
Deutſchnationale Partei hervorgerufen. Die Deutſche Volkspartei iſt 
zu einer einſeitigen Rechtspartei, zu einer halbkonſervativen Partei 
geworden. 

Mit dem Zentrum haben wir ſechs Jahre faſt ſtets gemeinſam an 
der Wiederaufrichtung Deutſchlands gearbeitet. Um jo mehr haben wir 
bedauert, daß das Zentrum in der letzten Zeit infolge der Nachgiebig⸗ 
keit ſeines demokratiſchen Flügels eine Haltung annahm, die die jetzige 
Kriſe weſentlich mitverſchuldet hat. 


Zur Sozialdemokratie ſtehen wir in einem ſtarken inneren Gegenſatz. 
Die Überwindung der Sozialdemokratie muß durch volkserzieheriſche 
Arbeit und Mitverantwortung am Staate erfolgen, nicht aber durch 
eine gewaltſame Ausſchaltung von der Verantwortung. 


Die Demokratiſche Partei kämpft für die nationale Politik der Mitte. 
Sie iſt nicht nach links gegangen und wird nicht nach links gehen. Sie 
kämpft für den nationalen Aufſtieg unter dem Banner einer liberalen 
und ſozialen Demokratie. Sie glaubt an die Republik, an die volks⸗ 
erzieheriſchen Werte der Demokratie, an die vorwärtstreibenden Kräfte 
freier Menſchen, die, ihrer inneren Perſönlichkeit gemäß, der Freiheit 
der Geſamtheit dienen. 


Das Volk ſteht vor der Entſcheidung. Die Demokraten kämpfen 
weiter für ihre bisherige Politik. Das beſetzte Gebiet ſoll befreit wer 
den. Ganz Deutſchland ſoll frei werden! Es gibt aber nur einen 
Weg dazu: den Weg einer demokratiſchen Außenpolitik. 


Unſere Politik im Innern iſt durch unſere ſtaatspolitiſchen Aufgaben 
klar umſchrieben: Die Sicherung der Republik, die Feſtigung der Demo⸗ 
kratie, die Überwindung des Klaſſenkampfes, die Ausſchaltung des 
Raſſenkampfes, die Wiederherſtellung der Konſumkraft aller Volks⸗ 
ſchichten als Grundlage der Stärkung unſerer Wirtſchaft, die Beſeiti⸗ 
gung der Arbeitsloſigkeit durch Deutſchlands Wiedereinflechtung in die 
Weltwirtſchaft, die Linderung der Not in allen von Krieg, Revolution, 
Friedensvertrag und Inflation betroffenen Volksſchichten. 
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Wir find nicht Republikaner, weil wir uns auf den Boden der ge- 
gebenen Tatſachen ſtellen. Republik und Demokratie find uns Auße— 
rungen einer tiefen Überzeugung. 

Angeſichts des Vorſtoßes der Reaktion iſt die Republik in Gefahr. 
Sie ſoll ausgehöhlt, ſie ſoll unterminiert werden. Die Nalion ſoll durch 
innerpolitiſche Kämpfe zerriſſen und geſchwächt werden. Dagegen kämp⸗ 
fen wir. 

Für das Reich! 

Für die Republik! 

Für das Rheinland und die beſetzten Gebiete! 

Für eine wahre Volksgemeinſchaft, die auf ſtaatsbürgerlicher Gemein⸗ 
ſchaftsgeſinnung beruht! Für ein freies Deutſchland unter freien Völ⸗ 
fern Europas! 


Die Reichstagsfraktion der Deutſchen Demofrati- 
ſchen Partei 


Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen 
Partei 


7. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 


Anſchrüft: Hauptgeſchäftsſtelle der Wirtſchaftspartei des deutſchen 
Mittelſtandes, Berlin NW 6, Am Zirkus 12a, F Norden 
6245, 8104 


A. Wahlkatechismus für die Reichs⸗ und Landtagswahlen 
Was jeder Führer, jeder Redner wiſſen muß! 

Der neuzeitliche Parlamentarismus hat ſich in den letzten Wochen 
in ſeiner ganzen »Größes gezeigt. Während das verarmte Volk nach 
Luft und Licht ſchreit, ſchacherten 4 Wochen hindurch die ſogenannten 
Parteien um Miniſterſeſſel, um letzten Endes mit der Reichstagsauf— 
loſung ihren Bankerott zu erklären. 

Das deutſche Volk iſt alſo wieder einmal durch dieſe Parteiwirt⸗ 
ſchaft auf Monate in wirtſchaftliche Sorgen und Nöte geſtürzt worden. 

Schuld? wer hat Schuld? Alle haben ſchuld daran! Der Kuh⸗ 
handel vor und hinter den Kuliſſen iſt die ganze Weisheit dieſer Herren 
Volksvertreter. 

Als Totengräber fungierte die angeblich bürgerliche Demokratie, 
die ſich ſelbſt als ſchuldig damit bekennt, daß die Rakten in Maſſen 
das ſinkende Schiff verlaſſen. 

Es heißt nun alſo wieder: Deutſches Volk beſtimme ſelbſt dein Geſchick, 
deutſches Volk, wirſt du es endlich wirklich ſelbſt beſtimmen oder wirſt 
du dich weiterhin durch falſche Reden irreführen laſſen? 

Deutſches Volk, biſt du noch immer nicht belehrt? Schicke nicht 
Schwätzer in den Reichstag, ſondern Männer aus dem praktiſchen Wirt 
ſchaftsleben, Männer frei von politiſchen Phraſen, Männer aus dem 
Stand, der immer Deutſchlands Größe getragen hat und der allein 
Deutſchland wieder hochbringen kann, Männer aus dem deutſchen 
Mittelſtand! 

Der deutſche Mittelſtand iſt erwacht! 
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Deutſches Volk, du findeſt ihn in der Wirtſchaftspartei des deutſchen 
Mittelſtandes! 

Die Wirtſchaftspartei ruft dich auf, deutſcher Bürger, Schluß zu 
machen mit dem bisherigen Syſtem, fordert dich auf, mit ihr zu 
arbeiten an dem Wiederaufbau unſeres zuſammengebrochenen Landes, 
fordert dich auf, mitzubauen an einem deutſchen Vaterlande, in dent 
es wie in alter Zeit heißen ſoll: Einigkeit und Recht und Freiheit! 

Was iſt die Wirtſchaftspartei? 

Sie iſt die Partei des deutſchen Mittelſtandes in Stadt und Land; 
die Partei, in der Handel. Handwerk, Gewerbe und Kleininduſtrie, der 
deutſche ſtädtiſche und bäuerliche Grundbeſitz, die freien Berufe ſowie 
das alte pflichttreue Beamtentum ſeine Stätte findet. 

Sie iſt national durch und durch. Wie kann es anders ſein? Wer 
ſeinen Beſitz, ſein Geſchäft im deutſchen Lande hat, iſt auf Gedeih und 
Verderb mit ihm verbunden. Ihm kann es nur gut gehn, wenn es dem 
Lande gut geht. Deshalb iſt der ſchaffende Mittelſtand gewohnt, ſelbſt⸗ 
los mit heißer Liebe für das Wohl des Vaterlandes zu arbeiten 
und zu opfern — ohne viele Worte zu machen. 

Das iſt unſer Nationalismus, der Nationalismus der Tat! Die 
Phraſe lehnen wir ab. 

Phraſen töten, die Tat iſt unſere Loſung! 

Sie iſt die Hüterin alter deutſcher Kulturwerte. 

Die Wirtſchaftspartei lehnt die neuzeitlichen linksorientierten Er⸗ 
perimente in unſerer Schule entſchieden ab. 

Ordnung und Sitte, Treue und Zucht ſollen wieder Leitſtern der 
Schule werden. Die Wirtſchaftspartei tritt ein für die alten aner⸗ 
kannten Religionsgemeinſchaften. Die chriſtliche Kirche iſt dem Mittel⸗ 
ſtande Herzensbedürfnis als Hüterin der höchſten ſittlichen Kultur⸗ 
güter der Nation. 

»Kulturkämpfe« lehnt die Wirtſchaftspartei ab. 

Die Wirtſchaftspartei vertritt mit Entſchiedenheit alle Beſtrebungen, 
die der körperlichen und ſittlichen Ertüchtigung unſerer Jugend dienen. 

Nur in einem geſunden Körper kann ein geſunder Geiſt wohnen! 

Was will die Wirtſchaftspartei? 

Ein freies Volk in einem freien Staate, frei von jeder behördlichen 
Bevormundung und Beſpitzelung, frei von jeder Zwangsjacke, frei von 
jeder überflüſſigen Bürokratiſierung, Schematiſierung und Sozialiſi⸗ 
rung, ein freies Volk, geführt von ehrlichen, einwandfreien Männern 
aus dem praktiſchen Leben, verwaltet von einem Beamtentum, zu dem 
das Volk Vertrauen haben kann, kein Beamtentum von Parteignaden. 
Dieſes Beamtentum iſt genau wie die Arbeiterſchaft auskömmlich zu 
entlohnen und in feinen Rechten abſolut ſicherzuſtellen, feine alten, ihm 
geraubten Rechte find wiederherzuſtellen. 

Der erwerbstätige Mittelſtand hat ein ganz beſonderes Intereſſe 
an der auskömmlichen Entlohnung der Beamtenſchaft und der Arbeiter, 
denn fie allein garantiert eine Steigerung der Kaufkraft und ſtellt da- 
mit die Exiſtenz des erwerbsfähigen Mittelſtandes durch erhöhten 
Umſaßtz ſicher. 


202 


Wirtſchaftspartei: Programm 


Was bekämpft die Wirtſchaftspartei des deutſchen 
Mittelſtandes? 


Sie bekämpft jede Sozialiſierung und Kommunaliſierung. 

Das deutſche Volk hat genug an allen Wahnſinnsexperimenten der 
Apoſtel des Marxismus, die Deutſchland in Not und Elend geſtürzt 
haben. Die Loſung muß ſein: 

An die Front gegen den Marxismus! a 

Die Wirtſchaftspartei bekämpft ebenſo die Übermacht des Groß— 
kapitals, das ſich in der Großinduſtrie mittelſtandszerſtörend auswirkt. 

Deshalb bekämpft die Wirtſchaftspartei die Syndikate und Konzerne 
ſowie die Großbetriebe. Sie fordert von Staat und Kommune Schutz 
gegen dieſe Organiſationen inſofern, als Staat und Kommune ihre Ar⸗ 
beiten und Lieferungen an den ſtädtiſchen Mittelſtand als den beſten 
Steuerzahler von Stadt und Staat zu vergeben haben. 

Da die Deutſche Volkspartei die Trägerin dieſer Konzerne iſt, die 
großen Induſtriefürſten ſind ihre Reichstagsabgeordneten, muß ſie als 
Gegnerin des ſchaffenden Mittelſtandes hingeſtellt werden. Der ihr 
angehörige Finanzminiſter Ur Luther hat denn auch bisher nur mittel⸗ 
ſtandsfeindliche Politik gemacht. 

Die Wirtfhaftspartei bekämpft insbeſondere, und das iſt zur Zeit 
eine ihrer Hauptaufgaben, die gleichen Beſtrebungen des in der Deutſch⸗ 
nationalen Partei organiſierten Reichslandbundes, d. h. alſo der Groß⸗ 
landwirtſchaft. 

Als Vertreterin des Bauerutums iſt die Partei keine Gegnerin der 
Landwirtſchaft. Ihr höchſtes Ziel iſt es, dafür einzutreten, daß alle 
deutſchen Stände ihre Exiſtenzmöglichkeit erhalten und behalten. 

Jedem Stande, der in wirtſchaftlicher Not iſt, muß das Seine werden. 
Deshalb ift die Wirtſchaftspartei keine Gegnerin der Zölle, ſoweit ſie 
für die deutſche Landwirtſchaft exiſtenznotwendig ſind. 

Überſpannten Forderungen kann fie nicht zustimmen. Eulſchieden 
bekämpfen aber muß die Wirtſchaftspartei die kapitaliſtiſchen Beſtre⸗ 
bungen des Reichslandbundes, die nichts weiter ſind als eine Soziali⸗ 
ſierung von rechts. 

Der Mittelſtand wird erdroſſelt, wenn er ſich nicht einhellig dagegen 
wehrt, daß ihn der Landbund ausſchaltet. 

Der Landbund gründet ſelbſt Brotfabriken und würgt damit kauf⸗ 
männiſche Kreiſe und das Bäckergewerbe ab. 

Der Landbund gründet Großſchlächtereien und ruiniert damit alle 
Zweige des Schlächtergewerbes. 

Der Laudbund hat Schuh und Kleidervertriebſtellen eingerichtet und 
vernichtet damit dieſe Berufszweige. 

Der Landbund ſchafft Reparaturwerkſtätten und handelt mit Ma⸗ 
jchinen und Erſatzteilen. Er ruiniert damit das Handwerk. 

Der Landbund hat die Abſicht, Bauabteilungen ins Leben zu rufen. 
Er zeigt ſich dabei als Vernichter des Baugewerbes, das ohnehin 
durch die ſozialiſtiſchen und großkapitaliſtiſchen Baugenoſſenſchaften, 
die vom jetzigen Staat jede Förderung erfahren, ſchwer gefchädigt wird. 

Der Landbund alſo, der in der Deutſchnationalen Volkspartei ſeine 
Intereſſenvertretung hat, iſt der Toteugräber der ſchaffenden Stände 
des deulſchen Volkes. 
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Die Wirtſchaftspartei bekämpft die Zwangswirtſchaft in jeglicher 
Form, insbeſondere die wirtſchaftszerſtörende Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft, getreu ihrem Leitſatz: 

Freie Wirtſchaft, freie Menſchen! 

Die Wirtſchaftspartei iſt ſich dabei klar, daß zehnjährige verkehrte 
Wohnungspolitik, die dem deutſchen Volke Elend und Not eingebracht 
und Milliardenwerte verbracht hat, nicht mit einem Schlage gut ge- 
macht werden kann, denn das würde neues Unglück, neue Verwirrung 
ſchaffen. Sie fordert aber die Beſeitigung der Wohnungszwaugswirk⸗ 
ſchaft mit von wirklichen Sachverſtändigen zu ſchaffenden Übergangs 
beſtimmungen. 

Bei dieſem Abbau lehnt die Wirtſchaftspartei aber Experimente 
nach dem Rezept Dr Eiſenbart ab. Deshalb bekämpft ſie den von 
der Deutſchen Volkspartei und dem Zentrum unterſtützten Antrag der 
Deutſchnationalen, welcher zunächſt die Gewerbetreivenden aus der 
Zwangswirtſchaft herausnehmen und damit die gewerblichen Mieten 
zugunſten der übrigen Bevölkerung belaſten will. 

Die Wirtſchaftspartei hat durch ihren berufenen Vertreter im Land⸗ 
tag, den Grundbeſitzerführer Ladendorff erklären laſſen, daß der Grund- 
beſitz genug von allen Zwangs- und Ausnahmegeſetzen hat, daß er auf 
unſinnige beſtehende Ausnahmegeſetze nicht neue Ausnahmebeſtimmun⸗ 
gen zu Laſten eines Standes aufzuſetzen wünſcht, noch dazu eines 
Standes wie dem der kleinen Gewerberaummieter, der ſelbſt durch die 
Inflationswirtſchaft und eine wahnſinnige Steuergeſetzgebung ruiniert 
worden iſt. 

Die Wirtſchaftspartei, wir wiederholen es, fordert gleichmäßigen, 
allgemeinen Abbau, nicht Experimente. 

Die Wirtſchaftspartei ſelbſt hat praktiſche Wege in ihren Anträgen 
dazu gezeigt. 

Sie ſchlägt zunächſt vor, die Aufhebung der überflüſſigen Wohnungs⸗ 
amter, Aufhebung der vernichtenden Beſtimmungen des Mieterſchutz⸗ 
geſetzes und Herauslaſſung derjenigen Mieträume aus der Zwangs- 
wirtſchaft, die durch Verzug oder Todesfall frei werden. 

Sie fordert die wirtſchaftsnotwendige Miete zur Erhalkung und 
Wiederinſtandſetzung des Hauſes ſowie zu einer berechtigten Entſchä— 
digung des Hauswirtes. 

Ju dieſem Sinne bekämpft ſie die Hauszinsſteuer, einmal, weil es 
die unſozlalſte Steuer iſt, zum andern, weil fie der Hinderungsgrund 
für die Geſundung des Althausbeſitzes iſt, und zwar inſofern, als die 
wirtſchaftsnotwendige Miete zugunſten des ſtaatlichen Steuerſäckels, 
zum Schaden der Häuſer und des Banhandwerkes künſtlich unter das 
wiriſchaftsnotwendige Maß heruntergedrückt wird. 

Sie bekämpft dieſe Hauszinsſteuer auch deshalb, weil fie die Laden⸗ 
mieter im Verhältnis zum Wohnungsmieter doppelt und dreifach höher 
belaſtet, ohne auf die Vermögens- und Einkommensverhältniſſe die 
geringſte Rückſicht zu nehmen. 

Die Wirtſchaftspartei bekämpft die Umſatzſteuer als wirtſchaftszer⸗ 
ſtörend, insbeſondere die neue Idee einer Sonderſteuer in letzter Hand 
als mittelſtandsfeindlich. 
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Die Wirtſchaftspartei bekämpft die Markt⸗ und Standgerichte, die 
Wucherbeſtimmungen, die Preistreibereiverordnung, die Preisſchilder⸗ 
verordnung und ähnliche Ausnahmebeſtimmungen, mit denen der 
ſchaffende Mittelſtand geknebelt wird. 

Die Wirtſchaftspartei bekämpft das heutige Steuerſyſtem überhaupt. 
Einmal weil es Laſten und Pflichten nicht gleichmäßig verteilt. 

Große Teile der Bevölkerung, z. B. das Großkapital, die Groß 
induſtrie ſowie die Großlandwirtſchaft, werden durch die beſtehende 
Steuergeſetzgebung dank ihrer Maſſenorganiſationen und ihres da⸗ 
durch bedingten Einfluſſes auf die Regierungen ſteuerlich zum Schaden 
des ſchwer ringenden Mittelſtandes begünſtigt. 

Zum andern, weil das Steuerſyſtem infolge der Unüberſichtlichkeit 
und Fülle der beſtehenden Steuerarten lähmend auf die ſchaffenden 
Stände wirkt und ſie zu unproduktiver Arbeit zwingt, indem ee 
Kräfte eingeſtellt werden müſſen, welche allein ſteuertechniſche Arbeiten 
zu verrichten haben. Der ſchwer ringende Mittelſtand kann die Koſten 
dafür nicht mehr erſchwingen, Koſten, die ſeine Waren ungebührlich 
verteuern und ihn konkurrenzunfähig machen. 

Die Wirtſchaftspartei bekömpft die Raubpolitik des neuzeitlichen 
Staates. 

Der neuzeitliche Staal hat das deutſche Volk durch feine Juſlations⸗ 
wirtſchaft um Hab und Gut betrogen. Er hat die beſten Schichten des 
deutſchen Volkes vor die Hunde gehen laſſen. 

Die Wirtſchaftspartei tritt deshalb ein für eine gerechte Wiedergut⸗ 
machung dieſer ſchweren Schuld, ſoweit ſie von dem verarmten deut⸗ 
ſchen Volke getragen werden kann. 

Die Wirtſchaftspartei tritt deshalb für die gerechten Forderungen 
der Aufwertung ein, und zwar für eine allgemeine Aufwertung aller 
Schuldverpflichtungen. 

Die Aufwertung der Hypotheken allein muß die Wirtſchaftspartei 
als Ausnahmegeſetz bezeichnen, auferlegt einem Stande, der dauernd 
mit Ausnahmegeſetzen beglückt wird. 

Das, deutſcher freischaffender Bürger, iſt deine Partet, muß deine 
Partei ſein, die — 
Wırtfhaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes. 

Darum Mittelſtändler: Hinein in die Wirtſchaftspartei! Alle Kraft 
und jedes Opfer für die Wirtſchaftspartei! 


B. Wahlaufruf 


Der ſelbſtändige Mittelſtand in Landwirtſchaft, Handel und Gewerbe 
iſt in Verwaltung und Geſetzgebung zu fördern und gegen Überlaſtung 
und Aufſaugung zu ſchützen (Artikel 164 der Reichsverfaſſung). 
Mittelftand! 

Dieſes Verſprechen gaben die geſamten politiſchen Parteien dem 
deutſchen Mittelſtande, als 1919 das neue Reich geſchaffen wurde. Wie 

ſind dieſe Verſprechen eingelöſt worden? N 

Jahrelang wurde der geſamte erwerbstätige und ſelbſtändige Mittel⸗ 
ſtand durch eine ungerechte Ausnahmegeſetzgebung bedrückt, ſeiner 
Selbſtändigkeit beraubt und zu neun Zehnteln an den Bettelſtab gebracht! 
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Handel, Handwerk und Gewerbe litten gleicherweiſe unter den Aus- 
wirkungen der Wuchergeſetze, Preistreibereiverordnungen, der Ein- 
richtung der Markt⸗ und Standgerichte, der Beſtimmungen über den 
Leiſtungswucher, die den Handwerker und Gewerbetreibenden unver⸗ 
ſchuldet ins Gefängnis brachten, während die großkapitaliſtiſchen Truſte 
und Syndikate durch eigenmächtige, diktatoriſche und von der Regierung 
wohlwollend unterſtützte Preisgeſtaltung ihre Produklion nicht nur 
ohne Verluſte, ſondern ſogar noch mit erheblichen Gewinnen in den 
Verkehr bringen konnten. Die durch die verfehlte Wirtſchaftspolitik 
der letzten Jahre verſchuldete Inflation beraubte dagegen die Kreiſe 
des ſelbſtändigen und ſchaffenden Mittelſtandes ihrer Subſtanz und 
hinderte ſie gleichzeitig daran, entſprechenden Erſatz zu ſchaffen. Da⸗ 
durch wurden neun Zehntel des ſelbſtändigen Mittelſtandes ruiniert 
und an den Bettelſtab gebracht oder wurden als ſogenannte Sozial- 
rentner zu Koſtgängern des Staats. 

Der Hausbeſitz in Stadt und Land iſt durch die heute noch beſtehende 
Zwangswirtſchaft jo ruiniert und feines unmittelbaren Eigentums be- 
raubt, daß er nicht in der Lage iſt, auch nur annähernd diejenigen 
Mittel aus der Miete zu erzielen, die zur Erhaltung und Inſtand⸗ 
ſetzung der Häuſer erforderlich find. Polizei und Behörden gehen 
gegen den völlig verarmten Hausbeſitz unter der Androhung der 
Zwangsvollſtreckung vor, um aus ſeinen etwa ſonſt noch vorhandenen 
Werten die notwendigen Reparaturen vornehmen zu laſſen, die aus 
dem Ertrage der Mieten infolge der ſkrupelloſen Zwangsgeſetzgebung 
nicht aufgebracht werden können. Dagegen ſchrecken die berühmten 
Wohnungsämter nicht davor zurück, für ihre überflüſſige und un- 
erwünſchte Dienſtleiſtung bei Tauſch oder Beſitzwechſel Gebühren zu 
erheben, die ein Mehrfaches der geforderten Mieten betragen! Und 
wohin fließt dieſes angeblich für Baukoſtenzuſchuß beſtimmte Geld? 
Wo ſind die Abrechnungen darüber? 

Die Landwirtſchaft, der kleine und mittlere Bauer, ſteht in Gefahr, 
völlig unter die Vormundſchaft der im Reichslandbund und in deſſen 
Unterorgauiſationen zuſammengeſchloſſenen Großagrarier zu geraten 
und von dieſen aufgefaugt zu werden. Die Großagrarier verſuchen, 
die Rentenbank für ſich als Kreditinſtitut mit Beſchlag zu belegen, 
um auf dieſe Weiſe die geſamte landwirtſchaftliche Kreditwirtſchaft in 
ihre Hände und unter ihre Kontrolle zu bekommen und die Bauern 
recht⸗ und ſchutzlos zu machen. Mehr und mehr erweiſt es ſich, daß die 
Gefahren, die dem ſtädtiſchen Mittelſtande durch die Großinduſtrie 
erwachſen, auch die Bauern durch die im Reichslandbund verkörperte 
großagrariſche Macht an Exiſtenz und Lebensfähigkeit bedrohen. In 
dieſer und in allen wirtſchaftlichen Fragen gehören die Bauern mit 
dem übrigen Mittelſtande auf das engſte zuſammen. 

Die Beſtrebungen des Reichslandbundes auf Einrichtung eigener 
Brotfabriken, Reparaturwerkſtätten, Lebensmittelverfaufs- und Waren 
verteilungsſtellen, Mühlen und ähnlichen Einrichtungen bedrohen auch 
den ſtädtiſchen Mittelſtand, Handel, Handwerk und Gewerbe mit den 
Ruin und dem Verluſt ihrer Exiſtenz. Das Bauhandwerk ſoll durch 
die landwirtſchaftlichen en en Baugenoſſenſchaften ausgeſchal⸗ 
tet werden. Soll das alles wahr werden? 
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Wie konnte es möglich werden, daß die Zuſtände bis zu dieſer Voll- 
endung bereits cr find? Wer hat die Schuld daran, wenn heute 
neun Zehntel des ſelbſtändigen Mittelſtandes enteignet und rechtlos 
gemacht und zu Bettlern geworden ſind? 

Solange es Regierungen gibt, die ihre Verwaltung nach partei⸗ 
politiſchen Grundſätzen aufbauen und ihre Beamten nicht nach der 
Befähigung, ſondern auf Grund des Parteibuches einſtellen, ſolange, 
deutſcher Mittelſtändler, wird es in Deutſchland nicht anders werden. 

Deutſcher Mittelſtand! Wenn du willſt, daß es anders wird im 
deutſchen Vaterlande, wenn du mit uns willſt, daß die Parteienwirt⸗ 
ſchaft aufhört und dafür die Wirtſchaft ausſchließlich nach volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Erforderniſſen behandelt und geleitet wird, wenn du willſt, 
daß Schluß gemacht wird mit der Entrechtung und Enteignung des 
Mittelſtandes und der Mittelſtand in Stadt und Land wieder ſeine 
geachtete und ſichere Stellung einnimmt — wenn du das willſt, 
deutſcher Mittelſtand, dann gibt es nur eins für dich: 

„Du mußt deine Stimme am 7. Dezember der Partei geben, die ſich 
für deine Jutereſſen einſetzt und deine Kollegen und Leidensgenoſſen 
in die Parlamente ſchickt, und das iſt die Wirtſchaftspartei 
des deutſchen Mittelſtandes. 


8. Deutſch⸗Hannoverſche Partei 


Anſchrift: Geſchäftsſtelle der Deutſch⸗Hannoverſchen Partei, 
Hannover, Rundeſtr. 1211 


A. Programm 
1 
Die Deutſch-hannoverſche Partei iſt eine chriſtliche Partei. Sie 
wünſcht die Durchdringung des geſamten öffentlichen Lebens mit dem 
Geiſte des Chriſtentums, ehrliche Verſtändigung der chriſtlichen Kon 
feſſionen, Duldſamkeit gegenüber den Mitgliedern anderer Glaubens⸗ 
gemeinſchaften. 
II 
Die Deutſch⸗hannoverſche Partei iſt eine Partei des Rechts. Sie will, 
daß das Recht ſich überall im politiſchen und wirtſchaftlichen Leben 
durchſetze, auch im Leben der Staaten und Völker untereinander. 
III 
Die Deutſch⸗hannoverſche Partei iſt eine großdeutſche Partei. Sie 
erſtrebt im Einklang mit allen Jöderaliſten Deutſchlands die Bildung 
eines alle deutſchen Länder und Stämme umfaſſenden, auf bündiſche 
Grundlage geſtellten Deutſchlands unter einer ſtarken Reichsgewalt. 
IV 
Die Deutſch⸗hannoverſche Partei ift eine hannoverſche Partei. Sie 
fordert die Wiederherſtellung der Selbſtändigkeit Hannovers auf Grund 


des unverjährbaren Rechtes des Landes und der Verfaſſung des Deut⸗ 
ſchen Reiches. 
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V 
Die Deutſch⸗haunoverſche Partei iſt eine niederſächſiſche Partei. Ste 
erſtrebt daher als weiteres Ziel die Bildung eines Landes Niederſachſen 
durch freiwilligen Anſchluß niederſächſiſcher Nachbargebiete. Sie will, 
daß niederſächſiſche Sprache, Geſchichte und Kultur einen weſentlichen 
Beſtandteil der Erziehung der hannoverſchen Jugend bilde. 
Nur ſo können die geſunden völkiſchen Kräfte des niederſächſiſchen 
Stammes ſich zum Segen Deutſchlands auswirken. 
VI 
Die Deutſch⸗hannoverſche Partei ift eine freiheitliche Partei. Sie 
will im Gegenſatz zu Zwang und Zentralismus eine den natürlichen. 
Grundlagen der deutſchen Stämme entſprechende, von aller Bürokratie 
befreite Selbſtberwaltung in Land, Landſchaft und Gemeinde unter Zu⸗ 
hilfenahme der berufsſtändiſchen Kräfte. 
VII 
Die Deutſch⸗hannoverſche Partei ſteht auf deu Boden der private 
Wirtſchaftsordnung und verlangt im Sinne ihres Bekenntniſſes zu 
Recht und Freiheit den Ausgleich der vorhandenen ſozialen und wirt 
ſchaftlichen Gegenſätze. Indem ſie das internationale Großkapital be⸗ 
kämpft, tritt ſie ein für die wirtſchaftliche Stärkung und Hebung aller 
ländlichen und ſtädtiſchen Erwerbs⸗ und Berufsſtände ſowie für Wah⸗ 
rung der Verbindungsfreiheit der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter 
unter Berückſichtigung der beſonderen niederſächſiſchen Wirtſchaftsinter⸗ 
eſſen. 


B. Wahlaufruf 


Hannoveraner! 


Schon wieder ſtehen wir vor neuen Wahlen! Trotz allgemeiner Wahl⸗ 
müdigkeit, trotz des Ekels vor dem oden Parteigezänk muß das deutſche 
Volk von neuem einen Wahlkampf über ſich ergehen laſſen. Wem hat 
es das zu verdanken? »Parlamentariſche Schwierigkeiten, heißt es in 
der Verordnung des Reichspräſidenten Ebert, machten die Auflöſung 
des Reichstags nötig. In Wirklichkeit hat der zentraliſtiſch eingeſtellte, 
vermeintlich demokratiſche, in Wirklichkeit volksfremde Berliner Par- 
lamentarismus Bankerott gemacht. Die paar, hinter der angeblichen 
Demokratie ſchlecht verſteckten tatſächlichen Machthaber Deutſchlands 
haben ſich als unfähig erwieſen, eine werklich deutſche Form für das 
ſtaatliche Leben Deutſchlands zu ſchaffen. Daher der Jammer unſerer 
Tage! 

Hannoveraner! Zu den klaren Quellen geſunden deutſchen Volks- 
tums gilt es zurückzukehren. Dieſes lebt nicht im Gerede und Getriebe 
des Parlamentarismus, noch gedeiht es unter den oft ſo unſauberen 
Händen politiſcher Geſchäftemacher. Es lebt in der deutſchen Familie 
und gedeiht an jeder Stätte wirklicher, ſchaffender, deutſcher Arbeit. 
In chriſtlicher Geſinnung dient es ſeinem Gott, ſeiner Familie und 
ſeinem Vaterlande. In Gerechtigkeit und Brüderlichkeit achtet es ſeinen 
Nächſten neben ſich und gleich ſich ſelber. 
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Noch leben dieſe Kräfte im ſtillen deutſchen Volke. 

Sie gilt es frei zu machen, in das öffentliche Leben einzuführen und 
in den Dienſt der Geſamtheit zu ſtellen. Aufſteigend vom Kleinen zum 
Großen ſollen wir den Gedanken der freien Selbſtverwaltung, dem 
Deutſchland vor hundert Jahren ſchon einmal ſeine Rettung verdankte, 
iiberall durchführen. Was einheitlicher Regelung nicht bedarf, iſt dem klei— 
neren Verbande zu überlaſſen. Jeder unnötige Zentralismus unter⸗ 
bindet das geſunde Leben des Volkes. Nur in gemeinſchaftlicher Arbeit 
und in freier Selbſtverwaltung kommt es zu einem Ausgleich der 
Gegenſätze im Innern; nur auf dieſer Grundlage erwächſt das. Ver⸗ 
ſtändnis eines für den andern; nur auf dieſem Boden erblüht uns die 
unlösbare Schickſalsgemeinſchaft aller deutſchen Brüder. 

Aus dieſer Geſinnung fordern wir das große, ganze, einheitliche, 
wahrhaft bündiſch gegliederte, deutſche Deutſchland, ſoweit die deutſche 
Zunge klingt! Aus dieſer Geſinnung gilt unſer vornehmſter Kampf 
dem ſchmählichen Frieden von Verſailles, der unnatürlichen und un⸗ 
gerechten Zerſtückelung deutſchen Landes, der Knechtung unſerer Brüder 
au Rhein und Ruhr und der Lüge von der Alleinſchuld Deutſchlands 
am großen Kriege. Der Kampf gegen den Frieden von Verſailles kann 
aber vorerſt nur ein Kampf mit den Waffen des Geiſtes ſein. Sünde 
und Verblendung iſt es, im waffenloſen, zerriſſenen Deutſchland i 
dem Kriege gegen eine Welt von Feinden zu hetzen, den das voll⸗ 
gerüſlete kaiſerliche Deutſchland hat verlieren müſſen. Die Waffe des 
Schwachen iſt das Recht, und der Weg des entwaffneten Deutſchlands 
führt demnächſt, ſobald nur das unwahre Schuldbekenntnis von uns 
abgeworfen iſt, in den Völkerbund, ebenſo wie unſere Schwäche die 
Annahme der Dawes-Geſetze zu einer harten Notwendigkeit machte. 

Hannoveraner! Fordert Deutſchland ſein Recht von ſeinen Feinden, 
ſo ſoll es vor allem im eigenen Lande der Gerechtigkeit zum Siege ver⸗ 
helfen. Gleiches Recht für alle deutſchen Stämme, nicht die Vorherr⸗ 
ſchaft eines und die Zurückdrängung der andern iſt deshalb das Gebot. 
Nur das ermöglicht auf die Dauer die deutſche Einheit und den An- 
ſchluß Deutſch⸗Oſterreichs. 

Die verfaſſungwidrige gewaltſame Verhinderung einer freien Volks⸗ 
abſtimmung am 18. Mai d. J. durch Severing, Noske und ihre Helfers- 
helfer war nicht nur ein Unrecht au hannoverſchen Volke, ſondern vor 
allem eine Verſündigung an dem Geiſt der Gerechtigkeit und Aufrichtig⸗ 
keit, der allein den Wiederaufſtieg Deutſchlands gewährleiſtet. Der Lohn 
für dieſen Rechtsbruch wird, das wiſſen wir, nicht auf ſich warten laſſen. 

Wie gleiches Recht für alle deutſchen Stämme, jo fordern wir Ge- 
rechtigkeit für jeden Stand im Staate. Die völkiſche Diktatur lehnen 
wir ebenſo ab wie die des Proletariats. Wir erſehnen die Befreiung 
Deutſchlands vom Joch des falſchen Friedens nicht, damit ein Deutſcher 
des andern Knecht werde! Gleiches Recht für alle, auch zwiſchen den 
Ständen! Deswegen muß dem an den Bettelſtab gebrachten Mittel⸗ 
ſtand geholfen werden, wo immer es geht. Das iſt der Geſichtspunkt 
auch für die Löſung der Aufwertungsfragen. Die ſchwer gefährdete 
Landwirtſchaft, der ewig unverſiegbare Bronnen deutſcher Kraft und 
Erneuerung, muß in ihre alte Blüte zurückgeführt werden. Handel und 
Gewerbe, vornehmlich die kleineren Betriebe, müſſen von den überlebten 


1 200 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei: Wahlaufruf 


Zwangsmaßregeln, die in ihrer latſächlichen Wirkung nur zu oft 
einzelne zu bereichern halfen, befreit werden. Je größere Arbeit in 
dieſer Zeit der Not von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern gefordert 
werden muß, ſollen die harten Forderungen der Feinde erfüllt werden, 
deſto auskömmlicher muß ihre Entlohnung, deſto ſicherer ihre Ver⸗ 
jorgung im Alter und in der Not ſein. Einer trage des andern Laſt, 
iſt der Wahrſpruch wirklicher ſozialer Geſinnung; die unchriſtliche Pa⸗ 
role des Klaſſenkampfes aber iſt der Todfeind jeder wahren Volks- 
gemeinſchaft und ſchädigt mit dem Volke jeden einzelnen Stand. 

Das Deulſchland von heute muß entbehren, damit die deutſche Zu— 
kunft geſichert werde. 

Deswegen alles für die Heranbildung einer ſittlich getragenen, kör⸗ 
perlich lüchtigen deutſchen Jugend. Der Rückgang der Geburtenzahl iſt 
die ernſthafteſte Mahnung für jeden Freund des Volkes. Der Schutz 
der Familie, moraliſch, geſundheitlich und finanziell (geſunde, auskömm⸗ 
liche Wohnungen ſind dabei unentbehrlich) iſt bei allen Geſetzen zu 
beachten. Hier liegt die beſondere Aufgabe der Frau in der Politik wie 
im geſamten öffentlichen Leben. 

Hannoveraner! Dunkel iſt noch heute, 10 Jahre nach dem Ausbruch 
des großen Krieges, der Weg in die deutſche Zukunft. Laſſen manche 
Erſcheinungen im Leben unſeres Volkes, nicht zuletzt manche Vorgänge 
im Parlament auch den Beſten oft genug verzagen, ſo wiſſen wir doch, 
daß nur eine friedliche Entwicklung auf dem Wege des Geſetzes uns 
vorwärts bringen kann, kein Putſch und keine Revolution. Der Weg 
über das heutige Parlament hinaus führt deswegen nur durch das 
Parlament. Wahlrecht iſt heute mehr denn je Wahlpflicht. Wahlmüdig⸗ 
keit, Abſcheu vor der Politik mag noch ſo na fein, iſt aber 
Pflichtvergeſſenheit und am meiſten für den, der unlöslich mit feiner 
Scholle, mit ſeiner Heimat und ſeinem Vaterland verwachſen iſt. So 
ſchwer die Zeiten auch ſein mögen: Noch lebt eine deutſche Jugend. 
Sie iſt unſere Hoffnung, fie das Unterpfand unſerer Zuverſicht. Der 
Weg zu den gefunden Quellen deutſchen Volkstums liegt klar vor unſerm 
geiſtigen Auge. Ihn gilt es entſchloſſen zu beſchreiten. Die Deuiſch⸗ 
Hannoverſche Partei, ſeit Jahrzehnten ein getreuer Eckart deutſchen 
Weſens, ſei uns unſer Führer. 

Alles für Deutſchland, heut' und immerdar! 


Das Direktorium der Deutſch⸗Hannoverſchen 
5 Partei 
9. Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Deutſchlands“) 
Anſchrift: Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung, Berlin W57, 
Bülowſtr. 14 TII. F Lützow 8080, 8081 
A. Allgemeine grundſätzliche Richtlinien 


Für weitere Unterrichtung in Einzelfragen und Geſichtspunkten jei 
verwieſen auf die Schrift Gottfried Feders: »Der dentſche Staat auf 


) Ab Mitte Februar 1925: Deutſchvölkiſche Freiheitspartei. 
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nationaler und ſozialer Grundlage“, auf die Wochenſchrift »Der 
Reichswart«, das »Dentſche Tageblatt« u. a. m. 
Staatsrechtlich 

Die Staatsform ſoll ſpäterem Volksentſcheid überlaſſen bleiben. 
Aufbau einer berufsſtändiſch und politiſch gegliederten Volksvertretung 
auf geſunder Grundlage eines völkiſch-ſozialen Wahlſyſtems. 

Staatsbürgerlich 

Deutſcher Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe iſt. Volks⸗ 
genoſſe iſt, wer zur deutſchen Blutsgemeinſchaft, Kulturgemeinſchaft 
und Schickſalsgemeinſchaft gehört und ſich dazu bekennt. Kein Inde 
kann daher Volksgenoſſe ſein. 


Anßenpolitiſch 

Befreiung vom Echand- und Lügenvertrag von Verſailles und vom 
Dawes⸗Plan. Notwendige Vorbedingung bildet der Kampf gegen die 
Schuldlüge, denn auf fie gründet das Verſailler Papier ſeine Be- 
dingungen und Forderungen. 

Rückgabe des deutſchen Kolonjalbeſitzes. 

Aufrichtung eines geſchloſſenen Nativnalftaates, der alle deutſchen 
Stämme umfaßt. 

Loslöſung der deutſchen Außenpolitik aus der Abhängigkeit von 
großinduſtriellen und finanzkapitaliſtiſchen Intereſſen. 

Die deutſche Außenpolitik muß zur Grundlage haben: ein deutſch⸗ 
geführtes, ſozial geleitetes und im völkiſchen Geiſt geeintes deutſches 
Volk. Die völkiſche Außenpolitik erſtrebt, in Ergänzung der völkiſchen 
Innenpolitik Befreiung und Freiheit des Arbeiters wie aller Volks- 
genoſſen. 

Kein Eintritt in die Judenzentrale, genannt Völkerbund. 

Wirtſchaftspolitiſch 

Der volkiſche Staat erkennt das ehrlich erworbene und von den 
Vorfahren ererbte Privateigentum an und ſchützt es. a 

Das Wohl des Volkes zieht jedoch maßloſer Reichtumsanhäufung in 
den Händen einzelner Grenzen. 

Konzerne, Syndikate und Truſte werden als unvoltiſch bekämpft. 
Wucherei und Schiebertum ſowie gewiſſenloſe Bereicherung auf Koſten 
und zum Schade. des Volkes find mit den ſchwerſten Strafen, unter 
Umſtänden mit der Todesſtrafe, zu ahnden. 

Ausbau des berufsſtändiſchen und genoſſenſchaftlichen Gedankens. — 
Erhaltung bzw. Schaffung eines gefunden Bauernſtandes als der Kraft⸗ 
quelle des Volkes und Staates. 

Einführung der Arbeitsdienſtpflicht für jeden Dentſchen. 


Finaunzpolitiſch 

Das Geldweſen ſteht im Dienſt des Staates. 

Befreiung des Staates und damit des Volkes aus ſeiner zins⸗ 
pflichtigen Verſchuldung gegenüber dem Großleihkapital. Brechung der 
Zinsknechtſchaft. 

Verſtaatlichung der Reichsbank A.-G. ſowie ſämtlicher Notenbanken, 
Stellung der Privatbanken unter Staatsaufſicht, Zurückführung der 


14 211 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbew.: Grundſätze 


Effekten⸗„ Sorten- und Warenbörſe auf treuhänderiſche Vermittlung 
der Volkswirtſchaft unter Aufſicht des Staates. 

Finanzierung aller großen Staatsanlagen [Verkehrswege uſw) nur 
durch den Staat. 

Schaffung einer gemeinnützigen Bau- und Wirtſchaftsbank für Ge⸗ 
währung zinsloſer Darlehen. 

Durchgreifende Umgeſtaltung des Steuerweſens nach ſozialen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſäzen. Wirkſame Entlaftung des Konſums von 
der Bürde unſozialer indirekter Steuern ſowie aller Steuern, welche 
die Produktion einengen. 


Sozialpolitiſch 


Das allgemeine Wohl iſt oberſtes Geſetz. 

Großzügiger Ausbau der Altersverſorgung. 

Höchſte Pflicht des völkiſchen Staates iſt die Sccherſtellung der 
Opfer des Krieges (Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
Fürſorge), damit wahr werde: »Des Vaterlandes Dank iſt Euch gewiß. 

Beteiligung aller an produktiven Unternehmungen Beſchäftigten, je 
nach Leiſtung und Alter an den Erträgniſſen des Werkes, unter gleich⸗ 
zeitiger Verantwortlichkeit für die Erfüllung der volkswirtſchaftlichen 
Aufgaben desſelben. 

Schaffung eines geſunden und zufriedenen Berufsbeamtentums. 
Schnellſte Wiedergutmachung des von den nachrevolutionären Regie- 
rungen am Berufsbeamtentum begangenen Unrechts. 

Einziehung aller nicht auf ehrlicher Arbeit beruhenden Kriegs- und 
Revolutionsgewinne ſowie von Hamſter⸗ und Wuchergut und deren 
Verwendung für den Aufbau der ſozialen Fürſorge. 

Behebung der Wohnungsnot durch umfangreiche Wohnungsneubauten 
im ganzen Reich mit den Mitteln der neu zu ſchaffenden Ban- und 
Wirtſchaftsbank. 

Grundſätzliche Aufrechterhaltung des achtſtündigen Arbeitstags, ab- 
geſehen von Betrieben, deren Eigenart eine längere (z. B. landwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebe) oder eine kürzere (z. B. geſundheitlich ſchädliche Be⸗ 
triebe) notwendig macht. 

Bemeſſung des Lohnes nach der perſönlichen Leiſtung. 


Militäriſch 


Wehrhaftmachung des Volkes. Einführung des Wehrrechts für jeden 
freien Deutſchen. 

Aufhebung der von den Feinden aufgezwungenen Söldnertruppe. 
Schaffung eines Volksheeres zur Verteidigung der Heimat. 


Kulturpolitiſch 


Erziehung der Jugend zu körperlich und ſittlich geſunden, geiſtig 
freien Menſchen, im Sinne der großen Überlieferungen des deutſchen 
Geiſteslebens. 

Freiheit der Religion und des Gewiſſens. 

Schutz der chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe. 

Unterdrückung aller ſchädlichen Einflüſſe in Schrifttum und Preſſe, 
Bühne, Kunſt und Lichtſpiel. 
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Durchdringung der Lehrpläne aller Erziehungs- und Bildungsau⸗ 
Halten in Theorie und Praxis mit dem Geiſte deutſchen Volkstums. 
Neben Pflege und Entwicklung des Verſtandes ſollen die des Charak— 
ters und des Gemüts beſonders gepflegt werden und voll zu ihrem 
Recht kommen: dazu ſtärkere Anpaſſung an die Erforderniſſe des prak- 
tiſchen Lebens. 


Sonſtige Reformen 

Reform des Preſſeweſens im deutſchen Geiſt. 

Schaffung eines deutſchen Rechts: 

a) Bodenrechtes: Befreiung des Bodens aus der Hand des Finanz⸗ 
kapitals; in der Folge Beleihung des Bodens nur durch den Staat, 
grundſätzliche Anerkennung des Eigentumsrechts am Boden. Ziel: 
Vorkaufsrecht des Staates. Recht und Pflicht ſtaatlichen Eingreifens, 
bis zur Enteignung, bei liederlicher bzw. unſozialer Bewirtſchaftung. 

b) Zivilrechtes. Weit ſtrengerer Schutz der perſönlichen Ehre und 
Geſundheit gegenüber dem heute herrſchenden einſeitigen Rechtsſchutze 
des Eigentums. Durchgreifender Schutz gegen alle Delikte, die ſich 
gegen das allgemeine Wohl richten (Unterbindung der Möglichkeit der 
Ausplünderung des Volkes durch ſtaatlich konzeſſionierte Hriegsgeſell⸗ 
ſchaften, Großbanken uſw). 

Beſeitigung des Geſetzes zum Schutze der Republik. Einſetzung eines 
Volksgerichtshofes zur Wahrung deuticher Ehre. 

Unſer Hochziel iſt die Voltsgemeinſchaft. — Der Weg zu ihr geht 
über grundſtürzende und grundlegende Wirlſchaftsreformen. Damit 
verknüpft iſt die Löſung der ſozialen Frage. Die ſoziale Frage hat 
ihre gegenwärtige volkszerſpaltende unheilvolle Schärfe in erſter Linie 
durch die Arbeit des internationalen Großkapitals erhalten. In ſeinen 
Feſſeln winden ſich das deutſche Volk und ſeine Wirtſchaft. Ohne 
Löſung der ſozialen Frage kann unſer Ziel: — die Volksgemeinſchaft, 
— der völkiſche Staat — nicht verwirklicht werden. Der augenblick⸗ 
liche Zuſtand trennt die in Klaſſen zerklüfteten Volksgenoſſen vonein⸗ 
auder macht uns ohnmächtig und unfrei. Nur eine Volksgemeinſchaft, 
ein völkiſcher Staat, in welchem jeder Volksgenoſſe fühlt, daß er auf 
Gedeih und Verderb mit dem Schickſal ſeines Volkes verbunden iſt, 
findet die innere, ſittliche Kraft auch zur äußeren Befreiung. 

An das deutſche Volk wenden wir uns, vor allem an unſere Zukunft: 
die deutſche Jugend und rufen fie auf zum Kampf für Deutſchlands 
innere und äußere Befreiung: 


Unſer Wille ift Freiheit! 
Unſer Weg ift Kampf! 
Es lebe das völkiſche, ſoziale Großdeutſch land! 


B. Wahlaufruf 


Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung hat durch ihre Kampf. 
aruppe im Reichstage im Gegenſatz zu den politiſchen Parteien eine 
deulſche, klare und einheitliche Polti verfochten. 

Belämpft und abgelehnt hat fie die Dawes⸗Geſetzentwürfe und damit 
die Verſklavung des deutſchen Volkes durch und unter die Mächte des 
internationalen und jüdiſchen Kapitalismus, als deſſen Vollzieherin die 
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deutſche Politik erſcheint. In dieſer Politik unterſtützt und dazu inſtand⸗ 
geſetzt wurde auch die Regierung durch die politiſchen Parteien, welche 
teils wie fie ſelbſt internationaliſtiſch und kapitaliſtiſch geartet ſind, auch 
wenn fi davon eine im beſonderen als »Wirtſchaftspartei⸗ bezeichnet 
teils eine ſcheinnationale, charakterloſe Taktik befolgen, leils auf ein 
blutiges kommnuniſtiſches Chaos hinarbeiten. 

Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung iſt durch ihre Stanıpfber- 
lretung im Reichstage ohne Winkelzüge, ee ſogenannte parlamentariſche 
und ſonſtige Rückſichten ihren Weg gegangen. Sie hat die Dawes⸗Geſetze 
in der klaren Erkenntnis abgelehnt, daß dieſe nur Knechtſchaft und Volks- 
ſiechtum kennen, nicht Freiheit und Geſundung. Sie hat ſich aber nicht 
anf die Ablehnung beſchränkt, ſondern in Anträgen und Reden ſachlich 
begründete, poſitive Wege gewieſen, die politiſch und ſozial unſer Volk aus 
ſeiner furchtbaren Lage herauszuführen allein geeignet find. 

Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung hat auch allein erkannt 
und im Reichstage durch ihre Kampfgruppe vertreten, daß der Kampf 
gegen die Kriegsſchuldlüge mit dem Kampf gegen die Dawes⸗Geſetze vor 
deren Bewilligung zu verknüpfen, und daß ſo, aber nur ſo ein Erfolg für 
beides zu erreichen war. 

Nun iſt der weltgeſchichtliche Frevel gegen das deutſche Volk Tatſache 
geworden. Die Regierung und ihre Parteien haben ſich ſogar erlaubt, in 
kraſſem Widerſpruch gegen Geſetz und Verfaffung die Dawes⸗Geſetzent 
würfe zum Geſetz zu erklären; verfaſſungswidrig, denn keiner dieſer 
Geſetzeutwürfe, abgeſehen allein vom Eiſenbahngeſetzentwurf, hat die ge— 
ſetzlich notwendige Stimmenmehrheit erhalten. 

Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung erkennt den durch die Ab— 
ſtimmung vom 29. Auguſt geſchaffenen geſetz und verfaſſungswidrigen 
Zustand nicht an und fordert den Kampf gegen ihn, während die poli- 
tiſchen Parteien die ihnen nur zu oft genehme internationale Knechtſchaft 
verewigen, und unter deren Schirmherrſchaft allermeiſt ihr Parteigeſchäft 
auf Koſten des Wohles und der Freiheit des Volkes machen wollen. 

Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung ruft heute, nach dem ver⸗ 
dienten ſchmachvollen Ende einer ſchmachvollen Parlamentstagung, die 
Deutſchen auf zu einer Freiheits- und Befreiungspolitik. 

Sie will keine kriegeriſchen Abenteuer, aber als deutſche Lebensbe— 
dingung betrachtet fie den Willen und die Kraft zur völkiſchen Selbit- 
behauptung. 

Von außen wird dem deutſchen Volke Hilfe und Rettung nicht kommen, 
ſondern nur aus ſich ſelbſt und aus völkiſchem Handeln. 

Wir wollen den völkiſch⸗ſozialen, Eigentum und Perſon ſichernden 
Staat, den Staat der wahren Volksgemeinſchaft, in der der deutſche Kopf. 
und Handarbeiter als auf allen Gebieten des Lebens gleichberechtigt und 
gefeſtigt daſteht, befreit aus der Umklammerung des internationalen 
kapitaliſtiſchen und jüdiſchen Polypen, ſein Enterbtſein wollen wir be 
ſeitigen und ſo den ſozialen Frieden herſtellen; denn davon hängt es vor 
allem ab, ob der Bau des neuen Großdeutſchland auf Granit ſtehen wird. 

In dieſem Großdeutſchland wollen wir unſer heute in Parteiwirtſchaft 
und Bürokratie erſtarrtes Volksleben immer reineren und höheren 
Zielen entgegenführen und es darum vor jeder Überfremdung durch raſſe⸗ 
fremde Elemente ſchützen. 
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wi Nalionalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung verlangt als erſtes im ein— 
zelnen: 

Die Wiederherſtellung der Finanz- und Eiſenbahnhoheit des Reichs. 
Die Bereitftellung billiger, künftig zinsfreier Kredite, damit die deutſche 
Wirtſchaft von den Weltgoldhyänen nicht durch Wucherzinſen weiter zu— 
grunde gerichtet wird. 

Billiges, künftig zinsfreies Geld für den Ausbau aller der ehrlichen 
Arbeit dienenden Betriebe in Stadt und Land zur höchſten Wirtſchafts⸗ 
machtentfaltung für die Geueſung des Volkes, Beſeitigung der Dawes⸗ 
Geſetze, welche auch Ausnahmegeſetze gegen die Lebenshaltung, ja das 
nackte Leben aller Schichten des geſamten werktätigen dentſchen Volkes, 
namentlich der Gehalts- und Lohnempfänger, ſind. 

Kampf gegen die in dieſen Geſetzen zur Eintreibung der »Reparationen⸗ 
vorgeſehene Erhöhung der indirekten Steuern und gegen den im Zu⸗ 
ſammenhang mit jenen Geſetzen bevorſtehenden Abbau der Arbeitslöhne. 

Beſeitigung der 3. Steuernotverordnung, die den am Eigentum des 
deutſchen Volkes begangenen Raub und Diebſtahl gutheißt. 

Sofortige Wiederherſtellung des Kapitals des deutſchen Sparers im 
Rahmen einer ſozial gerechten Aufwertung. 

Beteiligung des Arbeiters em Ertrag und, wo es die Art des Be— 
triebes erlaubt, auch am Werk. 

Wiederherſtellung geſicherten Rechtes für die Berufsbeamten. 

Schutz der wohlverdienten Vorzugsrechte der Frontkämpfer und alten 
Soldaten, dazu vor allem auch unbedingte Erfüllung der Gewiſſenspflicht 
des Staates: Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen. 

Für ſie und für jeden deutſchen Volksgenoſſen das elementare Recht 
auf eine Wohnung. 

Herſtellung überhaupt gleichen Rechtes für alle Volksſchichten, Freiheſt 
und Schutz für alle vaterländiiche Betätigung. 

Schutz der Perſönlichkeit vor Rechtsbruch, inſonderheit Ahndung der 
Freiheitsberaubung unſeres Adolf Hitler, Kriebel, Weber und anderer 
völkiſcher Männer. . 

Nach außen geht unſer Kampf weiter gegen die Lüge einer deutſchen 
Schuld am Kriege, gegen das „zweite Verſailles« vom 29. Auguſt, gegen 
das »dritte Verſaillese: die Eingliederung Deutſchlands in den vom 
jüdiſch⸗kapitaliſtiſchen Juternationalismus geleiteten, in. Geuf vertretenen 
Konzern, genannt »Völkerbund«, für die Wiederherſtellung des deutſchen 
Anſehens und der deutſchen Ehre in der Welt. 5 

Das ſind keine Utopien, das iſt ein Kampf des Geifles und volkiſchen 
Willens, der noch jedes gefnechtete Volk zur Freiheit geführt hat. Dieſen 
geraden Weg wahrhaften Willens wollen wir zielbewußt gehen inmitten 
aller Korruption und allen Schwankens. 

Faßt in Verantwortungsfreudigkeit einen gauzen Eutſchluß, um den ihr 
nie herumkommt! Befennt Euch zu uns trotz aller Gefahren, die es Euch 
bereiten kann, damit unſere nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ſich 
durchſetzt, damit das große Volksziel erreicht wird im Kampf gegen den 
Imperſalismus des Geldes, der Lüge und der Gewalt. 


Die Reichsführerſchaft 
Ludendorff. Straſſer. von Graefe. 
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10. Polniſche Volkspartei 


Auſchrift: Polniſche Volkspartei, Berlin - Charlottenburg 4, 
Schlüterſtr. 57 V 


A. Programm 


Jin Gebiet des Deutſchen Reichs leben in beträchtlicher Zahl Polen 
deutſcher Staatsangehörigkeit, die durch ihre beſondere Kultur, vor 
allem durch ihre Sprache, eine nationale Minderheit in Deutſchland 
bilden. 

Das Recht auf Exiſtenz und freie Entwicklung der nationalen Min— 
derheiten iſt heute von der ganzen Welt anerkannt. 

In Deutſchland find die Rechte der nationalen Minderheiten grund⸗ 
ſätzlich anerkannt im Artikel 113 der Reichsverfaſſung: 


»Die fremdſprachigen Volksteile des Reichs dürfen durch die Ge— 
ſetzgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen 
Entwicklung, beſonders nicht im Gebrauch ihrer Mutterſprache bein 
Unterricht ſowie bei der inneren Verwaltung und der Rechts 
pflege beeinträchtigt werdens. 


Die Rechte, die den Polen als deutſchen Staatsangehörigen, insbe— 
ſondere aber als Angehörigen der polniſchen Minderheit aus Artikel 
113 der Reichsverfaſſung zukommen, ſind noch nicht realiſiert. Weder 
die Reichsregierung noch die preußiſche Staatsregierung haben bis 
dahin Neigung gezeigt, dem Artikel 113 durch Erlaß von Ausführungs⸗ 
beſtimmungen praktiſche Bedeutung zu geben. Es iſt daher Pflicht der 
nationalen Minderheiten, für die Verwirklichung bzw. den Ausbau der 
Minderheitsrechte ſelbſt bemüht zu ſein. Ohne Kampf kann das Ziel 
nicht erreicht werden, doch kann dieſer Kampf nur legal ſein. 

Die Aufgaben der polniſchen Volkspartei ſpezialiſieren ſich deshalb in 
folgenden grundſätzlichen Forderungen: 


e e eee eee 

Wir betrachten die durch den Friedensvertrag von Verſailles feſtge⸗ 
ſetzten Grenzen des Deutſchen Reichs als endgültig und wenden uns 
gegen gewaltſame Lostrennungsbeſtimmungen vom Deutſchen Reiche 
jeder Art. l N h 

Wir wollen die Verbindungen mit unſerem Mutterlande und unſeren 
Stammgenoſſen in anderen Staaten nicht nur zur Erhaltung und 
Förderung unſerer Kulturgüter pflegen, ſondern dieſe Verbindungen 
auch betrachten als ein Mittel zur Förderung der Verſtändigung und 
freundlichen Beziehungen unſeres Heimatſtaates mit dem Deutſchen 
Reiche. 


B. In der iuneren Politik 


Wir ſtehen auf dem Boden der Weimarer Verfaſſung und bean- 
pruchen gemäß Artikel 113 dieſer Verfaſſung gleichen Anteil mit den 
Deutſchen an den bürgerlichen und öffentlichen Rechten. Die Sprache 
und das Bekenntnis ſoll kein Anlaß zu einer unterſchiedlichen Behand— 
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lung in dieſer Hinficht ſein. Die Behörden und Beamten der Verwal⸗ 
tung dürfen die Mitglieder der polniſchen Minderheit nicht als Bürger 
zweiter Klaſſe behandeln. 

Das Deutſche Reich bzw. Preußen hat das einmütige Zuſammen⸗ 
leben und die einmütige Zuſammenarbeit der polniſchen Minderheit 
mit den Deutſchen durch entſprechende Beſtimmungen in jeder Bezie⸗ 
hung zu fördern. 

Eine völkfiſche Minderheit kann und darf nicht als Splitterpartei 
angeſehen werden. Deshalb muß gefordert werden, daß außer den 
beute beſtehenden territorialen Wahlkreiſen ein beſonderer 
Wahlkreis perſoneller Art gebildet wird, der die überall für 
die Minderheit abgegebenen Stimmen als in einem Wahlkreis zu⸗ 
ſammenfaßt. Die polniſche Minderheit fol dort, wo fie eine zahlen⸗ 
mäßige Mehrheit bildet, eine autonome Kreis— und Gemeindeverwal⸗ 
tung erhalten. 

Das Deutſche Reich ſoll im Einvernehmen mit dem Bund der Polen 
in Deufſchland E. V. die der polniſchen Minderheit durch Artikel 113 
der Deutſchen Reichsverfaſſung zugeſtandenen Rechte realifieren und 
ausbauen, insbeſondere Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

Die Milglieder der polniſchen Minderheit müſſen das Recht haben, 
ſich ibrer Sprache frei zu bedienen, im privaten Verkehr und öffentlich, 
gegenüber den ſtaatlichen, kommunalen, ſozialen und kirchlichen Be— 
hörden. 

In den Verwaltungseinheiten, in welchen 20 Prozent der Bevolke⸗ 
rung fi zur polniſchen Minderheit bekennen, muüſſen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen in polniſcher Sprache veröffentlicht werden. Das Deutſche 
Reich muß dafür Sorge tragen, daß die Beamten in Gebieten mit pol⸗ 
niſcher Minderheit die polniſche Sprache in Wort und Schrift be⸗ 
herrſcheu. 

Die Kinder der Mitglieder der polniſchen Minderheit ſollen gleiche 
Rechte mit den Deutſchen in bezug auf die Zulaſſung zu den deutſchen 
Schulen aller Stufen haben und bei den Aufnahmeprüfungen ſowie 
anderen Prüfungen gleichbehandelt werden. Die Lehrer dürfen ſie 
nicht unter Strafandrohung wegen ihres Polentums und ihres Bekennt⸗ 
niſſes beläſtigen. 


Die polniſche Minderheit muß ihre öffentlichen Schulen erhalten: 


für 40 Kinder öffentliche Minderheits⸗Volksſchulen mit polniſcher 
Unterrichtsſprache, mit Lehrern polniſcher Nationalität, 

für 20 Kinder Minderheitsklaſſen mit polniſcher Unterrichtsſprache, 

für 12 . Leſe⸗, Schreib- und Religionsunterricht in polniſcher 
Sprache. 


Dort, wo die Kinderzahl nicht ausreicht, müſſen die Kinder ver⸗ 
einigt werden, indem mehrere Schulgemeinden zu einer Einheit zu⸗ 
ſammengelegt werden. Kinder, die einmal in eine Minderheitsſchule 
aufgenommen ſind, dürfen nicht in eine andere Schule umgeſchult 
werden. Die deutſche Sprache wird Pflichtfach. In den Geſchichts⸗ 
ſtunden muß in entſprechender Weiſe die polniſche Geſchichte berück⸗ 
ſichtigt werden. 


Polniſche Volkspartei: Programm 


Die polniſchen Privatſchulen aller Grade muſſen iegaliſiert werden; 
das Reich muß ſie unterſtützen und mit den öffentlichen Schulen als 
gleichberechtigt behandeln. 

Soweit nötig, müſſen öffentliche mittlere und hohere Minderheitö- 
ſchulen eingerichtet werden, private Schulen gefördert werden. 

Die Lehrkräfte für die Minderheitsſchulen müſſen in Minderheits 
ſeminarien ausgebildet werden. In allen anderen Anſtalten, in denen 
Lehrer und Lehrerinnen ausgebildet werden, und die polniſche Schüler 
haben, muß die polniſche Sprache als Pflichtfach eingeführt werden. 

Die polniſche Sprache muß in den höheren ſtaatlichen Schulen des 
Grenzgebietes Pflichtfach fein. 

Das Reich muß den privaten Fachſchulen und den Minderheits- 
Mittelſchulen Unterſtügungen aus öffentlichen Fonds in gleichem Maße 
wie den entſprechenden deutſchen Schulen erteilen. 

In den Univerſitälen Berlin, Breslau und Königsberg muß ein 
Lehrſtuhl der polniſchen Sprache eingerichtet werden. 

In den Schuldeputationen müſſen die Polen Sitz haben. Die 
Schul-, Regierungs- und Provinzialbehörden in den polniſchen Ge— 
bieten des Reichs muſſen polnische Beamte haben. Lehrer und In— 
ſpektoren der Minderheitsſchulen müſſen Polen ſein. Die Lehrer der 
poluiſchen Minderheit müſſen die völlige Freiheit der Koalition haben. 

Bei der Einrichtung polniſcher Schulen muß der Verband der Pol⸗ 
niſchen Schulvereine in Dentſchland E. V. mit dem Reich zuſammen⸗ 
arbeiten hinſichtlich des Lehrplanes, der Bücher und jeglichen anderen 
Schulmaterials ſowie hinſichtlich des Schulperſonals. Dem Verband 
der Polniſchen Schulvereine iſt insbeſondere das Vorſchlagsrecht ein— 
zuräumen. 

Das Reich muß in gleicher Weiſe alle polniſchen Vereinigungen 
kultureller Art unterſtützen. 

Die Mitglieder der polniſchen Minderheit müſſen in bezug auf die 
Preſſe gleichberechtigt ſein. 


C. Gemeinſchaftsleben der Polen 


Das Deutſche Reich ſoll den Bund der Polen E. V. als öffentlich 
rechtliche Korporation anerkennen. 

Die polniſche Minderheit muß ihre Selbſtverwaltung erhalten, ſowie 
ihre eigene Rechtspflege in den Kreiſen bzw. Gemeinden mit über⸗ 
wiegend polniſchem Element. 

In den polniſchen Teilen des Reichs muß die polniſche Minderheit 
entſcheidenden Einfluß bei der Beſetzung der Amter haben. 

Die polniſche Minderheit muß eine ſtaatliche Minderheitsvertretung 
erhalten. 

Die Polniſche Partei vertritt die chriſtliche Weltanſchauung und 
tritt ein für die Bekenntnisſchule. 

Bemerkung: Die wirtſchaftlichen Forderungen der Partei 
unterliegen zur Zeit einer Neubearbeitung \ 
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B. Wahlaufruf 
Landsleute! 


Am 7. Dezember finden die Wahlen zum Reichstag und Preußiſchen 
Landtag ſtatt. An dieſen Wahlen, den zweiten ſchon in dieſem Jahre, 
müſſen wir in Maſſen teilnehmen. Denn für uns ſtimmt, wer mit uns 
kämpft, um Recht und freie Entwicklung unſerer Volkskultur, um die 
Erhaltung unſerer Mutterſprache und die bürgerliche Gleichberechti⸗ 
gung mit den deutſchen Mitbürgern, kurz: um alle der polniſchen 
Minderheit in Deutſchland verſprochenen Rechle. 

Dieſe verſprochenen Rechte werden heute noch hintergangen durch ein 
Suſtem, das den Terror ſeitens nationaliſtiſcher Organiſalionen duldet, 
alles, was polniſch ſpricht und fühlt, ſchikaniert im Dienſte der Ger⸗ 
maniſation. Und zu dieſem Syſtem bekennt ſich die Reichs⸗ und 
Staatsregierung, da ſie ſich nicht um Ausführungsbeſtimmungen zum 
Art. 113 R. V. kümmern. 


Polniſche Wähler und Wählerinnen! 


Auf zum Kampf gegen Unrecht und Unterdrückung! Gegen uns ſteht 
die gewaltige Organiſation der Staatsmaſchine, gegen uns ſtehen alle 
deutſchen Parteien von rechts nach links. Doch mächtiger als alle feind⸗ 
lichen Attacken iſt unſere Liebe zum Volk, gewaltiger die Anhänglichkeit zu 
unſerem heiligen, katholiſchen Glauben. Dieſe Eigenſchaften erlauben es 
uns nicht, uns vor deutſcher Willkür zu beugen, die uns das aus der Seele 
reißen will, was jedem Menſchen das Teuerſte iſt — unſere Ange— 
hörigkeit zum polniſchen Volk. 

Denken wir daran, daß wir bei den kommenden Wahlen nicht nur 
ein Mandat zum Reichstage zu erringen, ſondern ebenfalls die Sitze 
im Preußiſchen Landtag, die unſere Abgeordneten Jan Baczewski und 
Stanislaw Sierakowski innehatten, beizubehalten haben. 

In dem Kampf um dieſe ſo wichtigen Ziele darf keiner fehlen. An 
alle die zahlreichen Förderer unſerer nationalen Sache, an alle unſere 
Gemeinſchaftsgruppen für Kultur, Wirtſchaft und Wohlfahrt, an alle 
wachſamen Landsleute richten wir den Ruf zu angeſpannter Arbeit. 
Alle Gleichgültigen, Schläfrigen und nicht Aufgeklärken müſſen geweckt 
werden. 


Alle zur Wahlur ne! 


Die Wahlen am 7. Dezember haben eine beſonders große Bedeutung. 
Denn wir ſtehen vor der Entſchlußfaſſung Deutſchlands, in den Völker 
bund einzutreten. Der Völkerbund wiederum befaßt ſich mit dem 
Schutz der nationalen Minderheiten und wacht über die Sicherheit des 
Friedens unter den einzelnen Völkern. 

Die polniſche Bevölkerung muß durch ſeine Vertreter im Reichs- und 
Landtag fordern, daß Deutſchland, falls es in den Völkerbund eintritt, 
den Vertrag, betr. die nationalen Minderheiten, unterzeichnet, der uns 
unſere freie nationale Entwicklung ſichert. 

Die polniſche Emigrantenbevölkerung ſowie die Eingeſeſſenen müſſen 
im Reichs- und Landtag laut ansrufen: 


219 


Polniſche Volkspartei: Wahlaufruf 


Hinweg mit den heimlichen Umtrieben der deutſchen nationaliſtiſchen 
Reaktion, die ſtrebt zu neuen Kriegen! 

Wir wollen den Frieden! 

Der neue Preußiſche Landtag ſoll eine neue Landgemeindeordnung 
beſchließen. Unſere Vertreter müſſen darauf achtgeben, daß dieſes Ge⸗ 
ſetz keine gegen die polniſche Bevölkerung gerichteten Ausnahme- 
beſtimmungen enthält. 

Jede polniſche Stimme, die am 7. Dezember für die Polniſche Volks⸗ 
partei abgegeben wird, iſt eine Stimme für die Verteidigung des hei⸗ 
ligen katholiſchen, — nicht deutſch⸗, aber römiſch⸗katholiſchen Glaubens, 
für unſern polniſchen Gottesdienſt, für W Sprache, für die Schule 
mit polniſcher Unterrichtsſprache und die konfeſſionelle Schule, für die 
Verteidigung gegen die Schikanen der preußiſchen Verwaltung und 
gegen die wirtſchaftliche Benachteiligung, für die Republik und die 
wahrhaft demokratiſche Verfaſſung. 


Unfere Loſung: Für Glaube, Volkstum und Mutter- 
ſprache! 


Am 7. Dezember muß jeder ſeine nationale Pflicht erfüllen, indem er 
ſeine Stimme abgibt für die Polniſche Volkspartei. 


Mitgliederverzeichniſſe 


Alterspräſident 
Herold (geb. 20. Juli 1848) 


Vorſtand des Landtags 


Präſident 
Bartels (Berlin) 


Vizepräſidenten 


Dr von Kries (Potsdam), Erſter Vizepräſident 
Dr Dr Porſch, Zweiter Vizepräſident 
Garnich (Berlin), Dritter Vizepräfident 


Beiſitzer 


Brecour Frau Ege Milberg Oelze 
Gottwald (Berlin) Schwarzhaupt 
Paul Hoffmann Schmiljan 


Kaſſenbeiräte 


Leinert Dr Seelmann Eggebert 


Fraktionsverzeichniſſe 


Verzeichnis der Mitglieder 
des Preußiſchen Landtags nach Parteien 
Stand am 20. Februar 1925 


(R Mitglied des Reichstags, RWR Mitglied des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrats) 


J. Sozialdemokratiſche Partei 


(114 Abgeordnete, darunter 2 Mitglieder des Reichstags und 1 Mit⸗ 
glied des Reichswirtſchaftsrats) 


Saal 12 (Bürogeſchoß DM = 


Fraktionsvorſtand: 
Vorläufig: Grzeſinski, Hartwig, Heilmann (Berlin), Jürgenſen, 
Frau Kähler (Berlin), Frau Kunert, Leid, Lewerentz (Crefeld), 
Müller (Hannover), Winzer 


Vorſitzende der Fraktion: 
Vorläufig: Grzeſinski, Heilmann (Berlin), Leid 


Dr Badt 
Bartels (Berlin) 
Berten (Düſſeldorf 


Frau Bollmann (Halberſtadt) 


Brandenburg 
Brandes 
Bräucker 
Braun 

Brecour 
Brückner 
Bubert 
Chriſtange 
Frau Chriſtmann 
Decker (Stettin) 
Doht (Bielefeld) 
Dreſcher 
Drügemüller 
Eberle (Görlitz) 
Frau Ege 
Faber 

Ferl 

Franz 

Fries (Köln) 
Fries (Siegen) 
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Fritich 
Gaudlitz (Bunzlau) 
Gehrmann (Harburg) 
Grzeſinski 

Haas (Koln) 
Haberland 

Dr Hamburger 

Dr Haeniſch (Potsdam) 
Frau Hanna 
Harniſch (Neukölln) 
Hartleib 

Hartwig 

Haeſe (Wiesbaden) 
Heilmann (Berlin) 
Frau Helfers 
Herbert (Stettin) 


Hirſch 

Frau Höfs (Stettin) 
Hörſing 

Jakobs 

Frau Jenſen (Kiel) 
Jürgenſen 

Kahl (Dortmund) 


Kw Frau Kähler (Berlin) 


Kalten _ 
Frau Kirſchmann⸗Röhl 
Klaußner (Storkow) 


Fraktionsverzeichniſſe 


Paetzel (Frankfurt) 
Peters (Hochdonn) 
Richter (Lichtenberg) 


Kleinmeyer Rickers 
Kleinſpehn Röhle 

Klodt (Adlershof; Dr Roſenfeld 
Klupſch [Dortmund) Rösler 

Koch (Magdeburg) Frau Ryneck 
König (Swinemünde) Sabath 

Kraft Schadow 

Frau Kröger (Wilhelmsvurg) Schluchtmann 
Krüger (Brandenburg) Schröder (Oſterode) 
Frau Kunert R Severing 
Kuttner Siering 

Lang (Langenbielau) Sievert 

Leid Simon 

Leinert Srowig 
Lewerentz (Crefeld) Stephan 
Lüdemann (Berlin) Stollberg (Burg! 
Marckwald Szillat 

Meier (Berlin) Thiele 

Mertins Traudt 


Meyer (Rheine) 
Meyer (Solingen) 
Michel 

Müller (Breslau) 


Dr Waentig 

Frau Dr Wegſcheider 

Frau Wellmann (Osnabrück, 
Wende (Berlin) 


Müller (Hameln) Dr Weyl 

Müller (Hannover) Wick (Oberurſel) 
Neumann (Allenjiein) Winzer 
Oſterroth Wittich (Helfen) 
Frau Oeſtreicher Wittmaack 

Otter (Bochum) Frau Wohlgemuth 
Frau Oventrop Jachert 


ll. Deutſchnationale Volkspartei 
(109 Abgeordnete, darunter 2 Mitglieder des Reichstags und 1 Mitglied 
des Reichswirtſchaftsrats) 


Saal 8 (Bürogeſchoß Weit) = 


Fraktionsvorſtand: 
Conradt, Dr Deerberg, Graef (Anklam), Koch (Oeynhauſen), Dr von Kries 
(Potsdam), Kriſchick, Lüdicke, Lukaſſowitz, Martin, Oelze, von der Oſten, 
Dr Quaet⸗Faslem, Steinhoff, Frau von Tiling, Dr von Waldthauſen, 
Weisſermel, D. Winckler, Dr von Winterfeld 
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Fraktionsverzeichniſſe 


Vorſitzende der Fraktion: 
D. Winckler, Koch [Oeynhauſen), Lüdicke, von der Oſten 


Baden: 

R Baeder (Berlin) 
Bayer (Kiel) 

Boes 

Borck 

Brunk 

Bundtzen 

Chriſtian 

Clarfeld 

Conradt 

Dallmer 

Dr Deerberg 
Dermietzel 

Frau Deutſch 

von Ditfurth 

Dr Dolezych 

Ebersbach 

Fuchs (Breslau) 

Graf von Garnier 
Gaudig [Neukölln 
Gauger 

Dr von Gersdorff 
Graef (Anklam) 
Günther 

Hackenberg 

Haſeloff 

Hecken 

Hein (Barmen) 
Herrmann (Friedersdorf 
Frau Hielſcher⸗Panten 
Hillger⸗Spiegelberg 
Dr Hoffmann (Münſter) 
Horn 

Br h. c. Hoeſch-Neukirchen 
Howe 

Hürtgen 

Dr Jacobshagen 
Jaeger 

Jahnke 


yk Janſſen [Barmen] 


Juſti 

Dr Dr Kähler (Greifswald) 
Dr Kaufhold 

Dr Kaufmann 

Kenkel 

Kickhöffel 

Kimbel 

Koch (Berlin) 


— 


Koch (Oeynhauſen] 
Koennecke 

Dr von Kries [Potsdam) 
Kriſchick 
Lange⸗Windhof 

Fran Lehmann 
Lewerenz (Greifswald) 
Lindner 

Lüdicke 

Lukaſſowitz 

Manncke (Koslin) 

Dr Maretzky 

Martell 

Martin 

Frau Mehlis 

Meyer (Hermsdorf! 
Meyer [Magdeburg) 
Milberg 

Freiherr von Mirbach 
Mönke 

Müller (Königsberg) 
Murſch 

Frau Noack 

Delze 

von der Oſten 

von Plehwe 

Dr Quaget-Faslem 
Querengäſſer 

Frau von Rechenberg 
Rittershaus 

von Rohr 

Roth (Berlin) 

Rüffer 

Schaefer 
Schlange⸗Schöningen 
Schluckebier 

Schmidt (Friedenar) 
Schulze⸗Stapen 
Schwecht 

Dr Seelmann— Eggebert 
Dr Semmler (Breslau! 
Sonnenſchein 

Frau Dr Spohr 
Steinhoff 

Steuer 

Straube 

Stuhrmann 

Frau von Tiling 


von Tresckow 

Dr von Waldthauſen 
Dr Freifrau von Watter 
Wehmeyer 

Dr Weiſemann 
Weisſermel 

Wende (Winzig) 


Fraktionsverzeichniſſe 


Wenzlaff 

Wiedemann (Spandau) 
D. Winckler 

Dr von Winterfeld 
Wiſchnövski 

Ziemann 


III. Zentrum 


(81 Abgeordnete, darunter 1 Mitglied des Reichstags und 1 Mitglied des 
Reichswirtſchaftsrats) 
— Saal 14 (Bürogeſchoß Oſt) = 


Fraktionsvorſtand: 
Gottwald (Berlin), Graw (Wormditt), Gronowski, Dr Hager, Herold, 


Dr Heß (Ahrweiler), Dr Dr Por 


ſch, Dr Schmedding, Steger, Stieler, 


Frau Stoffels, Wildermann 


Vorſitzende der Fraktion: 
Dr Dr Porſch, Herold, Gronowski 


Adam 
Altegver 
Frau Bachem (Königswinter) 
Frau Badenberg 
Baumann 
Baumhoff 
Beck 
Bergmann 
Blank 
Dr Cremer (Dortmund) 
Diel 
Dietrich 

RWREffert 
Frau Eickelboom 
Dr Eismann 
Elsner 
Dr Faßbender 
Fink 
Gaſt 
Frau Gieſe 
Goebel 
Gottwald (Berlin) 
Dr Graß (Coblen;) 
Graw (Wormditt) 
Grebe 
Dr Groener 
Gronowski 


Hagemann 
Dr Hager 
Harſch 

Dr Hermes 


Jordans (Marienbaum) 
Kayſer (Bielefeld) 
Kloft (Eſſen) 

Kölges 

Köthenbürger 

Kreker 


Krug 

Lange (Dittersbach) 
Dr Lauſcher 

Dr Dr Linneborn 
Loenartz (Bitburg) 


Mallach 

Mantke (Gleiwitz) 
Merx 

Metzinger 


Oppenhoff 
von Papen 
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Petry 

Dr Peucker 

Pingel 

Dr Dr Porſch 

Rhiel (Fulda) 

Roeingh 

Rürup 

Dr Schmedding 
Schmelzer 

Schmidt (Conz) 

Dr Schmidt (Lichtenberg) 
Dr Schmitt (Düſſeldorf! 
Schmitt (Fulda) 
Schüling 


Dr Schwering (Köln) 
Sprenger 

Steger 

Dr Stemmler (Ems) 
Stieler 

Frau Stoffels 
Teitſcheid 

Dr Weſter 
Wildermann 

Frau Wronka 
Zawadzki 

Dr am Zehnhoff 
Frau Zigahl 


IV. Deutſche Volkspartei 
(45 Abgeordnete) 
— Saal 5 (Bürogeſchoß Weſt) = 
Fraktionsvorſtand: 


Dr Boehm, Buchhorn, D. Dr von Campe, Eichhoff, Garnich (Berlin), 
Frau von Kulesza, Dr Leidig, Dr Pinkerneil, Schwarzhaupt, Stendel 


Vorſitzende der Fraktion: 
D. Dr von Campe, Stendel 


Arlt (Kreuzburg) 
Bayer (Waldenburg 
Becker (Magdeburg 
Berkemeher 
Benermann 

Dr Bochm 

Dr Boelitz 
Buchhorn 

D. Dr von Campe 
Eichhoff 

von Eynern 
Garnich (Berlin) 
Dr Grundmann 
Heidenreich 

Dr Heimann (Köln) 
Held 

Hollmann (Lichtenberg 
Jöns 

Kaiſer (Kurheſſen) 
Krämer (Recklinghauſen) 
Dr Kriege (Berlin) 
Frau von Kuleſza 
Langer (Oberhauſen) 


Dr Leidig 

Metzenthin 

Meyer (Herford) 

Dr Neumann (Frohnan) 

Oetjen 

Dr Pinkerneil 

Piſchke 

Dr von Richter (Charlotten⸗ 
burg) 

Dr Dr Roſe 

Dr h. c. Schiftan 

Karl Schmid (Düſſeldorf 

Schröter (Kiel) 

D. Schuſter 

Schwarzhaupt 

Dr Spickernagel 

Dr Steffens 

Stendel 

Graf zu Stolberg⸗Wernigerode 

Frau Thöne 

Frau Voigt 

Dr Wiemer 

Dr Wolff 


Fraktionsverzeichniſſe 


V. Kommuniſtiſche Partei 
(44 Abgeordnete) 
= Saal 17 (Obergeſchoß Nord) = 
Fraktionsvorſtand: 
Bartels (Crefeld), Dörr, Eberlein, Pieck, Schwenk (Berlin) 
Vorſitzende der Fraktion: 
Pieck, Schwenk (Berlin) 


Abel 

Bartels (Crefeld) 
Benſcheid 

Dörr 

Eberlein 

Eppſtein 

Fladung 

Flieg 

Gehrmann (Rathenow) 
Golke 

Grube 

Grylewicz 
Heydemann (Königsberg) 
Heym (Suhl) 
Hoffmann, Paul 
Jendroſch 

Kaſper 

Kellermann 

Kerff 

Kilian 

Kollwitz 

Frau Krüger (Halle) 


Lademann 
Loquingen 
Loſſau 

Frau Ludewig 
Menzel 

Merker 

Möricke 

Müller (Frankfurt 
Müller (Heſſen) 
Obuch 

Pieck 

Plenge 

Rehbein 
Schnetter 
Schubert 

Schulz (Breslau) 
Schwenk (Berlin) 
Sellheim 
Skjellerup 
Sobottka 

Stolt 

Winterich (Köln) 


VI. Deutſche Demokratiſche Partei 
(27 Abgeordnete) 
Saal 6 (Saalgeſchoß Oſt) = 


Fraktionsvorſtand: 
Falk, Hoff, Dr Höpker⸗Aſchoff, Riedel (Charlottenburg), 
Dr Schreiber (Halle) 
Vorſitzende der Fraktion: 
Dr Schreiber (Halle), Pr Höpker-Aſchoff, Falk 


Barteld (Hannover) 
Dr Bohner 


Frau Dönhoff 
Falk 
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Goll 

Graue 

Greßler 

Dr Grzimek 
Hartmann 

Heeſch (Schleswig) 
Herrmann (Breslau) 


Hoff 
Dr Höpker⸗Aſchoff 
Hourtz 


Frau Dr Klausner (Berlin) 


Knieſt 


Meincke 

Merten (Berlin) 
Nuſchke 

Otto (Charlottenburg) 
Dr Preuß 

Riedel (Charlottenburg) 
Schmiljan 

Dr Schreiber (Halle) 
Wachhorſt de Wente 
Wickel 

Wiglow 


R 


E 
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VII. Wirtſchaftliche Vereinigung 
(17 Abgeordnete, darunter 1 Mitglied des Reichstags) 
— Saal 19 (Obergeſchoß Nordoſt) = 
Fraktiousvorſtand: 
Biſchoff, Ladendorff, Mohrbotter, Perſchke, Schwenk (Oberhausen) 
Vorſitzender der Fraktion: 
Ladendorff 


a. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 
(11 Abgeordnete, darunter 1 Mitglied des Reichstags) 


Biſchoff 

Drewitz 

Haaſe (Lieguitz; 
Jordan (Magdeburg) 
Dr Klamt 
Ladendorff 


Lünenſchloß 
Müller⸗Franken 
Perſchke 

Schön 

Schwenk (Oberhauſen) 


b. Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
(6 Abgeordnete) 


Arteldt (Uelzen) 
Bieſter 
Flogel 


Mohrbotter 
relle 
Freiherr von Wangenheim 


Fraktionsverzeichniſſe 


VIII. Verſchiedene 


a. Deutſchvölkiſche Freiheitspartei 
(11 Abgeordnete) 
— Saal 16 (Obergeſchoß Nordweſt) — 


Vorſtand: 


Dr Koerner Voß Wulle 
Führer: 
Wulle Voß 
Dr von Brehmer Dr Koerner 
Danicke Stock 
Gieſeler Voß 
Haake Wiegershaus 
Graf von Helldorff Wulle 


Kaiſer (Antlam) 


b. Polen 
(2 Abgeordnete) 


Baczewski Klimas 


229 


Fraktionsverzeichniſſe 


Zuſammenſtellung 


Abg., darunter R, RWR 


I. Sozialdemokratiſche Parti. 11 2 
II. Deutſchnationale Volkspartei. 109 ...... | 
IT fret ee, 1 1 
IV. Deutſche Volks parti 1 — — 
V. Kommuniſtiſche Partei 41 — 

VI. Deutſche Demokratiſche Partei. 22 
VII. *) Wirtſchaftliche Vereinigung. 11 1 — 


VIII. Verſchiedene 
a) Deutſchvolkiſche Freiheitspartei 111... — — 


3) TO ee ee oe 8 — — 
zuſammen 450 6 3 


*) Die Mitglieder der Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes und 
der Deutſch⸗Hannoverſchen Partei haben ſich zu der Fraktion der Wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigung zuſammengeſchloſſen. 
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Nr 


1 


St 


Vorſitzende in den Ausſchüſſen 


Vorſitzende 
der Ständigen Ausſchüſſe und ihre Stellvertreter 
($ 16 der Geſchäftsordnung) 


Vorſitzender 


Ausſchuß Abg 


für den Haushalt (Hauptausſchuß) . Hirſch 

für Bevöllerungspoliti i.. Dr Stemmler 
(Ems) 

für Siedlungs- u. Wohnungsweſen | Weisſerniel 

für die Landwirtſchaf ii. Held 

für Handel und Gewerbtee | Dr Hager 

für das Rechtsweſen Brückner 


für Gemeindeangelegenheiten ... Dr Hoffmann 


(Münſter) 

für das Unterrichtsweſen Otto (Charlotten⸗ 
burg) 

Eingaben Hoffmann, Paul 

für die Geſchäftsordn ung Grze ſinski 

He Beamileiiikgnei rn re Dr Dr Kahler 
(Greifswald) 

für die Verkehrsintereſſen. .... Jordan (Magde⸗ 
burg) 

für das Vergebungsweſen Blank 

für die Prüfung der Haushalts- 

Techn ungen . Wittmaack 
Verfaſſungsausſchu ß. Graef (Anklam) 


Stell⸗ 
vertreter des 
Vorſitzenden 

Abg. 

Weisſermel 

Frau Ege 

Stendel 

Roeingh 

Thiele 

Obuch 

Greßler 

Oelze 


Haberland 
Stieler 
Prelle 


Brunk 


Haeſe (Wies⸗ 
baden) 


Elsner 


von Eynern 
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Lebensalter 


Lebensalter 
der Mitglieder des Preußiſchen Landtags 


Stand am r. Januar 1925 
[Die Zahlen in eckigen Klammern bedeuten die weiblichen Abgeordneten] 


Geboren: 


1865 | 1860 | 1855 
b. 1894, b. 1889, b. 1884, b. 1814,| b. 1864, b. 1859, 
alſo 61 | alſo 66 
bis 60 | bis 65 | bie 70 
Jahre | Jahre | Jahre 
alt alt alt 


1855, 
alfo über 
70 Jabre 

alt 


Partei 


alfe unter 
30 Jahre 
alt 


bis 50 
Jahre 


alt 


Sozialdemokratiſche 
ae 1 


17 
Deutſchnationale Volks⸗ 
ie eee 109 2 
[| 1] 
gentrun n; 81 3 
[8] 
Deutſche Volkspartei 45 — 
[3] 


Kommuniſtiſche Partei 44 8 


[2] 
Deutſche Demokratiſche 
Poe. 1 
[ 


Wirtſchaftspartei des 
deutſchen Mittelſtandes 11 - 
Deutſch⸗Hannoverſche 


P 6 
Deutſchvölkiſche Frei⸗ 
Heitspatien. ß, 11 1 


450 
[41] 


119 
es) 


1) Die 11 Jüngften Mitglieder: Schulz (Breslau) [KP]: 5. 1. 1899, Loguingen 
(KP): 14. 8. 1898, Fladung (KP): 12. 2. 1898, Loſſau (KP): 25. 7. 1897, 
Kerff (Kb): 1.5. 897 Koen neck (Dn): 20. 10.1896. Grat vo Holldarft (DVI) 
14. 10. 1896, Müller (Heſſen) [K PI: 25. 7. 1896, Lademann (KP): 17. 5. 1896, 
Schubert (KP): 26. 1. 18%, Dr Freifrau von Watter {Dn): 21. 4. 1895. 

2) Die 11 älteſten Mitglieder: Herold (2): 20. 7. 1818, Dr Dr Porſch (Z): 30. 4. 
1853, Graw (Wormditt) [Z]: 29. 3. 1854. Dr am Zehnhoff (2): 11. 2. 1855, 
Dr Faßbender (2): 24. 3. 1856, Dr Schmedding (2): 3. 5. 1856, D. Winckler 
(Dn): 28. 11. 1856, Held (Vp): 2. 4. 1859, Altegver (2): 19. 6. 1859, 
Dr Kriege (Berlin) [DVpl: 22. 7. 1859, Kahl (Dortmund) [Sd]: 4. 10. 1859. 
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Mitglied ſchaftsalter 


Mitgliedſchaftsalter 
der Abgeordneten zum Preußiſchen Landtag 


(Bis 1918 Mitgliedſchaft im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe, 1919/1921 Mitgliedſchaft 
in der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung, 
ab 1921 Mitgliedſchaft im Landtag) 


Deutſch⸗ Deutſch⸗ Deutſch⸗ 
8 Sozial⸗ j 0 Deut⸗Kom⸗ = 10 Ic) 
Mirglied natio⸗ Han⸗ 

85 demo⸗ Zen⸗ ſche au Zus 
des Hauſes . nale nover⸗ Polen 

kratiſche trum fammen 
fett Partei Volks⸗ ſche 
partei Partei 


1925 — — 2 
1924 18 13 165 
1923 2 — 6 
1922 44 — 8 
1921 18 | 20 113 
1920 1] — 4 
1919 23 3 110 
1916 14 — 1 
1915 — — 2 
1913 3 ( — 16 
1912 1 
1908 10 
1907 

vor 1907 


1) Bis 18. 10. 1924 Deutſchnat. Volkspartei. 

2) 1 Abg. nicht Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv.). 

) 1 Abg. Mitgl. v. 12. 3. bis 7. 5. 1913 u. vom 17. 9. 1919 ab, 9 Abg. nicht 
Mitglieder 1919/1921 (Berfaffgg. Landesv.); 1 Abg. nicht Mitgl. 1919/1924 (Ver⸗ 
faſſag. Landesv. u. erſter Landtag). 

) 1 Abg. nicht Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv. u. erſter Landtag); 1 Abg. 
nicht Mitgl. 1921/1924 lerſter Landtag). 

3) Nicht Mitgl. 1919/1922 (bis 18. 11. 1922). 

6) 1 Abg. nicht Mitgl. von Mai bis Nov. 1909. 

7) Mitgl. vom 3. 9. 1907 bis 1. 6. 1908 n. von 1919 ab. 

e) Nicht Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv.). 

») Die 10 vor 1907 zum erſtenmal gewählten Mitglieder: 1, Dr Dr Porſch (2): 
20. 3. 1884; 2. Herolb (Z): 18. 12. 1889, 3. I. Win ler (Dn): 7. 11. 189% — nid: 
Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv.] —; 4. Graw (Wormditt] IZ]: 7. 11. 
1893 — nicht Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv.) —; 5. Dr am Zehnhoff 
(2): 3. 11. 1898 — nicht Mitgl. 1908 bis 1918 —; 6. Dr Wiemer (Dy p] 
J. 11. 1898 — nicht Mitgl. 1919/1921 (Verfaſſgg. Landesv.) —; 7. Lüdicke On!: 
20. 11. 1903: 8. Dr Faßbender (2): 20. 11. 1903; 9. Dr Schmedding (2)! 
20. 11. 1908; 10. D. Dr von Campe 19 595 20. 11. 1903 — nicht Mitgl. v. 
28. 6. 1906 bis 26. 9. 1906, vom 31. 8. 1916 bis 30. 10. 1916 und vom 16. 5. 1917 
bis Januar 1921 —. 
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Religionsbekenntniſſe 


Religionsbekenntniſſe 
der Mitglieder des Preußiſchen Landtags 


Diſſi⸗ 
denten 


ebangeliſch 


Mit broteſtan⸗ nicht 
Partei glieder. u jüdiſch 8 auge 
Partei n lutheriſch tiſtiſch j 
zahl geben 
refor⸗ a 
miert 


Sozialdemokratiſche Partei. 


Deutſchnationale Volks⸗ 
ff 


SEINE ee e 
Deutſche Volkspartei 
Kommuniſtiſche Partei 


Deutſche Deinokratiſche 
Faß 


Wirtſchaftspartei des deut⸗ 
ſchen Mittelftandes ..... 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei 


Deutſchvölkiſche Frei⸗ 
Heis parte? 
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Lebensbeſchreibungen 


Lebensbeſchreibungen 
der Mitglieder des Preußiſchen Landtags 


Abgeſchloſſen am 20. Februar 1925 


Wahlen vom 7. Dezember 1924 
Erſte Sitzung des Landtags am 5. Januar 1925 


zie bedeutet, daß das Mitglied zum erſtenmal gewählt 
worden iſt. 


Pl. bedeutet den Platz des Mitgliedes im großen Sitzungsſaal. 


Die Zuſätze in Klammern oder mit Bindeſtrichen hinter den 
camen dienen zur Unterſcheidung von Abgeordneten mit 
gleichem oder ähnlichem Namen. 


Die Mitglieder der Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittel- 
ſtandes und der Deutſch-Hannoverſchen Partei haben ſich zu 
der Fraktion der Wirtſchaftlichen Vereinigung zuſammen⸗ 
geſchloſſen. — Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
führt ab Mitte Februar 1925 die Bezeichnung Dentich- 
völkiſche Freiheitspartei. 


Lebensbeſchreibungen 


5 Abel, Karl, Bergarbeiter, Hannover. Wahlkreis 16: Sud-Han- 
Pl. 2½2 nover (Hannover⸗Hildesheim). Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 10. Februar 1897 zu Obernkirchen, Diſſident. 


* Adam, Richard, Pfarrer, Tarnau (Krs Frankenſtein, Schleſ.). 
21.406 Wahlkreis 7: Breslau. Zentrum. 
Geb. 17. Februar 1877 zu Liegnitz, katholiſch. 


wl. 44 Altegber, Guſtav, Malermeiſter, Bochum. Wahlkreis 18: Weit 
falen⸗Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 19. Juni 1859 zu Bochum, katholiſch. Malermeiſter und 
Handelsbetrieb. Volksſchule, Fortbildungs⸗ und Fachſchulen. Schrift⸗ 
ſtelleriſche Tätigkeit: Volkswirtſchaftliche und Fachartikel für bürger⸗ 
liche und Fachpreſſe. Mitgl. des Provinzialparteivorſtandes der Hand- 
werkskammer Dortmund, des Kirchenvorſtandes uſw. 


** Arlt (Kreuzburg), Albert - Wilhelm Fabrikdirektor, Kreuzburg 
mi 328A ( Oberſchlef). Landeswahlvorſchlag. Deutſche Volkspartei. 
Geb. 14. Auguſt 1892 zu Spa i. Belgien, evangeliſch. Mittel⸗ 
ſchule, Privatunterricht, Handelshochſchule. Kaufmann. Kreisdepu⸗ 
tierter und Stadtrat in Kreuzburg. 


1 Arteldt (Uelzen), Auguſt, Schornſteinfegerobermeiſter, Uelzen (Bez. 
pl. 378 Hannover). Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover (Stade, Lüneburg). Deutſch⸗ 
Hannoverſche Partei. 
Geb. 18. Oktober 1870 zu Bevenſen (Krs Uelzen), evangeliſch⸗ 
lutheriſch. Kreistagsabgeordneter, Bürgervorſteher, Vorſ. des Kreis⸗ 
handwerkerbundes Uelzen. 


P. 159 Bachem, Julius, Regierungsrat, Berlin. Wahlkreis 21: Co- 
blenz⸗Trier. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 27. Juli 1887 zu Köln (Rhein), katholiſch. Volksſchule, 
Gymnaſium, Univerſ.: Edinburgh (Schottland), München, Genf 
(Schweiz), Bonn, Berlin. Gerichts referendar, Regierungsreferendar, 
Regierungsaſſeſſor, Regierungsrat. 


Pl. 264 Frau Bachem (Königswinter), Emma, Rentnerin, Königswinter 
a. Rhein. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Zentrum. f 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom Februar 1922 an fur 
Köln⸗Aachen. 

Geb. 26. November 1870 zu Aachen, katholiſch. Aachener hohere Madchen⸗ 
ſchuſe. Zwei Jahre Penſionat v. hl. Herzen Jeſus Vaals (Holland). 
Gründete in Königswinter als Vorſitzende des Eliſabeth-Vereins die 
Haushaltungsſchule, den Kinderhort, als Vorſitzende des Vaterländiſchen 
Frauen⸗Vereins Volksküche, Vereinslazarett (400 Betten) und das 
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Lebensbeſchreibungen 


Geneſungsheim für den Mittelſtand des Vaterländiſchen Frauen⸗Ver⸗ 
eins der Rheinprovinz, deſſen Leitung fie übernahm. Stadtverordnete. 
Mitgl. d. Armenverwaltung und Kreistagsmitgl. In gaberin der 
Roten⸗Kreuz⸗Medaille II. und III. Klaſſe, des Verdienſtkreuzes für 
Kriegshilfe, des Verdienſtkreuzes des deutſchen Roten Kreuzes und des 
Johanniterkreuzes. 


Baecker (Berlin), Paul, Redakteur der Deutſchen Tageszeitung, 
Berlin. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landiags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Mitgl. des deutſchen Reichstags ſeit Mai 1924. 

Geb. 27. Oktober 1874 zu Eberspark, evangeliſch. Humaniſtiſches 
Gymnaſium. Studierte vom Frühjahr 1893 bis Auguſt 1897 in Berlin 
zuerſt Naturwiſſenſchaften, dann Geſchichte u. Volkswirtſchaft, 1897 
Redakteur bei der Deutſchen Zeitung und bei den Akademiſchen 
Blättern, ſeit Anfang 1907 bei der Deutſchen Tageszeitung. Schrift⸗ 
ſtelleriſche Tätigkeit: »Die Kämpfe um die akademiſche Freiheit einſt 
und jeßte. Vorſitzender des Reichsverbandes der Deutſchen Preſſe. 


Pl. 53 


Baczewski, Jan, Verbandsſekretär und Landwirt, Allenſtein. Landes⸗ Pl. 415 


wahlvorſchlag. Nationale Minderheiten Deutſchlands (Pole). 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/1924 vom 22. November 1922 ab auf 
Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 13. Dezember 1890 zu Grieslienen (Krs. Allenſtein, Oſtpr.), 
römiſch⸗katholiſch. Höhere Knabenſchule Wormditt, Gymnaſium Brauns⸗ 
berg (UM). Praktiſche Landwirtſchaft. Aktiver Soldat von 1912 
bis 19. Dezember 1918, 1. Garde⸗Rgt. z. F. 1919 Kreistagsabgeordneter. 
Verbandsſekretär des Bundes der Polen in Oſtpreußen, Leiter des 
Poln.⸗Kath. Schulvereins für Ermland (E. V.), 1. Vorſitzender des Ver⸗ 
bandes Polniſcher Schulvereine in Deutſchland E. V., Wahlleiter der 
Polniſchen Volkspartei, Ausſchußmitgl. des Verbandes Nationaler 
Minderheiten Deutſchlands. 


Frau Badenberg, Albertine, Konrektorin, Steele (Ruhr). Wahl- 
kreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Zentrum. 

Geb. 29. Dezember 1865 zu Steele (Ruhr), katholiſch. Volksſchule, 
höh. Mädchenſchule in Steele. Von 1880 bis 1882 Aufenthalt in 
Belgien und England zwecks Sprachſtudien. 1882 bis 1885 Lehrerinnen⸗ 
ſeminar in Coblenz. 1885 Prüfung als Lehrerin für mittlere u. höhere 
Schulen. Seit 1886 Volksſchullehrerin in Steele, 1922 zur Konrektorin 
ernannt. Mitgl. der Bezirkslehrerkammer für den Reg.⸗Bez. Düſſel⸗ 
dorf. Vorftandsmital. des Vereins kath.⸗deutſch Lehrerinnen. Mitgl. 
des Zentralvorſtandes des kath.⸗deutſch. Frauenbundes, von 1917 bis 
1920 zur Leitung des Generalſekretariats desſelben nach Köln beur⸗ 
laubt. Mitgl. des Landesvorſtandes der Preuß. Zentrumspartei, des 
Provinzialvorſtandes und des Provinzialausſchuſſes der Rhein. Zen⸗ 
trumspartei, des Kreisvorſtandes der Zentrumspartei in Eſſen. 
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1 
x 


Pl. 222 


Pl. 279 


Pl. 269 


Pl. 35 


Lebeusbeſchreibungen 


Badt, Hermann, Dr, Miniſterialrat im Preuß. Miniſterium des 
Innern, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 19. November 1922 an auf 
Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 13. Juli 1887 zu Breslau, judiſch. 1896 bis 1905 Beſuch des 
Humaniſtiſchen Johannes⸗Gymnaſiums zu Breslau. 1905 bis 1908 
Studium der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften an den Univerſitäten 
Breslau und München; dazwiſchen mehrere Auslandsreiſen. 1908 Ge⸗ 
richtsreferendar. Dr juris. 1908/09 Militär. Ausbildung im Feld⸗ 
Art.⸗Regt Nr 6 (Breslau). 1909 bis 1914 Ausbildung als Gerichts⸗ 
referendar. Gerichtsaſſeſſor. Studienreiſe nach dem Orient unter be- 
ſonderer Berückſichtigung der Koloniſationsprobleme in Paläſtina und 
Syrien. Juformatoriſche Beſchäftigung in einer Bank. Anwaltsver⸗ 
tretungen. Im Felde bei den erſten Kämpfen in Belgien ſchwer ver⸗ 
wundet (Auguſt 1914). 1915 bis 1918 Feldkriegsgerichtsrat im Oſten. 
Im April 1919 als Hilfsarbeiter ins Preußiſche Miniſterium des 
Innern berufen, demnächſt als Regierungsaſſeſſor in die preußiſche 
ai Verwaltung übernommen. Regierungsrat. Seit 1920 Minifte- 
rialrat. 


Barteld [Hannover), Adam, Poſtinſpektor, Hannover. Wahlkreis 16: 
Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Sihesjein-inehung und des erſten Landtags 1921/24 für Hannover- 

ildesheim. 
3 Geb 1. Dezember 1876 zu Halle (Krs Osnabrück), evangeliſch. Volks⸗ 
Thule und Privatſchule. 1894 Poſtgehilfe, 1898 Poſtaſſiſtent, 1907 Poſt⸗ 
ſekretär, 1917 Ober⸗Poſtſekretär und 1920 Poſtinſpektor. Schrift⸗ 
ſtelleriſche Tätigkeit: Politiſche Tagesfragen, Agrar-, Beamten-, Woh⸗ 
nungsfragen und Bodenreform. 


Bartels (Berlin), Friedrich, Parteiſekretär, Berlin-Tempelhof. Wahl⸗ 
kreis 3: Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw, Teltow). Sozial⸗ 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 u. des erſten Land⸗ 
tags 1921/4 für Potsdam II. Präſident des zweiten Landlags. 

Mitgl. der Hamburger Bürgerſchaft von März 1904 bis Nov. 1913. 

Geb. 28. März 1871 zu Loitz (Vorpomm.), konfeſſionslos. Volks⸗ 
ſchule. Früher Maler, von 1904 bis 1906 Gewerkſchaftsangeſtellter 
(Verband der Maler), von 1906 bis 1913 Bezirksparteiſekrelär für 
Schlesw.⸗Holſtein, ſeit 1913 beſoldetes Mitglied des Vorſtandes der 
ſozialdem. Partei Deutſchlands. Schriften: Tätigkeitsberichte und 
Agitationsſchriften. 


Bartels (Crefeld), Wolfgang, Redakteur, Crefeld. Wahlkreis 23: 
Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve, Crefeld [St. u. L. uſw). Kommuniſtiſche 
Partei. 

Mitgl. des deutſchen Reichstags vom Mai 1924 bis Oktober 1924. 

Geb. 11. Juli 1890 zu Hayn im Harz (Lrs Sangerhaufen). Diſſident. 
Leibnizgymnaſium Hannover, Journaliſten-Hochſchule Berlin, Re— 
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28 


Lebensbeſchreibungen 


dakteur an Tageszeitungen und Nachrichtenbüros. 1914 bis 1918 ein⸗ 
gezogen, Kriegsteilnehmer. 1917 bis 1920 US, feit 1920 K, Leiter 
verſchiedener Parteiblätter. 


Baumann, Carl, Gutsbeſitzer, Haus Forſt bei Frechen. Wahlkreis 20: 3% 
Köln⸗Aachen, Zentrum. Pl. 300 

Mitgl. des deutſchen Reichstags von 1920 bis März 1924. 

Geb. am 31. Dezember 1868 zu Frechen, katholiſch. 


Baumhoff, Joſef, Poſtinſpektor, Hagen (Weſtf.). Wahlkreis 18: Pl. 301 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 10. September 1887 zu Finnentrop (Krs Meſchede), katholiſch. 
Volksſchule, dann kath. Rektoratſchule und Gymnaſium in Hagen und 
Attendorn. Mitarbeit an Fachblättern u. polit. Tageszeitungen. Kreis- 
vorſ. der Zentrumspartei und der kommunalpolit. Vereinigung; 2. Vorſ. 
der Stadtb.⸗Fraktion; Mitgl. des Prov. Ausſchuſſes der Weſtfäl. Zen⸗ 
trumspartei; 1919 bis 1921 Mitgl. des Weſtfäl. Provinziallandtags; 
1. Vorſ. des Provinzialverbandes Weſtfalen des Deutſchen Beamten⸗ 
bundes. 


Bayer (Kiel), Heinrich, Tiſchlerobermeiſter, Kiel. Wahlkreis 13: Pl. 158 
Schleswig⸗Holſtein. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 23. Mai 1870 zu Zuckelnick (Krs Gtriegau), evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Dorfſchule. Übliche Lehrzeit, Geſellen⸗ und Wanderjahre inner- 
halb Deutſchlands und der Schweiz. Tiſchlermeiſter, ſeit 1895 ſelb⸗ 
ſtändig. Vorſitzender des Bezirksverbandes der Tiſchler⸗Innungen Schles⸗ 
wig-Holſteins und Lübeck, korreſpondierendes Vorſtandsmitgl. des 
Bundes Deutſcher Tiſchler-Innungen, Sitz Berlin. Obermeiſter der 
Tiſchler-Innung zu Kiel. 


Bayer (Waldenburg), Friedrich, Malermeiſter, Waldenburg (Schle- Di. 329 
ſien). Wahlkreis 7: Breslau. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 21. November 1883 zu Waldenburg (Schlefien), ecvangeliſch. 
Volksſchule. 3 Jahre Meiſterlehre, 2 Jahre Gehilfe, 5 Jahre Geſchäfts⸗ 
führer, ſeit 1. Januar 1909 ſelbſt. Meiſter, 2 Meiſterkurſe an der 
Kunſt⸗ u. Gewerbeſchule in Breslau 1908 u. 1912. Obermeiſter ſeit 
1916; Gemeinde⸗Kirchenratsmitgl., Mitgl. im Verwaltungsrat der 
städt. Fortbildungsſchulen; 1. Vorſ. des Vereins ſelbſtändiger Hand⸗ 
werker im Kreiſe Waldenburg. 


Beck, Carl, Bürgermeiſter, Angermund (Krs Düſſeldorfj. Wahl 2 
kreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Zentrum. Pl. 207 
Geb. 21. Juli 1869 zu Züſch (Landkrs Trier), katholiſch. 
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Becker (Magdeburg), Heinrich, Bäckerobermeiſter, Magdeburg. Wahl- 
kreis 10: Magdeburg. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 10. März 1921 an für 
Magdeburg. 

Geb. 24. Juni 1872 zu Klein⸗Wanzleben (Krs Groß⸗Wanzleben), evan⸗ 
geliſch. Volksſchule. 3 Jahre Meiſterlehre von 1886 bis 1889. Geſelle 
bis 1896. Gefellen- u. Wanderjahre innerhalb Deutſchlands u. der 
Schweiz. Arbeitete als Geſelle in Bremen, Düſſeldorf, Bad Ems, Kou⸗ 
ſtanz am Bodenſee, München, Dresden u. Magdeburg. Seit 15. Marz 
1896 ſelbſtändig. Obermeiſter der Magdeburger Bäcker⸗Innung ſeit 
1915. Vorſ. des Germania⸗Zweigverbandes der Bäcker⸗Innungen der 
Prov. Sachſen, Anhalt u. Thüringen ſeit 1910. Vorſtandsmitgl des 
Germanig⸗Verbandes deutſcher Bäcker⸗Innungen Berlin ſeit 1910. Hand⸗ 
werkskammer-Mitgl. Vorſ. der Meiſterprüfungskommiſſion fur das 
Bäckergewerbe. Vorſ. des Einkaufsvereins der Bäckermeiſter Magde⸗ 
burg u. Umgegend. Gerichtlich vereidigter Sachverſtändiger für den 
Landgerichtsbez. Magdeburg. Vorſ. der Ortsgruppe Magdeburg des 
Mitteldeutſchen Handwerkerbundes. Gemeinde-Kirchenratsmitgl. 


Benſcheid, Adolf, Schloſſer, Remſcheid. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗ 
Süd (Arnsberg). Kommuniſtiſche Partei. 

Geb. 9. September 1888 zu Remſcheid, Diſſident. Vater Feilenhauer. 
Volksſchule von 1894 bis 1901. Erlernter Beruf Schloſſer. Seit 100 
Gewerkſchaftsangeſtellter. Stadtverordneter in Remſcheid ſeit Mai 1924. 


Bergmann, Johann, Beigeordneter, Köln⸗Mülheim, Wahlkreis 20: 
Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverf. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 22. Juli 1874 zu Asbach (Kr Neuwied), katholiſch. Volks- 
ſchule. Bis 1904 Metallarbeiter; von 1904 bis 1906 Sekretar des Ge⸗ 
ſamtverbandes der chriſtl. Gewerkſchaften in München; von 1907 bis 
1910 Redakteur am »Deutſchen Metallarbeiter in Dnisburg; von 1911 
bis 1920 Sekretär beim Generalſekretariat der chriſtl. Gewerkſchaften 
in Köln; ſeit 1920 Beigeordneter der Stadt Köln. 


Berkemeyer, Karl, Kaufmann u. Gaſtwirt, Dortmund. Wahlkreis 18: 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Deutſche Volkspartei. 

Geb. 28. April 1868 zu Dortmund, evangeliſch. Seit 1908 Stadt⸗ 
verordneter, ſpäter Mitgl. des Provinzial-Landtages und Mitgl. der 
Handelskammer. 


Berten [(Düſſeldorf), Peter, Redakteur, Düſſeldorf. Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Sozialdemotratiſche 
Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Düſſeldorf⸗ 
Oſt. 

Mitgl. des Staatsrats vom Mai 1921 bis Dez. 1924 

Geb. 18. Februar 1873 zu Hinsbeck [Lrs Geldern, Niederrhein), reli⸗ 

gionslos. Volksſchule 1879 bis 1886. Lernte Schreiner und Zimmer⸗ 
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handwerk, arbeitete als Geſelle am Niederrhein, in Weſtfalen, Heſſen, 
am Oberrhein. 1905 als Expedient der »Volkszeitung« in Düſſeldorf an⸗ 
geſtellt, ſeit 1908 Redakteur. Seit 1919 Stadtverordneter. 


Beuermann, Auguſt, Schulrat, Hameln. Wahlkreis 8: Liegnitz. 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. der verfaffunga. dentihen Nationalverſammlung. 

Mitgl. des deutſchen Reichstags von 1920 bis Okt. 1924. 

Geb. 14. Dezember 1867 zu Elvershauſen (Weftharz), evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Lehrerſeminar in Alfeld a. Leine, ſpäter Vorleſungen an den 
Univerſitäten Berlin, Jena, Nanch und der Techn. Hochſchule Hannover 
(Nationalökonomie, Geſchichte, Geographie und Literatur). Lehrer in 
Sarſtedt b. Hannover, Praparandenlehrer in Alfeld a. Leine, Seminar- 
lehrer in Wunſtorf b. Hannover, Schulrat in Adelnau i. Poſen, Frauſtadt 
1. Poſen und Hameln a. d. Weſer. 


Bieſter, Karl, Hofbeſitzer, Langenhagen. Wahlkreis 15: Dft-Han- 
nover (Stade⸗Läneburg). Deutſch-Hannoverſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover 
Hildesheim - Lüneburg und des erſten Landtags 1921/24 für Stade⸗ 
Lüneburg. 

Geb. 29. Januar 1878 zu Herrenhauſen, evangeliſch⸗lutheriſch. Real⸗ 
ſchule Hannover. Volkswirtſch. Studien Baſel und Zürich. Theore⸗ 
tiſche u. praktiſche Erlernung der Landwirtſchaft 1894 bis 1898. Land- 
wirt. Mitgl. der deutſch-hannov. Parteileitung. 


Biſchoff, Georg, Kaufmann, Berlin-Lichtenberg. Wahlkreis 4: Pots⸗ 
dam 1 [rs Angermünde uſw). Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittel- 
ſtandes. 

Geb. 14. November 1875 zu Berlin, evangeliſch. 


Blank, Chriſtian, Oberregierungsrat, Hannover. Wahlkreis 16: Süd—⸗ 
Hannover (Hannover⸗ Hildesheim]. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim⸗Lüneburg und des erſten Landtags 1921/24 für Hannover⸗ 
Hildesheim. 

a 11570 13. Mai 1979 zu Köln-Merheim (linksrheiniſch), katholiſch, Vater 
Landwirt. 

Beſuchte zunächſt das Marzellen⸗Gymnaſium in Köln, ſtudierte daun 
vier Semeſter Landmeßkunde und Kulturtechnik in Bonn, nach beſtan⸗ 
denem Landmeſſerexamen noch weitere vier Semeſter Bauingenieurweſen 
an den techniſchen Hochſchulen zu Aachen und Hannover; ſeit 1903 bei 
der Eiſenbahndirektion Hannover tätig; wurde November 1922 als Hilfs⸗ 
arbeiter in das preußiſche Handelsminiſterium, Eiſenbahn⸗ und Ver⸗ 
kehrsabteilung, berufen, hat ſeit 1. April 1923 daſelbſt das Referat Neu⸗ 
anlagen von Bahnen, Eiſenbahntarifweſen, Binnenwaſſerſtraßen und 
Strandbehörden; ſeit 1911 Provinzialausſchuß⸗Mitgl. der Hannoverſchen 
Zentrumspartei; ſeit 1919 Wahlkreisvorſ. der Partei im Wahlkreiſe 
Hannover-Hildesheim-Braunſchweig. 
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pl. 157 Boss, Paul, Landwirt (Gutsbeſitzer), Mockrehna. Wahlkreis 11: Mer⸗ 
ſeburg. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mital. des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 30. Juni 1871 zu Harber (Krs Burgdorf, Hannover), evangeliſch. 
Mehrere Jahre Dorfſchuke, dann Realgymnaſium zu Hildesheim bis 
Oberſekunda. Nach Erlernung der praktiſchen Landwirtſchaft im vater 
lichen Betriebe auf mehreren Gütern als landwirtſchaftlicher Beamter, 
auch in leitender Stellung, tätig. Zum Studium der landwirtſchaftlichen 
Verhältniſſe längere Zeit in Italten. Seit 1901 ſelbſtändig in Mod- 
rehna. Organiſator der Kreisbauernſchaften in Torgau und anderen 
Kreiſen, die ſpäter im Landbund Prov. Sachſen zuſammengeſchloſſen 
wurden. Kreisbauernmeiſter des Kreiſes Torgau von 1919 bis 1922. 
Mitbegründer des Landbundes Prov. Sachſen u. ſtellvertr. Vorſ. 


* Boehm, Willy, Dr, Kreisarzt des Kreiſes Remſcheid, Medizinalrat, 
wi. 328 Remſcheid. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreife Barmen, Düſſeldorf 
uſw). Deutſche Volkspartei. 
Geb. 16. Juli 1877 zu Berlin, evangeliſch. Gymn.⸗Beſuch 1886 bis 
1895, Sophien⸗Gymnaſium zu Berlin, Studium der Medizin 1895 bis 
1899 (Kaiſer⸗Wilhelm⸗Akademie), 1. Oktober 1899 bis 13. September 1919 
aktiver Marinearzt, verobſchiedet als Marine⸗Generaloberarzt a. D. 
1919/20 Kreisarzt bei der Regierung in Oppeln, feit 1. Februar 1920 
Kreisarzt in Remſcheid. Stadtverordneter daſelbſt. 


* Bohner, Theodor, Dr, Schriftſteller und Studiendirektor, Magdeburg. 
bi 337 Wahlkreis 10: Magdeburg. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Geb. 6. Juli 1882 zu Abokobi (Britiſche Goldküſte), evangeliſch. 1899 
Abiturientenexamen Gymnaſium Mannheim; 1904 Staatsexamen Karls⸗ 
ruhe, ſeit 1. April 1907 im preußiſchen Schuldienſt, 1908 bis 1915 Direk⸗ 
tor der Deutſchen Schule in Rom und Lektor für Deutſch an der Univer⸗ 
ſität Rom; ſeit 1917 Direktor der Viktoriaſchule in Magdeburg. Schrift⸗ 
steller. Romane: Kwabla, Der Weg zurück, Novellen: Lachendes, lieben⸗ 
des Rom, Rheinverlag Baſel. Seit 1919 Stadtverordneter in Magde⸗ 
burg. 


9 Boelitz, Otto, Dr phil., Preußiſcher Staatsminiſter und Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung a. D., Berlin. Wahlkreis 18: Weſt⸗ 
falen⸗Süd (Arnsberg). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten Land⸗ 
tags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 18. April 1876 zu Weſel, evangeliſch. Gymnaſ. in Weſel. 
Univerſ. Berlin, Halle, Boun (Theologie und Philologie). Oberlehrer 
an der Oberrealſchule Bochum (Weſtf.) (1904 bis 1905); Oberlehrer 
am Deutſchen Realgymnaſ. Brüſſel (1905 bis 1909); Direktor der 
Deutſchen militärberechtigten Realſchule Barcelona (1909 bis 1915); 
Direktor des ſtaatlichen Gymnaſ. Soeſt (1915 bis 1921). Von November 
1921 bis Januar 1925 Preußiſcher Staatsminiſter und Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. Zahlreiche Veröffentlichungen auf 
philiſophiſchem, pädagogiſchem und politiſchem Gebiet. 
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Frau Bollmann (Halberſtadt), Minna, Halberſtadt. Wahlkreis 10: 3132 


Magdeburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſammlung. 

Geb. 31. Januar 1876 zu Halberſtadt. Diſſidentin. Volksſchule. 
Erlernte die Schneiderei, übte fie von 1892 bis 1896 aus. Seit 1907 
für die Partei agitatoriſch tätig. Stadtverordnete. 


Borck, Eldor, Polizeimajor a. D., Kaufmann, Berlin. Wahlkreis 10: 
Magdeburg. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 16. April 1888 zu Stettin, evangeliſch. 3 Semeſter Studium der 
Staatswiſſenſch. und Volkswirtſchaft. Vom 1. Mai 1905 bis 19. Juli 
1919 aktiver Offizier in den Fußartillerie⸗-Reg. 2 und 17. Während der 
zweiten Hälfte des Krieges Generolſtabsoffitzier. Major a. d. Am 
19. Juli 1919 in die Organiſationsleitung der Sicherheitspolizei über⸗ 
nommen und Aufſtellung der oſtpreußiſchen Sicherheitspolizei geleitet. 
Als Polizeimajor in die Berliner Sipo übernommen und am 1. April 
1923 aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden. Im Beamten⸗Verbandsleben 
an leitenden Stellen tätig geweſen. Langjähriger 1. Vorſitzender der 
Vereinigung der Polizeioffiziere Preußens. Jetzt Geſchäftsführer und 
Mitinhaber der Borck & Co. G. m. b. H., Berlin. 


Brandenburg, Ernſt, Gauleiter des deutſchen Landarbeiter⸗Verbandes, 
Magdeburg. Wahlkreis 10: Magdeburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Geb. 17. Januar 1882 zu Werne (Krs Bochum, Weſtf.), konfeſſions⸗ 
los. Volksſchulbildung. Von Beruf Former, von 1911 bis 1914 Lokal⸗ 
beamter des Deutſchen Metallarbeiter⸗Verb. zu Hildesheim, von 1914 
ab Arbeiter- und Parteiſekretär für den Bereich der Altmark u. Ge⸗ 
ſchäftsführer des Deutſchen Metallarbeiter-Berb. Stendal, ſeit 1920 Gau⸗ 
leiter des deutſchen Landarbeiter-Verbandes, Gau Magdeburg. Von 
Januar 1917 bis 1919 Stadtverordneter, von 1919 bis 1921 Stadtver⸗ 
ordnetenvorſteher in Stendal. Kriegsbeſchädigter. 


Brandes, Wilhelm, Gewerkſchaftsſekretär, Weſermünde. Wahlkreis 15: 
Dft-Hannover (Stade, Lüneburg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 13. September 1921 an für 
Stade⸗Lüneburg. 

Geb. 8. Februar 1874 zu Bodenburg (Krs Gandersheim), evang. ⸗lnthe⸗ 
riſch. Volksſchule in Bodenburg, erlernte daſelbſt das Schuhmacherhand⸗ 
werk, Wanderſchaft. Berufswechſel: Hafenarbeiter. Trat der ſozialde⸗ 
mokratiſchen Partei am 16. Oktober 1894, der Gewerkſchaft am 1. Sep⸗ 
tember 1898 bei, am 11. April 1911 vom Transportarbeiterverband, Orts⸗ 
verwaltung Bremerhaven, angeſtellt. März 1919 Bürgervorſteher in 
Geeſtemünde, noch heute Bürgervorſteher im Kollegium für Weſermünde. 
Mitgl. des Hannoverſchen Provinziallandtages. Seit 1908 Vorſ. der ört⸗ 
lichen Parteſorganiſation (SPD.). 
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b. 71 Bräucker, Julius, Stadtinſpektor, Iſerlohn (Weſtf.). Wahlkreis 18: 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 7. März 1873 zu Iſerlohn, evang. ⸗-lutheriſch. Volksſchule u. 
kaufm. Fortbildungsſchule. Nach Beſuch der Volksſchule 3 Jahre Schrift- 
ſetzerlehre, 1907 Lokalredakteur, 1. April 1910 bis 30. September 1912 
Krankenkaſſenangeſtellter, 1. Oktober 1912 bis Kriegsausbruch Lokal⸗ 
redakteur, Anfang bis Ende des Krieges ſtellvertr. Geſchäftsführer d. 
Allgem. Ortskrankenkaſſe, 1. Januar 1919 Stadtſekretär (alle Stellungen 
in Iſerlohn). — Gelegentliche Zeitungsaufſätze aus dem Gebiete der 
Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege. 1. Januar 1907 bis 31. Dezember 
1912, 1. Januar 1917 bis 1. April 1920 und ſeit Mitte Juli 1924 Stadt⸗ 
verordneter; Mitbegründer und z. Zt noch 2. Vorſ. des Krankenk.⸗Ver⸗ 
bandes für Stadt- und Landkreis Iſerlohn. 


Braun, Otto, Preußiſcher Miniſterpräſident a. D. Berlin-Dahlem. 
Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen ationalverſ. und des Reichstags 
ſeit 1920. 

Mitglied des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nob. 1918 für Oberbarnim uſw. 

Geb. 28. Januar 1872 zu Königsberg (Oſtpr.), Diſſident. Volks 
ſchule. Steindrucker, Buchdruckereibeſißer, Redakteur, Kaſſenführer. 
Mitgl. des Vorſtandes der ſozialdemokr. Partei Deutſchlands. Bon 
12. Nob. 1918 bis 21. April 1921 Preußiſcher Miniſter für Landwirt- 
ſchaft, Domänen und Forſten, vom März 1920 bis April 1921 auch 
Preußiſcher Miniſterpräſident, und vom November 1921 bis Mitte Fe 
bruar 1925 Preußiſcher Miniſterpräſident. 


s! Brecour, Wilhelm, Landesrat a. D., Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig⸗ 
Holjtein. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1021/24 für Schleswig -Holſtein. 

Geb. 9. Dezember 1866 zu Pritzwalk [(AKrs Oſt⸗Prignitz), Diſſident. 
Nolksſchule. Bis 1893 Tiſchlergeſelle, dann Expeditionsangeſtellter, 
ſpäter Prokuriſt im Verlage der Schleswig⸗Holſt. Volks⸗Zeitung in Kiel, 
von 1904 bis 1923 Schriftleiter der Schleswig⸗Holſt. Volks⸗Zeitung. 
Vom 1. Mai 1923 bis 1. April 1924 Landesrat bei der Prodinzial⸗ 
verwaltung in Schleswig-Holſtein. Am 1. April 1924 auf Grund der 
Perſonalabbauverordnung abgebaut. Von 1910 bis 1918 Stadtverord⸗ 
neter, ſeit 1918 ehrenamtlicher Stadtrat in Kiel. 


15 von Brehmer, Wilhelm, Dr phil., Laboratoriumsvorſteher der Biolo⸗ 
bl 253 giſchen Reichsanſtalt für Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Berlin-Dahlem. 
Landeswahlvorſchlag. Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. 

Geb. 24. Januar 1883 zu Minden [(Weſtf.), evangeliſch. Huma— 
niſtiſche Schulbildung. Studium der Philoſophie u. Naturwiſſeuſchaften. 
Doktor der Philoſophie an der Univerſität Berlin. Studienreiſen 
nach Holland, Dänemark, Schweden, Schweiz, Italien, Enalijch-Dit- 
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Afrika u. Deutſch-⸗Oſt⸗Afrika. Kriegsfreiwilliger. Bei Beendigung 
des Krieges Techniſcher Betriebsleiter der Artillerie-Prüfungs⸗ 
kommiſſion Berlin. Zur Zeit Vorſteher des anatomiſch-mikrochemiſchen 
Laboratoriums der Biologiſchen Reichsanſtalt für Land- und Forit- 
wirtſchaft zu Berlin-Dahlem. Ehrenvorſitzender des Deutſchen 
Akademiſchen Aſſiſtentenverbandes. 


Brückner, Eugen, Stadtrat und Stellvertreter des Bürgermeiſters, 
Berlin. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/4 für Frankfurt a. O. 

Geb. 20. November 1872 zu Berlin, Diſſident. Volksſchule. Nach 
Abſolvierung der I. Kl. der Volksſchule Berlin Erlernung des Porke⸗ 
feuillehandwerks, Weiterbildung in Arbeiterverbänden, 5 Jahre Vorſitz. 
der Zahlſtelle Berlin des Deutſchen Buchbinder-Verbandes, 1900 
Krankenkaſſenbeamter. Vom 1. Auguſt 1904 bis 31. März 1921 Sekre⸗ 
tär im Arbeiter-Sekretarial Berlin. Gelegentlicher Mitarbeiter des 
Vorwärts, des Neumärkiſchen Volksblatts und von Fackzeitſchriften. 
Stadtverordneter zu Berlin, Beiſitzer im Gewerbegericht Berlin, Mitgl. 
des Ausſchuſſes der Landes-Verſ.-Anſtalt Berlin. Seit 1. April 1921 
Stadtrat u. Stellvertreter des Bürgermeiſters im V. Verwaltungs- 
bezirk Berlin (Friedrichshain). 


Brunk, Ernſt, Juduſtrieller, Berlin-Charlottenburg. Wahlkreis 2: 
Berlin. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 20. März 1883 zu Bromberg, evangeliſch. Induſtrieller. 
Früher aktiver Offizier, Kgl. Preuß. Hauptmann a. D. 


Bubert, Walter, Landrat, Emden (Oſtfrieslandj. Wahlkreis 14: 
Weſer⸗Ems (Aurich, Osnabrück). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverf. 1919/21 für Aurich— 
6 und des erſten Landtags 1921/24 für Aurich-Osna— 
rück. 

Mitgl. des Reichstags vom 11. Januar 1923 bis 1. November 1923. 
vember 1923. 

Geb. 13. Juli 1886 zu Mölln i. Lbg. Mittelſchulbildung. 


Buchhorn, Joſef, Schriftſteller und Berliner Vertreter des Hannover 
ſchen Kuriers, Berlin-Steglitz. Wahlkreis 3: Potsdam II (Kreiſe 
Beeskow⸗Storkow uſw, Teltow). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Geb. 8. Januar 1875 zu Köln (Rhein), evangeliſch. Voltsſchule und 
Realgymnaſium in Ruhrort, Rektoratſchule zu Straelen, Realgymnaſium 
zu Düſſeldorf, Abiturientenexamen 1895, Student der deutſchen Sprache, 
Literaturgeſchichte, Geſchichte und Kunſtgeſchichte in Bonn, Münſter 
i. W. und Tübingen. Redakteur der Düſſeldorfer Neueſten Nach⸗ 
richten, des Täglichen Anzeigers für Berg und Mark und der Elber⸗ 
felder Zeitung in Elberfeld, der Morgenpoſt und des Neuen Tagblatts 
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in Stuttgart, der Danziger Neueſten Nachrichten, der Berliner Neueſten 
Nachrichten und der Deutſchen Zeitung, Chefredakteur der Wochen 
ſchrift „der Guckkaſten“, Berliner Vertreter des Verlages W. Girardet 
in Düſſeldorf und Eſſen und ſeit 1916 des Hannoverſchen Kuriers. 
Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Romane: Die Hohenftaufen; Rehabilitiert; 
Margot Helmers — Kinderpaſtelle, ein Skizzenbuch aus dem Märchen⸗ 
land der erſten Jugendzeit — Novellen: Alt Bonna, Du traute! — 
Skizzenbücher vom Niederrhein: Luginsland und Aus einem ſtillen 
Winkel — Burſchen heraus! Bunte Bilder aus dem deutſchen Stu⸗ 
dentenleben — Gedichte: O Deutſchland, Vaterland! Deutſche Kriegs- 
und Siegeslieder auf das Jahr 1914/15. Schwarz⸗Weiß⸗Rot, Stimmen 
in die Zeit; Deutſcher Zeitſpiegel 1920. Student ſein! Lieder und 
Klänge aus Glück und Not. — Schauſpiele: Studenten (Uraufführung 
Eiſenach Februar 1918), Sehnſucht (Uraufführung Eiſenach Oktober 
1918), Der Schäfer von Jena (Uraufführung Potsdam März 1920), 
Bartholomäus Blume (Uraufführung Elbing Januar 1923), Die 
Michelstrude (Uraufführung ebenda Januar. 1924), Schill (Urauf⸗ 
führung ebenda Dezember 1924). — Politiſche Schriften: Wir vergeſſen 
zu leicht! Zeitgemäße Erinnerungen an die Franzoſentage unſerer 
Väter; Geduldig ſein, Stark ſein, Vertrauen haben! Drei Laien 
predigten an das deutſche Volk; Ich bin ein Preuße!; Zwiſchen Goethe 
nnd Scheidemann, Weimarer Eindrücke; Deutſche Jugend wach auf!; 
Dennoch! Deutſchlands Weltkriegszeit die Gewißheit ſeines Wieder⸗ 
aufftiegs; Bekenne! Ein Mahnwort an das deutſche Bürgertum; 
Politik und Preſſe; Hindenburg, der Führer in unſere Zukunft, eine 
Studie; Laßt uns vom Reiche zeugen! Worte der Erinnerung zur 50- 
Jahrfeier des Kaiſertages von Verſailles. — Alter Herr der Turner 
ſchaften Hohenſtauſia und Straßburg in Tübingen, Hanjea in Danzig 
und Weſtmark in Stuttgart. 


Bundtzen, Hans, Landwirt und Gemeindevorſteher, Langſtedt bei Egge⸗ 
bek [Krs Schleswig). Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Geb. 30. Mai 1883 zu Langſtedt (Krs e evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Kreisdeputierter (ſtellv. Landrat), Kreisausſchuß⸗ und Kreistags⸗ 
Mitgl. des Kreiſes Schleswig. 


von Campe, Rudolf, D. theol. b. c. und Dr jur., Regierungs- 
präſident a. D., Hildesheim. Landeswahlvorſchlag. Deutſche Volks- 
partei. 

Mital. des erſten Landtags 1921/4 für Hannover- Hildesheim. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von 1903 bis Mai 1917 mit Unterbrechung von 
Juni bis Sept 1906 u. der Monate September / Oktober 1916 für Hildes⸗ 
heim (St. u. L.), Peine. 

Geb. 10. Febr. 1860 zu Bückeburg (Schaumburg-Lippe), lutheriſch. 
Gymn. in Bückeburg. Studierte Jurisprudenz in Freiburg, Leipzig, 
Königsberg, Göttingen. Referendar 1882, Gerichtsaſſeſſor 1887. Ge- 
richtsaſſeſſor in Liebenburg, Göttingen, Hildesheim, 1894 Amtsrichter 
in Northeim, 1898 bis 1906 Landrichter in Hildesheim, 1906 Land- 
gerichtsdirektor, zuletzt Landgerichtspräſident. Schriftſtelleriſche Tätig⸗ 
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keit: Verfaſſer vieler Aufſätze juriſtiſchen, religiöſen, politiſchen Cha- 
rakters. Gelegentlich des Reformationsjubiläums zum 31. Okt. 1917 
von der Theologiſchen Fakultät zu Breslau zum D. theol. h. c. promo⸗ 
viert. 


Chriſtange, Wilhelm, Kaufmann, Eisleben. Wahlkreis 11: Merſe- Pl. 288 
burg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1920/21 für Merſeburg⸗ 
Erfurt und des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 29. Auguſt 1868 zu Müncheberg, Diſſident. Volksſchule. 
Tabakarbeiter, Zigarrenfabrikant. Stadtverordneter. Vorſtandsmitgl. 
des Städtetages Sachſen-Anhalt. 


Chriſtian, Georg, Landwirt, Hochſt (Main)-Unterliederbach. Wahl- Pl. 155 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden, Krs Wetzlar). 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 14. Mai 1867 zu Sulzbach [Krs Höchſt a. Main), evangeliſch. 
Volksſchule und landwirtſchaftliche Fachſchule. Stadtrat a. D. 


Frau Chriſtmann, Sofie, Barmen. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt Pl 184 
(Kreiſe Barmen uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 4. Auguſt 1883 zu Forbach (Lothr.), Diſſident. Hohere 
Töchterſchnle und Penſionat. 


Clarfeld, Fritz, Fabrikant, Hemer (Weſtf.). Wahlkreis 18: Weſt⸗ Pl. 156 
falen⸗Süd (Arnsberg). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 17. April 1886 zu Hemer (Weſtf.), ev.⸗lutheriſch. Fabrikant 
i. Ja. Clarfeld & Spriugmeyer, Neuſilberwarenfabrik. 


Gonradt, Max, Bezirksſchornſteinfegerobermeiſter, Breslau. Wahl- Pl. 100 
kreis 7: Breslau. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nov. 1918 für Steinau⸗Guhrau⸗ 
Wohlau. 

Geb. 8. März 1871 zu Dresden, evangeliſch. Volks⸗ und Realſchule. 
Mitarbeiter verſchiedener dentſchnationaler mittelſtändiſcher Blatter u. 
Zeitungen. Vorſtandsmitgl. d. Junungsausſch. Breslau. Aufſichtsrats⸗ 
vorſitz. d. »Mittelſtandsbank Liegnitzc. 2. Vorſitzender des Landesverban⸗ 
des Mittelſchleſien der deutſchnationalen Volkspartei und Vorſtandsmitgl. 
der Deutſchnationalen Volkspartei für die Stadt Breslau. Ae des 
Sachverſtändiger für den Oberlandesgerichtsbezirk Breslau. Mitgl. des 
Preuß. Landes⸗Gewerberates. 
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Cremer (Dortmund), Arnold, Dr jur., Induſtrieller, Dortmund. 
Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗-Süd (Arnsbergſ. Zentrum. 

Geb. 1. September 1875 zu Brüſſel (Belgien), katholiſch. Gymnaſium 
Brilon. Univerſitäten Bonn, Würzburg, Freiburg, Berlin, Roſtock, 
Rechts⸗ u. Staatswiſſenſchaften. Höhere Handelsſchule Dortmund. 
Lehrzeit bei der Roſtocker Bank in Roſtock. 1904 Studienreiſe Noxd- 
amerika. Teilhaber der Brauerei Thier & Co Dortmund. Stadtver— 
ordneter ſeit 1911. Vorſ. des Verbandes Dortmunder Bierbrauer. 
Geſchäftsführendes Vorſtandsmitgl. des Deutſchen Brauerbundes. Vor⸗ 
ſtandsmitgl. des Schutzverbandes der Brauereien der ehemaligen Brau- 
ſteuergemeinſchaft. Grubenvorſtandsmitgl. der Kaligewerkſchaft »Glück⸗ 
auf“ Sondershauſen. Vorſtandsmitgl. der Deutſchen Zentrumspartei, 
Berlin. 


Dallmer, Franz, Arbeiterſekretär, Königsberg (Pr.). Landeswahlvor— 
ſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. — Erſatz für Lohmann Altona). 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 7. November 1867 zu Münſter (Weſtf.), evangeliſch. Gymnaſial⸗ 
abiturium. Einige Semeſter Nationalökonomie. Früher in d. Land⸗ 
wirtſchaft hauptſächlich als Beamter tätig, dann politiſch u. in Arbeiter⸗ 
vereinen. 


Danicke, Bruno, Profeſſor, Berlin-Neuköllu. Wahlkreis 3: Pois 
dam II (Krs Beeskow Storkow uſw). Nationalſozialiſtiſche Freiheits- 
bewegung. 

Geb. 25. Februar 1875 zu Berlin, evangeliſch. Stadtverordneter in 
Berlin. 


Decker (Stettin), Adolf, Gewerkſchaftsſekretär, Stettin. Wahlkreis 6: 
Pommern. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Pommern. 

Geb. 27. September 1866 zu Neuwegersleben (Krs CEſchersleben), 
freireligibs. Volksſchule. Arbeiter, von 1902 bis 1908 Gauleiter im 
Deutſchen Transportarb.⸗Verband, Sektion der Binnenſchiffer. Vom 
1. Auguſt 1908 bis 1. April 1919 Arbeiterſekretär; von da ab Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretär. 1. Vorſitzender der Allgem. Ortskrankenkaſſe Stettin. 


Deerberg, Friedrich, Dr jur., Kammergerichtsral, Berlin. Wahl— 
kreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Cleve⸗Crefeld uſw). Deutſchnationale Volks⸗ 
partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 30. September 1876 zu Oberhauſen (Rheinland), evangeliſch. 
Gymnaſium. Studierte die Rechte an den Univerſ. Bonn, Halle, Berlin; 
18. Dezember 1898 Referendarexamen, 14. Mai 1904 große Staats- 


prüfung. 
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Dermietzel, Friedrich, Bauerngutsbeſitzer, Lunow (Krs Angermünde). 
Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 14. Mai 1873 zu Lunow (Krs Angermünde), evangeliſch, 
Volksſchule, landw. Winterſchule, längere Jahre als praktiſcher Land⸗ 
wirt tätig, Vorſitz. der Vereinigung der Waldbauvereine der Provinz 
Brandenburg, Mitgl. des Reichsausſchuſſes deutſcher Waldbeſitzer, Vor⸗ 
ſtandsmitgl. der Landwirtſchaftskammer der Provinz Brandenburg, Mitgl. 
der Forſtabteilung der Hauptlandwirtſchaftskammer, Beſitzer eines 
Bauerngutes in Lunow. 


Frau Deutſch, Thereſe, Kleinrentuerin, Königsberg (Oſtpr.). Wahl 
kreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Oſtpreußen. 

Geb. 11. Mai 1870 zu Pilzen ([Krs Pr.⸗Eylau), evangeliſch. Höhere 
Töchterſchule (Privatunterricht). Bis zum Jahre 1907 auf dem Lande 
lätig. Vom Jahre 1907 bis 1918 Inhaberin eines Schülerinnenpenſio 
nats. Von 1918 in der Politik und von 1921 bis 1924 im Landlag 
Mitgl. des Eingaben- u. des bevölkerungspolitiſchen Ausſchuſſes. 


Diel, Jacob, Weingutsbeſitzer, Burg-Layen bei Bingerbrück (Poſt 
Riüümmelsheim). Wahlkreis 21: Coblenz-Trier. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 8. Dezember 1886 in Burg⸗Layen ([Krs Kreuznach), katholiſch. 
Wegen Todes des Vaters Beſuch höherer Schule abgebrochen, Eintritt in 
elterlichen Betrieb (Land- u. Weingut, Weinberſandgeſchäft). mii 
17 Jahren Übernahme desſelben. 1914 bis 1918 Heeresdienſt. Nach 
dem Krieg Eintritt ins öffentliche Leben. Trierer Bauernverein, Mitgl. 
des Vorſtandes, Bezirksvorſ. im Reg.-Bez. Coblenz. Kreistag. 


Dietrich, Emil, Lehrer, Halle (Saale). Wahlkreis 12: Erfurt 
Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Merſeburg 
Erfurt und des erſten Landtags 1921/24 für Erfurt. 
Geb. 24. Juli 1876 zu Kallmerode (Krs Worbis), katholiſch. Volks- 
ſchule. Präparandenanſt. u. Lehrerſem. Heiligenſtadt von 1891 bis 1896; 
1896 Lehrer in Pößneck, 1897 in Worbis, 1897 bis 1900 Präparanden⸗ 
anſt. Heiligenſtadt, ſeit 1900 in Halle (Saale). Univerſität Halle (als 
Hörer). Vorſtandsmitgl. des Prov.⸗Ausſch. der Zentrumspartei der 
Prov. Sachſen, Vorſ. des Wahlkreisausſch. der Zentrumspartei im 
Wahlkreis Merſeburg; Mitgl. des Geſamtvorſtandes des Volksvereins 
f. d. k. D. u. des Landesausſchuſſes Preußen der kath. Schulorga⸗ 
niſation; Generalſekretär der Zentrumspartei der Prov. Sachſen u. 
Thüringen. 


von Ditfurth, Wilhelm, Oberſtleutnant a. D. und Rittergutsbeſitzer, 
Rittergut Lemmie b. Weetzen (Hannover). Wahlkreis 16: Süd⸗Hanno⸗ 
ber (Hannover, Hildesheim). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 7. Auguſt 1874 zu Minden (Weftf.), evangeliſch. Gymnaſium u. 
Kadettenkorps. 1894 Leutnant im 7. Jägerbataillon, ſpäter Garde⸗ 


240 


Su 
Ar 


Pl. 200 


Pl. 154 


Pl. 297 


min 


8 
7.8 


Pl. 2507 


Pl. 355 


pl. 57 


Pl. 67 


Pl. 274 


Pl. 436 


Lebensbeſchreibungen 


ſchützenbataillon, 1905 bis 1907 Kriegsakademie, 1908 bis 1913 General- 
ſtab. Bei Ausbruch des Krieges Hauptmann u. Kompaniechef im In⸗ 
ſanterie⸗Reg. 144 in Metz, ſodann im Truppen⸗Generalſtab an der 
Weſtfront, zuletzt Chef des Generalſtabes eines Armeekorps. 1919 aus 
der Armee ausgeſchieden u. Landwirt geworden. Orden »Pour le 
mérite“. Bereiſte 1913 und 1924 Südweſt⸗Afrika, Süd -Afrika und 
Oſt⸗Afrika. 


Doh Bielefeld), Fritz, Rektor, Bielefeld. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord 
e Minden, Krs Grafſchaft Schaumburg). Sozialdemokratiſche 
Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 30. Mai 1924 an für Weſt⸗ 
falen-Nord. 

Geb. 25. Januar 1891 zu Bielefeld, evangeliſch. Volksſchule 1905. 
Kaufmann 1909. Lehrer 1913. Rektor 1923. Stadtverordneter ſeit 1919. 


Dolezych, Max, Dr jur., Handwerkskammerſyndikus, Frankfurt a. O. 
Wablkreis 5: Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Geb. 2. Juli 1877 zu Rosdzin (Krs Kattowitz), katholiſch. Huma⸗ 
niſtiſches Gymnaſ., juriſtiſches und volkswirtſchaftliches Studium, Refe⸗ 
rendar. Seit 1. April 1904 Syndikus der Handwerkskammer Frank— 
furt a. O. 


Frau Dönhoff, Martha, Soeſt. Landeswahlvorſchlag. Deutſche Demo⸗ 
kratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Arnsberg 
und des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 21. Januar 1875 zu Witten, evangeliſch. Volksſchule und hoh. 
Mädchenſchule. Vorſitz. des Rheiniſch⸗weſtf. Frauenverbandes. 


Dörr, Max, Redakteur, Berlin. Wahlkreis 3: Potsdam II (Kreije 


Beeskow⸗ Storkow fin). Kommuniſtiſche Partei. 


Geb. 31. Auguſt 1886 zu Berlin. Diſſident. Stadtverordneter in 
Berlin. 


Dreſcher, Reinhold. Bezirksſekretär, Halle (Saale). Wahlkreis 11: 
Merſeburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 13. März 1874 zu Södrich (Mrs Hirſchberg, Schleſ.), Diſſident. 
Volksſchule, Fortbildungsſchule. Früher Former, Berichterſtatter und 
Redakteur, jetzt Bezirksſekretär. 


Drewitz, Hermann, Bäckermeiſter, Berlin-Wilmersdorf. Landeswahl⸗ 
vorſchlag. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. 

Milgk. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam 11 (Kreiſe Beeskow⸗ 
Storkow uſw). Mitgl. des Reichstags ſeit Dezember 1924. 

Geb. 18. September 1887 zu Coswig (Anhalt), evangeliſch. Vorſ. der 
Wirtſchaftspartei. . 
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Drügemüller, Willy, Geſchäftsführer, Beeskow (Mark). Wahlkreis 3: 
Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom Februar 1924 an für Pots⸗ 
dam II. 

Geb. 18. Mai 1891 zu Berlin, koufeſſionslos. Volksſchule, erlernte das 
Maurerhandwerk, Baufachſchule, Bautechniker. Tätig in Belgien, Oſter⸗ 
reich, Ungarn, Dalmatien, Schweiz u. Rumänien. Stadtverordneter in 
Beeskow u. Ratsherr, Mitgl. des Kreisausſchuſſes u. Provinzialland⸗ 
tages. Z. Zt erſter Vorſ. der Baugewerkſchaft Berlin des Deutſchen 
Baugewerksbundes. 


Eberle (Gorlitz), Hugo, Parteiſekretär, Görlitz. Wahlkreis 8: 
Liegnitz. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/4 für Liegnitz. 

Geb. 26. Dezember 1870 zu Nordhauſen (Harz), Diſſident. Kath. 
Volksſchule. Zuerſt Tabakarbeiter, von 1905 bis 1912 Sekretär im 
Deutſchen Tabakarb.⸗Verband (Sitz Bremen), ſeit 1912 Bezirkspartei⸗ 
ſekretär der Soziald. Partei für den Bezirk Niederſchleſien. 


Eberlein, Hugo. Zeichner, Berlin-Mariendorf. Landeswahlvorſchlag. 
Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 4. Mai 1887 zu Saalfeld (Thüringen), konfeſſionslos. Volks⸗ 
ſchule, vier Jahre Berufslehre. 


Ebersbach, Emil, Eiſenbahnſekretär, Berlin-Pankow. Wahlkreis 4: 
Potsdam I (Kreiſe Angermünde uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb. 5. April 1880 zu Berlin, evangeliſch. Volksſchule. Mitarbeiter 
der Beamtengewerkſchafts⸗ ſowie der Tagespreſſe. Mitarbeiter des 
»Deutſchen Beamten⸗Archivsc. Vorſ. des Fachverbandes der Eiſenb.⸗ 
Sekretäre, -Affiftenten u. Anwärter; Vorſtandsmitgl. und Mitgl. des 
Verwaltungsausſchuſſes der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner, Berlin; 
Vorſitzender des Vaterländiſchen Bauvereins in Berlin. 


Effert, Johann, Gewerkſchaftsbeamter, Betzdorf (Sieg). Wahlkreis 17: 
Weſtfalen-Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaumburg). 
Jentrum. 

Geb. 4. Juni 1863 zu Breitſcheid bei Waldbreitbach, katholiſch. Be⸗ 
ſuchte von 1868 bis 1877 die Volksſchule, wurde bis 1880 Fuhrmann, 
ging dann zum Erzbergbau und 1883 nach dem Ruhrrevier zum Stein⸗ 
F Im Gewerkverein chriſtl. Bergarbeiter ſeit 1896, wurde 
1899 Angeſtellter des gen. Vereins. Hauptvorſtandsmitgl. 1902, Mitgl. 
des Vorl. Reichswirtſchaftsrats, des Provinziallandtags für die Rhein⸗ 
propinz, des Bezirksausſchuſſes für den Regierungsbezirk Koblenz, des 
Kreistages für den Kreis Altenkirchen (Weſterwald) ſowie verſchiedener 
wirtſchaftlicher Körperſchaften. 
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Frau Ege, Lina, Frankfurt (Main). Wahlkreis 19: Heſſen-Naſſau 
(Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlarſ. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1921 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 20. Jannar 1879 zu Schlebuſch b. Köln (Rhein). Volksſchule. 
Beſuchte verſchiedene Kurſe in der Wohnungs- u. Kinderpflege. Einige 
Jahre in der Fürſorge als Ermittlerin tätig. Schriftſtelleriſche Tätig⸗ 
keit: Beſprechung des Hebammengeſetzes, Krüppelgeſetzes, von Arbeiler— 
wohlfahrtsfragen. Armenpflegerin von 1912 bis 1924. 


Eichhoff, Franz, Landgerichtsdirektor, Caſſel. Wahlkreis 21: Coblenz 
Trier. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 16. Juli 1875 in Sayn (Landkrs Coblenz), evangeliſch. Gymna 
ſium. Studium der Rechte in Lauſanne, München u. Bonn, 9. Dezember 
1897 Referendar, 19. Juli 1902 Gerichtsaſſeſſor, 1. Oktober 1907 Amts 
richter in Selters (Weſterwald), 1. Oktober 1913 Landrichter, Dezember 
1917 Landgerichtsrat in Neuwied, 1921 Landgerichtsdirektor in Düſſel 
dorf, ſeit 1. Oktober 1924 in Caſſel. 


Frau Eickelbbom, Sibylla, Jugendpflegerin des Zentralverbandes 
katholiſcher Jungfrauenvereinigungen Deutſchlands, Bochum. Wahl, 
kreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 26. Auguſt 1884 zu M. Gladbach (Rheinland), kacholiſch. 
Lyzeum und Handelsſchule. Kaufm. Tätigkeit, Lehrerinnenexamen. 
Lehrerin der Hauswirtſchaft, Städt. Wohlfahrtspflegerin, Bibliothekarin, 
Redaktionsmikarbeiterin. Staatl. anerkannte Jugendpflegerin. 


Eismann, Adam, Dre theol., Pfarrer z. D., Betzdorf (Sieg). Wahl, 
kreis 21: Coblenz-Trier. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 13. Auguſt 1872 zu Planig (Rheinheſſen), katholiſch. Volks 
ſchule, Progymnaf., Gymnaſ., Univerſ. Innsbruck, Prieſterſeminar Trier. 
Seelſorge. Schriftſtelleriſche Tätigkeit für Tageszeitungen. 


Elsner, Heinrich, Hauptlehrer in Hausdorf. Volpersdorf [Krs Neu 
rode). Wahlkreis 7: Breslau. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 23. November 1916 bis 15. November 1918 
für Neurode⸗Glatz⸗Habelſchwerdt. 

Geb. 18. Juli 1867 zu Niederſteine, katholiſch. Kath. Volksſchule. 
Präparandenanſtalt Landeck, Lehrerſem. Habelſchwerdt. Beſitzt eigene 
Landwirtſchaft in Volpersdorf [K rs Neurode). Mitgl. des kath. Kirchen⸗ 
vorſtandes, Brandmeiſter der Freiw. Feuerwehr. Aufſichtsratsmitgl. 
der Provinzial⸗Genoſſenſchaftsk. für Schleſien. Vorſtandsmitgl. der 
landwirtſchaftl. Berufsorganiſation für die Grafſchaft Glatz u. des 
kath. Lehrervereins im Eulengebirge. 
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Lebensbeſchreibungen 


Eppſtein, Eugen, Eſſen (Ruhr). Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe 
Barmen [St.], Düſſeldorf [St. u. L.] uſw). Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 25. Juni 1878 zu Simmern. 


von Eynern, Hans, Oberverwaltungsgerichtsrat a. D., Berlin. Wahl⸗ 
kreis 10: Magdeburg. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Geb. 10. Oktober 1874 zu Barmen, evangeliſch. Gymnaſium in 
Barmen, Abiturientenzeugnis, Univerſ. Lauſanne, Heidelberg, Berlin. 
Referendar⸗, Verwaltungsaſſeſſor⸗Examen. Von 1909 bis 1914 Landrat 
des Landkreiſes Eſſen, dann Vortragender Rat im Miniſterium des 
Innern, zuletzt Oberverwaltungsgerichtsrat, z. Zt außer Dienſt. Schrift⸗ 
ſtelleriſche Tätigkeit: »Zur Reichseinkommenſteuer« (Staatspolitiſcher 
Verlag Berlin 1919). Stadtverordneter. 


D 


Faber, Emil, Schuhmachermeiſter, Frankfurt a. O. Wahlkreis 5: 
Frankfurt a. O. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Mitgl. d. Reichst. von 1910 bis 1911. 

Geb. 27. Juni 1861 zu Cüſtrin, evangeliſch. Volksſchule. Stadt⸗ 
verordneter. E 


Falk, Bernhard, Rechtsanwalt, Juſtizrat, Köln. Landeswahlvorſchlag. 


Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Stellvertr. Mitgl. des Staatsrats von 1921 bis Dezember 1924. 

Geb. 26. März 1867 zu Bergheim an der Erft, jüdiſch. Apoſtelgym⸗ 
naſium Köln, Univerſitaten Bonn und München. Stadtverordneter 
Köln ſeit 1908, Mitgl. des Rhein. Provinziallandtags ſeit 1920. Mitgl. 
des Vorſtandes des preuß. Städtetages, bis 1915 Mitgl. des Zentral⸗ 
vorſtandes der nat.⸗lib. Partei, ſeit 1915 Mitgl. des Vorſtandes der“ 
D. D. P., Vorſ. des Rhein. Provinzialverbandes der D. D. P., Kriegs⸗ 
teilnehmer, bayr. Hauptmann der L. I a. D. 


Faßbender, Martin, Dr, Geheimer Regierungsrat, Profeſſor, Berlin⸗ 
Südende. Wahlkreis 2: Berlin. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/4 für Berlin. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 20. Nov. 1903 bis 15. November 1918 für Bonn 
[St. u. L.]-Rheinbach. 

Mitgl. d. Reichst. von 1907 bis 1918. 

Geb. 24. März 1856 zu Steinebrück (Bürgermeiſterei Overath, Reg.⸗ 
Bez. Köln a. Rhein), römiſch⸗katholiſch. Volksſchule, Gymn. Coblenz, 
Univerf. Bonn und landw. Akademie Bonn-Poppelsdorf. Er arbeitete 
ſich nach der Studienzeit unter Raiffeiſens perſonlicher Anleitung in das 
Genoſſenſchaftsweſen ein und wurde dann ſtellv. Anwalt des Verbandes 
ländl. Geuoſſenſchaften für Deutſchland. 1883 bis 1890 Generalſekretär 
des Weſtfäl. Bauernvereins, ſpäter zweiter Direktor der Aftiengejell- 
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ſchaft „Landw. Zentraldarlehnskaſſe für Deutſchland« in Neuwied und 
Verbandsdirektor des Rheiniſchen Genoſſenſchaftsverbandes in Köln 
(Rhein). Vom Jahre 1899 an hielt er Vorleſungen an der Landw. Hoch⸗ 
ſchule in Bonn⸗ Poppelsdorf und von 1906 bis 1915 über Genoſſen 
ſchaftsweſen, Handelskunde, Bank⸗ und Börſenweſen, Wohlfahrtspflege 
an der Landw. Hochſchule in Berlin. Selbſtändige Schriften und zahl 
reiche Aufſätze in Zeitſchriften und Zeitungen über Weltanſchauungs 
fragen philoſophiſchen und theologiſchen Inhalts ſowie über Gegen- 
ſtände aus den Gebieten: Politik, insb. Agrarpolitik, Genoſſenſchafts⸗ 
weſen, Wohlfahrtspflege, Caritas, Bevölkerungspolitik. Komtur des 
papſtlichen Gregorius-Ordens mit dem Stern, Luxemburgiſcher Orden 
der Eichenkrone, Sſterreichiſcher Orden der eiſernen Krone III. KI., 
Preußiſcher Roter Adlerorden IV. Kl., Preußiſcher Kronenorden III. sl., 
Rote⸗Kreuz⸗Medaille III. und II. KI., Eiſernes Kreuz II. Kl., und Sſter 
reichiſches Ehrenzeichen vom Roten Kreuz mit der Kriegsdekora⸗ 
tion II. Kl. Schriften: Laienapoſtolat und Volkspflege auf Grundlage 
der chriſtlichen Caritas (Caritasverband Freiburg); Ernährung des 
Meuſchen in ihrer Bedeutung für Wohlfahrt und Kultur (Heymann, 
Berlin); Anleitung zur Genoſſenſchaftsgruündung (Theiſſing, Münſter 
[Weſt.]; Raiffeiſen in feinem Leben, Denken und Wirken (Parey, 
Berlin); Erziehungsbuch »Wollen eine Königliche Kunſt« (Herder, Frei⸗ 
burg); Sammelwerk über Bevölkerungspolitik »Des deutſchen Volkes 
Wille zum Leben« (Herder, Freiburg); Katholifcher Salutismus (Jo⸗ 
hannesverlag in Leutesdorf am Rhein); Hilfsdienſt in der Seelſorge 
»Auf Franziskus Spuren« lerſcheint demnächſt bei Herder, Freiburg). 


Ferl, Guſtav, Bezirksparteiſekretär, Magdeburg. Wahlkreis 10: Mag— 
deburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Geb. 23. Dezember 1890 zu Groß⸗Ottersleben, Diſſident. Volks 
ſchule. Tiſchler. Seit 1919 Angeſtellter der S. P. D. Kreistagsabg. 
und Kreisausſchußmitgl. Wanzleben. Seit 1905 in Arbeiterſportbe⸗ 
wegung tätig. Vorſtandsmitgl. des Landes⸗Sportkartells Sachſen 
Anhalt. 


Fink, Joſeph, Schreinermeiſter u. Stadtrat, Wiesbaden. Wahl⸗ 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden, Krs Wetzlar). 
Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 27. Januar 1868 zu Niederheimbach (Rhein), katholiſch. Vom 
Jahre 1900 bis 1919 Mitgl. der Stadtverordnetenverſ. u. von da ab 
unbeſoldetes Mitgl. des Magiſtrats. 


Fladung, Hans, Monteur, Stettin. Wahlkreis 6: Pommern. Kommu 
niſtiſche Partei. . 
Geb. 12. Februar 1898 zu Frankfurt (Main), religionslos. 


Flieg, Leopold, Schriftſteller, Berlin⸗Tempelhof. Wahlkreis 18: Weſt⸗ 
falen⸗Süd (Arnsberg). Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 5. November 1893 zu Berlin, religionslos. 
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Flögel, Heinrich, Landwirt, Hofbeſitzer, Dinklar. Wahlkreis 16: 3 
Suͤd⸗Hannober (Hannover, Hildesheim). Deutſch-Hannoverſche Partei. pl. 399 
Geb. 2. März 1870 zu Dinklar (Kr3 Marienburg i. H.), katholiſch. 
Realgymnaſium, prakt. Landwirt, eigener Beſitz, groß⸗bäuerlich, Vor]. 
des Kreiswirtſchaftsverbandes Marienburg, der Kreiskrankenkaſſe da⸗ 
ſelbſt, der Zuckerfabrik Dinklar. 2. Vorſ. des Landwirtſchaftsvereins 
Steuerwald⸗Marienburg. Mitgl. der Landwirtſchaftskammer Hannover, 
des Bezirksausſchuſſes Hildesheim, des Aufſichtsrats der Landesge⸗ 
noſſenſchaftsbank Hannover. 


Franz, Julius, Gewerkſchaftsſekretär, Bezirksleiter des Verbandes Pl. 352 
der Bergarbeiter Deutſchlands, Zaborze Hindenburg (Oberſchl.). Wahl⸗ 
kreis 9: Oppeln. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Oberſchleſien (Oppeln). 

Geb. 4. November 1881 zu Rackſchütz (rs Neumarkt, Schleſ.), 
konfeſſionslos. Volksſchule. Vom 14. bis 18. Jahre landwirdſchaftl. 
Arbeiter, dann Bergmann. Von 1909 bis 1912 Lokalangeſtellter des 
Bergarbeiterverbandes, von 1912 bis 1918 Redakteur an politiſcher 
Tageszeitung in Waldenburg. 


Fries (Köln), Philipp, Schneider, Köln (Rhein). Wahlkreis 20: Köln- 88 
Aachen. Sozialdemokratiſche Partei. Pl. 
Mitgl. des Reichstags vom 6. Juni 1920 bis 13. März 1924. 
Geb. 9. Auguſt 1882 zu Roggendorf (Krs Schleiden, Rheinland), Diſſi⸗ 
dent. Volksſchulbeſuch v. 1888 bis 1896. Stadtverordneter in Köln 1919 
bis 1921 u. ſeit 5. Mai 1924. 


Fries (Siegen), Fritz, Betriebsleiter, Siegen (Weſtf.), Wahlkreis 18: Pl. 342 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. am 8. März 1887 zu Siegen (Weſtf.), evangeliſch. Mitgl. des 
Bundes religiöſer Sozialiſten. Volksſchule. Beſuch beſonderer techniſcher 
Kurſe (Fachſchule und Privat). Erlernte vier Jahre das Vorzeichner⸗ 
handwerk in Eiſen⸗, Blech⸗ und Wellblechkonſtruktionen. War von 1905 
bis 1911 als ſelbſtändiger Vorzeichner und Monteur, von 1911 bis 1914 
als Werkmeiſter und von 1914 bis einſchl. 1919 als Betriebsleiter im 
Bau von Bergwerks- und Hüttenanlagen ſowie ſonſtigen Apparaten⸗ 
und Konſtruktionsbauten in der Induſtrie tätig. Von 1920 bis 1923 
als Geſchäftsleiter des Deutſchen Werkmeiſter⸗Verbandes angeſtellt. War 
Kriegsteilnehmer. Stadtverordneter. 


Fritſch, Otto, Gewerkſchaftsbeamter, Bezirksleiter d. deutſchen Textil- TI IN 
arb.⸗Verbandes, Liegnitz [Schleſ.). Wahlkreis 8: Liegnitz. Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919 1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Liegnitz. 
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Geb. 7. Auguſt 1870 zu Eckardtsberga (Reg.⸗Bez. Merſeburg), 
Diſſident. Volksſchule. Von Beruf Textilarbeiter, ſeit 1904 Bezirks⸗ 
leiter d. deutſchen Textilarbeiter⸗Verb. f. d. Prov. Schleſien. Stadt⸗ 
verordneter in Liegnitz ſeit 1911, Mitgl. mehrerer örtlicher Ausſchüſſe. 


Mitgl. des Kuratoriums des Forſchungsinſtituts Sorau. 


Fuchs (Breslau), Richard, Paſtor primarius an St. Eliſabeth, 
Breslau, Mitgl. des Stedtkonſiſtoriums, Breslau. Wahlkreis 7: Breslau. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 22. Jannar 1865 zu Breslau, evangeliſch. Abiturium des Fried⸗ 
richs-Gymnaſiums in Breslau; ſtudierte Theologie u. Philoſophie in 
Breslau, Berlin u. Baſel. Seit 1891 Paſtor an der Eliſabethkirche in 
Breslau. 31 Jahre Herausgeber des kirchlichen Wochenblattes »Schle⸗ 
ſiſcher Jamilien-Bote«. Mitherausgeber der Bohnſtedtſchen Religions- 
lehrbücher. Verfaſſer einer »Allgemeinen Muſikgeſchichtes u. mehrerer 
Erzählungen auf Grund von Reiſen in der Schweiz, Italien, England, 
Schottland, Braſilien u. Argentinien. 


Garnich (Berlin), Hugo, Geheimer und Oberregierungsrat, Berlin- 
Schöneberg. Wahlkreis 2: Berlin. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. Dritter Vizepräſident des erſten Land⸗ 
tags (1921/24) und des zweiten Landtags. 

Geb. 6. Mai 1874 zu Arona (Oberitalien), evangeliſch. Realgymnaſ. 
in Lippſtadt. Techniſche Hochſchule Berlin (Maſchinenbaufach). Re⸗ 
gierungsbaumeiſter b. d. Eiſenbahndirektionen Altona u. Berlin ſowie 
beim Eiſenbahn-Zentralamt. Geheimer und Oberregierungsrat und 
Mitglied d. Patentamts. Rittmeiſter der L. Kav. a. D. Während des 
Krieges bei dem Generalgonvernement in Belgien u. als Sektionschef 
im Kriegspreſſeamt Berlin tätig. Mitarbeiter verſchiedener techniſcher 
Zeitſchriften. 


Graf von Garnier, Hubertus, Land- und Forſtwirt, Majoratsherr, 
Major a. D., Landesälteſter, Turawa [Krs Oppeln). Wahlkreis 9: 
Oppeln. Deutſchnationale Volkspartei. i 

(heb. 25. November 1874 zu Turawa bei Oppeln, Proteſtant. 


Gaſt, Hubert, Ingenieur, Oberbahnmeiſter, Berlin⸗Schöneberg. 
Landeswahlvorſchlag. Zentrum. 

Geb. 20. November 1887 zu Langerwehe (Düren, Ahld.), katholiſch. 
Volksſchulbildung. Von 1901 bis 1906 Ausbildung im Kommunal- und 
Verwaltungsdienſt; von 1906 bis 1908 Praxis im ſtädtiſchen Tieſbau 
und Straßenbahnbau; von 1908 bis 1911 Beſuch der jtaatlihen Bau⸗ 
gewerkſchule in Aachen; ſeit 1911 Eiſenbahnbeamter und ſeit 1912 im 
techniſchen Bahnbau- und Unterhaltungsdienſt. Geſchäftsführer des 
Verbandes deutſcher Bahnmeiſter und Ingenieure. 
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Lebensbeſchreibungen 


Gaudig (Neukölln), Johannes, Sindienrat i. R., Dipl.-Ing., Berlin- 
Neukölln. Wahlkreis 3: Potsdam II (Kr3 Beeskow⸗Storkow uſw). 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 6. November 1870 zu Zwinge (Krs Worbis), evangeliſch. Be⸗ 
ſuchte bis zum 14. Lebensjahre die Dorfſchule in Großwerther, dann 
das Gymnaſium in Nordhauſen bis zum Abiturientenexamen, ſtudierte 
dann das Ingenieurbaufach an der Techniſchen Hochſchule zu Berlin, 
war mehrere Jahre als Ingenieur tätig, trat Oktober 1904 in den 
Preußiſchen Baugewerkſchuldienſt ein, wurde hier Oberlehrer u. ließ 
ſich als Studienrat Oktober 1921 in den Ruheſtand verſetzen. Vertritt 
jetzt mehrere induſtrielle Werke. 


Gaudlitz [Bunzlau), Emil, Geſchäftsführer, Bunzlau (Schleſ.). Wahl⸗ 
kreis 8: Liegnitz. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 1. Juli 1924 an für Liegnitz. 

Geb. 13. März 1891 zu Friedrichshagen [Krs Nieder-Barnim), evan⸗ 
geliſch. Seit Fruhjahr 1919 Stadtrat, 1919 bis 1921 Kreistagsabg., 
Kreisausſchußmitgl., Kreisdeputierter, die gleiche Zeit Stadtverord⸗ 
neter, 1918 bis 1923 Geſchäftsführer vom Metallarb.⸗Verband, ſeit 1920 
Ausſchußvorſ. der Allgem. Ortskrankenkaſſe, Mitgl. des Verwaltungs 
rates der Stadtbank, ſtellv. Vorſ. des Verwaltungsausſchuſſes des Ar⸗ 
beitsnachweiſes, Vorſtandsmitgl. der Volkshausgenoſſenſchaft Bunzlan. 


Gauger, Wilhelm, Landwirt, Beelitz (Mark). Wahlkreis 4: Potsdam I 
(rs Angermünde uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 26. November 1872 zu Beelitz [Mark), evangeliſch. Beſuchte 
einige Jahre die höhere Bürgerſchule in Potsdam, ſonſt Volksſchulbildung. 
Wurde dann Landwirt, betrieb neben der Ackerwirtſchaft in größerem 
Maße Spargelbau und eine größere Erwerbsbienenzucht. Betätigte ſich 
ſtark beim Aufbau des Landbundes, 3. Zt zweiter Vorſ. d. branden⸗ 
burgiſchen Landbundes. 


Gehrmann (Harburg), Carl, Parteiſekretär, Harburg (Elbe). Wahl⸗ 
kreis 15: Oſt⸗Hannover (Stade, Lüneburg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſt⸗Haunover. 

Geb. 28. April 1876 zu Elbing (Oſtpreußen), religionslos. Gelernter 
Tiſchler. Seit 1910 Parteiſekretär. Von 1919 bis 1924 Bürgervorſteher, 
von 1920 bis 1924 Senator der Stadt Harburg (Elbe). 


Gehrmann (Rathenow), Karl, Parteiſekretär, Rathenow a. H. Wahl⸗ 
kreis 4: Potsdam T (Kreiſe Angermünde uſw). Kommuniſtiſche Partei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam 1. 
Geb. 30. April 1884 zu Fercheſar bei Rathenow, konfeſſionslos. Volks. 
ſchulbildung. Hornarbeiter, jetzt Parteiſekretär. 


von Gersdorff, Wolf, I)., Regierungspräſident a. D., Berlin⸗Wilmers⸗ 
dorf. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 9. September 1867 zu Potsdam, evangeliſch. Beſuchte bis Oſtern 
1885 das Gymnaſium in Dresden. Studierte an den Univerſitäten zu 
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Lauſanne, Leipzig und Berlin. 1888 Gerichtsreferendar. Diente 1888/89 
bei dem Ulanen⸗Regiment Nr 3 in Fürſtenwalde, dem er bis 1919 als 
Reſerveofſizier angehörte. Regierungsreferendar in Magdeburg. 189 
Regierungsaſſeſſor. Für 6 Monate zum Studium von Finanz-, Bank⸗ 
und Währungsfragen in einem Berliner Bankhauſe beurlaubt. 1895 
mit der Verwaltung des Kreiſes Arnswalde beauftragt; Landrat bis 
1905. Vortragender Rat, Geh. Reg. Rat, dann Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rat im 
Miniſterium des Innern. Mitgl. des Gerichtshofs zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte. 1910 bis 1922 Regierungspräſ. in Merſeburg. 1922 
wegen feiner deutſchnationalen Geſinnung in den Ruheſtand verſetzt. 
Offentlich⸗rechtlicher Berater des deutſchen Braunkohlen⸗Induſtrie⸗Ver⸗ 
eins. — Wiederholter längerer Aufenthalt in England, Schottland, 
Belgien, Frankreich und Italfen zu Studienzwecken. — Während längerer 
Zeit Mitgl. der brandenburgiſchen u. ſächſiſchen Provinzialſynode; Mitgl. 
der deutſchen evangeliſchen Kirchentage in Dresden und Stuttgart. 
D. h. e. der Univerſität Halle⸗Wittenberg. 


Frau Gieſe, Eliſabeth, Oberſchullehrerin, Bottrop (Weſtf.). Wahl⸗ 
kreis 17: Weſtfalen⸗Nord (Reg.⸗Bez. Münſter, Minden uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1921 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Münſter⸗Minden uſw. 

Geb. 30. April 1884 zu Borbeck (Krs Eſſen), katholiſch. Volksſchule, 
höhere Mädchenſchule zu Borbeck, Oberlyzeum zu Aachen. 1905 bis 
1906 Lehrerin am Lyzeum der Schweſtern v. arm. Kinde Jeſus zu 
Düſſeldorf. 1906 bis 1908 Lehrerin am Lehrerinnen⸗Seminar zu 
Vallendar. Seit 1908 ordentliche Lehrerin am Lyzeum zu Bottrop. 
Stadtverordnete, Mitgl. der Armenverwaltung, des ſozialen Ausſchuſſes, 
des Lyzealkuratoriums zu Bottrop. 1914 bis 1919 Vorſ. des Vereins 
kaufm. Gehilfinnen u. Beamtinnen zu Borbeck; ſeit 1917 Vorſ. des 
Kathol. Frauenbundes zu Bottrop. 


Gieſeler, Rudolf, Staatlicher Forſtmeiſter, Taberbrück bei Locken 
(Oſtpr.). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Nationalſozialiſtiſche Freiheits⸗ 
bewegung. 

Geb. 29. September 1873 zu Weenzen, evangeliſch. Während des 
Krieges Kommandeur des I. Bat. L. J. R. 61, nach dem Kriege vom 
Zuſammenbruch bis zum 15. September 1919 Kommandeur des Frei⸗ 
korps Gieſeler. 


1 Hermann, Landgerichtsdirektor, Oppeln. Wahlkreis 9: Oppeln 
Zentrum. 
Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1921 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Oberſchleſien (Oppeln). - 
Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis 15. November 1918 fur 
Kattowitz [L.]⸗Hindenburg. N 
Geb. 4. Juli 1873 zu Priebus (K rs Sagan), katholiſch. Elementar- 
ſchule Priedus, Gymnaſ. Bunzlau und Sorau N.-2. Rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Studien in Leipzig, Berlin, München u. Breslau. Mar 
1894 Referendar, März 1899 Gerichtsaſſeſſor, ſeit 1. März 1901 Amts- 
richter in Myslowitz, ſeit 30. Mai 1913 Amtsgerichtsrat, von März 1915 
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bis 1. April 1918 Aufſichtsrichter des Kaiſerl. Deutſch. Bezirksgerichts in 
Bendzin (Polen), von Mai bis 9. November 1918 Erſter Staatsanwalt 
bei dem Kaiſerl. Deutſch. Bezirksgericht Charleroi (Belgien), ſeit 14. Juli 
1921 Landgerichtsdirektor in Oppeln. 


Golke, Artur, Dreher, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Kommuniſtiſche 38 
Partei. Pl. 130 
Geb. 14. Oktober 1886 zu Danzig, konfeſſionslos. 


Goll, Emil, Gaſtwirt, Frankfurt (Main). Wahlkreis 19: Hefjen- Pl. 138 
Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Deutſche Demo⸗ 
kratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1921 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 5. Dezember 1865 zu Frankfurt (Main), katholiſch. Höhere 
Bürgerſchule. Gaſtwirt. Zur Ausbildung im Beruf von 1883 bis 1885 
in Frankreich. Stadtverordneter ſeit 1902. 


er (Berlin), Adolf, Rektor, Berlin. Wahlkreis 8: Liegnitz. Pl. 143 
entrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1921 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

Geb. 7. Dezember 1872 zu Landeck (Krs Habelſchwerdt), katholiſch. 
Volksſchule Landeck. Präparandenanſtalt Londeck 1888 bis 1890, Seminar 
Habelſchwerdt 1890 bis 1893. 1893 bis 1898 Lehrer in Krelkau. Seit 
1898 Lehrer, ſeit 1910 Rektor einer Gemeindeſchule in Berlin. Seit 
1899 in der Lehrervereinsarbeit tätig; Vorſ. des kath. Lehrerverbandes, 
Abtlg Preußen. 


Graef (Anklam), Walther, Buchdruckereibeſitzer und Zeitungsverleger, Pl 95 
Anklam. Wahlkreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Pommern. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Juni 1913 bis 15. November 1918 für An⸗ 
klam⸗Demmin-Uſedom⸗Wollin⸗Ueckermünde. 

Geb. 27. Juli 1875 zu Bertikow (Krs Angermünde), evangeliſch. 
Gymnaſ. in Prenzlau 1885 bis 1893. Lernte 1893 bis 1895 in einer 
Stettiner Großhandlung Kaufmann, ſtudierte 1895 bis 1899 in Berlin 
und Heidelberg Staatswiſſenſchaften, war 1899 bis 1909 Schriftleiter 
bzw. Druckereileiter in Hamburg, Prenzlau u. Anklam, ſeit 1910 Buch- 
druckereibeſitzer u. Zeitungsverleger in Anklam. Major d. Reſ. a. D. 


Graß (Coblenz), Fritz, Dr, Direktor, Coblenz. Wahlkreis 19: Heſſen⸗ 
Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Zentrum. Pl. 405 

Geb. 14. Mai 1891 zu Eupen, katholiſch. Gymnaſium Eupen, Real- 
aymnaſium Aachen. Univerſität Bonn u. Köln. Promotion Bonn phil. 
Jakultät. 1914 bis 1919 Teilnahme am Kriege. 1920 Generalſekretär 
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des kurheſſiſchen Bauernvereins Fulda. 1921 bis 1924 Mitgl. des 
Provinziallandtags der Provinz Heſſen-Naſſau. Von 1922 ab Direktor 
der Geſamtorganiſation des Mittelrheiniſch⸗Nauſſauiſchen Bauern- 
vereins. 


Graue, Dietrich, Pfarrer an St Marien in Berlin. Wahlkreis 2: 
Berlin. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von 1913 bis November 1918 für Weſthavelland, 
Brandenburg-Stadt, Zauch-Belzig. 

Geb. 29. September 1866 zu Kirchhuchting bei Bremen, evangeliſch. 
Gymnaſium zu Chemnitz. Theologie in Jena, Leipzig und Berlin. 
1891 bis 1893 Hauslehrer in Livland, 1893 Hilfsprediger in Weimar, 
1894 bis 1901 Landpfarrer in Thüringen, 1901 bis 1910 Pfarrer in 
Brandenburg a. H. ſeit 1910 an der Marienkirche in Berlin. 


Graw (Wormditt), Joſef, Landesökonomierat. Wahlkreis 1: Oſt⸗ 
preußen. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Mitgl. d. Abg. -H. vom 7. Nov. 1893 bis 15. November 1918 für Allen⸗ 
ſtein [St. u. L.]-Röſſel. 

Geb. 20. März 1854 zu Siegfriedswalde, katholiſch. Verbandsdirektor. 
Seit 1886 im landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen tätig. Mitgl. d. 
Ausſchuſſes der Preußiſchen Zeutralgenoſſenſchaftskaſſe und des Auf— 
ſichtsrats der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft. 


Grebe, Friedrich, Profeſſor, Osnabrück. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 
(Aurich, Osnabrück). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Aurich⸗Stade⸗ 
Osnabrück und des erſten Landtags 1921/24 für Aurich⸗Osnabrück. 

Geb. 1. Januar 1873 zu Neuhof (Krs Marienburg), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule. Von 1886 bis 1895 Gymnaſ. Joſephinum in Hildesheim. 
Studierte Philologie von 1895 bis 1899 in Münſter (Weſtf), Staats⸗ 
examen 1899. Mitgl. des wiſſenſchaftlichen kath. Studentenvereins 
Unitas. Tätig an den Gymnaſ. in Leer, Meppen, Lingen und ſeit 1904 
in Osnabrück. — Zahlreiche Aufſätze in Zeitungen u. Zeitſchriften. 


Greßler, Julius, Beigeordneter, Profeſſor, Barmen. Wahlkreis 22: 
Düffeldorf-Oft (Kreiſe Barmen [St.], Düſſeldorf [St. u. L.] uſw). 
Deutſche Demokratiſche Partei. 

Geb. 3. Juni 1877, evangeliſch. Reifeprüfung am Realgymnaſium 
in Barmen. Studierte Mathematik und Naturwiſſenſchaften 1897 bis 
1901 in Göttingen, München, Berlin. Praktiſche Ausbildung für das 
Lehramt an höheren Schulen 1901 bis 1903. Oberlehrer am Gymna⸗ 
ſium in Vierſen und Realgymnaſium in Barmen von 1903 bis 1919. 
Seit 1919 Beigeordneter (Dezernent für das Schulweſen) in Barmen. 


Groener, Simon, Dr jur., Landrat, Neuß (Rhein). Wahlkreis 23: 
Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve, Crefeld uſw). Zentrum. 
Geb. 13. Dezember 1884 zu Vallendar (Krs Coblenz), katholiſch. 
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Gronowski, Johannes, Oberpräſident von Weſtfalen, Münſter. Wahl⸗ 
kreis 18: Weſtfalen-Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vont 16. Inni 1908 bis zum 15. Nov. 1918, bis 
Mai 1913 für Dortmund (Land), dann für M.⸗Gladbach [St. u. L. ⸗ 
Rheydt [St.]. 

Geb. 4. Februar 1874 zu Graudenz, katholiſch. Volksſchule. Selbſt⸗ 
unterricht, Teilnahme an volkswirtſchaftlichen Kurſen. Maſchinen 
ſchloſſer, Hilfswerkführer auf d. Eiſenbahn⸗Hauptwerkſtatt in Dort. 
mund, 1902 bis 1908 Arbeiterſekretär in Dortmund, ſeit 1. Okt. 1908 
Parteiſekretär daſelbſt. Stadtverordneter in Dortmund ſeit Jan. 1906, 
Mandat niedergelegt im Mai 1922 infolge Ernennung zum Ober 
präſidenten der Provinz Weſtfalen durch Beſchluß der Preuß. Staats 
regierung vom 28. April 1922. Mitgl. des Weſtf. Prov. Landtags 
1919/20, 


Grube, Ernſt, Redakteur u. Parteiſekretär, Magdeburg. Wahl- 
kreis 10: Magdeburg. Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Maj 1924 bis 20. Okt. 1924. 

Mitgl. des Sächſ. Landtags vom Nov. 1920 bis Dez. 1922. 

Geb. 22. Januar 1890 zu Neundorf (Anhalt), Diſſident. Von 1896 bis 
1904 Volksſchule, 1904 bis 1907 Fortbildungsſchule in Neundorf. Von 
1904 bis 1908 Erlernung des Tiſchlerhandwerks. Einige Reiſe⸗ u. 
Wanderjahre. Politiſch u. gewerkſchaftlich organiſiert ſeit 1908. Von 
1920 bis 1924 Parteiſekretär der K. P. D. in Zwickau, ſeit 1. Okt. 1924 
Redakteur u. Pol. ⸗Sekrti. der K. P. D. in Magdeburg. Mitgl. der 
Sächſ. Gemeindekammer bis Okt. 1924. Stadiv. in Zwickan von Marz 
1922 bis Okt. 1924. 


Grundmann, Robert, Dr jur, Verbandsſyndikus, Berlin. Wahl⸗ 
kreis 18: Weſtfalen-Süd (Arnsberg). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 31. Auguſt 1878 zu Berlin, evangeliſch. Volksſchule in Erd— 
mannsdorf i. Rieſengeb., Gymnaſien in Gumbinnen, Bromberg, Halle 
(Saale), Breslau Reifeprüfung. Juriſtiſches und ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
liches Studium in Breslau, Referendarexamen und Dr jur. in Breslau. 
Tätigkeit bei Gerichten und freien Körperſchaften, Handwerkskammer 
Breslau, 1912 Syndikus des Schleſiſchen Provinzialverbandes der 
Bäckerinnungen [Germania] in Breslau, ſeit Ende 1913 Gründer und 
Hauptgeſchäftsführer des Handwerks- u. Gewerbe⸗Amts Hagen (Weſtf.). 
Vom 1. Oktober 1920 bis 1. April 1922 Syndikus des Rhein. ⸗Weſtf. 
Baugewerbe-Verbandes in Eſſen; von da ab Syndikus des Reichsver⸗ 
bandes des deutſchen Baugewerbes E. V. in Berlin. Seit 2. Auguſt 
1914 als Infanterie⸗Offizier (Komp.⸗Führer u. ſpater Adjutant) im 
Felde (Verdun, Reims, Arras, Ypern). E. K. 1 u. andere hohe Aus⸗ 
zeichnungen, Ende 1916 kriegsbeſchädigt entlaſſen. Schriftſtelleriſche 
Tätigkeit: Handwerkerfragen, Steuerpolitik, Sozialpolitik, Bauwirt⸗ 
ſchaft u. Wohnungsweſen in den verſchiedenſten Fachzeitſchriften, Be- 
gründer u. Schriftleiter der Wochenſchrift »Der neue Wege in Hagen 
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(Weſtf.). Nach Ausbruch der Revolution Gründer des »Neudeutſchen 
Bürgerbundes« in Weſtfalen, Stadtverordneter in Hagen (Weſtf. ), 
ehrenamtl. Leiter des Stadt. Berufsberatungsamts in Hagen (bis 
1. Oktober 1920). Ehrenamtl. Aufſichtsrats⸗Vorſ. der Mittelſtands⸗ 
Treuhandgeſellſchaft A.-G. in Berlin. Alter Herr der B. C.⸗Turner⸗ 
Kein Frankonia - Breslau, Straßburg - Tübingen, Hohenzollern⸗ 
lausthal. 


Grylewiez, Anton, Parteiſekretär, Berlin-Neukölln Wahlkreis 2: 
Berlin. Kommuniſtiſche Partei 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai 1924 bis 20. Okt. 1924. 

Geb. 8. Januar 1885 zu Berlin, Diſſident. Volksſchule. Beruf: 
Schloſſer. Stadtverordneter in Berlin von 1920 bis Juni 1924. Un⸗ 
beſoldeter Stadtrat in Berlin-Neukolln ſeit 1921. 


Grzeſinski, Albert, Oberregierungsrat im preußiſchen M. d. J., 
Caſſel. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden, 
Krs Wetzlar). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 28. Juli 1879 zu Treptow a. Tollenſe (Pomm.), evangeliſch. 
Volksſchule in Spandau. 1893 bis 1897 in Berlin Metalldrücker ge⸗ 
lernt, bis 1906 in Berlin, Leipzig, Frankfurt (Main), Offenbach (Main) 
als ſolcher gearbeitet, zwiſchendurch Wanderſchaft, ſeit 1906 Geſchäfts⸗ 
führer im Deutſchen Metallarbeiter⸗Verband in Offenbach (Main), ſeit 
November 1907 in Caſſel. Vorſitz. d. Gewerkſchaftskartells Caſſel ſeit 
1913, Mitgl. vieler ſtädtiſcher Kriegs⸗Ausſchüſſe, Stadtverordneter in 
Caſſel u. Stadtverordneten ⸗Vorſteher dortſelbſt. Vorſitz. d. Arbeiter- 
und Soldatenrates für den Reg.-Bez. Caſſel. Mitgl. d. 1. und 2. Zen⸗ 
tralrates der deutſchen Republik. Seit Juni 1919 Unterſtaatsſekretär 
im preußiſchen Kriegsminiſterium. Nach Errichtung des Reichsab⸗ 
wickelungsamtes Ende Oktober 1919 Reichskommiſſar und Leiter dieſes 
Amtes mit der von der Reichsregierung geſtellten Aufgabe, die Ein⸗ 
richtungen und Dienſtſtellen des alten Heeres und der Marine zur 
Auflöſung zu bringen und die perſonellen und aus den Kriegsliefe⸗ 
rungen und Kriegshandlungen entſtandenen Anſprüche gegen das Reich 
ſchnellſtens abzuwickeln. Vom Juli 1921 bis November 1922 Refe⸗ 
rent im Reichsarbeitsminiſterium. Vom November 1922 bis Ende 
März 1924 Oberregierungsrat und Präſident des preußiſchen Landes⸗ 
volizeiamtes beim Miniſterium des Innern; nach Auflöſung des Amtes 
Referent im preußiſchen Miniſterium des Innern. 


Grzimek, Günther, Dr, Rechtsanwalt und Oberpräſidialrat a. D., 
Königsberg (Pr.). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Deutſche Demokratiſche 
Partei. 

Geb. 24. Oktober 1887 zu Breslau, katholiſch. Provinzialvorſ. der 
Deutſchen Demokratiſchen Partei Oſtpreußens. Von 1920 bis 1921 
Oberpräſidialrat des Oberpräſidiums der Prov. Oſtpreußen. Haupt⸗ 
mann d. R. a. D. des Feldartillerieregiments 6 Breslau. 
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Günther, Robert, Schmiedemeiſter, Neuhauſen bei Dallmin (Weſt⸗ DI. 154 
PrignitzJ. Wahlkreis 4: Potsdam I (Kreife Angermünde uſw). Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Potsdam J. 

Geb. 3. Oktober 1874 zu Neuhauſen, evangeliſch. Dorf- und Fori- 
bildungsſchule. Gutsvorſtand, Kirchenälteſter, Waiſenrat, Vorſ. des 
Landwirteverbandes der W. E. G. 


Haake, Heinrich, Bankbeamter, Köln (Rhein). Landeswahlvorſchlag. K 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. Pl. 324 

Geb. 24. Januar 1892 zu Köln (Rhein), katholiſch. Gymnaſium. 
Bankbeamter. 1914 bis 1918 im Felde, viermal verwundet, ſchwer⸗ 
kriegsbeſchädigt. 


Haas (Köln), Auguſt, Beigeordneter der Stadt Köln, Köln (Rhein). Pi 299 
Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 21. Juli 1881 zu Waldbröl, konfeſſionslos. Volksſchule. Von 
Beruf Schloſſer, von 1904 bis 1. Febr. 1920 Sekretär des Deutſchen 
Metallarb.⸗Verb. Ab 1. Jebr. 1920 Beigeordneter der Stadt Köln. 
Mit 15 Jahren Mitgl. des Deutſchen Metallarbeiter⸗Verbandes und 
mit 17 Jahren Mitgl. der ſoziald. Partei. Von 1909 bis zur Revo⸗ 
lution Reichslagskandidat im Wahlkreis Coblenz⸗St⸗Goar. Seit 
1. Januar 1918 Stadtverordneter in Köln und ſeit Mitte 1920 Mitgl. 
des Provinziallandtages und des Provinzialausſchuſſes der Rhein- 
provinz. 


Haaſe (Liegnitz), Wilhelm, Kaufmann u. Fabrikbeſitzer, Liegnitz. 3% 
Wahlkreis 8: Liegnitz. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. pl. 377 
Geb. 16. März 1872 zu Schnellewalde [(Oberſchl.), evangeliſch. 
Stadtverordneter. Hobelbankfabrik. 


Haberland, Carl, Parteiſekretär, Barmen. Wahlkreis 22: Düſſel⸗ b. 23 
dorf-Oſt [Kreiſe Barmen uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 
Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 
0 Mitgl. des Reichstags von Juni bis Dezember 1906 und von 1911 
is 1918. 
Geb. 20. Mai 1863 zu Wurzen (Sachſen), Diſſident. Volksſchule. 
Bis 1897 Schneider, dann Angeſtellter d. Allg. Ortskrankenkaſſe, ſpäter 
d. Freien Preſſe in Barmen, ſeit 1906 Sekretär d. ſoziald. Partei f. d. 
Bez. Niederrhein. Seit 1910 Stadtverordneter in Barmen. 


Hackenberg, Alois, Rektor, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. Deutſch⸗ Bl. 152 
nationale Volkspartei. 
A des erſten Landtags 1921/24 vom 23. April 1923 an für 
Berlin. 


263 


Pl. 40 


Pl. 65 


4 


ze 
Pl. 416 


Lebensbeſchreibungen 


Geb. 30. Juni 1867 zu Köppernig [Krs Neiße), katholiſch. Volks- 
ſchule und Seminar zu Ober⸗Glogau; Lehrer-, Mittelſchullehrer- und 
Rektorenprüfung; 9 Semeſter Studium in Pädagogik, Philoſophie, 
Sprachen und Geſchichte an den Univerſitäten Breslau, Berlin und 
Grenoble. Von 1921 bis 1923 Bezirksverordneter, Stadtverordneter, 
Mitgl. d. Schuldeputation und Delegierter zur Kriegshinterbliebenen— 
fürſorge in Berlin. 


Hagemann, Joſef, Arbeiterſekretär, Osnabrück. Wahlkreis IF: 
Weſer⸗Ems (Reg.⸗Bez. Aurich, Osnabrück). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſer⸗Ems. 

Mitgl. der verfaſſungg., deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des Reichstags von 1921 bis 1922. 

Geb. 26. September 1875 zu Hörſtel in Weſtfalen, katholiſch. Volks- 
ſchule. Schloſſer; ſeit 1908 Arbeiterſekretär. 


Hager, Paul, Dr jur, Regierungsrat a. D., Generaldirektor a. D., 
Rechtsanwalt u. Notar, Berlin-Schöneberg. Landeswahlvorſchlag. 
Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Duſſeldorf⸗ 
Weſt und des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlborſchlag. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Inni 1913 bis zum 15. Nov. 1918 für 
M.⸗Gladbach [St. und L.] Rheydt [St.]. 

Geb. 9. Februar 1870 zu Schwerin (Meckleuburg), katholiſch. Ma⸗ 
thias⸗Gymmn. in Breslau. Studierte Jura und Nationalökonomie auf 
den Univerſitäten Bonn, Heidelberg, Breslau. 1894 Referendar und 
Dr jur., 1896 Dr rer. pol., 1899 Gerichtsaſſeſſor. War daun in der 
Gerichtspraxis, als Anwaltsvertreter und in den Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften »Nordſtern«, „Victorias und „Berliniſche Feuerverſicherungs⸗ 
anftalt« tätig, wurde im Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung, 
vorübergehend auch im Reichsjuſtizamt beſchäftigt. 1904 Regierungs- 
rat. Verließ 1908 den Reichsdienſt, um zum Verſicherungsfache über⸗ 
zugehen; war dann Generaldirektor der „Vereinigten Berliniſch-Preu 
ßiſchen Lebensverſicherungs A.⸗G.«, bei welcher er am 1. April 1924 
vom Vorſtand in den Aufſichtsrat übertrat, gehört einer Reihe von 
weiteren Aufſichtsräten an. Nebenamtlich ſeit Eröffnung der Berliner 
Handelshochſchule Dozent an dieſer. Ehrenamtliches (gewähltes) Mit⸗ 
glied des Direktoriums der Reichsverſicherungsanſtalt für Ange⸗ 
ſtellte. Schriften: »Iſt die Klagenverjährung von Amts wegen zu be- 
rückſichtigen?« 1894, »Familienfideikommiſſe 1896, »Offentlich⸗recht⸗ 
liche Regelung des privaten Verſicherungsweſens« 1900, »Streifzüge in 
das Gebiet der Volksverſicherung« 1903, Kommentar zun „Reichsgeſetz 
über den Verſicherungsvertrag- 1908—1910—1913—1920. 


Hamburger, Eruſt, Dr, Regierungsrat, Breslau. Wahlkreis 7: 
Breslau. Sozialdemokratiſche Partei. 5 

Geb. 30. Dezember 1890 zu Berlin, jüdiſch. Kaiſerin⸗Auguſta⸗Gynm⸗ 
naſium Charlottenburg, Reifeprüfung 1909, Studium der Geſchichte, 
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Volkswirtſchaft und Philologie an den Univerjitäten Berlin und Mün⸗ 
chen, promovierte 1913 in Berlin zum Dr phil., Staatsexamen daſelbſt 
im gleichen Jahre. 1914 Studienreferendar, 1915 bis 1918 Kriegsteil⸗ 
nehmer an der Weſt⸗, Oſt⸗ und italieniſchen Front, 1920 Studien- 
aſſeſſor, 1921 Leiter der Preſſeſtelle beim Oberpräſidium in Breslau, 
1922 aus der Unterrichtsverwaltung ausgeſchieden und als Regierungs- 
rat in die innere Verwaltung übernommen. 


Haeuiſch [Potsdam), Konrad, Dr rer. pol. h. c., Staatsminiſter a. D., 
Regierungspräſident, Schriftſteller. Wiesbaden. Wahlkreis 4: Pots- 
dam 1 (Kreiſe Angermünde uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Juni 1913 bis 15. Nov. 1918 für Ober⸗ 
barnim, Eberswalde [St.], Niederbarnim, Berlin-Lichtenberg [St.. 

Geb. 14. März 1876 zu Greifswald, Diſſident. Abſolvierte das 
Gymn. bis Unterprima; mußte dann den Schulbeſuch wegen Beteiligung 
an der ſozialiſtiſchen Agitation aufgeben, war einige Jahre in Leipzig 
buchhändleriſch tätig und hörte zugleich an der dortigen Univerſität 
Vorleſungen über Geſchichte, Nationalökonomie und Statiſtik. Seit 
1898 Redakteur an den ſozialiſtiſchen Zeitungen in Ludwigshafen, 
Dresden, Dortmund, Leipzig und dann wieder in Dortmund. Lebt ſeit 
1911 als Schriftſteller in Steglitz, leitete von 1915 bis 1919 die ſozia⸗ 
liſtiſche Wochenſchrift Die Glockeck. Er war vom 12. Nov. 1918 bis 
21. April 1921 Preußiſcher Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks- 
bildung. Seit Januar 1923 Regierungspräſident in Wiesbaden. 
Verbüßte als Redakteur etwa ein Jahr Freiheitsſtrafen wegen Preß⸗ 
vergehen, außerdem zahlreiche Geldſtrafen. Verfaßte zahlreiche poli- 
tiſche und literariſche Broſchüren, u. a.: Schiller und die Arbeiter 
(Dresden 1912), Die deutſche Sozialdemokratie in und nach dem Welt⸗ 
krieg (Berlin 1916), Der deutſche Arbeiter und ſein Vaterland (Berlin 
1916), Im neuen Deutſchland (Berlin 1918), Sozialdemokratiſche Kul⸗ 
turpolitik (Berlin 1919), Kulturpolitiſche Aufgaben (Berlin 1919), Die 
Not der geiſtigen Arbeiter (Leipzig 1920), Staat und Hochſchule (Berlin 
1920), Neue Bahnen der Kulturpolitik (Berlin 1921), Gerhart Haupt- 
mann und das deutſche Volk (Berlin 1922), Laſſalle (1923). 


Frau Hanna, Gertrud, Gewerkſchaftsangeſtellte, Sekretärin, Berlin- 
Pankow. Wahlkreis 2: Berlin. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 22. Juni 1876 zu Berlin, Diſſidentin. Volksſchule. Buch⸗ 
druckereihilfsarbeiterin, ſeit 1907 Gewerkſchaftsangeſtellte. 


Harniſch (Neukölln), Hermann, Gewerkſchaftsangeſtellter, Berlin⸗ 
Neukölln. Wahlkreis 3: Potsdam II (Krs Beeskow⸗Storkow uſw). 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Geb. 1. September 1883 zu Teuchern (Krs Weißenfels), Diſſident. 
Volksſchule in Homberg (Bez. Caſſel). Tiſchler gelernt. Von 1900 
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bis 1905 Wanderſchaft. 1919 Stadtverordneter in Neukölln. Seit der 
Schaffung Groß Berlins Stadtv. in Berlin. Gewerkſchaftsbeamter bei 
dem Deutſchen Holzarbeiterverband. 


Harſch, Peter, Gewerkſchaftsbeamter, Herzogenrath (Krs Aachen). 
Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 2. Juli 1874 zu Münſterbuſch (Landkrs Aachen), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule. Bis 1904 Huttenarbeiter, ſeitdem Bezirksleiter des Gewerkver⸗ 
eins chriſtlicher Bergarbeiter im Wurmrevier. Stadtverordneter feit 
1908. Mitgl. des Kreistages, Vorſ. der Zentrumsfraktion des Kreis- 
tages. Sozialpolitiſcher Mitarbeiter an der Zentrumspreſſe. 


Hartleib, Joſeph, Gewerkſchaftsangeſtellter, Hannover⸗Linden. Wahl- 
kreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Sozialdemokratiſche 

artei. 
gl. d. Reichstags von Juni 1920 bis Oktober 1924. 

Geb. 2. Auguſt 1875 zu Wieſenfeld, Atheiſt. Volksſchule. Seit 1907 
Gewerkſchaftsangeſtellter (Agitationsleiterſ. Vorher Fabrik-, Ziegelei⸗ 
Bau- und Gasanſtaltsarbeiter. Soldat von 1895 bis 1897. Von 1914 
bis 1918 zum Heere eingezogen (Nordfrankreich). Stadtverordneter in 
Linden bei Hannover 1919; jeit der Eingemeindung nach Hannover int 
Januar 1920 Stadtverordneter der Stadt Hannover bis zur Neuwahl 
1924. 3 . des Provinziallandtags der Provinz Hannover von 1919 
bis 1923. 


Hartmann, Guſtav, Sozialpolitiſcher Referent im Handelsminiſterium, 
Verbandsvorſitzender der deutſchen Gewerkvereine und des Gewerkſchofts⸗ 
ringes deutſcher Arbeiter-, Angeſtellten- und Beamtenverbände. Berlin. 
Landeswahlvorſchlag. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverf. 

Geb. 24. Februar 1861 zu Görlitz, evangeliſch. Mittelſchule. Hand 
werksmäßige Ausbildung als Schloſſer, dann Übergang zum Maſchinen⸗ 
bau. Früher Schloſſer bzw. Maſchinenbauer. Von 1899 bis 1916 
Generalſekretär des Gewerkvereins deutſcher Metallarbeiter, ſeit 1916 
Verbandsvorſ. der deutſchen Gewerkvereine. Vom 1. Dezember 1918 
ab ſozialpolitiſcher Referent im Preuß. Miniſterium für Handel und 
Gewerbe. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Mitarbeit an verſchiedenen Ge⸗ 
werkvereinsblättern, Beſprechung aktueller Tagesfragen in den Tages 
zeitungen. Verfaſſer verſchiedener Broſchüren über die Gewerkvereins⸗ 
bewegung. Mitgl. des Staatsgerichtshofs zum Schutz der Republik. 


Hartwig, Theodor, Bezirksparteiſekretär, Stettin. Wahlkreis 6: 
Pommern. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919%1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Pommern. 
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Geb. 4. April 1878 zu Xions (Krs Schrimm), Diſſident. Volksſchule. 
Fleiſcher, ſeit 1901 Fabrikarbeiter, 1907 bis 1912 Gewerkſchaftsangeſtell⸗ 
ter, ſeit 1. Januar 1913 Parteiſekretär. Von 1910 bis 1912 Stadtver⸗ 
ordneter in Königsberg (Preußen). Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Gewerk⸗ 
ſchaftliche und politiſche Flugblätter ſowie Broſchüren derſelben Tendenz. 
Verſchiedene Ehrenämter in der Arbeiterbewegung. 


Haeſe (Wiesbaden), Otto, Gewerkſchaftsſekretär, Wiesbaden. Wahl- 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Sozial- 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtages 1921/4 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 20. September 1874 zu Arnswalde (Neumark), Diſſident. Volks⸗ 
ſchule in Berlin, Fortbildungsſchule, Fachkurſe für Hoch- und Eiſenbeton⸗ 
bau, Gewerkſchaftsſchule. Bis zum Jahre 1903 im Baugewerbe als 
Zementfacharbeiter und Polier in Berlin u. anderen Orten Deutſchlands 
lätig. 1903 bis 1911 als Gewerkſchaftsbeamter beim Zentralverband 
der Maurer Deutſchlands, von 1911 bis 1913 beim Bauarbeiterverband 
in Berlin und ſeit 1913 in gleicher Stellung beim Deutſchen Baugewerks⸗ 
bund in Wiesbaden angeſteüt. Mitgl. des Bezirksvorſtandes der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei für Heſſen⸗Naſſau. Seit 1. Januar 1918 Stadt⸗ 
verordneter und von 1920 bis 1924 Stadtrat in Wiesbaden. 


Haſeloſt, Hugo, Eiſenbahn⸗Oberinſpektor, Rechnungsrat, Berlin⸗Zeh⸗ 
lendorf (Wennjeebahn). Wahlkreis 3: Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗ 
Storkow uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 vom 17. Septem⸗ 
ber 1919 ab und des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 12. Marz 1913 bis 7. Mai 1913 für Teltow uſw. 

Geb. 19. März 1863 zu Berlin, evangeliſch. Real⸗Gymnaſium (Reife 
für Prima). Zibilſupernumerar bei der Eiſenb.⸗Dir. Berlin, jetzt Eiſen⸗ 
bahn⸗Oberinſpektor. Vom 1. April 1896 bis 30. April 1900 Gemeinde⸗ 
vertreter in Steglitz (freiwillig niedergelegt) und Mitgl. des Kuratoriums 
f. d. hoheren Sekte daſelbſt. 


Hecken, Bernhard, Stenerſyndikus (des Landbundes Provinz Sachſen), 
Halle (Saale). Wahlkreis 11: Merſeburg. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 27. November 1889 zu Oberkasbach b. Linz a. Rhein, katholiſch. 
Sohn eines Landwirts. Gymnaſialreife; Studium der Volkswirtſchaft; 
praktiſche Ausbildung bei Stadt- und Landgemeindeverwaltung Linz 
a. Rhein; Studium an Hochſchule für Kommunalverwaltung Düſſeldorf; 
praktiſche Ausbildung beim Landratsamt Malmedy; Hilfsarbeiter bei Zivil⸗ 
verwaltung Belgien; 1919 Hilfsarbeiter beim Magiſtrat Pillkallen 
(Oſtpr.); ſeit 1. Januar 1920 Steuerſyndikus des Landbundes Provinz 
Sachſen in Halle a. S. Ehrenamtliches Mitgl. des Finanzgerichts Mag⸗ 
deburg; Mitgl. des Steuerausſchuſſes des Reichslandbundes und des 
Wirtſchaftsverbandes für Mitteldeutſchland ſowie Mitgl. des Vorſtandes 
der Betriebs⸗ und Steuerſtelle des Deutſchen Landwirtſchaftsrates. 


Pl. 214 


Pl. 49 


Pl. 313 


Lebensbeſchreibungen 


* Heeſch (Schleswig), Fritz, Hofbeſitzer, Auhof bei Meldorf (Holſtein). 
Pl 363 Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Deutſche Demokratiſche Partet. 
Geb. 6. März 1875 zu Elpersbüttel bei Meldorf (Holftein), evangelisch. 


PI. 258 Heidenreich, Robert, Kaufmann u, Prokuriſt, Halle (Saale). Wahl⸗ 
kreis 11: Merſeburg. Deutſche Volkspartei. ’ 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 2. April 1883 zu Eisleben, evangeliſch. Volksſchule. Kaufm. 
Lehre in einer Schuhfabrik und kaufm. Fortbildungsſchule 1897 bis 1899, 
alsdann Handlungsgehilfe (Buchhalter, Korreſpondent, Materialienver⸗ 
walter, Einkäufer] bei der Mansfelder Kupferſchiefer bauenden Gewerk⸗ 
ſchaft, u. zwar 1899/1906 in der Hauptverwaltung in Eisleben, 1906/1911 
auf dem Kupfer- u. Meſſingwerk in Rothenburg a. S. Seit 1911 in einer 
Maſchinenfabrik in Halle a. S. als Disponent u. dort ab Juli 1919 Pro⸗ 
kuriſt. 2. Vorſitzender u. Mitgl. des Neunerausſchuſſes des Aufſichtsrates 
im Deutſchnat. Handlungsgeh.⸗Verband. Mitgl. des Aufſichtsrates der 
Deutſchnationalen Krankenkaſſe. 1909 bis 1911 Mitgl. der Gemeinde- 
vertretung in Rothenburg a. S. 


pls Heilmann (Berlin), Eruſt, Schriftſteller, Berlin. Wahlkreis 5: Frank⸗ 
furt a. O. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/4 für Frankfurt a. O. 

Geb. 13. April 1881 zu Berlin, Diſſident. Gymnaſium. Juriſtiſches 
Studium. 1903 Referendarexamen, wegen ſozialdem. Geſinnung vom 
ſtaatlichen Vorbereitungsdienſt ausgeſchloſſen, ſeitdem Parlamentsbericht⸗ 
erſtatter f. d. ſozialdem. Preſſe, 1909 bis 1917 Chefredakteur der Chem 
nitzer Volksſtimme, 1917 bis 1922 Herausgeber der »Sozialiſtiſchen 
Korreſpondenz«, ſeitdem freier Schriftſteller. Mitarbeiter vieler Korre⸗ 
ſpondenzen, Zeitungen u. Zeitſchriften. Schriften: Geſchichte der Chem⸗ 
nitzer Arbeiterbewegung, zahlreiche Broſchüren. Kriegsteilnehmer u. 
Mitbegründer des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten. 


Pl. 227 Heimann (Köln), Max, Dr iur., Rechtsauwalt beim Oberlandesgericht 
Köln, Köln. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Deutſche Volkspartei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 
Geb. 23. November 1872 zu Köln, katholiſch. Gymuaſium in Köln. 
Rechts- u. Staatswiſſenſchaft a. d. Univerſitäten Freiburg i. B. u. Bonn, 
Referendarexamen 1894, Gerichtsaſſeſſoreramen 1903. Von 1904 bis 
1915 Vorſtand der Kölner Verlags⸗Anſtalt und Druckerei A.⸗G. Dienſt⸗ 
jahr 1894/95 bei dem 2. Bad. Drag. Regt Nr 21. Kriegsteilnehmer als 
Rittmeiſter d. Reſ. des gen. Regts, E. K. II und I; Major d. Ref f. D. 


* Hein (Barmen), Wilhelm, Arbeiterſekretär, Barmen. Wahlkreis 23: 
pl. 312 Düffeldorf-Weft (Kreiſe Cleve, Crefeld uſw). Deutſchnationale Volks⸗ 
partei. 
Geb. 18. Juli 1870 zu Barmen, reformiert. Ev. Volksſchule. Ber- 
bandsſekretär des Bergiſch⸗Märkiſchen Bezirksverbandes der ev. Arbeiter 
vereine. Seit 1919 Stadtverordneter in Barmen. 
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Held, Theodor, Berlin-Wilmersdorf. Landeswahlvorſchlag. Deutſche 
Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim⸗Lüneburg und des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam! 
(Krs Angermünde uſw). 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von 1907 bis 1908 für Verden, Rotenburg, Zeven. 

Mitgl. d. Reichsk. v. 1903 bis 1909 und von 1912 bis 1918. 

Geb. 2. April 1859 zu Zeven (Prov. Hannover), evang. ⸗Jutheriſch. 
Gymnaſialbildung. Kaufmann, vielgereiſt im In⸗ und Auslande, früher 
Fabrikbeſitzer und Landwirt. Von 1890 bis 1900 Stadtverordneter und 
Mitgl. des Kirchenvorſtandes in Menden (Mejtfalen). — Eiſ. Kreuz am 
weiß⸗ſchwarzen Bande, Rote⸗Kreuz⸗Medaille, Kriegsverdienſtkreuz. 


Frau Helfers, Roſa, Hameln an der Weſer. Wahlkreis 16: Süd⸗ 
Hannover (Hannover, Hildesheim). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗Hannover. 

Geb. 30. September 1885 zu Bergedorf (Hamburg), lutheriſch. Volks⸗ 
ſchule. Bürgervorſteherin. 


Graf von Helldorff, Wolf Heinrich, Rittergutsbeſitzer, Wohlmirſtedt 
ane Wahlkreis 11: Merſeburg. Nationalſozialiſtiſche Freiheits⸗ 
bewegung. 

Geb. ti. Okt. 1896 zu Merſeburg, evangeliſch. 1914 als Fahnenjunker 
ins Feld. März 1915 zum Offizier befördert. 1916/17 M.-&.-Stomp.- 
Führer, 1918 verabſchiedet. Von 1920 an im landwirtſchaftlichen Berufe 
tätig. Seit 1921 Fideikommißherr auf Wohlmirſtedt (Unſtruttal). 


Herbert (Stettin), Fritz, Schriftſteller, Stettin. Wahlkreis 6: Pom⸗ 
mern. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Pommern. f 

Mitgl. d. Reichst. von 1893 bis 1898 u. von 1903 bis 1906. 

Geb. 7. Juni 1860 zu Artern ([K rs Sangerhauſen), freireligiös. 
Bürgerſchule, Buchdrucker. Seit 1885 als Redakteur und Schriftſteller 
tätig. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Schauſpiel »Herrenrechteg. Seit 
1900 Stadtverordneter in Stettin. 


Hermes, Andreas, Dr, Reichsminiſter a. D., Berlin-Dahlem. Wahl⸗ 
kreis 20: Kölnu-Aachen. Zentrum. 

Geb. 16. Juli 1878 zu Köln (Rhein), katholiſch. Land- und volts⸗ 
wirtſchaftliche Studien Bonn, Jena, Berlin. 1911 bis 1914 Direktor 
am Internationalen Landwirtſchafts⸗Inſtitut in Rom, 1919 Miniſterial⸗ 
direktor im Reichswirtſchaftsminiſterium 1920 bis 1922 Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft, 1922 bis 1923 Reichsminiſter der 
Finanzen. 


Herrmann (Breslau), Erich, Lehrer, Breslau. Wahlkreis 7: Breslau. 
Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 7. Jan. 1882 zu Beuthen (Oberſchl.), evangeliſch. 
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Herrmann (Friedersdorf), Louis, Rektor, Friedersdorf (Krs Bitter⸗ 
feld). Wahlkreis 11: Merſeburg. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Merſeburg⸗ 
Erfurt uſw und des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 24. Aug. 1915 bis zum 15. Rob. 1918 für 
Schweinitz⸗Wittenberg. 

Geb. 16. November 1861 zu Rade (Krs Schweinitz), evangeliſch. 
Seminarbildung. Rektor in Friedersdorf. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Broſchüren für Neuregulierung der perſönlichen Schulunterhaltung. 


Herold, Carl, Landesökonomierat, Haus Loevelinkloe bei Münſter 
(Weſtf.). Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord (Reg.⸗Bez. Münſter, Minden 
uſw). Zentrum. 8 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Arnsberg 
und des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 18. Dez. 1889 bis 15. Nov. 1918 für Stein- 
furt⸗Ahaus. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. d. Reichst. von 1898 bis 1918 und ſeit 1920. 

Geb. 20. Juli 1848 zu Loevelinkloe bei Münſter (Weſtf.), katholiſch. 
Guymnaſium zu Münſter, Univerſ. Halle (Saale). Mitgl. d. weſt⸗ 
äliſchen Probinziallandtags ſeit 1903, des Kreistags u. Kreisaus- 
chuſſes des Landkreiſes Münſter von 1887 bis 1921 bzw. 1919, der 
Amts- u. Gemeindederwaltung von 1882 bis 1923. Beigeordneter des 
Amts Mauritz von 1889 ab. Vorſitzender des Landw. ⸗Vereins Amels⸗ 
büren⸗Hiltrup von 1881 bis 1900, dann Ehrendirektor u. Direktor des 
Landw.⸗Vereins für den Kreis Münſter ſeit 1892; Direktor des Landw. 
Hauptvereins für den Reg.⸗Bez. Münſter von 1906 bis 1919; dann 
Ehrendirektor u. Direktor des Meierei⸗Verbandes für Weſtfalen, Lippe 
u. Waldeck von 1901 bis 1920, dann Ehrendirektor. Vorſtandsmitgl. 
des weſtfäliſchen Bauernvereins ſeit 1884, Mitgl. der Weſtfäliſchen 
Landwirtſchaftskammer ſeit der Begründung 1898. Ausſchußmitgl. des 
Verbandes ländlicher Genoſſenſchaften u. der ländlichen Zentralkaſſe 
der Provinz Weſtfalen ſeit der Begründung 1889 bzw. 1886. Mitgl. 
des Aufſichtsrats der weſtf. Zentralgenoſſenſchaft ſeit der Begründung 
1899. Mitgl. des Vorſtandes des deutſchen Vereins für ländl. Wohl 
fahrts⸗ u. Heimatpflege ſeit 1898, des Verbandes Arbeiterwohl ſeit 
1904. Vorſtandsmitgl. des Volksvereins für das katholiſche Deutſch⸗ 
land. Mitgl. des Zentralkomitees der Katholiken Deutſchlands. Präſi⸗ 
dent der Katholikenverſammlung 1909 in Breslau. Vorſitz. der weſt 
fäliſchen Zentrumspartei ſeit 1906. Ehrenvorſitz. der deutſchen Zen- 
trumspartei. 


Heß (Ahrweiler), Joſeph, Dr phil., Regierungsdirektor, Ahrweiler. 
Wahikreis 21: Coblenz⸗Trier. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von Juni 1908 bis 15. Nov. 1918 f. Köln (L. J- 
Bergheim⸗Euskirchen. 


270 


Lebensbeſchreibungen 


Geb. 13. Mai 1878 zu Köln, katholiſch. Marzellengymn. zu Köln. 
Philologiſche Studien. Oberlehrer. 1906 Kreisſchulinſpeklor in Wipper- 
fürth, ſeit 1911 in Ahrweiler. 1920 Oberreg.⸗Rat bei der Regierung 
Coblenz, jetzt Regierungsdirektor. 1903 bis 1906 Redakteur der 
»Unitas«, Organ des Unitas-Verbandes der wiſſenſchaftlichen kathol. 
Studentenvereine. Verfaßte: Der Kampf um die Schule in Preußen 
(Köln 1912). Zuſammen mit O. Kley: Die Schulfrage (Köln, Windt⸗ 
horſtbund 1913), Die Schulgeſetzgebung in Deutſchland (1913 ebenda). 
Deutſche Lebensfragen (Düſſeldorf 1914). — 1920 Mitgl. des Kreistages 
zu Ahrweiler. Seit 1920 Mitgl. des Rheiniſchen Provinziallandtages. 
Mitgl. des parlamentariſchen Beirates beim Reichskommiſſar für das 
beſetzte weſtliche Gebiet. 


Frau Heßberger, Maria, Berlin. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier. 51. 221 


Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Köln⸗Aachen 
und des erſten Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 10. Juli 1870 zu Fulda, katholiſch. Höhere Mädchenſchule. 
Schriftſtelleriſche Tätigkeit über Sittlichkeits⸗, Hausfrauenfragen, das 
weibliche Dienſtjahr, Dienſtbotenfragen u. über die allg. Frauenbewegg. 
Stellvertretende Vorſitz. des kathol. Frauenbundes Deutſchlands, Köln; 
erſte Vorſitz. des Zweigvereins Berlin. 


Heydemann (Königsberg), Max, Schriftſteller, Königsberg (Pr.). 
Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom 20. Febr. 1921 bis 13. März 1924 u. vom 
4. Mai bis 20. Okt. 1924. 

Geb. 3. Jebr. 1884 zu Güſtrow (Mecklbg), evangeliſch. Beſuchte das 
Gymnaſium in Güſtrow, Roſtock und Waren. Studium der Volks 
wirtſchaft und Geſchichte in Freiburg i. Br., München und Jeng. 
Politiſch organiſiert ſeit Januar 1907 in der ſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung. Seit 1910 journaliſtiſch tätig (vielfach im Ausland, Wien, 
Paris u. a. O.). 1915 bis 1918 Militärdienſt. 9. November 1918 
Soldatenrat, dann Vollzugsrat des I. A.-R. in Königsberg (Pr.). 
1919 bis 1922 Stadtverordneter in Königsberg (Pr.); ſeit Sommer 
1919 Provinziallandtagsabgeordneter in Oſtpreußen. 


Heym (Suhl), Guido, Redakteur, Suhl i. Th. Landeswahlvorſchlag. 
Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Okt. 1924. 1 

Geb. 1. Mai 1882 zu Suhl, Diſſident. Volksſchule. Erlernte den 
Beruf eines Mechanikers. In der Arbeiterbewegung tätig ſeit 1897. 
Von 1913 bis 1919 Lokalredakteur an der Erfurter »Tribünee, von da 
ab Redakteur an der Kommuniſtiſchen Zeitung »Volkswille« in Suhl. 
Seit 1913 Stadtverordneter in Suhl. Von 1923 ab Stadtverordneten⸗ 
e Seit 1919 Mitgl. des Kreistages und des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Schleuſingen. Mitgl. des Bezirksausſchuſſes des Re⸗ 
gierungsbezirks Erfurt. Mitgl. des Provinziallandtages der Provinz 
Sachſen von 1919 bis 1920. 
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Frau Hielſcher⸗Panten, Elſa, Jauer (Schleſ.). Wahlkreis 8: Liegnitz. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 5. Mai 1871 zu Panten bei Liegnitz, katholiſch. Höhere Mädchen. 
ſchule, Beſchäftigung in Landwirtſchaft und ſozialer Arbeit. Von 1893 
bis 1901 mehrjähriger Aufenthalt Ausland zu Studienzwecken (Frank- 
reich, England, Italien). Nach Tod des Vaters 4 Jahre Mitbewirt⸗ 
ſchaftung d. Domäne Panten. Nach Abgabe des Gutes 1906 Wohnſitz 
auf kl. Beſitztum in Panten. Beſchäftigung Gartenbau und Soz.⸗Arbeit. 
Schriftſtelleriſche und redneriſche Betätigung. Einrichtung hauswirt 
ſchaftl. Kurſe. Gründung der Kreishaushaltungsſchule. Betätigung in 
der Frauenbewegung ſeit 1903. Beſuch ausländiſcher Kongreſſe. Im 
Kriege: Vorſ. d. Kreisunterſtützungsausſchuſſes Landkr. Liegnitz. Mitgl. 
des Frauenbeirats im Kriegsernährungsamt. Seit Gründung der 
Deutſchnationalen Volkspartei 1918 tätiges Mitglied. Bor]. des Landes⸗ 
frauenansſchuſſes Wahlkr. Liegnitz. 1921 Abg. im ſchleſ. Provinzial 
landtag. Vorſtandsmitgl. zahlr. ſozialer Vereine, des Landbundes 
und Kreiswirtſchaftsverb. Seit unaufgeklärter Brand 1923 Wohnhaus 
in Panten vernichtete (Aufbau z. Zt nicht mögl.), Wohnſitz in Jauer. 
Dort Vorſ. der Gruppe d. Hypothekengl. und Sparerſchutzverb. f. Jauer 
und Umgegend. 


Hillger⸗Spiegelberg, Hermann, Gutsbeſitzer u. Verlagsbuchhändler, 
Spiegelberg bei Neuſtadt (Doſſe). Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover (Stade, 
Lüneburg). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 22. Aug. 1865 zu Calbe a. S., evangeliſch-lutheriſch. Vater; 
Ziegeleibeſitzer; Realgymn. Verh.: 1908 mit Eliſabeth Herrmann, 
+ 1924. Begründete nach mancherlei Lehr- und Wanderjahren 1887 
in Hamburg eine Buchdruckerei und Verlag, verkaufte dieſe, um als 
Kommiſſar für Verkehrsweſen die Ausſtellung in Bremen 1890 zu 
leiten; 1891 Deutſcher Kommiſſar für die Deutſche Ausſtellung London; 
1892 Reichskomm. der Dentſchen Abteilung der Theater- und Muſik⸗ 
ausſtellung Wien; 1893 als Gen. ⸗Sekr. beſchäftigt im Reichskom⸗ 
miſſariat für die Weltausſtellung Chicago; Generalkomm. der Deutſchen 
Abteilung der Midwinter⸗Ausſtellung San Francisco. Begründete 
1894 mit Joſeph Kürſchner den Verlag Hermann Hillger Berlin; 1914 
bis 1918 Begründer und Leiter der Feldbuchhandlungen der III. 
V. Armee und der Armeegruppe Linſingen; übernahm 1918 Otto Hendel 
Verlag, Halle. Vielfach dekoriert; E. K. II. 1919 Vorſitzender, 1924 
Bundesvorſtand des Reichslandbundes, 1923 Verwaltungsrat der Deut— 
ſchen Rentenbank. 


Hirſch, Paul, Staatsminiſter a. D., Stadtrat und Bürgermeiſterſtell⸗ 
vertreter, Charlottenburg. Wahlkreis 2: Berlin. Sozialdemokratiſche 
Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis zum 15. November 1918 mit 
Unterbrechung vom Mai bis November 1909 für Berlin. 

Geb. 17. November 1868 zu Prenzlau, konfeſſionslos. 1879 bis 1888 
Gymn. zum grauen Kloſter Berlin. Univers. Berlin urſprünglich Medi— 
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zin, ſpäter ſozialwiſſenſchaftliche und nationalökonomiſche Studien. Von 
Januar 1900 bis 1921 Stadtverordneter. Von November 1918 bis 
März 1920 Präſident des Preußiſchen Staatsminiſteriums, bis März 
1919 daneben Preußiſcher Miniſter des Innern. Vom 1. Juli 1920 bis 
April 1921 parl. Staatsſekretär im Min. f. Volkswohlfahrt. Am 9. Je⸗ 
bruar 1921 zum ſtellv. Bürgermeiſter des Verwaltungsbezirks 7 Berlin 
(Charlottenburg! gewählt. Schriften: Verbrechen und Proſtitution als 
ſoziale Krankheitserſcheinungen, 2. Aufl. 1907. Kommunale Wohnungs⸗ 
politik, 1906. Unter dem elendeſten aller Wahlſyſteme, 1906. Der preu⸗ 
ßiſche Landtag, Handbuch für ſozialdemokratiſche Landtagswähler, 3. Aufl. 
1913. Die Sozialdemokratie im Wahlkreiſe Teltow⸗Beeskow⸗Storkow⸗ 
Charlottenburg, 5. Aufl. 1913. 25 Jahre ſozialdemokratiſcher Arbeit in 
der Gemeinde, 1908. Die Städteordnung für die ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, 1910. Das Kommunalprogramm der Sozialdemokratie Preußens, 
1911. Aufgaben der deutſchen Gemeindepolitik nach dem Kriege, 3. Aufl. 
i Kommunalpolitiſche Probleme. Kommentare zu zahlreichen Ge⸗ 
eben. 


Hirtſiefer, Heinrich, Staatsminiſter, Preuß. Miniſter f. Volkswohl⸗ 
fahrt, Berlin. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uſw) 
Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 26. April 1876 zu Eſſen (Ruhr), katholiſch. Volksſchule, gewerbl. 
Fortbildungsſchule. Erlernte das Schloſſerhandwerk 1891 bis 1895, 1895 
bis 1897 Soldat, bis 1. Auguſt 1904 als Schloſſer tätig, ſeit 1. Auguſt 
1904 Bezirksleiter, ſeit Auguſt 1920 Verbandsſekretär im chriſtl. Metall⸗ 
arbeiterverbande, ſeil November 1921 Preuß. Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Arbeiterfragen, Siedlungs- und 
Wohnungsfragen. Schriften: Die Kruppſche Penſionskaſſe vor Gericht; 
Die Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, Die 
Staatliche Wohlfahrtspflege in Preußen 1919 bis 1923. Vom 1. Januar 
1907 bis Mai 1924 Stadtverordneter in Eſſen. Seit 1910 Mitgl. d. 
Ausſchuſſes u. ſpäter d. Vorſtandes d. Landesverſicherungs⸗Anſtalt Rhein⸗ 
provinz und des Ständigen Ausſchuſſes des Verbandes der deutſchen 
Landesverſicherungsonſtalten. 


Hoff, Ferdinand, Mittelſchullehrer an der erſten Knabenmittelſchule 
Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Mitgl. des Abg.-H. von November 1907 bis 15. November 1918 für 
Kiel [St.]⸗Bordesholm-Neumünſter [St.]. 

Mitgl. d. Reichst. von 1912 bis 1918. 

Geb. 6. Jannar 1867 zu Bergenhuſen (Krs Schleswig), evangeliſch⸗ 
lutheriſch. Volksſchulc, Präparandenanſtalt und Seminar. Zahlreiche 
Aufſätze kulturpolitiſchen und volkswirtſchaftlichen Inhalts. Schrieb 
mehrere Broſchüren über die preußiſche Wahlrechtsfrage und die innere 
Koloniſation. Neuerdings: »Am Abgrund vorüber! Die Volksernährung 
im Kriege« (Georg Reimer, Berlin); »Politiſche Zeit⸗ und Streitfragen 
in demokratiſcher Belenchtung« (Demokratiſcher Verlag, Berlin). Ehren⸗ 
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ämter: Von 1906 bis 1919 Stadtverordneter in Kiel. Mitgl. des Partei⸗ 
ausſchuſſes der Deutfchen Demokratiſchen Partei. Vorſtandsmitgl. des 
Landesverbandes der Deutſchen Demokratiſchen Partei in Schleswig⸗ 
Holſtein. 


Hoffmann [Münſter), Otto, Dr phil., Univerſitätsprofeſſor, Münſter 
(Weſtf.). Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems (Aurich, Osnabrück). Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſer⸗Ems. 

Geb. 9. Februar 1865 zu Hannover, evangeliſch. Humaniſtiſches Gym⸗ 
naſium. Univerſität Göttingen. 1889 Privatdozent in Königsberg, 
1896 a. v., ſpäter o. Profeſſor in Breslau, ſeit 1909 in Münſter. Schrift⸗ 
ſtelleriſche Tätigkeit auf fachwiſſenſchaftlichem und politiſchem Gebiete. 
Stadtverordneter in Münſter. Vorſtandsmitgl. des Vereins für das 
A im Auslande. Ehrenmitgl. der Geſellſch. d. Wiſſenſch. in 
Athen. 


Hoffmann, Paul, Gaſtwirt, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. Kommu—⸗ 
niſtiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Mitgl. des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. November 1918 für Berlin. 

Geb. 4. November 1867 zu Borſchen [K rs Steinau a. O.), Diſſident. 
Volksſchule. 


u 


Frau Höfs (Stettin), Elfe, Stettin. Wahlkreis 6; Pommern. Sozial 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Pommern. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Geb. 2. September 1876 zu Berlin, freireligiös. Mittelſchule. 


Hollmann (Lichtenberg), Ludwig, Oberregierungsrat, Berlin-Lichten⸗ 
berg. Wahlkreis 4: Potsdam 1 (Kr Angermünde. uſw). Deutſche 
Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb 18. Dezember 1873 zu Holtkamp (Krs Bielefeld, Weſtfalen, evan- 
geliſch. Volksſchule, Seminarbildung, Selbſtſtudium, Vorleſungen an 
Handelsakademie. Präparandenanſtalt zu Schildeſche 1887 bis 1890, 
Lehrerſeminar zu Hilchenbach (Weſtf.) 1890 bis 1893, 1. Lehrerprüfung 
1893, 2. Lehrerprüfung 1895, Mittelſchullehrerprüfung in Deutſch und 
Geſchichte 1898, Rektorprüfung 1899, mehrere Semeſter Vorleſungen an 
d. Akademie f. Handels⸗ und Sozialwiſſenſchaften in Frankfurt (Main). 
Von 1893 bis 1899 Lehrer an der Bürgerſchule zu Herford (Weſtf.), von 
1899 bis 1900 Mittelſchullehrer an der Knabenmittelſchule zu Stendal 
(Altmark), von 1900 bis 1905 Mittelſchullehrer an der Knabenmittel⸗ 
ſchule in Hanau und nebenamtlich Lehrer an der ſtädtiſchen kaufman⸗ 
niſchen Fortbildungsſchule, von 1905 bis 1912 Rektor an einer Volks⸗ 
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ſchule zu Bochum (Weſtf.), nebenamtlich Lehrer an der kaufmänniſchen 
Schule der dortigen Handelskammer und an der ſtädtiſchen Präparan⸗ 
dinnenanſtalt, vom 1. April 1912 bis 1. April 1922 Rektor an der 
9. Gemeindeſchule in Berlin⸗Lichtenberg, vom 1. April 1922 bis 1. April 
1924 Schulrat und Hilfsarbeiter im Preußiſchen Miniſterium für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung, ſeit dem 1. April 1922 Oberregierungs⸗ 
rat im gleichen Miniſterium. 


Höpker⸗Aſchoff, Hermann, Dr jur., Staats⸗ u. Finanzminiſter, Herford 
(Weſtf.). Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Deutſche Demo⸗ 
kratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 31. Januar 1883 zu Herford (Weſtf.), evangeliſch. Gymnaſium. 
Rechtswiſſenſchaft (Jena, München, Bonn). Richter am Landgericht 
Bochum, vom April 1921 ab am Oberlandesgericht Hamm. Seit Februar 
1925 Finanzminiſter. Hauptmann d. Reſ. d. D., während des Krieges 
Batterieführer im Straßburger F.⸗A.⸗Rgt Nr 51. 


Horn, Paul, Gärtnereibeſitzer, Eilenburg. Wahlkreis 11: Merſeburg. 
Deutſchnationale Volkspartei. 
Geb. 25. Oktober 1871 zu Eilenburg, evangeliſch. 


Hörſing, Otto, Oberpräſident der Provinz Sachſen, Magdeburg. 
Landeswahlvorſchlag. Sozialdemokratiſche Partei. 

2 Mitgl. der verfaffungg. Deutſchen Nationalverſ. und des erſten Reichs- 
ags. 

Mitgl. des Staatsrats etwa 3 Monate. 

Geb. 18. Juli 1874 zu Gr. Schilliningken, Krs Niederung (Oſtpr.), 
Diſſident. Volksſchule, dann Metallarbeiter; hat in vielen Großbetrieben, 
wie Vulkan⸗Stettin, Krupp⸗Eſſen, Borſig⸗Berlin, Germania- und 
Staatswerft⸗Kiel gearbeitet. Beſuchte in Kiel 1½ Jahr Privattechnikum. 
Von 1905 Angeſtellter des Metallarbeiterverb. 1906 bis Kriegsbeginn 
Bezirksparteiſ. der SP. für den Regierungsbez. Oppeln. 1914 bis 
Kriegsende Kriegsteilnehmer. 1919 zunächſt Vorſ. der A. u. S.⸗Räte 
für Oberſchleſien, dann Staatskommiſſar für den Regierungsbez. Oppeln; 
im Juni 1919 zum Reichs- u. Staatskommiſſar für Schleſien und Poſen 
ernannt, am 3. Januar 1920 von dieſer Stellung auf Antrag entbunden. 
Am 26. Februar an die Spitze der Prov. Sachſen geſtellt. Bevollmäch⸗ 
tigter zum Reichsrat. Bundesvorſ. des Reichsbanners Schwarz⸗Rot⸗Gold, 
Bund der republikaniſchen Kriegsteilnehmer e. V., Sitz Magdeburg. 


Hoeſch⸗Neukirchen, Felix, Dr phil. h. C., Landbirt, Deichhauptmann, 


Okonomierat, Neukirchen (Altmark). Wahlkreis 10: Magdeburg. 
Deutſchnationale Volkspartei. 
er des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. November 1918 für Oſterburg⸗ 
Stendal. 

Mitgl. des Reichstags von 1911 bis 1914. 

Geb. 24. Auguſt 1866 zu Düren (Rheinland), evangeliſch. Gymnaſial⸗ 
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bildung, praktiſche Ausbildung in der Landwirtſchaft, Hochſchulſtudium, 
Landwirt, Leiter u. Hauptbeteiligter der Firma »Landwirtſchaftlicher Be 
trieb Dr Felix Hoeſch, G. m. b. H., Neukirchen (Altmark)e. — Dr phil. 
h. C. der Univerſität Halle-Wittenberg. 


Hours, Carl, Bäckermeiſter, Bochum. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 
(Arnsberg). Deutſche Demokratiſche Partei. 
Geb. 12. Februar 1883 zu Duisburg, katholiſch. 


Howe, Johann, Stadtrat, Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig-Holftein. 

Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 15. April 1880 zu Ahrensböck (Landesteil Lübeck, evang. uthe⸗ 
riſch. Realſchule. Poſtinſpektor (a. D.). Seit 1914 Vorſ. d. Haus⸗ u. 
Grundeigentümervereins von Kiel u. Umgegend und ſeit 1918 Vorſ. d. 
Verbandes der Hans- u. Grundbeſitzervereine der Prov. Schleswig⸗ 
Holſtein. Vorſtandsmitgl. des Zentralverbandes deutſcher Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine ſowie des Landesverbandes preußiſcher Haus- u. 
Grundbeſitzervereine. 


Hürtgen, Oswald, Werkmeiſter u. Kalkulator, Berlin-Pankow. Wahl⸗ 
kreis 2: Berlin. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 27. November 1873 zu Spandau, evangeliſch. Berliner Volks⸗ 
ſchule, erlernte den Maſchinenbau. Privatunterricht und Selbſtſtudium. 
Seit 25 Jahren Werkmeiſter und Kalkulator. Seit 30 Jahren im öffent- 
lichen politiſchen Leben, Leiter der Berliner Organiſation der 5 
ſozialen Partei (Liebermannſche Richtung), ſeit Gründung der Deutſch⸗ 
nationalen Partei Mitgl. dieſer. Kandidierte im Jahre 1912 zum Deut⸗ 
ſchen Reichstag. Mitgl. der Berliner Stadtverodnetenverſ. 


Jacobshagen, Karl, Dr jur., Direktor der Bergbau⸗A.⸗G. Lothringen, 
Hannover. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 1. Oktober 1887 zu Hämelſchenburg bei Hameln, evangeliſch. 
Gymnaſium. Studium der Rechts⸗ und Volkswirtſchaftswiſſenſchaft in 
Marburg, Göttingen und Leipzig von 1905 bis 1909, Dr jur. Seit 
1909 Aſſiſtent an den Handelskammern Nürnberg, Hannover, Dresden, 
Eſſen. Seit 1920 Syndikus der Handelskammer Bochum, ſeit 1923 
Vorſtandsmitgl. der Bergbau⸗A.⸗G. Lothringen Hannover. Von An⸗ 
fang des Krieges bis Schluß Leutnant im Königin⸗Augaſta-⸗Garde⸗ 
Greuadier-Reg. 4. 


Jacoby - Rafauf, Wilhelm, Gutsbeſitzer, Wolken bei Baſſenheim 
(Krs Coblenz). Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/4 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 14. Januar 1866 zu Kreuzweiler [Krs Saarburg, Bez. Trier), 
katholiſch. Oberprimaner. Landw. Kurſe. Auf größeren Landwirtſchaften 
und Weinbaugükern praktiſch ausgebildet und ſelbſtändig geführt. Kreis 
deputierter, Vorſteher vom Darlehnskaſſenverein, Vorſteher des Kirchen⸗ 
bauvereins u. Gemeinderats; im Provinziallandtag geweſen. 
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Jaeger, Wilhelm, Kaufmann, Celle i. Hann. Wahlkreis 15: Oſt⸗ N 
Hannover (Stade, Lüneburg). Deutſchnationale Volkspartei. Pl. 321 
Geb. 21. Dezember 1887 zu Bremen⸗Rockwinkel, lutheriſch. Inhaber 
der Firma Herm. Umlandt, Celle. Mitgl. der Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer Hannover. Vorſtandsmitgl. des Wirtſchaftsausſchuſſes Nieder⸗ 
ſachſen. Vorſ. des Kaufmänniſchen Vereins e. V., Celle. Vorſ. des 
»Bürgerbund Celle e. B. «, Celle. Vorſ. der »Volkshilfegeſellſchaft e. Gen. 
in. b. H.« in Celle. 


Jahnke, Kurt, Berlin-Steglitz. Wahlkreis 11: Merſeburg. Deutſch⸗ 3% 
nationale Volkspartei. Pl. 237 
Geb. 17. Februar 1890 zu Stryczewo bei Gneſen, cvangeliſch. Ge⸗ 
lernter Landwirt, nach praktiſcher Ausübung dieſes Berufes Reiſe nach 
den Ver. Staaten von Nord-Amerika. Nach kurzer Tätigkeit als 
Eiſenbahnarbeiter, dort Studium der ſozialen Arbeiterfragen. Wäh⸗ 
rend des Krieges im Auslande im deutſchen Intereſſe tätig. Mitgl. 
der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner. 


Jakobs, Mathias, Bergmann, Gladbeck. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗ 
Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaumburg). Sozialdemo- pl. 362 
kratiſche Partei. 

Geb. 9. September 1885 zu Hunolſtein (Reg.-Bez. Trier), Freidenker. 
Stadtverordneter ſeit 1. Ang. 1920. 


Jaletzky, Emil, Gewertſchaftsſekretär, Breslau. Wahlkreis 7: Bres- Pi. 220 
lau. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 
„Geb. 12. Mai 1874 zu Breslau, katholiſch. Volksſchulbildung. Fünf⸗ 
jähriger Lehrgang für das Buchdruckerhandwerk. Bis zum Jahre 1913 
im Buchdruckgewerbe als Maſchinenmeiſter tätig. Seit 1913 für den 
„Gutenberg Bund«, Chriſtliche Gewerkſchaft deutſcher Buchdrucker, als 
Gewerkſchaftsſekretär tätig. Mitgl. des Reichsparteiausſchuſſes der 
deutſchen Zentrumspartei. 3. ſtellvertr. Vorſitzender der Provinzver⸗ 
jammlung der Niederſchleſiſchen Zentrumspartei und Schriftführer des 
Bezirksverbandes Breslau der Niederſchl. Zentrumspartei. Schrift⸗ 
ſtelleriſch tätig als ſtändiger Mitarbeiter in der Zentrumspreſſe, ſowie 
* gewerkſchaftlicher Art in der chriſtl.⸗nat. Gewerkſchafts⸗ 

eſſe. 


Janſſen (Barmen), Johannes, Kaufmann, Barmen. Wahlkreis 22: Pl. 162 
Düffeldorf- ſt (Kreiſe Barmen uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Mitgl. des vorläufigen Reichswirtſchaftsrats. 

Geb. 6. Dezember 1868 zu Barmen, reformiert. Volksſchule, kauf⸗ 
männiſche Lehre. Lebensmittelgechäft. Mitgl. der Handelskammer. Vor⸗ 
Hand verſch. Berufsvereine und Verbände. 


* 
194 


Pl. 358. 


* 
l 307 


. 
Ul. 365 


Fl. 190 
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Jendroſch, Friedrich, Eiſenbahnarbeiter, Hindenburg (Oberjäle].). 
Wahlkreis 9: Oppeln. Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai 1924 bis 29. Juni 1924. 

Geb. 22. Mai 1890 zu Lomnitz (Krs Roſenberg, Oberſchleſ.), religions⸗ 
los. 8 Jahre Volksſchule, ſeit 1920 Mitgl. des Oberſchleſ. Provinzial⸗ 
landtags und deſſen Ausſchuſſes. Stadtverordnetenvorſt. in Hindenburg. 


Frau Jenſen (Kiel), Toni, Lehrerin, Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig⸗ 
Holſtein. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 25. September 1891 zu Tönning (Krs Eiderſtedt), evangeliſch. 
Mittelſchule in Kiel. Seminar in Auguſtenburg a. Alſen. 


Jöns, Johannes, Landwirt, Wohlde bei Bergenhuſen. Wahlkreis 13: 


72 Schleswig⸗Holſtein. Deutſche Volkspartei. 


Geb. 7. Januar 1878 zu Wohlde, evangeliſch⸗lutheriſch. Volksſchule 
u. landwirtſchaftl. Lehranſtalt. Seit 1919 Mitgl. des Kreistages u. 
Kreisausſchuſſes des Kreiſes Schleswig, Mitgl. des Provinzialland⸗ 
tages für d. Pr. Schl.⸗Holſtein. 


Jordan (Magdeburg), Friedrich, Gaſtwirt, Magdeburg. Wahl⸗ 
kreis 10: Magdeburg. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. 

Geb. 1. Auguſt 1889 zu Geeſtemünde, reformiert. Realſchule bis 
zum Jahre 1905. Bis zum Jahre 1910 praktiſche berufliche Ausbildung 
Norddeutſcher Lloyd Bremen und im Auslande. Nach Beendigung 
der aktiven Militärzeit, Marine, ſeit 1913 ſelbſtändig. Z. Zt Beſitzer 
des Konzert⸗ und Ballſaales »Kriftall-Palaft«. Vorſtandsmitgl. des 
deutſchen Gaſtwirtevereins von Mgdbg u. U., des Reichsſchutzverbandes 
für Handel und Gewerbe, ſowie Inhaber verſchiedener Ehrenämter 


fachgewerblicher Organiſationen. 


Jordans (Marienbaum), Theodor, Landwirt, Marienbaum (Krs 
Mörs, Niederrhein). Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve, 
Crefeld uſw). Zentrum. 

Geb. 18. Jult 1863 zu Marienbaum [(Krs Mörs, Niederrhein), katho⸗ 
liſch. Gymnaſium bis Oberſekunda. Praktiſcher Landwirt ſeit 1880. 
Eigenbeſitz etwa 80 ha. Früher Mitgl. des Provinziallandtags der 
Rheinprovinz u. der Landwirlſchaftskammer der Rheinprovinz. Jetzt 
Mitgl. des Kreisausſchuſſes Mörs und des Bezirksausſchuſſes II 
Düſſeldorf. 


Jürgenſen, Jürgen, Arbeiterſekretär, Eckernförde. Wahlkreis 13: 
Schleswig⸗Holſtein. Sozialdemokratiſche Parrei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 24. Juli 1883 zu Langholz (Krs Eckernförde), Diſſident. Volks⸗ 
ſchulbildung, Selbſtſtudium. Urſprünglich landwirtſchaftlicher Arbeiter 
in Klein⸗ und Großbetrieben; ſpäter als Gelegenheitsarbeiter in allen 
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Berufen als Handarbeiter. Seit 1. Jan. 1920 als Sekretär des Ge- 
werkſchaftskartells und Leiter der Rechts⸗Auskunftsſtelle desſelben in 
Eckernförde tätig. Stellv. Stadtverordnetenvorſt. in Eckernförde. 


Juſti, Heinrich, Landwirt, Lügelwig bei Homberg (Bez. Caſſel). J 
Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Web- P3224 
lar). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 12. Februar 1876 zu Lützelwig ([Krs Homberg), evangeliſch. 
Landwirt: theoretiſch u. praktiſch gebildet. Im 28. Jahre väterlichen 
Beſitz übernommen. Vorſ. des Landw. Kreisvereins Homberg, 2. Borf. 
des Kreisbauernvereins Homberg. Mitgl. des Kreistags u. Kreisaus⸗ 
ſchuſſes Homberg. Mitgl. des Landesausſchuſſes in Caſſel. Vorſtands⸗ 
mitgl. der Landwirtſchaftskammer in Caſſel. Mitgl. der Kirchenregie⸗ 
rung Caſſel. 


Kahl (Dortmund), Fritz, Bezirksleiter, Dortmund. Wahlkreis 18: Pl. 290 
Weſtfalen-Süd (Arnsbergh. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 4. Oktober 1859 zu Bramfeld (Krs Stormarn), Diſſident. 
Volksſchule. Früher Maurer. Bezirksleiter d. deutſch. Baugewerks⸗ 
bundes. Stadtrat. 


Frau Kähler (Berlin), Luiſe, Berlin. Wahlkreis 3: Potsdam II Pi 82 
(Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Mitgl. des vorl. Reichswirtſchaftsrats. 

Geb. 12. Januar 1869 zu Berlin, Diſſidentin. Gemeindeſchule Ber⸗ 
lin. Hausangeſtellte. 


Kähler (Greifswald), Wilhelm, Dr jur. u. Dr phil., Ord. Univerfi- Pi. 96 
tätsprofeſſor, Greifswald. Wahlkreis 6: Pommern. Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 

Landtags 1921/4 für Pommern. 
„Geb. 5. Jebruar 1871 zu Halle (Saale), evangeliſch. Gym naſium, 
Univerſ. Halle u. Berlin. Privatdozent an d. Univers. Halle, Pro⸗ 
feſſor an d. Techniſchen Hochſchule Aachen. Schriftſtelleriſche Tätig⸗ 
reit: Nationalökonomiſche Fachſchriften; politiſche Flugſchriften. K. b. 
Major d. L. a. D.; E. K. 1, 2 u. a. K.-A. 


Kaiſer (Anklam), Johannes, Gewerkſchaftsführer, Anklam. Wahl- x 
kreis 6: Pommern. Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. Pl. 255 
Geb. 1. Juli 1894 zu Oberhauſen, evangeliſch. Volksſchule, Berg⸗ 
arbeiter, Ziegelei und Landarbeiter, 1914 bis 1920 Kriegsdienſt, Po⸗ 
lizeiwachtmeiſter, Volkswirtſchaftliche und Staatspolitiſche Kurſe der 
deutſchen Volkshochſchule in Berlin-Treptow beſucht, Arbeiterſekretär 
im Pommerſchen Landbund. 
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Kaiſer (Kurheſſen), Franz, Landwirt, Vorſ. des Reichs⸗Jungland⸗ 
bundes, Holzhauſen. Wahlkreis: 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg. ⸗Bez. Caſſel. 
Wiesbaden; Krs Wetzlar). Deutſche Volkspartei. 

Geb. 18. Dezember 1890 zu Holzhauſen (Krs Kirchhain), evangeliſch. 
Berufslandwirt. Betrieb 36 Hektar. Mitbegründer und bis 1925 
1. Vorſ. des Kurh. Junglandbundes. Mitbegründer und 2. Vorſ. des 
Reichs⸗Junglandbundes. 


Kasper, Wilhelm, kaufmänniſcher Angeſtellter, Berlin-Charlottenburg. 
Wahlkreis 2: Berlin. Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 8. Auguſt 1892 zu Neuftudt (Schwarzwald), Diſſident. 


Kaſten, Hermann, Malermeiſter, Stadtrat, Schönebeck (Elbe). Wahl- 
kreis 10: Magdeburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Milgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 28. September 1923 ab für 
Magdeburg. 

Geb. 22. Auguſt 1885 zu Unſeburg [Krs Wanzleben), freireligiös. 
Volksſchule. Vier Jahre das Malerhandwerk erlernt. Drei Semeſter 
Kunſtſchule. Nachdem verſchiedentlich als Maler in anderen Städten 
gearbeitet. Seit 1912 ſelbſtändiger Handwerksmeiſter in Schönebeck 
(Elbe). Mit 17 Jahren in die proletariſche Bewegung gekommen. 
Vom 18. Jahre gewerkſchaftlich und politiſch tätig. Mit 22 Jahren 
Vorſ. eines politiſchen Agitationskomitees. In dieſer Eigenſchaft viel 
von der politiſchen Polizei verfolgt uſw. 1907 Hauptangeklagter wegen 
Antimilitarismus, Verbreitung verbotener Schriften wegen »Aufreizung⸗ 
zum Klaſſenhaß. Verfahren eingeſtellt. 1921 im Auguſt als angeblicher 
Rädelsführer im Landfriedensbruch in Bad Elmen bei einer Fahnenweihe 
des Stahlhelm verhaftet. Verfahren nach mehreren Monaten eingeſtellt. 
Seit 1919 Mitgl. des Magiſtrats in Schönebeck. 1923 mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit in Staßfurt als beſoldeter 2. Bürgermeiſter gewählt, Amt nicht 
angetreten. 


Kaufhold, Joſeph, Dr jur., Generalſekretär, Berlin⸗Friedenau. 
Wahlkreis 17: Weiljalen-Nord (Reg.-Bez. Münſter, Minden, Krs Graf⸗ 
ſchaft Schaumburg). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Weſtfalen⸗Nord. 

Geb. 8. Mai 1876 zu Geismar (Pr. Sachſen), katholiſch. Bis zum 
14. Jahre Volksſchule, 1890 bis 1892 Friedrichs⸗Werderſches Gymna⸗ 
ſium in Berlin, 1892 bis 1897 königl. kathol. Gymnaſium zu Heiligen⸗ 
ſtadt (Eichsfeld); 6 Semeſter Rechts- und Staatswiſſenſchaften an der 
Univerſität Berlin, jur. Doktorwürde an der Univerſität Roſtock auf 
Grund der Diſſertation: »Bedingte Verurteilung und adminiſtrative 
Begnadigung«. Vom 1. Juli 1905 bis 1. Sept. 1907 konſervativer 
Parteiſekretär und Redakteur des »Kreisblatt« in Pyritz (Pomm.), ſeit 
1. Sept. 1907 bis 1. Okt. 1921 Fraktionsſekretär der deutſchkonſerva⸗ 
tiven Reichstagsfraktion und Leiter der parlamentariſchen Abteilung 
des Bundes der Landwirte bzw. Reichslandbundes, ſeitdem Mitarbeiter 
des R. L. B. Verfaſſer zahlreicher parteipolitiſcher und wirtſchafts⸗ 
politiſcher Abhandlungen, u. a.: Konſervative Partei und Reichstags 
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wahlen 1907, der Kampf um das preuß. Wahlrecht, Fürſorge der Kon]. 
Partei für den Mittelſtand, die Konf. Partei und die Reichsfinanz⸗ 
reform 1909, Seſſionsberichte über konſ. Arbeit im Reichstage bis 1918, 
Tätigkeit des preuß. Abgeordnetenhauſes 1908—1913, Kriegsnöte der 
deutſchen Landwirtſchaft, Zwangswirtſchaft wahrend des Krieges; der 
Wucher in und nach dem Kriege, die Geſchichte des deutſchen Partei⸗ 
weſens, die Kriegszielpolitik der konſervativen Partei, Annexionen und 
Kriegsſchuld, Deutſchnationale Volkspartei und Landwirtſchaft, die 
politiſchen Parteien und der Bund der Landwirte, Deutſchnat. Volks⸗ 
partei und Landwirtſchaft in der Preuß. Landesverſammlung, das Um⸗ 
lageverfahren im Brotgetreide, Ernährung und Teuerung 1922, der 
deutſche Bauernbund, Deutſchnat. Volkspartei und Landwirtſchaft im 
Reichstag und Landtag 1920 bis 1924, die politiſchen Parteien und die 
Landwirtſchaft 1924, die Tätiakeit der Deutſchnationalen im Reichstag 
und Landtag für die Landwirtſchaft im Jahre 1924, Sozialdemokratie 
und Kleingrundbeſitz und viele andere von der deutſchnationalen Schriften⸗ 
vertriebsſtelle bzw. dem Reichslandbunde herausgegebene Abhandlungen. 
Seit Februar 1919 Stadtverordneter von Berlin-Schöneberg, vom Juni 
1920 bis November 1921 Stadtverordneter der neuen Stadtgemeinde Berlin 
und Bezirksverordneter von Berlin⸗Schöneberg. Im Kriege Landſturm⸗ 
mann im J. R. 151 u. F. A. 54, als d. u. entlaſſen; E. K. 2 am weiß⸗ 
ſchwarzen Bande. 


Kaufmann, Franz Alexander, Dr jur., Hauptmann d. L. a. D., Berlin. Pl. 106 
Wahlkreis 2: Berlin. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 31. Dezember 1863 zu Wertheim a. Main (Krs Buchen, Groß 
herzogtum Baden), evangeliſch. Gymnaſialabiturient. Univerſ. (juri⸗ 
ſtiſche Fakultät), Gerichtsreferendar und Aſſeſſor. Früher Landrichter. 
Gegenwärtig ohne beſonderen Beruf. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Kommentar und Inſtitutionen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 1. und 
2. Band. Kleinere Veröffentlichungen juriſtiſchen, volkswirtſchaftlichen 
und politiſchen Inhalts. 


Kayſer (Bielefeld), Wilhelm, Fabrikant, Bielefeld. Wahlkreis 17: Pl. 332 
Weſtfalen⸗Nord (Reg.⸗Bez. Münfter, Minden; Krs Grafſchaft Schaum⸗ 
burg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 13. Januar 1922 ab für 
Weſtfalen⸗Nord. 

Geb. 13. Januar 1863 zu Oelde (Weſtf.), katholiſch. 


„Kellermann, Hermann, Schloſſer, Erfurt. Wahlkreis 12: Erfurt. % 
Kommuniſtiſche Partei. > Pl. 284 
Geb. 14. Auguſt 1887 zu Gehofen (Krs Sangerhauſen), religionslos. 


Kenkel, Eduard, Chefredakteur, Königsberg (Pr.). Wahlkreis 1: Oſt⸗ x 
preußen. Deutſchnationale Volkspartei. Pl. 323 
„Geb. 24. Juni 1876 zu Tilſit, evangeliſch. Dorfſchule, Privatunterricht, 
Präparandenanſtalt, evangeliſches Prediger-(Miſſions⸗) Seminar. Wurde 
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1894 angeregt durch Adolf Stöcker und Friedrich Naumann Mitgl. der 
chriſtlich⸗ſozialen Partei in Berlin. Ein Jahr Fabrikarbeiter in Berlin. 
Dann Korrektor, Berichterſtatter und kaufmänniſche Tätigkeit in Berliner 
und Dresdener Zeitungsverlagen, zuletzt auf leitenden Poſten in Berlin. 
Vom Herbſt 1914 bis Herbſt 1915 ehrenamtlicher Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft der Freunde oſtpreußiſcher Flüchtlinge und 1. Vorſ. des Aus- 
ſchuſſes der oſtpreußiſchen Flüchtlinge. Veranſtaltete und leitete die 
großen »Oſtpreußenverſammlungen« in Berlin. Gab drei Jahrgänge 
der Zeitſchrift »Oſtpreußiſche Heimat« heraus. 1916 vom Miniſter des 
Innern als Preſſechef ins Kriegswucheramt berufen. Verließ nach Aus⸗ 
bruch der Revolution den Staatsdienſt und ſchrieb gegen die Mißwirt⸗ 
ſchaft der Revolutionäre. Mitbegründer der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei. Januar 1919 bis 1921 Chefredakteur der »Oſtpreußiſchen 
Zeitung« in Königsberg (Pr.). März 1921 bis Oktober 1924 Preſſe⸗ 
berater der bſtpreußiſchen Firmen des Stinneskonzerns und Handels⸗ 
bevollmächtigter der Oſtpreußiſchen Maſchinen-Geſellſchaft m. b. H. Seit 
September 1924 Herausgeber des »Altpreußiſchen Wochenblatts«. Seit 
1919 Vorſtandsmitgl. des Landesverbandes Oſtpreußen der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei. Seit 1920 Vorſtandsmitgl. des »Verbandes der 
Oſtpreußiſchen Preſſec. Mitarbeiter nationaler Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften. 


ES Kerff, Wilhelm, Parteiſekretär, Vaalſer Quartier Nr 73 bei Aachen. 
v. 195 Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 1. Mai 1897 zu Vaalſer Quartier bei Aachen, Diſſident. 


A. 164 Kickhöffel, Karl Hans, Volksſchullehrer, Jeeſer bei Greifswald. Wahl⸗ 
kreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Pommern. 
Geb. 1. Mai 1889 zu Franzburg in Vorpommern, evangeliſch. Volks⸗ 
ſchule, Seminar zu Franzburg 1906 bis 1909. Mitarbeiter von Zeitun⸗ 
gen und Zeitſchriften. Kriegsteilnehmer, E. K. 2. 


Pl. 77 Kilian, Otto, Schriftleiter, Halle (Saale). Wahlkreis 11: Merſeburg. 
Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 vom 5. Mai 1920 
ab für Merſeburg⸗Erfurt und des erſten Landtags 1921/24 für Merſe⸗ 
burg. 

Geb. 27. November 1879 zu Atzendorf (Krs Calbe a. S.), Diſſident. 
Volksſchule. Schriftſetzer. Bis 1906 im Beruf tätig, dann Schriftleiter 
in Solingen, Caſſel, Halle a. S. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: »Der 
weiße Schrecken in Mitteldeutſchland«, »Der ſingende Kerker «, Dich⸗ 
tungen aus der Haft. Kriegsteilnahme (Front) 1915 bis 1918. Vorſ. 
des Arbeiterrats Halle a. S. Wegen revolutionärer Betätigung zu 
3 Jahren Gefängnis verurteilt. 


15 Kim bel, Wilhelm, Zeichner und Tiſchlermeiſter, Berlin. Wahlkreis 3: 
Potsdam II (Krs Beeskow⸗Storkow uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom Dezember 1922 ab für Pyis- 

dam II. 
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Geb. 4. Februar 1868 zu Breslau, evangeliſch. Realgymnaſium zun 
Zwinger in Breslau. Erlernte die Kunſttiſchlerei und Architektur. Er⸗ 
hielt im Jahre 1908 auf der Großen Berliner Kunſtausſtellung die Gol⸗ 
dene Staatsmedaille für Kunſt, den Grand Prix in Saint-Louis, wurde 
für umfangreiche Arbeiten im alten Königlichen Schloß zu Berlin zum 
Hofzeichner und Hoftiſchlermeiſter Sr Majeſtät ernannt. Alleiniger In⸗ 
haber der Kunſttiſchlerei von Kimbel & Friederichſen. 


Frau Kirſchmann⸗Röhl, Eliſabeth, Köln⸗Klettenberg. Wahlkreis 20: Pl. 186 
Köln⸗Aachen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Geb. 22. Auguſt 1888 zu Landsberg (Warthe), Volksſchule. Mit⸗ 
arbeiterin an der ſozialdemokr. Preſſe. Herausgeberin der Beilage zur 
Rheiniſchen Zeitung »Die arbeitende Fraus. 


Klamt, Hermann, Or erer. pol., Generalſekretär, Bonn (Rhein). 
Landeswahlvorſchlag. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. Pl. 256 
Geb. 20. Juni 1884 zu Köln, katholiſch. 


Frau Klausner (Berlin), Gertrud, Dr phil., Studienrat, Berlin. 28 
Wahlkreis 2: Berlin. Deutſche Demokratiſche Partei. Pl. 37 

Geb. 13. Mai 1877 zu Berlin, israelitiſch. Univerſitätsſtudium in 
Berlin und Paris. Dr phil. 1907. Seit 1911 im höheren Schuldienſt. 
Studienrat am Kleiſtlyzeum in Berlin. 


Klaußner (Storkow), Georg, Landwirt, Storkow (Mark). Wahl- Pl. 277 
kreis 3: Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Geb. 2. November 1882 zu Herrenhütte bei Nürnberg, Diſſident. 
Volksſchule, Arbeiterbildungsſchule Berlin. Metalldrücker, jetzt Landwirt. 
Stadtverordneter. 


Kleinmeyer, Joſeph, Regierungs⸗Kanzleifekretär, Pfaffendorf bei Cob⸗ Pl. 356 
lenz (Rhein). Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier. Sozlaldemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtages 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 15. Auguſt 1874 zu Pfaffendorf, katholiſch. Volksſchule. Büro⸗ 
angeſtellter. Von 1898 bis 1899 Regierung Coblenz als Hilfsarbeiter. 
1899 Landratsamt Mayen; ſelbſtändiger Bearbeiter der Polizeiangelegen⸗ 
heiten u. der Invaliditäts- und Altersverſorgungsſachen. 1900 bis 1913 
Einkommenſtenerveranlagungskommiſſion Coblenz⸗Stadt u. Land. 1913 
Regierung Coblenz; Kriegsteilnehmer (Front) 1914 bis 1918. 1918 bis 
1920 Ratenleiter bei der Penſionsregelungsbehörde 24 in Coblenz. 1920 
Regierung Coblenz. Seit 1903 Gemeinde- und Bürgermeiſtereiverord⸗ 
neter. Schriftſtell. Tätigkeit auf kommunalpolitiſchem Gebiet; 1912 
Denkſchrift über Eingemeindungsfragen für Coblenz (Umgegend). 
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Kleinſpehn, Johannes, Schriftleiter, Nordhauſen. Wahlkreis 12: 
Erfurt. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919%1 für Merſeburg⸗ 
Erfurt und des erſten Landtags 1921/24 für Erfurt. 

Geb. 24. April 1880 zu Frankenthal (Rheinpfalz), freireligibs. Volks⸗ 
ſchule. Metallarbeiter, ſeit 1910 politiſcher Redakteur d. Nordhauſer 
Volkszeitung. 


Klimas, Ceslaus, Pfarrer, Tarnau (Krs Oppeln]. Wahlkreis 9: 
Oppeln. Katholiſch⸗Polniſche Volkspartei (Pole). 
Geb. 11. Juni 1865 zu Poſen, katholiſch. 


Klodt (Adlershof), Emil, Stadtrat, Berlin-Adlershof. Wahlkreis 3: 
Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam 11. 

Geb. 29. April 1880 zu Berlin, konfeſſionslos. Volksſchulbildung. 


Kloft (Eſſen), Chriſtian, Beigeordneter, Eſſen (Ruhr). Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Barmen uſw. 

Geb. 18. Dezember 1867 zu Rothenbach (Kr3 Unterweſterwald), fatho- 
liſch. Volksſchule. Vom 1. April 1903 bis 1. Januar 1920 Arbeiter⸗ 
ſekretär in Eſſen (Bezirksverband der kath. Arbeitervereine des Kreiſes 
Eſſen). Seit Januar 1920 beſoldeter Beigeordneter der Stadt Eſſeu. 
Von 1905 bis 1914 Mitredakteur der Zentrumszeitung »Volksfreund« in 
Eſſen. Ehrenämter: Von 1899 bis Auguſt 1920 Stadtverordneter in 
Eſſen, infolgedeſſen Mitgl. der wichtigſten Kommiſſionen. Mehrere Ehren- 
ämter in der chriſtl. nationalen Arbeiterbewegung. Verdienſtkreuz, E.⸗K. 
am weiß⸗ſchwarzen Bande. 


Klupſch (Dortmund), Franz, Parteiſekretär, Dortmund. Wahl- 
kreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 22. September 1874 zu Deutſch⸗Jeſeritz (rs Frauſtadt), kon⸗ 
feſſionslos. Volksſchulbildung. Von 1907 bis 1908 ½ Jahr Teil- 
nehmer an d. Parteiſchule d. ſoziald. Partei in Berlin. Von 1905 bis 
1918 Sekretär d. ſoziald. Partei für den Wahlkreis Dortmund⸗Hörde. 
Seit 1918 Sekretär und Vorſ. der S. P. D., Bezirk weſtl. Weſtfalen. 
Stadtverordneter in Dortmund ſeit 1915. 


Knieſt, Wilhelm, Ehrenobermeiſter, Caſſel⸗Wilhelmshöhe. Landes— 
wahlvorſchlag. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags von 1920 bis 1924. 

Geb. 11. April 1863 zu Hamburg, evangeliſch. Beſuchte die Stif- 
tungsſchule von 1815 zu Hamburg, erlernte das Schreinerhandwerk in 
Hildesheim, machte ſich 1889 in Caſſel ſelbſtändig u. betrieb 25 Jahre 
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ſein Geſchäft. Während 12 Jahre Obermeiſter der Schreiner⸗Innung 
Caſſel, wurde er bei ſeinem Eintritt in den Deutſchen Reichstag 1920 
zum Ehrenobermeiſter ernannt. 18 Jahre Vorſ. des Innungs⸗Aus⸗ 
ſchuſſes Caſſel. Vorſ. zweier Genoſſenſchaften des Holzgewerbes. In 
beſonderer Tätigkeit für den Arbeitgeberverband für die Deutſche Holz⸗ 
induſtrie und das Gewerbe, Sitz Berlin. 


Koch (Berlin), Julius, Pfarrer, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. 
Deutſchnationale Volkspariei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 16. Februar 1865 zu Berlin, evangeliſch. Hum. Gymnaſium 
Graues Kloſter in Berlin. Studium der evang. Theologie in Berlin 
und Bonn. Schriftſtelleriſche Tätigkeit beſonders auf kommunalpoliti⸗ 
ſchem Gebiet. Stadtverordneter in Berlin. 1889 Hilfsprediger an der 
Zionskirche in Berlin, 1890 desgl. an der Eliſabethkirche, 1891 zum 
fünften Pfarrer an der Markuskirche berufen, ſeit 1896 erſter Pfarrer 
an der Samariterkirche, 1917 bis 1918 Felddiviſionspfarrer. 


Pl. 166 


Koch (Magdeburg), Julius, Gewerkſchaftsbeamter, Magdeburg. Pl. 422 


Wahlkreis 10: Magdeburg. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Geb. 8. Oktober 1867 zu Groß⸗Ottersleben (K rs Wanzleben), Diſſi⸗ 
dent. Volksſchule in Groß⸗Ottersleben. Erlernte das Maurerhand⸗ 
werk und war bis 1901 als Maurer tätig. Von 1901 bis 1911 Gau⸗ 
borſ. im Zentralverband der Maurer Deutſchlands. Seit 1911 Be⸗ 
zirksleiter des deutſchen Bauarbeiterverbandes. Ab 1. Januar 1923 
Bezirksvorſ. des deutſchen Baugewerkbundes. Seit 1887 eingeſchriebe⸗ 
nes Mitgl. d. ſozialdemokr. Partei, von 1890 an Vorſtandsmitgl. Seit 
1901 Vorſ. d. ſozialdemokr. Vereins f. d. Kreis Wanzleben. Vorſ. d. 
Preſſekommiſſ. d. Magdeburger Volksſtimme. Mehrere Jahre Ge⸗ 
meindevertreter in Groß⸗Ottersleben. 


Koch (Oeynhauſen), Karl, Pfarrer, Bad Oeynhauſen. Wahlkreis 17: 
Weſtfalen⸗Nord (Münſter, Minden uſw). Deutſchnationale Volks⸗ 
partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weftfalen-Nord. 

Geb. 6. Oktober 1876 zu Witten a. d. Ruhr, evangeliſch. Volksſchule 
zu Witten, Realgymnasium zu Witten, Gymnaſ. zu Hagen (Weſtf.). 
Studierte evang. Theologie auf den Univerſitäten Greifswald u. Bonn. 
Nen zu Holtrup [Krs Minden), Bünde (Weſtf.), jetzt Bad Oeyn⸗ 
auſen. 


Kölges, Max, Friſeur, Innungsobermeiſter, Mülheim (Ruhr). 
Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uſw). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Düſſeldorf⸗Weſt. 
„Geb. 29. Oktober 1880 zu Dülken (Krs Kempen, Rheinland), katho⸗ 
ch. Volksſchule. Friſeur und Kaufmann. Stadtverordneter, Mitgl. 
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und Abteilungsvorſ. der Handwerkskammer Düſſeldorf (Abteilung 
Duisburg). Vorſ. des Innungsausſchuſſes der vereinigten Innungen 
zu Mülheim (Ruhr). Vorſ. der Kranken⸗Unterſtützungs⸗ und Sterbe⸗ 
kaſſe im Bezirke der Handwerkskammer zu Düſſeldorf (Sitz Düſſeldorf). 
Friſeur⸗Innungsobermeiſter zu Mülheim (Ruhr). Mitgl. des Vorſtan⸗ 
des der Städt. Sparkaſſe zu Mülheim (Ruhr). 


** Kollwitz, Hans, Tiſchler, Eſſen (Ruhr). Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗ 
Pl. 197 Süd (Arnsberg). Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 13. September 1893 zu Stralſund, religionslos. 


2.292 König (Swinemünde), Chriſtoph, Schulrat, Swinemünde. Wahl⸗ 
kreis 6: Pommern. Sozialdemokratiſche Partei. 
Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Heſſen⸗Naſſau 
und des erſten Landtags 1921½4 für Pommern 
Geb. 17. März 1882 zu Lutter (Krs Heiligenſtadt). 8 Jahre Volks⸗ 
ſchule zu Lutter 1896 bis 1899 Präparandenanſtalt zu Heiligenſtadt, 
1899 bis 1902 Seminar daſelbſt. Volksſchullehrer ſeit 1908 in Frankfurt 
(Main), Hilfsarbeiter im Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung, Schulrat in Swinemünde, vertretungsweiſe Verwaltung einer 
Regierungs- und Schulratsſtelle in Potsdam. Mitarbeit in der päda⸗ 
gogiſchen und in der politiſchen Preſſe. 


3% Koennecke, Hans, Generalſekretär, Berlin- Schöneberg. Wahlkreis 3: 
3. Ss Potsdam II (Krs Beeskow⸗Storkow uſw). Deutſchnationale Volks- 
partei. 

Geb. 20. Oktober 1896 zu Vieſelbach (Krs Weimar), evangeliſch. 
Nacheinander Bürgerſchule Magdeburg, Gutsmutsoberrealſchule Qued⸗ 
linburg, Bismarckgymnaſium Magdeburg, Geothegymnaſium Berlin- 
Wilmersdorf, dort Mbiturienteneramen. 2. Auguſt 1914 Kriegs- 
freiwilliger beim Inf.⸗Reg. 27. 28. Okt. 1914 an die Weſtfront. 
Am 24. Dez. 1915 Leutnant. Mai 1916 zum Jäg.⸗Bat. 27 
verſetzt, mit dieſem an die Oſtfront. Januar 1918 im Auftrage 
der Sektion Politik des Generalſtabs des Feldheeres nach Finnland, 
Kämpfe in Finnland, finniſcher Major und Generalſtabsoffizier. Ja⸗ 
nuar 1919 Rückkehr nach Deutſchland. 7 Semeſter Staatswiſſenſchafken 
an der Berliner Univerſität. Generalſekretär vaterländiſcher Ver⸗ 
bände, Schriftleiter der Einheitsfront. 16. Nov. 1921 Generalſekretär 
und geſchäftsf. Vorſtandsmitgl. Landesverband Potsdam II der D. N. Bp. 
Herbſt 1924 Studienreife nach den Vereinigten Staaten von Amerika. 
1. Vorſ. des Berl. Sportvereins 1892. Präſidialmitgl. des Deutſchen 
Hockeybundes. Mitgl. des Reichsausſchuſſes für Leibesübungen. 


* Koerner, Bernhard, Dr jur, Oberjuſtizrat, Referent im Preuß. 
Pl. 170 Juſtizminiſterium, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Nationalſozialiſtiſche 
Freiheitsbewegung. 5 i 
Geb. 23. Juli 1875 zu Berlin, evangeliſch. 1882 bis 1893 Kgl. Loui⸗ 
jen-Gymnafium Berlin, 1893 bis 1896 Stud. d. Rechte und Staats⸗ 
wiſſenſchaften Heidelberg u. Berlin, 8. Juni 1896 Referendar am 
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Amtsgericht Spandau, 5. Auguſt 1896 Dr jur. zu Heidelberg, 1. Okto⸗ 
ber 1896 bis 1897 Einj.⸗Freiw. im Drag.⸗Agt. 23, 3. Februar 1900 zur 
Regierung Stettin, 25. Oktober 1902 Regierungsaſſeſſor, 1. Dezember 
1902 Hilfsarbeiter beim Landratsamt Konitz, 1. Juni 1909 Regierungs- 
rat, 1. Februar 1920 zum Juſtizminiſterium, 6. Mai 1920 Oberjuſtiz⸗ 
rat, 1921 Major a. D. m. U. d. Reſ. des Heſſ. Garde⸗Drag.⸗Rgts. 
E. K. 2., Rot. Adl. O. 4., Preuß. Verdienſtkreuz für Kriegshilfe, E. M., 
L. D. 2. Herausgeber des »Deutſchen Geſchlechterbuchs« (Genealogi⸗ 
ſches Handbuch Bürgerlicher Familien; 45 Bände). 


Köthenbürger, Bernhard, Bauunternehmer, Paderborn. Wahl- bl. 224 
kreis 17: Weſtfalen⸗-Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaum, 
burg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen Nord. 

Geb. 28. November 1870 zu Haaren (Bez. Minden), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule, Privatunterricht. Maurer- und Zimmerhandwerk praktiſch er⸗ 
lernt. Am Polghtechnikum Strelitz 1892 Baufachſtudien erledigt. Von 
1892 bis 1898 als Bauführer an Privat- und Staatsbauten und im 
Geſchäfte des Vaters tätig. Seit 1898 eigener Firmeninhaber in Pa⸗ 
derborn. Stadtverordneter, Kreistagsmikgl., Vorſ. des Handwerks- 
amtes in Paderborn uſw. 


Kraft, Carl, Bürgermeiſter, Nieſte (Bez. Caſſel). Wahlkreis 19: > 
Heſſen-Naſſau (Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Sozialdemokratiſche pi. 359 
artei. 

Geb. 18. September 1874 zu Nieſte [Krs Caſſel⸗L.), evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Volksſchulbildung. Gelernter Horndrechſler. Seit 1904 Mitgl. 
der Gemeindevertretung in Nieſte. Seit 5. Mai 1919 Mitgl. des 
Kreisausſchuſſes Caſſel⸗L. Seit 15. September 1919 Bürgermeiſter 
der Gemeinde Nieſte (Landkrs Caſſel). 


Krämer (Recklinghauſen), Auguſt, Bergrat, Recklinghauſen. Wahl⸗ 3 
kreis 17: Weſtfalen⸗Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaum- Pl. 374 
burg). Deutſche Volkspartei. h 

Geb. 6. November 1879 zu Kleinholthauſen (Kr3 Hörde), evangeliſch. 
Volksſchule, Bismarckrealgymnaſium Dortmund, 1 Jahr praktiſche Ar⸗ 
beit auf Steinkohlen⸗ und Erzgruben. Beſuch der Univerſität Jena, 
aktiv bei der Burſchenſchaft Germanja. Techniſche Hochſchule zu Aachen. 
Bergreferendar⸗, Bergaſſeſſorexamen. Vor dem Kriege Leiter der Zweig⸗ 
niederlaſſung Saarbrücken der Maſchinen⸗ und Grubenlampenfabrik 
Zriemann & Wolf, Zwickau in Sachſen. Nach dem Kriege Direktor des 
Kaliſalzbergwerks Sachſen⸗Weimar a. Werra. Seit 1921 Bergrat bei 
dem Bergrevier Weſt-Recklinghauſen. Kriegsteilnehmer. Bei Fort 
Douaumont ſchwer verwundet als Oberleutnant d. R. u. Batterieführer. 

E. H. 1. u. 2., Hamburgiſches Hanſeatenkreuz und Verwundetenabzeichen. 


Kreker, Ernſt, Vorſchloſſer, Gleiwitz. Wahlkreis 9: Oppeln. Zentrum. P. 334 
„ital, des erſten Landtags 1921/24 vom 19. November 1922 ab für 
Oberſchleſien. 

Geb. 22. Februar 1875 zu Birkkretſcham (Bez. Breslau), katboliſch. 
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Kriege (Berlin), Johannes, Dr jur., Direktor im Auswärtigen Amt 
a. D., Wirklicher Geheimer Rat, Exzellenz, Berlin. Wahlkreis 6: 
Pommern. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Pommern. 

Geb. 22. Juli 1859 zu Lüdinghauſen (Weſtfalen), evangeliſch. Elemen⸗ 
tarſchule und Rektoralſchule in Lüdinghauſen; Gymnaſium in Minden 
in Weſtfalen. Student der Rechte in Göttingen und Straßburg i. Elſ.; 
Gerichtsreferendar in Minden und Berlin; Doktor der Rechte in 
Göttingen. Gerichtsaſſeſſor beim Amtsgericht Il in Berlin; Aſſeſſor 
im Auswärtigen Amte; Vizekonſul in Amſterdam, Konſul in Aſuncion 
in Paraguva, in Sarajewo in Bosnien. Hilfsarbeiter, Vortragender 
Rat, Juſtitiar, Dirigent, Direktor (Rechtsabteilung) im Auswärtigen 
Amte; Mitgl. des Haager Schiedsgerichts. 


von Kries (Potsdam), Wolfgang, Dr jur., Landrat z. D., Potsdam. 
Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Poſen und des 
erſten Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. Dritter Vizepräfident 
der Landesverſ. vom 6. Mai 1919 an. Zweiter Vizepraſident des erſten 
Landtags 1921/24. Erſter Vizepräſident des zweiten Landtags. i 


Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis 15. Nov. 1918 für Filehne, 
Cgarnikau, Kolmar i. P. 

Geb. 27. November 1868 zu Smarzewo (Krs Marienwerder) jetzt 
Poln. Pommerellen, evangeliſch. Gymnaſium Marienwerder und 
Bromberg. Univerſitäten Freiburg i. Br., Berlin, Königsberg i. Pr. 
Referendar in Neuenburg i. Weſtpr. und in Berlin. Gerichtsaſſeſſor 
vom 17. September 1894 (Staatsanwaltſchaft II Berlin, Oberſtaatsau⸗ 
waltſchaft des Kammergerichts). Vom 1. Januar 1900 Juſtitiar bei 
der Regierung in Arnsberg, April 1901 zum Oberpräſidium Münſter 
i. Weſtf. verſetzt. Vom Oktober 1902 Verwalter des Landratsamts 
Filehne, ſeit Mai 1913 Landrat in Filehne. Mit Wirkung vont 
1. Mai 1920 zur Verfügung geſtellt. 


Kriſchick, Johann, Bauernhofbeſitzer, Alt⸗Werder bei Groß⸗Leſchienen. 
Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 5. Mai 1886 zu Groß⸗Lattana (Krs Ortelsburg), baptiſtiſch. 
Volksſchule. Bis 1906 landwirtſchaftl. Arbeiter. Von 1906 bis 1913 
Bergarbeiter. Von 1913 ab ſelbſtändiger Beſitzer einer Landwirt- 
ſchaft. Vormundſchaft, Provinziallandtagsmitgl., Kreisausſchußmitgl., 
Kreistagsmitgl. 


Fran Kröger (Wilhelmsburg), Berta, Wilhelmsburg. Wahlkreis 15: 
Oſt⸗Hannover (Stade, Lüneburg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſt⸗Hannover. 

Geh. 24. September 1891 zu Harburg (Landkrs Harburaq), konfeſſions⸗ 
los. Volksſchule. Hausangeſtellte. Mitgl. des Gemeinderats. Kreis 
tagsabgeordnete von 1919 bis 1921. 
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Krug, Philipp, Schulrat, Düren (Rheinl). Wahlkreis 20: Köln- Pl. 178 
Aachen. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 23. Auguſt 1864 zu Derichsweiler [Krs Düren), katholiſch. 
Volksſchule. Lehrerſeminar zu Cornelimünſter. Früher Volksſchul⸗ 
lehrer zu Merode (Krs Düren) u. zu Düren, Rektor zu Düren, jetzt 
Schulrat des Kreiſes Schleiden. Mitarbeiter pädagogiſcher Zeitun⸗ 
gen, Schriftleiter der »Blätter für Volksſchulpraxisc u. der „Blätter 
für Rechtsſchutz«. 1. Vorſ. d. Kath. Lehrerverbandes, Prov. Rheinland. 


Krüger (Brandenburg), Wilhelm, Parteiſekretär, Berlin⸗Niederſchön⸗ 3% 
hauſen. Wahlkreis 4: Potsdam 1 (Krs Angermünde uſw). Sozial- wl. 254 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. des Verfaſſungsausſchuſſes der Freien Stadt Danzig. 

Geb. 8. November 1889 zu Landsberg a. W., Diſſident. Volksſchul⸗ 
bildung, Tiſchler, ſpäter Krankenkaſſenangeſtellter, dann Angeſtellter 
des Holzarbeiter⸗Verbandes, ſeit März 1919 Parteiſekretär für die 
Prov. Weſtpreußen, ſeit Januar 1920 Bezirksſekretär für die Prov. 
Brandenburg u. Grenzmark Bojen-Weftpreußen. 


Frau Krüger (Halle), Hedwig, Angeſtellte, Halle (Saale). Wahl⸗ 8 

kreis 11: Merſeburg. Kommuniſtiſche Partei. WI. 194 
Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Okt. 1924. 
Geb. 1. April 1887 zu Halle (Saale). 


Frau von Kuleſza, Anny, Konrektorin, Stadtverordnete, Berlin- Pl. 45 
90 Wahlkreis 18: Weſtfalen-Süd (Arnsberg). Deutſche 
zolkspartei. 

Migl. des erſten Landtags 1921/4 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 16. Oktober 1868 zu Kukowen (Krs Oletzko, Oſtpr.), evangeliſch. 
Lehrerin an der höh. Mädchenſchule zu Bütow (Pomm.)], ſeit 1892 
Lehrerin an der Gemeindeſchule zu Berlin⸗Lichtenberg. Konrektorin. 
Stadtverordnete von Groß-Berlin, Bezirksverordnete von Berlin. 
Lichtenberg, Gemeindekirchenvertreter. 1. Vorſ. des Verbandes Deut⸗ 
cher Volksſchullehrerinnen, 2. Vorſ. des Landesvereins Preußiſcher 
Volksſchulleyrerinnen, Mitgl. des G. A. d. Groß⸗Berliner Lehrerkam⸗ 
mer. Mitgl. der FJilm⸗Oberprüfſtelle. 


Frau Kunert, Marie, Schriftſtellerin, Berlin⸗Cöpenick. Landeswahl⸗ Pl. 206 
borſchlag. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 20. Mai 1871 zu Berlin. Volksſchule, höhere Mädchenſchule. 
ehrerinnenſeminar in Berlin. Schriftſtelleriſche, journaliſtiſche und 
redaktionelle Tätigkeit für die ſozialiſtiſche Preſſe ſeit 1889. Über⸗ 
\eberin aus dem Franzöſiſchen und Engliſchen. 1920/21 Bezirksverord⸗ 
nete für den XII. Verwaltungsbezirk von Groß-Berlin. 1922 Übertritt 
on der U. S. P. D. zur V. S. P. D. Verheiratet ſeit 1890 mit dem 
Schriftſteller und Reichstagsabg. Fritz Kunert. 
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Kuttner, Erich, Redakteur, Neu⸗Tempelhof (Berlin). Wahlkreis 2: 
Berlin. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 27. Mai 1887 zu Berlin⸗Schöneberg, Diſſident. Gymnaſialbe⸗ 
ſuch, juriſtiſches Studium, als Referendar wegen politiſcher Tatigkeit 
gemaßregelt, ſeitdem Schriftſteller und Redakteur an ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Blättern. Kriegsteilnehmer 1915/16, bei Verdun verwundet. 
Mitbegründer des »Reichsbundes der Kriegsbeſchädiglen«c. Mitgl. des 
Reichsausſchuſſes der republikan. Frontkämpfervereinigung »Reichs⸗ 
banner Schivarz-ınl-gold«. Verfaſſer zahlreicher polit. Schriften, 
namentlich auf dem Gebiet der Rechtspflege (»Klaſſenjuſtiz« 1912, 
»Warum verſagt die Juſtiz?« 1920) ſowie des Romans „Schickſals⸗ 
SR (1924). 1916 bis 1922 Redakteur am »Vorwärts«, z. Zt 
Chefredakteur von „Lachen links«. 


Lademann, Max, Eisleben. Wahlkreis 11: Merſeburg. Kommu⸗ 
niſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Oktober 1924. 

Geb. 17. Mai 1896 zu Leipzig. Mittelſchule Saalfeld und Realſchule 
Remſcheid, erlernte Schloſſerhandwerk, beſuchte techniſche Schule Ham⸗ 
burg. Gedient im Dragoner-Regt 13. Widmete fi der proletariſchen 
Jugendbewegung. Als politiſcher Sekretär der K. P. D. ſeit 1921 tätig. 
1924 Stadtverordneter in Eisleben. 


Ladendorff, Carl, Reichsbankrat, Berlin. Landeswahlvorſchlag. 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Berlin. 

Geb. 6. Jebruar 1869 zu Borrentin (Krs Demmin), evangeliſch. 
Gymnaſium Demmin. Kaufmann. Früher Wachtmeiſter beim Präſidium 
der Artillerie⸗Prüfungs⸗Kommiſſion, jetzt Beamter bei der Reichsbank, 
Eigentümer. Vorſ. des Preuß. Landesverbandes der Haus- und Grund⸗ 
beſ.⸗Vereine und des Bundes der Berliner Haus- und Grundbeſitzer. 


Lang (Langenbielau), Joſef, Geſchäftsführer des Deutſchen Textil⸗ 
arbeiter⸗Verbandes, Langenbielau. Wahlkreis 7: Breslau. Sozial- 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 27. Dezember 1880 zu Mayen bei Coblenz, Diſſident. Volksſchule, 
Kgl. höhere Webeſchule (1896 bis 1898). Tuchmacher in Aachen. Seit 
Jan. 1910 Gewerkſchaftsſekretar in Langenbielau. 


Lauge (Dittersbach), Richard, Kaufmann, Dittersbach (Kr3 Walden⸗ 
burg, Schleſ.). Wahlkreis 7: Breslau. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 7. Dez. 1922 ab für Breslau. 

Geb. 28. April 1881 zu Ober⸗Buchwald (Krs Sagan, Schleſ.), katho⸗ 
liſch. Selbſtändiger Kaufmann ſeit 1909, Kolonialwaren, Delikateſſen, 
Wein, Spirituoſen⸗ u. Zigarren-Branche. Vorſ. des Gewerbevereins 
in Dittersbach. Ehrenvorſ. des dortigen Rabattſparvereins. Vorſ. des 
kath. kaufm. Vereins Waldenburg. Mitgl. der Gemeindevertretung in 
Dittersbach. 
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Lange⸗Windhof, Heinrich, Landwirt, Herringſerhöfe bei Neuengeſeke. 7 
Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Deutſchnationale Volkspartei. pl. 387 

Geb. 16. Oktober 1863 zu Beuſingſen (Krs Soeſt, Weſtf.), evangeliſch. 
Volksſchule 1870 bis 1875, Gymnaſium 1875 bis 1884. Einj.⸗Freiw. 1884/85 
und stud. jur. Referendar Mai 1888. Aus dem Juſtizdienſte 1892 
ausgetreten und Landwirt geworden. Vorſ. des Weſtf. Landbundes. 
Vorſtandsmitgl. der weſtf. Landwirtſchaftskammer. Mitgl. des Weſtf. 
Prov. Landtages. 


Langer (Oberhauſen), Walter, Gewerkſchaftsſekretär, Oberhauſen Pl. 175 
(Rhld). Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreife Cleve uſw). Dentſche 
Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 11. Juni 1877 zu Bärwalde (Pomm.), evangeliſch, Volksſchule. 
Früher Fabrikarbeiter. Mitgl. der chriſtl. Gewerkſchaften ſeit 1902. 
Von 1904 bis 1906 Arbeiterſekretär in Breslau. 1906 bis 1912 in Ber⸗ 
lin Sekretär des Geſamtverbandes der chriſtl. Gewerkſchaften, ſpäter des 
Verbandes der evang. Arbeitervereine der Provinz Brandenburg. 1912 
bis 1920 Sekretär der evangel. Arbeitervereine der Kreiſe Mülheim 
(Ruhr), Oberhauſen u. Dinslaken. Seit 1. Oktober 1920 Sekretär der 
Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner u. Staatsbedienſteter. 1914 bis 1920 
Vorſ. der Ortskrankenkaſſe Oberhauſen (Rhld). 


Lauſcher, Albert, Dr, Univerſitätsprofeſſor, Bonn (Rhein). Wahl- Bi. 112 
kreis 20: Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Mitgl. des Reichstags von 1920 bis 1924. 0 
Geb. 18. Februar 1872 zu Roetgen (Reg.-Bez. Aachen), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule, Kaiſer⸗Karls⸗Gymnaſium Aachen, Univerſ. Bonn, Prieſterſeminar 
Köln. Kaplan an St Gertrud⸗Eſſen 1897 bis 1900, an St Gereon⸗Köln 
1900 bis 1904, Religions- u. Oberlehrer am Gymn. in Eſſen⸗Borbeck 
1904 bis 1908, desgl. am Friedrich⸗Wilhelm⸗Gymn. in Köln 1908 bis 
1917, ord. öff. Prof. der Theologie an d. Univerſ. Bonn ſeit Sommer- 
ſemeſter 1917. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Erzbiſchof Bruno II. von 
Köln 1903 (Doktordiſſertation); Friedrich Nießſche, Kritiſche Studien 
1909; Die kath. Kirche in den Rheinlanden 1915. Die kath. theol. Jakul⸗ 
taf an der Univerſität Bonn (1818 bis 1918) 1920. 


Frau Lehmann, Annagrete, Studienrätin, Berlin-Steglitz. Wahl- Pl. 167 
kreis 3: Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Geb. 10. September 1877 zu Lüneburg, evangeliſch. Höhere Mädchen⸗ 
ſchule, Lehrerinnenſeminar, Univerſitätsſtudium. Ordentliche Lehrerin, 
eit 1913 Oberlehrerin bezw. Studienrätin und zwar an der Staatl. 
Anguſtaſchule in Berlin. 
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Leid, Carl, Bürgermeiſter, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. Sozial 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 2. Dezember 1867 zu Arnſtadt i. Thüringen (Schwarzburg⸗Son⸗ 
dershauſen), Diſſident. Bürgerſchule in Arnſtadt. Früher Handſchuh⸗ 
macher, Redakteur von 1901 bis 1921. Stadtverordneter in Berlin von 
1902 bis 1921. Bürgermeiſter in Berlin⸗Wedding ſeit 1. April 1921. 


Leidig, Eugen, Dr, Vorſitzender und Syndikus induftrieller Verbände, 
Profeſſor, Regierungsrat a. D., Berlin⸗Wilmersdorf. Wahlkreis 3: 
Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Geb. 16. Oktober 1861 zu Danzig, evangeliſch. Hum. Gymnaſium. 
Studierte Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften u. Geſchichte, trat in den 
preußiſchen Juſtizdienſt, dann 1887 Regierungsreferendar, 1890 Regie⸗ 
rungsaſſeſſor, 1899 Regierungsrat, gleichzeitig 1897 Privatdozent in der 
Juriſtenfakultät der Univerſ. Kiel, Univerſitätsprofeſſor; 1902 Außtritt 
aus dem Staatsdienſt. Seitdem Syndikus induſtrieller Verbände. 
Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Preußiſches Stadtrecht 1890; Preußiſche 
Auswanderungspolitik (in Schriften des Vereins für Sozialpolitik). 
Zahlreiche Aufſätze juriſtiſchen, volkswirtſchaftl. und politiſchen Inhalts 
in Zeitungen und Zeitſchriften. Stadtverordneter in Berlin. 


Leinert, Robert, Oberbürgermeiſter i. R., Hannover. Landeswahlvor⸗ 
ſchlag. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim⸗Lüneburg und des erſten Landtags 1921/24 für Hannover⸗ 
Hildesheim. Präſident der Landesverſ. und des erſten Landtags. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. v. 16. Inni 1908 bis 15. November 1918 f. Linden 
S 
Geb. De 1873 zu Strieſen bei Dresden, konfeſſionslos. 
Volksſchule. Erlernte in Dresden das Malergewerbe, arbeitete als 
Malergehilfe in Hamburg und Hannover. Von 1900 bis 1902 Arbeiter- 
ſekretär in Hannover, von 1903 bis 1905 Redakteur am »Volkswille« in 
Hannover, ſeit 1906 Parteiſekretär d. ſozialdemokr. Partei f. d. Prov. 
Hannover in Hannover. Nach der Revolution im November 1918 zum 
Oberbürgermeiſter von Hannover gewählt, nachdem der bisherige Stadt⸗ 
direktor ſein Amt niedergelegt hatte; ſeit 1. Januar 1925 i. R. Schrift: 
Die preußiſchen Landtagswahlen, ein Führer durch das Dreiklaſſen⸗ 
wahlrecht, Berlin 1913. Mitgl. d. Parteiausſchuſſes der ſozialdemokr. 
Partei Deutſchlands. War Dezember 1918 Präſident d. Allgemeinen 
Kongreſſes der Arb.⸗ u. Soldatenräte Deutſchlands. Danach Vorſitz. 
des Zentralrats der deutſchen ſozialiſtiſchen Republik. 1919 Mitgl. der 
deutſchen Friedensdelegation in Verſailles. Mitgl. des Provinzial⸗ 
landtags u. Provinzialausſchuſſes Hannover. 


Lewerentz (Crefeld), Friedrich, Bezirksſekretär der ſozialdemokr. 


Partei, Crefeld. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve, Crefeld 
uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 
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Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 3. Juli 1878 zu Loddin (Krs Uſedom⸗Wollin), Diſſident. Volks⸗ 
ſchule. Erternte von 1894 bis 1897 das Zimmererhandwertk, bereiſte als 
Handwerksgeſelle v. 1897 bis 1898 Mittel-, Nord- und Weſtdeutſchland, 
wurde 1898 zum aktiven Heeresdienſt eingezogen und übte nach der Ent⸗ 
laſſung das Handwerk in Crefeld aus. Von April 1907 bis Dezember 
1911 Gewerkſchaftsſekretär in Crefeld, ſeit dieſer Zeit Bezirksſekretär 
der ſozialdemokr. Partei f. d. linken Niederrhein. 


Lewerenz (Greifswald), Robert, Tiſchlerobermeiſter, Greifswald. 
Wahlkreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. Pl. 38“ 
Geb. 30. November 1881 zu Greifswald, evangeliſch. Obermeiſter 
der Tiſchler⸗Zwangsinnung zu Greifswald. 2. Vorſ. der Handwerks⸗ 
kammer zu Stralſund. 


Lindner, Wilheln, Arbeiterſekretär, Berlin-Spandau. Wahlkreis 5: 
Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. Pl. 385 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Oktober 1924. 

Geb. 11. Oktober 1884 zu Iſerlohn, evangeliſch. Beſuchte 6 Jahre 
Volks-, 3 Jahre Mittelſchule. Mußte vom 8. Lebensjahre in ſchul⸗ 
freier Zeit in Fabrik mitverdienen. Nach Schulentllaſſung 4 Jahre 
Laboratoriumsarbeiter in einer Nickelhütte. 2 Jahre Hüttenſchule 
Duisburg. Später wieder in Hüttenwerken und Maſchinenfabriken 
tätig. 1906 bis 1913 Schriftleiter in Frankfurt a. M. 1913 bis 1914 
Organiſationsbeamter der gemeinnützigen »Deutſchen Volksverſicherung 
A.⸗G.4. Von Anfang 1915 bis Nov. 1918 Kriegsteilnehmer. Unter⸗ 
offizier. E. K. Ende 1918 bis 1920 Geſchäftsf. der Deutſchnatl. Volks⸗ 
partei in Bielefeld, dann Chefredakteur der Lipper Tageszeitung in 
Detmold. Seit 1. Juli 1921 Geſchäftsführer des Deutſchnatl. Arbeiter⸗ 
bundes. 


Linneborn, Johannes, Dr theol., Dr phil., Domprobſt, Paderborn. 
Wahltreis 18: Weſtfalen-Süd (Arnsberg). Zentrum. Pl. 36 
Geb. 5. März 1867 zu Hagen (Kr3 Arnsberg), katholiſch. Oſtern 
1888 Reifeprüfung am Gymnaſium Paderborn. Theologiſche Studien 
an der Akademie Paderborn, den Univerſ. Tübingen u. Münſter; 
1. April 1892 Prieſterweihe; 1892 bis 1896 Pfarrer in Alsleben 
a. d. Saale; 1896 bis 1899 philologiſch-hiſtoriſche und theologiſche 
Studien an der Univerſität Münſter. 1. Juli 1898 Staatsexamen 
Pro facultate docendi. 20. Juli 1898 Dr phil.; 31. Juli 1899 Dr theol.; 
1900 bis 1909 Gymnaſial⸗Oberlehrer in Münſter, Warburg, Arnsberg, 
Paderborn. 1908 bis 1909 beurlaubt zu hiſtoriſchen Studien an das 
Preuß. Hiſtoriſche Inſtitut in Rom; 1. April 1910 Profeſſor des 
Kirchenrechts an der Biſchöflichen Akademie in Paderborn; 13. Oktober 
1918 o. Proſeſſor in der Katholiſch-Theologiſchen Fakultät der Univer⸗ 
Nat zu Bonn; 14. März 1919 Domkapitular zu Paderborn; 
30. Januar 1920 Biſchöflicher Offizial; 27. Februar 1922 Dompropſt; 
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Lohmann (Altona), Karl, Landgerichtsdirektor in Altona, Blankeneſe 
bei Hamburg. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des Reichstags ſeit 4. Mai 1924. 

Geb. 31. Mai 1866 zu Cleve, evangeliſch⸗lutheriſch. Gymnaſium 
Duisburg, Univerſitäten Bonn u. Berlin (Rechtswiſſenſchaften u. Volks⸗ 
wirtſchaftslehre). Referendar im Gebiete des Preußiſchen und des 
Rheiniſchen Rechtes. Als Gerichtsaſſeſſor zunächſt ein Jahr lang Hilfs- 
arbeiter bei einer größeren Stadtverwaltung, dann bei der Staats⸗ 
anwaltſchaft. 1902 Staatsanwalt in Verden (Aller), 1905 Landrichter 
daſelbſt, 1911 Landgerichtsdirektor in Altona (Elbe). 

Auf den Wahlauftrag verzichtet am 10. Februar 1925 — Erſatz: 
Dallmer. 


Loenartz (Bitburg), Friedrich, Landrat, Bitburg (Bez. Trier). Wahl⸗ 
kreis 21: Coblenz⸗Trier. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Geb. 6. Februar 1887 zu Coblenz, katholiſch. Gymnaſialbildung. 
Abiturientenexamen Oſtern 1905. Univerſ. Berlin, Heidelberg, Nanch, 
Bonn. Referendar 9. Juni 1908, Gerichtsaſſeſſor 22. November 1913, 
Beſchäftigung bei Induſtrie. Heeresdienſt. Regierungsaſſeſſor und 
Referent bei Pr. Staatskommiſſar für Volksernährung von April 1917 
bis 1. März 1919. Beſchäftigung beim Landrat in Trier, 28. Auguſt 
1919 komm. Landrat in Bitburg, Ernennung zum Landrat dort am 
16. Juli 1920. 


Loquingen, Peter, Metallarbeiter, Hagen (Weſtf.). Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf ufiv). Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 14. Auguſt 1898 zu Düſſeldorf, religionslos. 


Loſſau, Fritz, Laboraut, Düſſeldorf. Wahlkreis 23: Düſſeldorf-Weſt 
(Kreiſe Cleve, Crefeld uſwl. Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 25. Juli 1897 zu Haunover, Diſſident. 


Lüdemann (Berlin), Hermann, Ingenieur. Wahlkreis 2: Berlin. 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 5. Auguſt 1880 zu Lübeck, konfeſſionslos. Realſchule. Gewerbe 
ſchule Lübeck, Ingenieurſchule Zwickau, Techniſche Hochſchule Charlot⸗ 
tenburg. 1899 bis 1905 techn. Angeſtellter, 1905 bis 1913 Geſchäfts⸗ 
führer des Bundes der techniſch⸗induſtr. Beamten, dann freier Schrift⸗ 
ſteller, 1915 bis 1919 volkswirtſchaftl. Mitarbeiter u. Abteilungsleiter 
der J.-C. ., März 1919 bis 1920 Referent im Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium. Vom 20. März 1920 bis 21. April 1921 Preuß. Finanzminiſter. 
Seit September 1922 Geſchäftsführer des Bauhüttenbetriebsverbandes 
Berkin⸗Brandenburg, G. m. b. H., Berlin. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Techniſch, wirtſchaftlich, ſozialpolitiſch. Bezirksverordneter in Berlin- 
Wilmersdorf. f 
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Frau Ludewig, Johanna, Berlin. Wahlkreis 4: Potsdam I (Kreiſe d. 123 
Angermünde uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 28. März 1891 zu Berlin, konfeſſionslos. Volksſchule, Han- 
delsſchule der Korporation der Kaufmannſchaft. 


Lüdicke, Paul, Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar, Berlin-Spandau. FI. 4 
Wahlkreis 4: Potsdam I (Kreiſe Angermünde uſw). Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919 1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 20. November 1903 bis 15. November 1918 
für Oſthavelland⸗Spandau. 

Geb. 15. Januar 1866 zu Frieſack (Krs Weſthavelland), evangeliſch. 
Stadtſchule zu Frieſack u. Königſtädt. Gymnaſ. in Berlin. Studierte 
Rechts- u. Staatswiſſenſchaften in Halle (Saale), München u. Berlin. 
Erſte juriſtiſche Staatsprüfung 1889, Referendar in Nauen u. Berlin, 
große Staatsprüfung 1893. Seit 1893 Rechtsanwalt in Spandau, ſeit 
1920 Rechtsanwalt beim Kammergericht. Seit 1900 auch Notar. Von 
1901 bis 1919 Stadtverordneter in Spandau, von 1902 bis 1908 ſtell⸗ 
vertr. Stadtverordnetenvorſteher; von 1909 bis 1918 Stadtverordneten⸗ 
vorſteher; legte anfangs Juni 1918 zufolge feiner Wahl zum Vorſitz. 
der freikonſervativen Fraktion des Abgeordnetenh. u. zum geſchäfts⸗ 
führenden Vorſ. d. Reichs⸗ u. freikonſervativen Partei das Amt des 
Stadtverordnetenvorſt. nieder. Während dieſer Zeit auch Mitgl. des 
Brandenburgiſchen Provinziallandtages u. des Zweckverbandes Groß⸗ 
Berlin. Seit Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin Mitgl. der 
Berliner Stadtverordnetenverſammlung. 


Lukaſſowitz, Victor, Rektor, Schweidnitz. Wahlkreis 7: Breslau. Pl. 103 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 12. Dezember 1879 zu Guttentag (Krs Lublinitz, Oberſchleſ.), 
katholiſch. Seminariſtiſch gebildet. Gymnaſium bis O III, Präparan⸗ 
die, Seminar, a loenfung, Rektorprüfung. Lehrer an d. Volks 
ſchule, Mittelſchullehrer am Gymnaſ. u. jetzt Rektor einer Volksſchule 
(Rektor ſeit 1910). Mitarbeiter in Fachzeitungen u. auch in d. Tages 
preſſe. Vorſ. d. Verbandes d. Beamten u. Lehrer für Stadt⸗ u. Landkrs 
Schweidnitz. Mitgl. des Geſchäftsführenden Vorſtandes des Preuß. 
Rektorenvereins Berlin u. Vorſtandsmitgl. des Schleſiſchen Rektoren 
vereins. 


Lünenſchloß, Wilhelm, Bauunternehmer, Haſpe (Weſtf.). Laudes⸗ 3 
wahlvorſchlag. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. Pl. 325 
Geb. 27. Juni 1880 zu Hagen (Weſtf.), evangeliſch. Voltsſchule, 
dann die Gewerbeſchule, nachmalige Ober⸗Realſchule vollſtändig, mit 
dem Zeugnis der Reife zum Einj.⸗Freiw.⸗Dienſt beſucht. In das Bau⸗ 
geſchaft des Stiefvaters eingetreten; 2 Jahre praktiſch als Maurer und 
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Zimmerer gelernt, Baugewerkſchule beſucht, ſpäter als Teilhaber in 
dem Geſchäft des Stiefvaters verblieben, nach deſſen Tode übernommen. 
Im Beſitz von etwa 25 Wohn- und Geſchäftshäuſern. Vor. des Provin⸗ 
zialverbandes Weſtf. Haus⸗ u. Grundbeſitzer; Vorſ. im Gau V des Alla. 
Deutſchen Automobil⸗Klubs; Gerichts- und Sparkaſſen⸗Taxator. 


Mallach, Paul, Landwirt, Gutsbeſitzer, Wittkow bei Difch-Krone, 
Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Zeutrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Frankfurt a. O. 

Geb. 9. Oktober 1866 zu Wittkow (Ars Dt Krone), katholiſch. 
Gymnaſialbildung bis zur Oberſekunda. Landwirtſchaft 160 ha, Amts. 
vorſteher, Mitgl. des Kreistages. 


Manncke [Köslinl, Guſtav, Fabrikbeſitzer, Stadtrat, Präſident der 
Induſtrie- und Handelskammer, Köslin. Wahlkreis 11: Merſeburg. 
Teutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 9. September 1863 zu Stolp (Pomm.)], evangeliſch. 


Mantke (Gleiwitz), Joſeph, Direktor des kaufmänniſchen Bildungs 
weſens, Gleiwitz (Oberſchl.J. Wahlkreis 9: Oppeln. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 3. Januar 1923 ab für 
Oberſchleſien. 

Geh. 21. Januar 1866 zu Bladen (Krs Leobſchütz. Oberſchl.), römiſch⸗ 
katholiſch. Volksſchule. Private Vorbildung für das Lehrerſeminar. 
26, Auguſt 1886 Reifeprüfung am Seminar Oberglogau. 1. Oktober 
1886 erſte Anſtellung in Pſchow (rs Rybnik), am 1. Juli 1897 nach 
Gleiwitz berufen. 1888 2. Lehrerprüfung, 1891 Mittelichullehrerpriü 
fung, 1892 Rektorenprüfung. Vom 1. Oktober 1898 bis Ende Sep⸗ 
tember 1923 Rektorat der katholiſchen Volksſchule in Gleiwitz. Seit 
1. Januar 1900 Lehrer im Nebenamt an der kaufm. Berufsſchule, Lei⸗ 
tung am 1. April 1921 übernommen. Am 1. Oktober 1923 Direktor 
des kaufm. Bildungsweſens in Gleiwitz. Bis 1923 Stadtverordneter. 
Mitgl. verſchiedener ſtädtiſcher Kommiſſionen u. ſtellvertr. Vorſ. des 
röm.-fath. Kirchenvorſtandes von St Bartholomaeus. 


Marckwald, Hans, Redakteur, Frankfurt a. M. Wahlkreis 19: 
Heſſen-Naſſau (Reg.-Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlarſ. Sozial- 
demokratiſche Partei. 

Geb. 24. Januar 1874 zu Berlin, religionslos. Friedrich⸗Werderſches 
Gymnaſium in Berlin bis Oberſekunda; kurze Zeit Handlungsgehilfe. 
Vorbereitung durch wiſſenſchaftliche Privatſtudien auf den journalijti- 
ſchen Beruf, ſeit 1900 Redakteur an der ſozialdemokr. Preſſe; vor dem 
Kriege wegen Majeſtätsbeleidigung und »Aufreizung 2 Jahre Ge— 
fängnis. Von 1910 bis 1916 Stadtverordneter in Königsberg (Pr.). 


Maretzky, Oskar, Dr jur, Bürgermeiſter z. D., Berlin. Landeswahl⸗ 
vorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des Reichstags von 1920 bis Okt. 1924. 
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Geb. 2. Juni 1881 zu Breslau, evangeliſch. Magdalenäum in Bres- 
lau, ſtudierke in Breslau und Leipzig Rechte. 1904 Dr jur., 1908 Ge- 
richtsaſſeſſor, 1909 Magiſtratsaſſeſſor, 1911 bis 1912 Beigeordneter 
und jtellvertretendev Bürgermeiſter von Berlin⸗Rummelsburg, 1912 
bis 1918 Stadtſyndikus in Berlin-Lichtenberg, Oktober 1918 zum Bür⸗ 
germeiſter in Berlin-Lichtenberg gewählt. 1912 Verbandsabg. des 
Zweckverbandes Groß-Berlin bis zur Auflöſung des Verbandes. 
Mehrere Schriften über die Organiſation von Groß-Berlin und über 
kommunalpolitiſche Fragen. Gründer der Einfamilienhausſiedlung 
»Waldſiedlung Berlin-Lichtenberge. Schied 1924 als Mitbegründer 
der Nationalliberalen Vereinigung aus der Deutſchen Volkspartei aus. 


Martell, Eduard, Konrektor i. v. R., Frankfurt a. M. Wahlkreis 19: 
Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 21. Januar 1861 zu Kreuznach, evangeliſch. Volksſchule zu 
Wiedeneſt und Derſchlag (Kr3 Gummersbach). Bürgerſchule in Weß⸗ 
lar. Präparandenanſtalt auf dem Schmiedel bei Simmern; zugleich 
Erziehungs- und Schulgehilfe in der dortigen Diaſpora-⸗Konfirmanden⸗ 
Auſtalt. Seminar zu Neuwied (1879 bis 1882). Vom Herbſt 1882 bis 
Oſtern 1883 Lehrer zu Kreuznach. Von Oſtern 1883 bis Oſtern 1887 
Präparandenlehrer zu Neuwied. Dann Lehrer und zuletzt Konrektor 
in Frankfurt a M.; zugleich 13 Jahre lang Lehrer an der Städtiſchen 
Berufsſchule. Weitere Fortbildung in fremden Sprachen, Volkswirt 
ſchaft, Geſchichte und Politik, beſonders Bismarckſche Politik. Über 
10 Jahre Schriftleiter der Monatsſchrift »Bismarckbund«; vorher 
Schriftleiter der »Didaskaliac. Jetzt 1. Präſident des Reichsverbandes 
Deutſcher Meſſeintereſſenten E. V. Berlin. Beiſitzer der vom Rat der 
Stadt Leipzig errichteten »Schiedsſtelle für Meßſachen« und der pari- 
tätiſchen Mietausgleichskommiſſion beim Meßamt der Leipziger 
Muſtermeſſen. Borj. des interfraktionellen Ausſchuſſes für die preußi⸗ 
ſchen Meſſen u. Mital. des Meſſe-Fachausſchuſſes beim preußiſchen 
ee Mitgl. des Ehrenausſch. für die Nordiſche Meile 
in Kiel. 


Martin, Richard, Generaljefretär und Redakteur, Witten (Ruhr). 
pant reis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Dentſchnationale Volks- 
artei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Arnsberg. 

Geb. 14. April 1876 zu Witten (Ruhr), evangeliſch. 8 Jahre Volks. 
ſchule in Witten, 4 Jahre gewerbl. Fortbildungsſchule in Witten. Volfs- 
wirtſchaftl. Ausbildungskurſus in Frankfurt (Main) 1905 und Köln 
(Ahein) 1905, Hannover 1907. Nach der Konfirmation 1890 Erlernung 
des Schneiderhandwerks; bis 1907 im väterlichen Geſchäft. Am 1. Sept. 


1907 Übernahme der Geſchäftsführung des Ev. Volksbüros in Hagen. 
Zeit Dez. 1907 Generalſekretär des Rhein.⸗Weſtf. Verbandes ev. Arb. 
Vereine und Schriftleiter des Ev. Arbeiterboten. Ständiger Mit- 


arbeiter verſchiedener Zeitſchriften. Vorſitz. d. Deutſchn. Volkspartei im 
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alten Wahlkreis Bochum, Gelſenkirchen, Hattingen, Herne, Witten. 
Ausſchußmitgl. d. Deutſchen Arbeiterkongreſſes. Als Mitgl. d. Chriſtl. 
Gewerkſchaft in Wort u. Schrift für die Ausbreitung dieſer Bewegung 
innerhalb der engl. Arbeiterſchaft nachdrücklichſt gearbeitet. Presbyter 
der ev. Kirchengemeinde Witten, Mitgl. der Weſtf. Provinzialſynode. 
Mitgl. des Deutſch⸗Evgl. Kirchentages, ſtellv. Mitgl. des Kirchenaus⸗ 
ſchuſſes. 8 

Frau Mehlis, Theodore Sophie, Lehrerin, Ahrensburg. Wahl- 
kreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 9. Oktober 1881 zu Elze [Prov. Hannover), evangeliſch⸗lutheriſch. 
Staatsexamen als Lehrerin an mittl. u. höheren Schulen an den Unter⸗ 
richtsanſtalten des Kloſters St Johannis zu Hamburg. In den Vor⸗ 
kriegsjahren längerer Aufenthalt im Auslande in der franz. Schweiz, 
Frankreich, Portugal, Spanien. 


Meier (Berlin), Otto, Schriftſteller, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 3. Januar 1889 zu Magdeburg-Budau, Diſſident. 8 Jahre 
Bürgerſchule zu Magdeburg⸗Buckau; Handlungslehrling, dann Hand⸗ 
lungsgehilfe. Später Redakteur und Parteiſekretär, jetzt Schriftſteller. 


Meincke, Ernſt, Regierungslandmeſſer, Merſeburg. Landeswahlvor⸗ 
ſchlag. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Geb. 2. Auguſt 1875 zu Berlin, evangeliſch. Leſſinggymnaſium und 
landwirtſchaftliche Hochſchule zu Berlin, Staatsprüfung als Land— 
meſſer und Fachprüfung für Vermeſſungsbeamte der preußiſchen land⸗ 
wirtſchaftl. Verwaltung. Als Regierungslandmeſſer bei dieſer Ver⸗ 
waltung im öſtlichen u. weſtlichen Preußen tätig bei Begründungen 
von Rentengütern u. bei Landumlegungen, Separationen u. dergl. 
Schriftſtelleriſche Tätigkeit im Vermeſſungs⸗, Siedlungs- u. Pachtweſen. 
Ehrenvorſ. des Weſtf. Pächter u. Kleinbauernbundes. 


Menzel, Guſtav, Halle (Saale). Wahlkreis 11: Merſeburg. Kom⸗ 
muniſtiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 für Merſeburg⸗ 
Erfurt und des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 23. Juni 1867 zu Zedel [K rs Sorau, N.⸗Lauſ.), freireligiös. 
Volksſchule. Erlernte das Schuhmacherhandwerk vom Jahre 1881 bis 
1884. Im Beruf tätig bis 1898. War Stadtverordneter in Delitzſch, 
ſpäter in Bitterfeld (Prov. Sachſenſ. Dort Gaſtwirt, dann Kaufmann 
in Halle (Saale), gegenwärtig ohne Beruf. In der Arbeiterbewegung 
tätig ſeit 1886. 


Merker, Paul, Redakteur, Berlin. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 
(Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Geb. 1. Februar 1894 zu Oberlößnitz (Bez. Dresden). Volksſchule, 
Hotelangeſtellter. 
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Merten (Berlin), Otto, Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat, Berlin. 3 
Wahlkreis 2: Berlin. Deutſche Demokratiſche Partei. Pl. 295 

Mitgl. des Reichstags von 1904 bis 1906. 

Stellvertr. Mitgl. des Staatsrats von 1921 bis 1924. 

Geb. 7. Dezember 1874 zu Vehlefanz [Krs Oſthavelland), evangeliſch. 
Volksſchule und Bürgerſchule Kremmen. Präparande und Seminar 
Oranienburg. Vorleſungen Univerſität Berlin: Geſchichte, Volkswirt⸗ 
ſchaft und Philoſophie. Lehrerprüfungen, Mittelſchullehrer⸗ und Rektor⸗ 
prüfung. Lehrberuf ausgeübt in Oranienburg und Berlin. 1911 Über 
tritt zur Berufsſchule, 1913 Direktor an der kfm. und gewerblichen 
Berufsſchule zu Berlin. 1920 Hilfsarbeiter im Provinz.⸗Schulkollegium 
Bein: 1922 Req.- und Gewerbeſchulrat zu Potsdam. 1919 Stadt. 

erlin. 


Mertins, Ferdinand, Gewerkſchaftsſekretär, Königsberg (Pr.). Wahl⸗ Pl. 420 
kreis 1: Oſtpreußen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Oſtpreußen. 

Geb. 6. April 1864 zu Schmalleningken (Krs Ragnit, Oſtpr.), Diſſi⸗ 
dent. Volksſchule. Sozialdemokr. Parteiſchule Berlin. Gelernter 
Schuhmacher, Expedient, Parteiſekretär, Redakteur, z. Zt Gewerkſchafts⸗ 
ſekretär. Stadtverordneter, z. Zt Stadtverordnetenvorſteher in Königs⸗ 


berg (Pr.). 


Merz, Peter, Staatsbeamter, Köln (Rhein). Wahlkreis 20: Köln: Pl. 330 
Aachen. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 22. Juli 1869 zu Venloo, katholiſch. Volksſchule. Schloſſer⸗ 
handwerk erlernt. Eiſenbahn⸗Wagenmeiſter der Staatseiſenbahn ſeit 
1886. Zweiter Vorſitzender des Fachverbandes des techn. Wagenauf- 
ſichtsperſonals der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner. Ehreuamt⸗ 
liche ſchriftſtelleriſche Tätigkeit: Mitarbeiter der Fachzeitung des techn. 
Wagenauſſichtsperſonals, der Wochenſchrift für Deutſche Bahnmeiſter, 
der Kölniſchen Volkszeitung, des »Echo der Gegenwart⸗ und der Zei⸗ 
tung „Germaniae. 


Metzenthin, Erich, Bezirksleiter beim Reichswaſſerſchutz (Waſſer⸗ Pl. 305 
boligei), Breslau. Wahlkreis 7: Breslau. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 3. Auguſt 1883 zu Brandenburg (Havel), evangeliſch. Abiturient 
eines Realgymnaſiums. Marineſchule und Sonderturſe. Bis zum 
31. Januar 1920 Seeoffizier, vom 1. Oktober 1919 Beamter des Reichs⸗ 
miniſteriums des Innern (Leiter des Bezirks Breslau des Reichs⸗ 
waſſerſchutzes). Aufſätze über politiſche, wirtſchaftliche, verkehrs-, ſee⸗ 
männiſche und militäriſche Fragen in Zeitungen u. Fachzeitſchriften. 


Metzinger, Auguſt, Geſchäftsführer, Witten (Ruhr). Wahlkreis 17: PL 218 
trellſalen⸗Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaumburg). Zen⸗ 
rum. 


Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 
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Geb. 31. Januar 1882 zu Mittelbexbach (Rheinpfalz, jetzt Saargebiet!. 
katholiſch. 1888/95 Volks-, 1895/98 Sonntagsſchule. Mehrere Semeſter 
akademiſche Kurſe der Stadt Eſſen. 1898/1903 Bergarbeiter auf Saar 
grube. Nach Reichstagswahl 1903 gemaßregelt. 1903/09 Sekretär des 
Gewerkvereins chriſtl. Bergarbeiter Eſſen. Seit 1909 Geſchäftsführer 
verſch. Konſumvereine. Geſchäftsführer der »Gepag« Seifenfabrik 
Deutſcher Konſumvereine. Vorſ. des Bezirksverbandes Weſtfalen im 
Reichsverband Deutſcher Konſumvereine. 


7118 Meyer (Herford), Theodor, Pfarrer, Herford. Wahlkreis 17: Weſt⸗ 
falen⸗Nord (Münſter, Minden uſw.). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 

Mitgl. des Reichstags von 1912 bis 1919. 

Geb. 5. Dezember 1861 zu Sundern (Krs Lübbecke, Weſtfalen), 
evangeliſch. Gymnaſial⸗ u. Univerſitatsbildung. Beſuchte von 1875 
bis 1881 das Gymnaſ. zu Aurich, von 1881 bis 1884 die Univerf. zu 
Tübingen, Leipzig, Berlin u. Bonn. Am 13. Juni 1886 ordiniert als 
Hilfsprediger an d. Simeons⸗ u. Garniſonkirche in Minden, Gefängnis⸗ 
geiſtlicher in Dortmund, Strafanſtaltspfarrer in Lichtenburg bei Torgau, 
Sonnenburg u. ſeit 1895 in Herford. 


P 214 Meyer (Hermsdorf), Karl, Vorſ. des Zentralverbandes der Land— 
arbeiter, Berlin⸗ Hermsdorf. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 6. Juli 1876 zu Liſtringen (K rs Marienburg, Hann.), lutheriſch. 
Volksſchule. 1893 bis 1906 Maurer. 1907 bis 1912 Gewerkſchafts⸗ 
ſekretär beim chriſtlichen Bauarbeiterverband. 1913/14 Sekretär beim 
Geſamtverbande der chriſtl. Gewerkſchaflen. Seit 1917 zweiter Vorf. 
des Zentralverbandes der Landarbeiter. 


Pl. 213 Meyer (Magdeburg), Konrad, Geiſtlicher Inſpektor, Profeſſor, Lic. 
theol., Magdeburg. Wahlkreis 10: Magdeburg. Deutſchnationale 
Volkspartei. ’ 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Geb. 22. Auguſt 1875 zu Calbe (Saale), evangeliſch-lutheriſch. Gym⸗ 
naſium (Schulpforta). 1895 Theologieſtudium in Greifswald und 
Leipzig, 1902 Lic. theol., Mitgl. des Domkandidatenſtiftes. 1904 bis 
1909 Direktor des theologiſchen Studienhauſes zu Bonn a. Rh., 1909 
Geiſtlicher Inſpektor am Kloſter U. L. Frauen zu Magdeburg. Schrift- 
ſtelleriſche Tätigkeit: 1902 der Prolog des Johannesevangeliums, 1906 
Der Zeugniszweck des Evanugeliſten Johannes, 1909 Jeremia, der 
Prophet, 1915 Kirche, Volk und Staat. 


Pl. 3%“ Meyer (Rheine), Auguſt, Gewerkſchaftsſekretär, Rheine (Weſtfalen). 
Wahlkreis 17: Weſtfalen-Nord (Münſter, Minden uſw). Sozialdemo— 
kratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen-Nord. . 
Mitgl. des Oldenburgiſchen Landtags von 1902 bis 1905. 
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Geb. 12. März 1872 zu Holdenſtedt [(Krs Uelzen), evangeliſch. Volks⸗ 
ſchule. Zigarrenarbeiter. Gelegentlich Mitarbeit an Partei- und 
Gewerkſchaftsblättern. Stadtverordneter. Vorſtandsmitgl. der Kreis- 
organiſation der Soziald. Partei (Ahaus, Tecklenburg). 


Meyer (Solingen), Hermann, Geſchäftsführer des Spar⸗ und Bau⸗ 
vereins Solingen, Solingen. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe 
Barmen uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 30. Oktober 1887 zu Solingen, Diſſident. 1893 bis 1901 Volks⸗ 
ſchule in Solingen, 1901 bis 1907 in der Stahlwareninduſtrie tätig. 
1907 bis 1912 Krankenkaſſenangeſtellter in Solingen und Ohligs. 
Seit 1912 Geſchäftsführer des Spar⸗ u. Bauvereins e. G. m. b. H. 
Solingen und Schriftleiter der »Blätter für Wohnungsweſens. Stadt⸗ 
verordneter und Ausſchußvorſ. der Allg. Ortskrankenkaſſe in Solingen. 
Aufſichtsratsmitgl. der Solinger Stahlwarenproduktion »Solidarität«, 
der Bauhütte Solingen, Soziale Baugeſ. m. b. H., der Rhein. Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaft in Düſſeldorf, der Deutſchen Wohnungsfür⸗ 
ſorge A. G. in Berlin, der Deutſchen Wohnſtättenbank A. G. in Berlin, 
des Verbandes Rheiniſcher Baugenoſſenſchaften in Düſſeldorf. Ver⸗ 
waltungsratsmitgl. des Rheiniſchen Vereins für Kleinwohnungsweſen 
in Düſſeldorf und der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt in Berlin. 


Michel, Willy, Parteiſekretär, Minden (Weſtf.). Wahlkreis 17: Weſt⸗ 
falen⸗Nord (Münſter, Minden uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 

Geb. 24. Oktober 1885 zu Halle (Saale), konfeſſionslos. Volksſchule. 
Handwerker. Mitarbeiter verſchiedener Zeitungen. Stadtverordneter 
ſeit 1918. 


Milberg, Theodor, Rittergutsbeſitzer, Quarnbek bei Achterwehr 
(Holſtein). Wahlkreis 13: Schleswig-Holftein. Deutſchnationale Volks⸗ 
partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 30. Juni 1889 zu Auguſtenhof bei Heringsdorf (Holſtein), 
evangeliſch. Gymnaſium, Abitur., Referendar, Landwirt. Provinzial⸗ 
Vorſ. des Bundes der Landwirte für Schleswig⸗Holſtein. Vorſtands⸗ 
mitgl. der Landwirtſchaftskammer der Prov. Schleswig⸗-Holſtein. 


Freiherr von Mirbach, Werner, Landrat, Neidenburg (Oſtpr.). Wahl⸗ 
kreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 20. Juli 1878 zu Cremitten (Krs Raſtenburg, Oſtpr.), 
evangeliſch. Mitgl. des Oſtpr. Provinztallandtags und Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes. Mitgl. des Vorſtandes des Sparkaſſen⸗ und Giro⸗Verbandes 
für Oſt⸗Weſtpreußen. Mitgl. des Aufſichtsrates der Oſtpr. Land⸗ 
geſellſchaft und Oſtpr. Heimſtätte. Mitgl. des Vorſtandes des Preuß. 
Landkreistags. 
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Mohrbotter, Wilhelm, Schloſſerobermeiſter, Hannover-Vahrenwald. 
Wahlkreis 16: Süd⸗ Hannover (Hannover, Hildesheim). Deutſch⸗ 
Hannoverſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗Hannover. 

Geb. 28. April 1875 zu Hannover, lutheriſch. Bürgerſchule. Be⸗ 
rechtigungsſchein z. Einj⸗ freiwilligen Dienſt. Meiſterlehre, Kunſtſchule, 
Geſelle, Werkmeiſter. Schloſſermeiſter, eigener Betrieb. Schloſſerober⸗ 
meiſter, Mitgl. der Bundesleitung des Nordweſtdeutſchen Handwerker 
bundes uſw. 


Mönke, Wilhelm, Grundbeſitzer, Mareeſe bei Marienwerder. Wahl⸗ 
kreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 28. April 1886 zu Eigenheim, Dongebiet Südrußland, 
evangeliſch. Dorfſchule in Eigenheim (Südrußland), dann zwei Jahre 
zweiſprachiges (deuiſch u. ruſſiſch) Lehrerſeminar in Neuſatz (Krim). 
Von Jugend an in der väterlichen Wirtſchaft von 480 Morgen in Ruß⸗ 
land u. von 1904 dann 240 Morgen in Deutſchland. Anſiedler von 
1910 bis 1913 in Sagenfeld (Krs Strelno). Von 1913 Beſitzer von 
200 Morgen in Mareeſe (Kr3 Marienwerder, Weſtpr.) — Vorſtands⸗ 
mitgl. des Landw. Verbandes in Königsberg für Weſtpreußen u. Vor⸗ 
ſtandsmitgl. des Verbandes Preuß. Landgemeinden Krs Marienwerder. 
Von 1919 bis 1924 Gemeindevorſteher in Mareeſe. 3. Zt Vorſ. des 
Schulverbandes Mareeſe. Mitgl. des Finanzgerichts in Königsberg. 
2 Jahre 1905 bis 1907 beim Inftr.⸗Rgt 140 in Hohenſalza, als Unter- 
offizieraſpirant entlaſſen. Im Felde Landwehr-Rgt 5 Graudenz als 
Sergt eutlaſſen. 


Möricke, Franz, Schriftleiter, Königsberg (Pr.). Wahlkreis 1: Oſt⸗ 
preußen. Kommuniſtiſche Partei. 

Geb. 29. März 1885 zu Apolda (Thür.), Diſſident. Volksſchulbildung. 
Modelltiſchler bis 1920, dann Parteiſekretär in Magdeburg. Spater 
Redakteur ebd., jetzt in Königsberg. In der S. P. D. von 1904 bis 
1914 Seit 1918 U. S. P. und ſeit 1920 K. P. D., gewerkſchaftlich 
organiſiert ſeit 1902. 


Müller (Breslau), Theodor, Schriftſteller, Breslau. Wahlkreis 7: 
Breslau. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 12. März 1871 zu Breslau, freireligiös. Volksſchule in Breslau. 
Erlernte den Beruf eines Barbiers und Friſeurs, arbeitete mehrere 
Jahre als Gehilfe in verſchiedenen deutſchen Städten und wurde in 
Flensburg ſelbſtändig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Partei und der 
freien Gewerkſchaft ſeit 1892. 1904 Filialexpedient der »Schleswig⸗ 
Holſt. Volks⸗Ztg« in Schleswig. 1906 Redakteur der »Volkswacht« in 
Breslau; ſpäter Gewerkſchaftsſekretär. Von 1910 bis 1920 Sekretar 
der Sozialdemokratiſchen Partei für Breslau-Stadt. Von 1915 
bis 1918 Kriegsteilnehmer. Bearbeitete die Geſchichte der Breslauer 
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Arbeiterbewegung; Mitarbeiter ſozialdemokratiſcher Blätter. 1910 
Stadtverordneter in Breslau (legte 1920 dieſes Mandat wegen der 
parlamentariſchen Tätigkeit nieder). Geſellſchafter der »Volkswachta, 
G. m. b. H. in Breslau. 


Müller⸗Franken, Karl, Syndikus des Reichsverbands deutſcher * 
Milchhändler⸗Vereine, Geſchäftsführer der Wirtſchafts⸗Kredit⸗Bank fur pi 230 
Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft, Kommanditgeſ. a. Akt., Berlin⸗ 
Charlottenburg. Wahlkreis 2: Berlin. Wirtſchaftspartei des deutſchen 
Mittelſtandes. 

Geb. 31. Januar 1874 zu Marktbreit (Bez.⸗Amt Kitzingen), prot. 
Gymnaſialſtudien, mehrjährige landw. Praxis, Studium Landwirtſchaft, 
Nationalökonomie. Landw. Sachverſtändiger bei verſchiedenen Sach⸗ 
ſchadenverſ.-Geſellſchaften, dann in der Angeſtelltenbewegung als Leiter 
der Rechtsſchutzabteilung tätig (Verein der Deutſchen Kaufleute. Deut⸗ 
ſcher Technfker⸗Verband). Später als Volkswirt ſpezialiſiert auf 
Mittelſtandswirtſchaft beſonders der ſelbſtändigen Gewerbetreibenden. 
Auf dieſem Gebiete und auf dem Gebiete der Angeſtelltenbewegung 
vielfeitig ſchriftſtelleriſch tätig. Syndikus von Mittelſtandsverbänden, 
Leiter einer Mittelſtandsbank. Stadtverordneter von Groß Berlin. 
Bez.⸗Verordneter Charlottenburg. 


Müller (Frankfurt), Guſtav, Metallarbeiter, Berlin. Wahlkreis 5: 
Frankfurt a. O. Kommuniſtiſche Partei. Pl. 204 

Mitgl. des Reichstags vom Mai bis Oktober 1924. 

Geb. 8. Auguſt 1875 zu Halberſtadt, Freidenker. 


Müller (Heſſen), Oskar, Bankangeſtellter, Frankfurt a. M. Wahl⸗ 
en 19: Heſſen⸗Naſſau (Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Kommu- Pl. 203 
niſtiſche Partei. 

Geb. 25. Juli 1896 zu Wohlau (Schleſien), Diſſident. 


Müller (Hameln), Carl, Geſchäftsführer, Senator, Hameln. Wahl- Pl. 83 
15 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Sozialdemokratiſche 

artei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover- 
Hildesheim⸗Lüneburg und des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗ 

annover. 

Geb. 16. Januar 1873 zu Rügenwalde (Krs Schlawe, Pomm.), ev.- 
lutheriſch. Bierklaſſige Elementarſchule. Gelernter Schloſſer. Schloſſer⸗ 
geſelle bis 1905, Lagerhalter bis 1913. Vorſitz. d. Allg. Ortskr.⸗Kaſſe 
f. d. Stadt Hameln. Beiſitzer zum Verj.-Amt der Stadt Hameln von 
1913 bis 1922. Senator der Stadt Hameln. Vorſitz. d. A.- u. S.⸗Rats 
Hameln 1918 bis 1919. Kreistagsabgeordneter u. Mitgl. des Kreis⸗ 
ausſchuſſes in Hameln von 1919 bis 1923. Mitgl. des Provinzialland⸗ 
tags in Hannover ſeit 1919. Mitgl. der ſozialdem. Partei ſeit 1895. 
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Müller (Hannover), Heiurich, Poſtaſſiſtent a. D., Hannover. Wabl⸗ 
kreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Sozialdemokratiſche 
Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
de nere und des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗ 
Hannover. 

Geb. 22. September 1877 zu Gierswalde (Krs Uslar), lutheriſch. 
Volksſchule. Kriegsteilnehmer vom 9. Auguſt 1914 bis 29. November 
1918, zweimal verwundet. 


Müller (Königsberg), Robert, Präſidialoberinſpektor, Königs⸗ 
berg (Pr.). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 3. Januar 1872 zu Mocker (Krs Thorn), evangeliſch. Volks⸗ 
ſchulbildung. Militäranwärter. Oberleutnant d. L. a. D. 


Murſch, Richard, Oberpoſtſekretär, Liegnitz. Wahlkreis 8: Liegnitz. 
Deutſchnationale Volkspartei. — Erſatz für Dr Negenborn. 

Geb. 24. Dezember 1882 zu Schwalgendorf (Krs Mohrungen, Ditpr.), 
evangeliſch. 


JL Negenborn, Karl Georg, Dr jur., Regierungsdirektor, Liegnitz. Wahl⸗ 
kreis 8: Liegnitz. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverf. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 22. November 1917 bis 15. November 1918 
für Glogau, Lüben. 

Geb. 17. Januar 1863 zu Klonau (Krs Dfterode, Oſtpreußen), 
evangeliſch. Gymnaſ. Danzig, Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften ſtudiert 
in Freiburg i. Br. u. Berlin. Dr jur., Oberregierungsrat. Schriften: 
1. Der Deutſche als Staatsbürger (J. F. Lehmann, München). 2. Unſere 
Feinde und wir (Sigismund, Berlin). 3. Deutſchland als Staat im 
Vergleich zu anderen Staaten (Sigismund, Berlin). 4. Die jüdiſche 
Gefahr (Brunnen-Verlag). Begründer der Vereinigung für ſtaats⸗ 
bürgerliche Bildung und Erziehung. 

Am 4. Februar 1925 geſtorben. — Erſatz: Murjch] 


Neumann (Allenſtein), Bruno, Ober⸗Poſtſekretär, Allenſtein. Wahl- 
kreis 1: Oſtpreußen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 16. März 1886 zu Roſſel [Krs Röſſel), konfeſſionslos. Ober⸗ 
ſekunda eines Gymnaſ. 1903 bis 1907 Poſtgehilfe, 1907 bis Auguſt 
1918 Poſtaſſiſtent, vom 18. Auguſt 1918 ab Poſtſekretär, jetzt Ober⸗ 
Poſtſekretär. 


Neumann (Frohnau), Joſef, Dr, Verbandsſyndikus, Berlin⸗Frohnau. 
Wahlkreis 11: Merſeburg. Deutſche Volkspartei. 
Geb. 2. Januar 1883 zu Toſt O. S., evangeliſch. 
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Frau Noack, Ilſe⸗Charlotte, Lehrerin, Stettin. Wahlkreis 6: 
Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Pommern. 

Geb. 11. Juni 1886 zu Stettin, evangeliſch. Examen für höh. Schulen, 
dann Studium in Paris. Schriftſtellerin. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Skizzen, Novellen, Romane, Politiſche Artikel. Kunſtkritiken. 


Nuſchke, Otto, Hauptſchriftleiter der „Berliner Volkszeitunge, Berlin⸗ 
Steglitz. Wahlkreis 3: Potsdam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow fin). 
Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſch. Nationalverſ. 

Geb. 23. Februar 1883 zu Frohburg (Sachſen), evangeliſch⸗lutheriſch. 
Volksſchule, Mittelſchule, Hausunterricht. Akademie für graphiſche 
Künſte, Leipzig; Univerſität Marburg (Hörer). Lernte techniſch und 
kaufmänniſch im vaterlichen Betriebe (Buch⸗ und Steindruckerei) ſowie 
in fremden Betrieben. 1902 Redakteur an der »Heſſiſchen Landes- 
zeitunge Marburg (Lahn), 1903 Chefredakteur daſelbſt, 1910 Parla⸗ 
mentsredakteur am „Berliner Tageblatt«, ſeit 1915 Chefredakteur der 
„Berliner Volkszeitunge. Verfaſſer mehrerer Broſchüren und Agita⸗ 
tionsſchriften. Mitbegründer der Deutſchen Demokratiſchen Partei, 
Mitgl. ihres Parteivorſtandes. 


Obuch, Gerhard, Rechtsanwalt, Düſſeldorf, Wahlkreis 22: Düſſel⸗ 
dorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 14. März 1884 zu Lauenburg (Pomm.), Diſſident. Human. 
Gymnaſium. Rechtsanwalt. Stadtverordneter. 


Oelze, Friedrich, Oberſtudiendirektor, Bunzlau (Schleſien). Wahl⸗ 
kreis 8: Liegnitz. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſfungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

„Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 18. Auguſt 1915 bis zum 15. November 1918 
für Bunzlau, Löwenberg. 

Geb. 11. September 1873 zu Blankenberg (Krs Ziegenrück), 
evangeliſch. Gymnaſ. zu Stendal. Studierte Theologie und Philologie 
in Tübingen, Berlin und Halle. 1898 bis 1900 Kand. am Kloſter 
»Unfer Lieben Frauen« in Magdeburg, 1900 bis 1901 kommiſſ. Semi- 
narlehrer in Delitzſch, 1901 bis 1904 Seminarlehrer in Verden a. d. Aller, 
1904 bis 1907 Oberlehrer und Inſpektor an der Waiſen⸗ und Schul⸗ 
anſtalt in Bunzlau, 1907 bis 1911 Seminardirektor in Steinau a. O., 
ſeit 1912 Seminardirektor und Direktor der Waiſen⸗ und Schulanſtalt 


in Bunzlau. Seit 1921 Oberſtudiendirektor in Bunzlau. Hauptmann 
d. Landw. a. D. 
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Oppenhoff, Joſeph, Landgerichtspräſident, Aachen. Wahlkreis 20: 
Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 4. Auguſt 1868 zu Aachen, katholiſch. Kaiſer⸗Karl⸗Gymnaſ. 
Aachen. Univerſ. Bonn, Freiburg i. Br., Berlin. 1895 Gerichtsaſſeſſor, 
1901 Amtsrichter in Ronsdorf, 1905 Landrichter bezw. Landgerichtsrat 
in Kleve, 1913 in Aachen, 1921 Landsgerichtsdirektor, ſeit 1. Oktober 
1922 Landgerichtspräſident in Aachen. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Kommentar zu den Veſtimmungen über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges. Ortsgeſchichte. 


von der Oſten, Oscar, Landrat a. D., Warnitz (Neumark). Wahl⸗ 
kreis 5: Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis zum 15. November 1918 
für Königsberg (Neumark). 

Geb. 3. Juni 1862 zu Dresden, evangeliſch. 1881 Abiturienten⸗ 
examen auf dem Vitzthumſchen Gymnaſ. in Dresden. Jurisprudenz in 
Bonn und Berlin ſtudiert, 1885 bis 1887 Referendar. Iſt Januar 1888 
aus dem Staatsdienſt verabſchiedet und hat die Bewirtſchaftung von 
Warnitz übernommen. Von 1900 bis 1916 Landrat des Kreiſes Königs- 
berg (Neumark). 1916 aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden. 


Oſterroth, Nikolaus, Sozialpolitiſcher Direktor der preuß. Bergwerks. 
und Hütten⸗A. G., Werder (Havel). Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 
(Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Geb. 16. Februar 1875 zu Hettenleidelheim (Pfalz), konfeſſionslos. 
Autodidakt. Bergmann, Parteiſekretär, Redakteur, Gewerkſchaftsan— 
geſtellter, von 1919 bis Ende 1923 Bergbaureferent im Reichswirt⸗ 
ſchafts- und Reichsarbeitsminiſterium. Seit 1. Januar 1924 ſtellv. 
Vorſtandsmitgl. und ſozialpol. Direktor der pr. Bergwerks- und 
Hütten⸗A. G. Parlamentariſches Arbeitsgebiet: Bergbau- und Wirt⸗ 
ſchaftsfragen. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Jugendgeſchichte: „Vom 
Beter zum Kämpfer« Berlin 1920, Vorwärtsverlag. »Der unanſtändige 
Löwe und andere Lausbubengeſchichten« Würzburg 1922, Dreizimmer⸗ 
verlag. »Wir und die U. S. P.« Berlin 1920, Vorwärtsverlag. Der 
Streit um die Arbeitsgemeinſchaften« Berlin 1921, Firnverlag. 
»Warum Überſchichten« 1922, R. A. M. »Otto Hue. Sein Leben und 
Wirken« Bochum 1922, Verlag des Bergarb. Verbandes. »Der Deutſche 
Arbeiter und der Ruhreinfalls. Deutſche, franzöſiſche und engliſche 
Maſſenauflage; Berlin 1923, Verlag für Politik u. Wirtſchaft. Zahl- 
reiche Buchbeiträge, Zeitſchriften⸗ und Zeitungsartikel über Wirtſchafts⸗ 
und Bergbaufragen. In Vorbereitung: »Aus der Märchen und Sagen⸗ 
welt des Deutſchen Bergbaus «. 
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Frau Oeſtreicher, Annemarie, Schriftſtellerin, Königsberg (Pr.). 
Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 14. Dezember 1875 zu Berlin, evangeliſch. Sophienſchule in 
Berlin. Dentiſtin, ſelbſtändig; jetzt Schriftſtellerin. 


Oetjen, Heinrich, Hof- u. Ziegeleibeſitzer, Ahauſen bei Kirchweyhe. 
Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Deutſche 
Volkspartei. 

Geb. 12. Januar 1874 zu Ahauſen, lutheriſch. Volksſchule u. land⸗ 
wirtſchaftliche Schule. Landwirtſchaft u. Dampfziegelei in eigener Ver⸗ 
waltung. Hof etwa 65 ha groß. Vorſtandsmitgl. im Landwirtſchaftl. 
Verein, Stammviehzucht- und Kontrollverein, Genoſſenſchaft und Mitgl. 
der Gemeindevertretung Sudweyhe. 


Otter (Vochum], Karl. Gewerkſchaftsbeamter, Bochum. Wahlkreis 18: 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 27. April 1883 zu Sendrowen (Oſtpr.), Diſſident. Volksſchule. 
Von 1899 bis 1915 Bergarbeiter im Ruhrbergbau. Kriegsteilnehmer. 
Kriegsbeſchädigter. Ab 1. Dezember 1918 Gewerkſchaftsbeamter. Tätig 
auf der Zentrale deutſcher Bergarbeiterverband in Bochum. 


Otto (Charlottenburg), Reinhold, Stadtſchulrat, Berlin⸗Charlotten⸗ 
burg. Wahlkreis 3: Potsdam II [Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Deut⸗ 
ſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Juni 1913 bis zum 15. November 1918 für 
Charlottenburg [St.]. 

Geb. 16. Oktober 1863 zu Halberſtadt, evangeliſch. Seminarübungs⸗ 
ſchule. Präparandenanſtall, Lehrerſeminar. Stadtverordneter ſeit 1894. 
Sa ſeit 1921. Ehrenvorſ. d. Lehrerverb. d. Prov. Branden⸗ 

Urg. 


Frau Oventrop, Anna, Lyzealturnlehrerin, Hagen (Weſtfalen). Wahl⸗ 
kreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Sozialdemokratiſche Partei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 
Geb. 28. April 1878 zu Hagen (Weſtf.), Diſſident. Stadtverordnete 
in Hagen (Weſtf.). Vorſitzende der Arbeiterwohlfahrt Hagen. 


von Papen, Franz, Haus Merfeld bei Dülmen Gre Wahl⸗ 
kreis 17: Weſtfalen⸗Nord (Münfter, Minden: Krs Grafſchaft Schaum- 
burg). Zentrum. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 
Geb. 29. Oktober 1879 zu Werl (Weſtf.), katholiſch. Aktiver Offizier, 
Generalſtab, Mil.⸗Att. in Mexiko u. Waſhington, zuletzt Oberſtltn. u. 
Chef d. Genſtb. der 4. k. o. Armee. 
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Bl. 69 Paetzel (Frankfurt), Wilhelm, Buchhändler, Berlin-Neukölln. Wahl⸗ 
kreis 5: Frankfurt a. O. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Geb. 6. Juni 1864 zu Soldin, Diſſident. Volksſchule. Former, Buch⸗ 
händler, Mitarbeiter an Tageszeitungen u. Zeitſchriften. Selbſtändige 
Arbeiten: Führer durch Gewerbe- u. Kaufmannsgericht, Führer durch 
die Preuß. Geſindeordnung. 


x Perſchke, Karl, Kaufmann, Berlin-Tempelhof. Laudeswahlvorſchlag: 
Pl. 398 Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes. 
Geb. 18. Februar 1879 zu Zeyer bei Elbing, ee 1. Vorſ. des 
Zeutralverbandes der Lebensmittelhändler Deutſchlands, E. V., Sitz 
Berlin. 


Pl. 118 Peters (Hochdonn), Hermann, Landmann, Hochdonn (Holſtein), Wahl- 

kreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 24. April 1872 zu Hochdonn (Holſtein). Volksſchule. Bis zum 
Jahre 1910 als landwirtſchaftlicher Arbeiter tätig, dann ſelbſtändig 
Landwirtſchaft betrieben bis zum Jahre 1919. Wegen parlamentariſcher 
Tätigkeit Beſitz aufgegeben. Langjähriges Vorſtandsmitgl. der Genoſſen⸗ 
ſchaftsmeierei Hochdonn, darunter 4 Jahre Rechnungsfuͤhrer und Vorſ. 
Mitgl. der Zentralmoorkommiſſion für Preußen. 


Er Petry, Johann, Verbandsdirektor, Sigmaringen. Wahlkreis 21: 
Pl. 408 Eoblenz-Trier. Zentrum. 

Geb. 20. Dezember 1876 in Wadgaſſen (Krs Saarlouis), katholiſch. 
Volksſchule und Lehranſtalten. Studierte 1895 bis 1898 an der Univerſ. 
Bonn Land- u. Volkswirtſchaft, Mitgl. d. Verbandes d. kath. Studenten⸗ 
vereine Deutſchlands [K. V.). 1898 bis 1902 Landwirtſchaftslehrer in 
Naſſau (Weilburg) und Schleswig-Holſtein (Kappeln⸗Schlei), ab 1902 
bis 1903 Verbandsreviſor beim Raiffeiſenverband für die Pfalz in Lud⸗ 
wigshafen a. Rh. und dann Redakteur am Landw. Genoſſenſchaftsblatt, 
dem Haupiorgan der Raiffeiſenorganiſation in Neuwied; ſeit 1906 Gene⸗ 
ralſekretär der Raiffeiſenorganiſation in Elſaß⸗Lothringen zu Straßburg 
u. Prokuriſt der Landw. Zentral-⸗Darlehnskaſſe f. Deutſchl. Filiale 
Straßburg, zugleich auch Vorſtandsmitgl. der Elſaß⸗Lothr. Genoſſen⸗ 
ſchaftsbank. — Verfaſſer zahlreicher Aufſätze u. Broſchüren über land. 
wirtſchaftl. u. gewerbl. Genoſſenſchaftsweſen und über ſonſtige landwirt⸗ 
ſchaftl. und volkswirtſchaftl. Fragen, Mitarbeiter vieler Jachzeitſchriften. 
Im September 1919 aus Elſaß⸗Lothringen ausgewieſen, ab 1. Oktober 
1919 Direktor der Geſchäftsſtelle der Deutſchen Raiffeiſenbank in Sig⸗ 
maringen in Hohenzollern. Seit 1922 Verbandsdirektor des Raiffeiſen⸗ 
verbandes für Hohenzollern, Baden u. Württemberg u. zugleich Filial⸗ 
direktor der Deutſchen Raiffeiſenbank, Filiale Sigmaringen. Vorſtands⸗ 
miigl. des Generalverbandes der deutſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften u. 
Verwaltungsratsmitgl. der Deutſchen Raiffeiſenbank Berlin. Mitgl. des 
Landeskomitees der hohenz. Zentrumspartei. 
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Peucker, Franz, Dr jur., Landrat, Glatz. Wahlkreis 7: Breslau. * 
Zentrum. bl. 209 

Geb. 7. Auguſt 1881 zu Grünberg (Schleſ.), katholiſch. Gymnaſium 
Sagan und Sorau N. L. Studium der Rechts- und 1 
ſchaften auf den Univerſ. Leipzig, München, Kiel. Seit 1912 Gerichts⸗ 
aſſeſſor in Breslau. 1913 Bürgermeiſter in Roſſel. 1915 Burgermeiſter 
in Patſchkau O. S. Seit 1920 Landrat in Glatz. Seit 1921 Mitgl. des 
ſchleſiſchen Provinziallandtages und des Provinzialausſchuſſes. Stell 
vertretender Vorſ. des mittelſchleſ. Landkreisverbandes. 


Rieck, Wilhelm, Parteiſekretär, Berlin⸗Steglitz. Wahlkreis 3: Pots⸗ Pl. 1 
dam II (Kreiſe Beeskow⸗Storkow uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam II. 

Mitgl. der Bremiſchen Bürgerſchaft von 1906 bis 1910. 

Geb. 3. Januar 1876 zu Guben, religions los. Volksſchule. Tiſchler, 
ſeit 1906 Parteiſekretär. 


Ringel, Franz, Propſt, Marienburg (Weſtpr.), Wahlkreis 1: Oſt⸗ Pl. 305 
preußen. Zentrum. 

Mital, des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 15. September 1872 zu Elbing, katholiſch. Heſuchte zuerſt die 
Volksſchule, dann das Gymnaſium. Am 20. Februar 1893 Abiturienten⸗ 
examen, ſtudierte Philoſophie und Theologie am Luzeum Hoſianum in 
Braunsberg (Oſtpr.J. Kaplan in Memel, Freudenberg und Allenſtein, 
wurde 1903 Diviſionspfarrer in Berlin, dann in Königsberg (Pr.), ſeit 
1908 Propſt von Marienburg (Weſtpr.). Stadtverordneter in Marien⸗ 
burg [Weſtpr.). 


Binferneil, Friedrich Auguſt, Dr phil., Volkswirt R. D. V., Berlin. Pl. 220 
Wahlkreis 12: Erfurt. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Erfurt. 

Geb. 16. April 1890 zu Hamme (Krs Bochum), evangeliſch. Reife⸗ 
prüfung. Univerſitäten Marburg und Berlin, hiſtoriſche, ſtaats⸗ und 
wirtſchaftswiſſenſchaftliche Studien. Promotion. Kriegsteilnehmer, 
kriegsbeſchadigt. 1916 Syndikus, 1918 Verbandsdirektor. 1920 Be⸗ 
ratender Volkswirt. Sondergebiete: Bergwirtſchaftsfragen, allgem. 
Wirtſchaſtspolitik, induſtrieller und gewerblicher Mittelſtand. Ausge⸗ 
dehnte publiziſtiſche Tätigkeit. 


Piſchke, Hermaun, Mittelſchullehrer, Greifswald. Wahlreis 5: PL 174 
Frankfurt a. O. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Geb. 27. Februar 1869 zu Gr.⸗Schliewitz [Lrs Tuchel, Weſtpr.), 
evangeliſch. Beſuchte Dorfſchule, Lehrerſeminar und die Univerſilät 
Berlin. War Volksſchullehrer in Weſtpreußen, Seminarhilfslehrer in 
Treuzburg (Oberſchl.) und Mittelſchullehrer in Poſen, von 1912 bis 1920 
Schriftleiter der Poſener Lehrerzeitung, ift ſeit 1. Juli 1920 Mittel- 
ſchullehrer in Greifswald in Pommern. 
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bon Plehwe, Karl, Rittergutsbeſitzer, Kammerjunker, Major d. R. a. D 
Dwariſchken bei Schirwindt (Krs Pillkallen). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Mitgl. des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nov. 1918 für Ragnit⸗Pillkallen. 

Geb. 30. Juni 1877 zu Memel, evangeliſch. Kadettenkorps. Fähnrichs⸗ 
examen 1894, Offiziersexamen 1895, bis 1899 Leutnant im 3. Garde⸗ 
Rgt z. Fuß, dann Landwirt (4 Jahre praktiſch gelernt) und feit 1903 
Beſitzer des Ritterguts Dwariſchken. 1910 Mitgl. des Kreistags. 
1912 Hauptmann d. R. 1914 bis 1919 im Kriege Komp.⸗Führ. und 
Batl.⸗Kdr. im 2. Garde⸗Rſ.⸗Rgt, zuletzt Regimentskommandeur. 1918 
Orden pour le mérite. 1919 Wahl in den oſtpreuß. Provinziallaudtag. 
1921 Wiederwahl in den oſtpreuß. Provinziallandtag. 1921 zum Major 
d. Ref. (Charakter) befördert. Vorſ. des Kreiswirtſchaftsausſchuſſes, 
Vorſ. des landwirtſchaftlichen Vereins Schirwindt. 


Plenge, Oskar, Schriftleiter, Solingen. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗ 
Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 10. April 1890 zu Northeim, religionslos. Volksſchule. Von 
Beruf Buchdrucker, dann Fabrikarbeiter; jetzt Redakteur. Seit 1908 
freigewerkſchaftlich organiſiert, Buchdruckerverband, jetzt Mitgl. des 
Zenkralverbandes der Angeſtellten, 1910 in die ſozialdemokr. Partei ein- 
getreten. 1911 durch Däuemark, Schweden, Deutſchland, Bfterreich, 
Ungarn als Handwerksburſche. Stellung als Buchdrucker in Kaſchau 
(Ungarn). Dortſelbſt Mitgl. des ungariſchen Buchdruckerverbandes 
und der ung. Sozialdemokratie. 1912 Leiter der ſozialdemokr. Arbeiter⸗ 
jugend in Iſerlohn. 1914 Stellung in Petersburg (Rußland). Zivil⸗ 
gefangen. 1918 aus Sowjetrußland zurückgekehrt. Mitgl. des Solinger 
Arbeiterrats im Nov. 1918. 1½ Jahre Fabrikarbeiter. Vorſ. der ver- 
einigten Betriebs⸗ und Berufsräte des Kreiſes Solingen 1919 bis 1920. 
Gefangengeſetzt im Kapp⸗Putſch zu Weſel im Militärgefängnis. Int 
Herbſt 1920 mit linker U. S. P. D zur V. K. P. D; 1921 wegen Auf⸗ 
forderung zum Generalſtreik von britiſcher Beſatzungsbehörde fünf 
Monate inhaftiert. 1923 Anklage wegen Hochverrats vom deutſchen 
Staatsgerichtshof. 


Porſch, Felix, Dr jur. Dr theol. h. C., Geheimer Juſtizrat, Geheim- 
kämmerer di spada e cappa Sr Heiligkeit des Papſtes, Breslau. 
Landeswahlvorſchlag. Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Breslau. Erſter Vizepräſident der Landesverſ. 
und des erſten Landtags. Zweiter Vizepräſident des zweiten Landtags. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. dom 20. März 1884 his zum 15. Nov. 1918 für 
Neurode, Glatz, Habelſchwerdt, von März 1903 bis Ende 1918 Erſter 
Vizepräſident des Hauſes. 

Mitgl. des Reichstags von 1881 bis 1893, 

Geb. 30. April 1853, römiſch⸗katholiſch. Elementarſchule zu Ratibor, 
kath. Gymn. zu Groß⸗Glogau, Univerſ. Breslau, Berlin, Tübingen und 
Leipzig. 1876 von der juriſtiſchen Fakultät der Univerſ. Breslau auf 
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Grund der Schrift »Über die Bedeutung des Beweiſes durch Indizien 
im geiſtlichen Gerichtsverfahren« (Breslau bei G. P. Aderholz) zum 
Dr jur. promoviert. Seitdem fortdauernd kirchenrechtliche Arbeiten für 
das Archiv für kath. Kirchenrecht, u. a. Kommentare zum Sperrgelder⸗ 
verwendungsgeſetz und kath. Pfarrerbeſoldungsgeſetz, welche auch in 
Sonderausgabe erſchienen. Rechtsanwalt ſeit 1879 und Notar. Von 
1882 bis 1914 richterliches Mitgl. des Fürſtbiſchöfl. Konſiſtoriums (für 
Ehe⸗ und Diſziplinarſachen). Stadtverordneter 1881 bis 1903, Miigl. 
des Kolonialrats von 1898 bis zu deſſen Auflöſung 1908. 


Prelle, Johannes, Paſtor prim., Hannover. Wahlkreis 15: Oſt⸗ 
Hannover (Stade, Lüneburg). Deutſch-Hannoverſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim⸗Lüneburg u. des erſten Landtags 1921/24 für Stade⸗ 
Lüneburg. 

Geb. 14. Juni 1875 zu Prezelle (Krs Lüchow), evangeliſch⸗lutheriſch. 
Gymnaſ. Johanneum Lüneburg. Studium der Theologie in Erlangen, 
Berlin und Göttingen. 9 Jahre Vereinsgeiſtlicher für innere Miſſion, 
jetzt erſter Geiſtlicher an der Neuſtädter Hof- u. Stadtkirche St Jo⸗ 
hannis in Hannover. Vorſtandsmitgl. des »Verbandes Evangel. Ar⸗ 
beiter- u. Volksvereine Niederſachſen, EB... Ehrenvorſitz. d. Aus⸗ 
ſchuſſes des Verbandes hannov. Jungmädchenvereine, e. V. Vorſtands⸗ 
mitgl. des Landesvereins für innere Miſſion in Hannover, Vorſtands⸗ 
mitgl. u. Hausgeiſtlicher des Friederikenſtifts in Hannover. 


Pl. 220 


Preuß, Hugo, Dr jur., Reichsminiſter des Innern a. D., Berlin. P. 6 


Landeswahlvorſchlag. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Berlin u. 
des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 28. Oktober 1860 zu Berlin, jüdiſch. Gymnaſium. Univerſität. 
Dr jur., Profeſſor des öffentlichen Rechts. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Siehe Kürſchners Literatur⸗Kalender. Bis zur Ernennung zum Staats⸗ 
in bzw. Reichsminiſter des Innern: Ehrenamtl. Stadtrat von 

erlin. 


Quaet-Fasiem, Georg, Dr med., Direktor des Provinzial-Nerven⸗ 
ſanatoriums »Raſemühle« bei Göttingen. Wahlkreis 6: Pommern. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlporſchlag. 

Geb. 23. April 1872 zu Hannover evangeliſch-lutheriſch. Hum. Gym⸗ 
naſium, Medizinſtudium Göttingen, Berlin, Kiel. Auslandsreiſen. 
Aſſiſtent an der Irrenauſtalt Sachſenberg⸗Schwerin, Liebenburg a. Harz 
u. Göttingen; an der Univ. Nervenklinik in Göttingen. Oberarzt u. 
Direktor des Prov. Nervenſangt. »Rafemühlee. Stellvertr. Vorſ. der 
»Bismarckjugend« der Partei u. Vorſ. des Reichsverbandes der Heil- 
berufe i. d. Partei. 


Querengäſſer, Paul, Landwirt und Gutsbeſitzer, Kreisbauernmeiſter 
des Kreiſes Ziegenrück, Bahren bei Pößneck (Thür.). Wahlkreis 12: 
Erfurt. Deutſchnationale Volkspartei. 
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Geb. 22. Februar 1869 zu Bahren (Krs Ziegenrück, evangeliſch. Volks⸗ 
ſchule. Landwirtſchaftliche Schule Pößneck 1885 und 1886. 1888 bis 
1891 Militär beim Thür. Hufaren-Regt. 12. Beſitzer eines Stamm⸗ 
gutes von etwa 150 Morgen, das ſeit 1662 ſich im Familienbeſitz be⸗ 
findet. Mitgl. der Landwirtſchaftskammer f. d. Prov. Sachſen. Vorſ. 
der Landwirtſchaftlichen Kreisvertretung. Vorſ. des Kreisverbandes 
Landw. Genoſſenſchaften im Kreiſe Ziegenrück. Mitgl. des Kreistags. 
Gemeindevorſtand von 1893 bis 1918. 


Frau von Rechenberg, Freda, Breslau. Wahlkreis 7: Breslau. 
Deutſchnationale Volkspartei. 
Geb. 27. Juli 1870 zu Kl. Breſa ([Krs Neumarkt), evangeliſch. 


Rehbein, Karl, Gewerkſchaftsangeſtellter, Hanau (Main). Wahl⸗ 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Kommu⸗ 
niſtiſche Partei. 

Geb. 14. Oktober 1885 zu Hanau (Main), religionslos. 


Rhiel (Fulda), Andreas, Amtsgerichtsrat, Richter, Fulda. Wahl⸗ 
kreis 19: Heſſen-Naſſau (Caffel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Zentrum. 
Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverf. 1919/21 und des erſten 

Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Mitgl. des Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis zum 15. Nov. 1918 für 
Fulda. 

Geb. 18. Oktober 1861 zu Erfurtshauſen (Krs Kirchhain, Reg.-Bez. 
Caſſel), katholiſch. Gymnaſium Fulda, Abiturientenexamen Oſtern 1881. 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft April 1881 bis April 1884 Univerſität 
Marburg. Gerichtsreferendar von Auguſt 1884 bis Auguſt 1888. 
10. April 1889 Gerichtsaſſeſſor, 1. Dez. 1894 Amtsrichter in Wolfhagen, 
ſeit 1. Mai 1899 in Fulda. 


von Richter [Charlottenburg), Ernſt, Dr phil. h. c., Pr. Staats- u, 
Finanzminiſter a. D., Berlin⸗Charlottenburg. Landeswahlvorſchlag. 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim-Lüneburg u. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗ 
Weſt (Krs Cleve uſw) 

Geb. 10. Januar 1862 zu Berlin, evangeliſch. Werderſches u. Luiſen⸗ 
ſtädtiſches Gymnaſ. in Berlin. Studium der Rechts- und Staatswiſſen⸗ 
ſchaften auf den Univerf. Tübingen u. Berlin. 1882 bis 1905 im 
preußiſchen Juftiz- u. Verwaltungsdienſt, Regierung in Minden (Weſtf.), 
Oberpräſidium in Königsberg, zuletzt (1900 bis 1905) im Miniſterium 
d. Inn. 1905 bis 1914 Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſcher Staatsminiſter u. 
Bevollmächtigter zum Bundesrat. Mai 1917 Oberpräſident d. Prov. 
Hannover. September 1920 wegen ſeiner politiſchen Stellung verab⸗ 
ſchiedet. Von November 1921 bis Januar 1925 Preuß. Staats⸗ und 
Finanzminiſter. Ehrendoktor der philiſophiſchen Fakultät d. Univerſ. Jena. 
Nufſätze in juriſtiſchen, volkswirtſchaftlichen u, politiſchen Blättern. 


312 


Lebensbeſchreibungen 


Richter (Lichtenberg), Arthur, Berufsberater im Arbeitsamt Fried- bl. 550 
richshain, Berlin⸗Lichtenberg. Wahlkreis 4: Potsdam! (Kreiſe Anger⸗ 
münde uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb. 2. Juli 1881 zu Dresden, religionslos. Volksſchule. Mecha⸗ 
niker. 


Rickers, Gehrt, Volksſchullehrer, Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig- Pl. 42s 
Holſtein. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 19. Juni 1924 ab für Schles⸗ 
wig⸗Holſtein. 

Geb. 7. März 1872 zu Heiligenſtedten i. Holſtein, evaugeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Lehrerſeminar in Tondern von 1890 bis 1893, Lehrer in Rais⸗ 
dorf i. Holſt., Plön i. Holſt., ſeit 1900 in Kiel. 


Riedel (Charlottenburg), Oswald, Generaljefvetär des Allgemeinen l. 139 
Eiſenbahnerverbandes, Berlin⸗Charlottenburg. Wahlkreis 5: Frank⸗ 
furt a. O. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921124 für Frankfurt a. O. 

Geb. 24. Mai 1887 zu Herzberg (Harz), evangeliſch. 1893 bis 1900 
Bürgerſchule Herzberg, 1900 bis 1903 Realſchule Lauterberg, 1903 bis 
1906 Oberrealſchule Göttingen, dann Univerſ. Gießen. Übergang zur 
Journaliſtik. Berufung zum Syndikus (ſpäter Generalſekretär) d. Allg. 
Eiſenbahnerverbandes. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Der Eiſenbahner im 
Arbeitsverhältnis, 1913; Die deutſchen Gewerkſchaften, 1913; Eozial- 
politiſche Wahlen, 1914. Das Staatsarbeiterrecht, 1916. Kommentar 
zum Betriebsrätegeſetz, 1920. Regelmäßiger Mitarbeiter an Tages⸗ 
zeitungen u. Wochenſchriften. Mitgl. d. Hauptausſch. d. Deutſch. Dem. 
Partel. Mitgl. des Reichseiſenbahurats und des Landeseiſenbahnrats 
Berlin. Vorſtandsmitgl. des Gewerkſchaftsringes Diſch. Arbeiter-, Au⸗ 
geſtellten- und Beamtenverbände. Kriegsteilnehmer. 


Rittershaus, Emil, Fabrikbeſitzer, Hauptmann a. D., Dom⸗Branden. x 
burg (Havel). Wahlkreis 4: Potsdam I (Angermünde uſw.) Deutſch- Pl. 390 
nationale Volkspartel. 

Geb. 25. Dezember 1889 zu Frankfurt a. Main, evangeliſch. Mitgl. 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Brandenburg, 1. Vorſ. des Ver⸗ 
bandes der Goldleiſtenfabrikanten Deutſchlands, E. V. 


Röhle, Paul, Bezirksparteiſekretär, Frankfurt (Mein). Wahlkreis 19: de 
n (Tafel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Syzialdemokratiſche pi 351 

artei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Geb. 29. April 1885 zu Barmen, Diſſident. Volksſchnle Barmen. Das 
Malerhandwerk erlernt und bis 1911 in vielen Städten Deutſchlands 
als Dekorationsmaler tätig. Von 1911 bis Ende 1915 Gewerkſchafts⸗ 
angeſtellter des Verbandes der Maler Deutſchlands in Plauen i. Vogtl. 
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Bis 1919 in Plauen i. Vogtl. Arbeiterſekretär und Stadtverorducter. 
Seit 1. November 1919 Bezirksparteiſekretär der S. P. D. in Frankfurt 
a. Main. Hier ehrenamtlich als Geſchworener tätig. Seit 1903 Mitgl. 
des Verbandes der Maler und der S. P. D. 


von Rohr, Hans-Joachim, Rittergutsbeſitzer, Haus Demmin. Wahl⸗ 
kreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 1. Oktober 1888 zu Haus Demmin (Pommern), evangeliſch. Reg. 
Aſſ. a. D. Hum. Gymnaſium. Reifeprüfung 1907. Rechtswiſſenſchaften 
u. Volkswirtſchaft 1907 bis 1911 in Heidelberg, Berlin u. Greifswald. 
Referendar am Amtsgericht Demmin u. an der Regierung in Merſeburg. 
II. Staatsprüfung 1919. Kriegsteilnehmer 1914 bis 1918 beim Ulanen⸗ 
Ngt 9. Bewirtſchaftet die Güter Vorwerk u. Lindenfelde im Kreiſe 
Demmin. 


Roeingh, Theodor, Landwirt, Gutsbeſitzer, Beverungen (Weſer). Wahl⸗ 
kreis 17: Weſtfalen-Nord (Munſter, Minden; Krs en Schaum⸗ 
burg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 30. April 1924 ab für Weſtf.⸗ 
Nord. 2 
Geb. 11. November 1882 zu Beverungen (Weſer), katholiſch. Human. 
Gymnaſialabiturient Paderborn. Univerſitat Gottingen. Seit 22 Jahren 
prakt. Landwirt. Stadtverordnetenvorſteher. Mitgl. des Kreistages und 
Kreisausſchuſſes Höxter, der Landwirtſchaftskammer Weſtfalen. Direktor 
des landw. Kreisvereins Höxter, der Kreisviehverſicherung Höxter. Vor⸗ 
ſtandsmilgl. d. Weſtf. Bauernvereins, des Paderborner Hauptvereins f. 
Landw. u. ſonſtiger landw. Vereinigungen. Mitarbeiter in landw. Fach⸗ 
literatur und Tagespreſſe. Kriegsteilnehmer 1914 bis 1917. 


Roſe, Hermann, Dr jur. ei rer. pol., Regierungspräſident, Geheimer 
Regierungsrat, Stade. Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover (Stade, Lüneburg). 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſt⸗Hanuover. 

Geb. 7. Mai 1879 zu Lüneburg, evang.⸗lutheriſch. Gymnaſium 
Johanneum in Lüneburg. Studium der Rechts⸗ u. Staatswiſſenſchaften 
an den Univerſ. Heidelberg, München, Göttingen. Referendar in 
Verden a. d. Aller, Hameln, Lüneburg, Stade, Celle. Ab 9. Dezember 
1905 Gerichtsaſſeſſor beim Magiſtrat Stade, Patentamt und Eifenbahn- 
direktion Berlin. Ab 1. Januar 1908 Regierungsaſſeſſor bei der Eifen- 
bahndirektion Halle (Saale). 28. Februar 1910 Regierungsrat und 
Referent für das Wohnungsweſen, insbeſondere Kleinwohnungsbau, im 
Reichsamt des Innern; 13. Februar 1913 Geheimer Regierungsrat und 
vortr. Rat; 28. Mai 1913 aus dem Reichsdienſt ausgeſchieden. Erſter 
Direktor der gemeinnützigen deutſchen Volksverſicherung A.⸗G. Während 
des Krieges Hauptmann d. Reſ. des Füſ.⸗Rgts Nr 73, von 1915 bis 
1918 Referent für die Verwaltung der beſetzten Gebiete beim General- 
quartiermeiſter im Großen Hauptquartier. Zuletzt Verbindungsoffizier 
der Oberſten Heeresleitung beim Statthalter in Elſaß⸗Lothringen. 
Ab 1. April 1920 Leitung des Reichskommiſſariats zur Ausführung von 
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Aufbauarbeiten in den zerſtorten Gebieten. Seit 16. April 1922 Regie⸗ 
rungspräſident in Stade. E. K. I. Kl., Rote⸗Kreuz⸗Med. 3. Kl., Bayr. 
Mil.⸗Verd.⸗Ord., Bremiſches Hanſeatenkreuz, Oſterr. Mil.⸗Verdienſt⸗ 
kreuz, Türk. Halbmond, Roter Adlerorden IV. Kl. 


Roſenfeld, Siegfried, Dr jur., Kammergerichtsrat, Referent im Preuß. 
Juſtizminiſterium, Berlin⸗Schöneberg. Landeswahlvorſchlag: Sozial⸗ 
demokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 22. Marz 1874 zu Marienwerder (Weſtpreußen), konfeſſionslos. 
Gymnaſium. Juriſtiſches Studium. Bis 1923 Rechtsanwalt und Notar. 
1919/20 Stadtverordneter in Charlottenburg. 


Rösler, Heinrich, Bezirksleiter des Deutſchen Baugewerksbundes, Bres⸗ 
lau. Wahlkreis 7: Breslau. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 vom 6. März 1920 
an und des erſten Landtags 1921/24 vom 11. April 1924 an fur 
Breslau. 

Stellvertr. Mitgl. des Staatsrats von 1921 bis 1924. 

Geb. 23. September 1868 zu Heinzendorf [Krs Münſterberg, Schl.), 
katholiſch. 


Roth (Berlin), Eugen, Geſchäftsfuhrer des Geſamtverbandes deutſcher 
Beamtengewerkſchaften, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Geb. 24. April 1879 zu Bad Mergentheim, katholiſch. Realgymnaſium 
Stuttgart. Verſchiedene Hochſchulkurſe in Nationalokonomie u. Staats⸗ 
rechtswiſſenſchaften. Nach kurzer Tatigkeit im Verkehrsanſtaltendienſte 
Übergang in die Gewerkſchaftsbewegung, führende Stellung namentlich 
in den Staatsbeamtenorganifationen. Leiter des Württ. Eiſenbahner⸗ 
verbandes, Generalſekretar der württ. Staatsunterbeamten und des Ge- 
ſamtverbandes der nationalgeſinnten Eiſenbahner Süddeutſchlands. 
Gründer und Leiter verſchiedener Baugenoſſenſchaften und ſonſtiger 
Selbſthilfeeinrichtungen. Verfaſſer zahlreicher Broſchüren und Werke 
auf dem Gebiet des Staatsrechts und der Volkswirtſchaft. Reiche jour⸗ 
naliſtiſche Tätigkeit. 1912 Mitgl. des Württ. Landtags. 2. Aug. 1914 
bis 17. Dezember 1918 Kriegskeilnehmer. Verſchiedene Kriegsauszeich⸗ 
nungen, darunter E. K. Nach dem Kriege Berufung als Vorſtandsmitgl. 
der Gewerkſchaft deulſcher Eiſenbahner und als Geſchäftsfuhrer des Ge⸗ 
ſamtverbandes deutſcher Beamtengewerkſchaften nach Berlin. Vorſtands⸗ 
mitgl. des deutſchen Gewerkſchaftsbundes und Vorſ. von deſſen finanzpol. 
Ausſchuß. Verantwortl. Schriftleiter der Halbmonatsſchrift »Deutſches 
Berufsbeamtentum⸗ 


Rüffer, Paul, Arbeiterſekretar, Berlin. Wahlkreis 13: Schleswig⸗ 
Holſtein. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 3. Dezember 1873 zu Wernersdorf (Krs Bolkenhain, Schleſien), 
ebangeliſch. Volksſchulbildung, Selbftitudimm und Beſuch der Humboldt⸗ 
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Akademie in Breslau. Vorbildung für den Dienſt in der Juneren 
Miſſion in der Diakonenbildungsanſtalt des Ev. Johannesſtifts in Berlin. 
Geſchichtliche und volkswirtſchaftliche Studien. Nach der Schulentlaſſung 
im Herbſt 1887 Erlernung des Seilerhandwerks; bis 1898 Textil- und 
Hüttenarbeiter. Frühjahr 1898 Eintritt in die Diakonenanſtalt des 
Ev. Johannesſtifts. Zwiſchen 1902 und 1905 Berufsarbeiter des Ver⸗ 
bandes ſchleſiſcher Ev. Männer- und Jünglingsvereine. Seit 1906 als 
Generalſekretär für die chriſtlich⸗ſoziale Bewegung tätig. Seit 1912 unter 
D. Philipps in der chriſllich-ſozialen Arbeit in Berlin tätig. 1914 Gene 
ralſekretär an der Sozialen Geſchäftsſtelle für das Ev. Deutſchland in 
Berlin, zugleich Arbeiterſekretär für den Verband Ev. Arbeiter- und 
Volksvereine von Berlin. Jetzt Geſchäftsführer des Reichsarbeiteraus⸗ 
ſchuſſes der Deutſchnationalen Volkspartei. 1915 als ungedienter Land⸗ 
ſturmmann zu den Fahnen gerufen. Kämpfte in Belgien und au der 
Somme. Für freiwillige Beteiligung an Sturmangriffen E. K. il. 
Oktober 1916 bei Miraumont durch Granatſchuß ins Kniegelenk ver⸗ 
wundet. Als nicht mehr feldverwendungsfähig 1917 in den Aufklärungs- 
dienſt eutlaſſen. Chriſtl. Gewerkſchaftler. Vor und nach dem Kriege 
ſtarke Vortragstätigkeit in allen Gauen des deutſchen Volkes. Mitgl. 
der Stadtverordneten-Verſammlung Berlin. Verfaſſer einer Reihe von 
Schriften vaterländiſchen und geſchichtlichen Inhalts. Mitarbeiter an 
Tagesblättern und Zeitſchriften. Schriftleiter der deutſchen Arbeiter 
ſtimme. Vorſ. des Verbandes Ev. Arbeiter- und Volksvereine, Berlin. 


Rürup, Heinrich, Syndikatsdirektor, Eſſen-⸗Hultrop. Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf⸗Oſt (Kreife Barmen uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Barmen uſw. 

Geb. 11. Juni 1876 zu Unna (Krs Hamm), katholiſch. Volksſchule; 
1888 bis 1892 ſtädt. Rektoratſchule Soeſt (Weſtf.); 1898 bis 1900 Berg⸗ 
männiſche Fortbildungsſchule Kamen; 1900 bis 1902 Bergſchule Bochum 
(Weſtf.); Befähigungsnachweis zum techniſchen Grubenbeamten. 1903 
Loltstoiriſchaftlicher Kurſus M.⸗Gladbach. 1893 bis 1902 praktiſcher 
Bergmann. 1902 bis 1903 Steiger auf Zeche »Dorſtfelde. Von 1903 
bis 1920 Redakteur des »Bergknappen« (Verbandsorgan d. Gewerk 
vereins chriſtl. en Deutſchlands). Seit 1920 Vorſtandsmitgl. 
und Direktor des Rhein.⸗Weſtf. Kohlenſyndikats. Schriftſtelleriſche Tätig- 
keit: Abhandlungen über »Schlagwetter und Kohlenſtaub und die Maß⸗ 
nahmen zu deren Bekämpfung«. »Fachſchulen und techniſches Studium 
»Induſtriearbeiter, Fortbildung und Berechtigungsweſen«. 1920 Schrift: 
»Das bergmänniſche Bildungsweſen«. 1909 Gemeinderatsmitgl. v. Alten⸗ 
eſſen. Von 1915 bis 1924 Stadtverordneter von Eſſen. Anläßlich d. 
großen Bergwerkskalaftrophe 1906 in Courrieres Beſuch d. dortigen 
Unglücksſtätte im Auftrage des Gewerkvereins als Berichterſtalter und 
zur Teilnahme an den Beerdigungsfeierlichkeiten. Im Anſchluß Studien 
reiſe durch das nordfranzöſiſche Kohlenbecken. 1919 Bereiſung des fran⸗ 
zoſiſchen Wiederaufbaugebiets als Mitgl. der deutſchen Bergbauſachver⸗ 
ſtändigen⸗Kommiſſion. Seit 1922 auf Vorſchlag des Landtags Mitgl. 
der preußiſchen Grubenſicherheits-Hauptkommiſſion. 
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Frau Ryneck, Elfriede, Berlin⸗Baumſchulenweg. Wahlkreis 4: Pots⸗ 
dam I (Kr3 Angermünde uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitglied der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. des Reichstags von 
1920 bis 1924. 

Geb. 14. Dezember 1872 zu Berlin, konfeſſionslos. Volksſchule, Fort⸗ 
bildungs- und Arbeiterbildungsſchule. Bis zur Verheiratung als Nähe⸗ 
rin beruflich tätig. Von Mädchenjahren an im Dienſte der ſozialdemokr. 
Bewegung tätig. Seit 1912 Vertreterin der ſozialdemokr. Frauen im 
Kreisborſtand Teltow⸗Beeskow, 1919 in den Vorſtand der Sozialdemokr. 
Partei Deutſchlands gewählt, ehrenamtlich tätig in der Jugend⸗ und 
Wohlfahrtspflege des Bezirks Treptow. 


Sabath, Guſtav, Gewerkſchaftsſekretär, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 18. Mai 1923 ab für Berlin. 

Geb. 1. Mai 1863 zu Ludwigsdorf (Krs Oels, Schleſ.), Diſſident. 
Volksſchulbildung. Erlernte das Schneiderhandwerk. 


Schadow, Wilhelm, Krankenkaſſenangeſtellter, Kolkwitz Nr 228 bei 
Cottbus. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Geb. 9. Januar 1871 zu Naundorf (Krs Calau), evangeliſch. Volks⸗ 
ſchule. Nach der Schulentlaſſung Arbeiter und Weber in der Textil⸗ 
induſtrie. Von 1903 bis 1906 Lagerhalter im Konſumverein Cottbus. 
Von 1906 Angeſtellter d. Allg. Ortskrankenkaſſe Cottbus. Seit Auguſt 
1903 Porſitz. d. ſozialdemokr. Kreisvereins Cottbus⸗Spremberg. Seit 
1910 Gemeindevertreter und ſeit 1919 Gemeindevorſtandsmitgl. der 
Gemeinde Kolkwitz. 


Schaefer, Guſtav, Landwirt, Goldberg (Schleſ.). Wahlkreis 8: Lieg⸗ 
nitz. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

Mitgl. des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nov. 1918 für Haynau⸗Gold⸗ 
berg⸗Liegnitz [St. u. L.]. 

Geb. 13. Juni 1863 zu Striegau, evangeliſch. Realgymn. bis Ober⸗ 
ſekunda. 2 Jahre praktiſch Landwirtſchaft gelernt, dann Beamter, von 
1887 ab Beſitzer eines mittleren Landgutes. Kreistaxator, Kuratori⸗ 
umsmitgl. der landw. Schule zu Goldberg, 2. Vorſ. des landw. Kreis- 
vereins Goldberg und ſeit 1920 Ehrenmitgl. desſelben; Aufſichtsrats⸗ 
mitgl. der Mittelſtandsbank Liegnitz. 


Schiftan, Franz, Dr h. e., Rittergutsbeſitzer, Preußiſcher Okonomie⸗ 
rat, Rittergut Sternberg-Grundhof, Poſt Sternberg, Bez. Frankfurt 
a. Oder. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

Geb. 1. Juni 1870 zu Breslau, evangeliſch. Gymnaſialbildung, prak⸗ 
tiſche und theoretiſche landwirtſchaftliche Vorbildung. Landwirtſchaft⸗ 
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liche Hochſchulſtudien in Breslau, Berlin. Seit 1888 Landwirt. Wäh- 
rend des Krieges landwirtſchaftlicher Sachverſtändiger beim Oberoſt⸗ 
und Verwaltungschef Warſchau ſowie beim Kriegsernährungsamt Ber⸗ 
lin. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Landwirtſchaft und Volksernährung. 
Siedlung. Landwirtſchaftliche Taxationsfragen. Landwirtſchaftlicher 
Sachverſtändiger am Kammergericht uſw. Beiſitzer am Reichswirt⸗ 
ſchaftsgericht, Schiedsrichter bei der Reichsgetreideſtelle, Mitgl. des 
Finanzgerichts beim Landesfinanzamt für die Provinz Brandenburg, 
2. Vorſ. des Märkiſchen Saatbauvereins, Amts⸗ und Gutsvorſteher. 


Schlange⸗ Schöningen, Hans, Rittergutsbeſitzer, Schöningen bei Col⸗ 
bitzow (Bez. Stettin. Wahlkreis 6: Pommern. Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Pommern. 

Mitgl. des Reichstags ſeit 4. Mai 1924. 

Geb. 17. November 1886 zu Schöningen, evangeliſch. Gymnaſial- 
abiturient. Praktiſch und theoretiſch (landw. Hochſchule; als Landwirt 
vorgebildet. Früher aktiver Offizier (Rittmeiſter a. D.) Jager⸗Rgt 
zu Pferde Nr 2. Kriegsteilnehmer an der Front von 1914 bis 1918. 


Schluchtmann, Wilhelm, Landrat, Dinslaken. Wahlkreis 23: Ditffel- 
dorf⸗Weſt (Kreife Cleve uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 20. September 1877 zu Alſtaden, Diſſident. Volksſchule. Vou 
1891 bis 1907 als Bergarbeiter im Ruhrgebiet tätig. 1907 bis 1920 
mit einer Unterbrechung (Kriegszeit, war zwei Jahre im Feld und zwei 
Jahre als Redakteur an einer ſozialdemokr. Zeitung) Parteiſekretär 
der ſozialdemokr. Partei des Bezirks Duisburg-Weſel. Von Februar 
1920 bis März 1924 nebenamtlich als 9 für Gewerkſchafts 
fragen im Staatskommiſſariat für öffentliche Ordnung in Preußen 
tätig. Seit April 1921 Landrat des Kreiſes Dinslaten. 


Schluckebier, Hermann, Architekt B. D. A., Hagen (Weſtf). Wahl- 
kreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 25. Juni 1886 zu Hagen (Weftf.), evangelifch-reformiert. Volks⸗ 
ſchule, Tiſchler- und Zimmermeiſterprüfung, Maurergeſellenprüfung, 
Abſolvent des Technikum Lemgo, Techn. Hochſchule. Seit 1912 Prival⸗ 
architekt, Geſchäftsführender Vorſitzender des Landesbezirls Rheinland 
(rechtsrh.) u. Weſtfalen des Bundes Deutſcher Architekten. Stadtver⸗ 
ordueter ſeit Mai 1924. 


Schmedding, Adolf, Dr h. c., Präſident des Landesfinanzamts Mün⸗ 
ſter i. R., Geheimer Regierungsrat, Landesrat a. D., Münſter (Weſtf.). 
Landeswahlvorſchlag. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord (Münſter, Minden uſw). 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 20. Nov. 1903 bis zum 15. Nov. 1918 für 
Münſter (St. u. L.) ⸗Koesfeld. 
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Geb. 3. Mai 1856 zu Münſter (Weſtf.), katholiſch. Gymnaſ.⸗ und 
Univerſitäatsbildung. Juriſtiſches Studium auf d. Univerſ. 1874 bis 
1877; praktiſche Ausbildung bei Gerichten von 1877 bis 1882. Nach 
beſtandener Aſſeſſorprüfung 1882 Übergang z. preuß. Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung, 1890 Eintritt in die Provinzialberwaltung d. Prov. Weſt⸗ 
falen. Okt. 1919 Übernahme der Stelle eines Präſidenten des Landes⸗ 
linanzamts Münſter. 1. April 1924 Verſetzung in den Ruheſtand. Ge- 
legentliche Beiträge zu verſchiedenen Zeitſchriften (3. B. Jugendfürſorge, 
Archiv für kath. Kirchenrecht, Archiv für Armenweſen, Preuß. Verwal⸗ 
tungsblatt, Charitas), zum Staatslexikon der Görresgeſellſchaft und 
zum Faßbenderſchen Sammelwerke: Des deutſchen Volkes Wille zum 
Leben. Gab 1905 einen Kommentar zu den Geſetzen, betr. die gemein⸗ 
gefährlichen und übertragbaren Krankheiten, ſowie in Gemeinſchaft mit 
dem Landgerichtsrat Tourneau einen Kommentar zu dem Geſetze, betr. 
die Erhebung von Kirchenſtenern, heraus. Ferner: Deutſches Armen⸗ 
recht, 3. Aufl. 1909 Freiburg i. B. Vorſ. des Vereins für kathol. Ar⸗ 
beiterkolonien in Weſtfalen. Stellv. Vorſ. d. Aufſichtsrats d. Weſtf. 
Landeseiſenbahn. Vorſtandsmitgl. verſchiedener gemeinnütziger und 
charitativer Vereine. Roter Adlerorden 3. Kl., Kriegsverdienſtkreuz, 
Kronenorden 2. Kl. 


Schmelzer, Joſef, Landwirt, Oberhundem. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗ 
Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 30. Jult 1876 zu Oberhundem, katholiſch. Volksſchule Ober⸗ 
hundem, höhere Stadtſchule Olpe. Bewirtſchaftung des ererbten väter⸗ 
lichen Gutes ſeit 1900. Amtsverordneter. Stellv. Vorſ. vom Landw. 
Kreisverein Olpe. Vorſ. vom Waldbauverein Kirchhundem. Ausſchuß⸗ 
mitgl. des Weſtfaliſchen Bauernvereins. 


Karl Schmid (Düſſeldorf), Generalreichskommiſſar und ſtändiger 
Stellvertreter des Reichsminiſters für die beſetzten Gebiete, Berlin. 
Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). 
Deutſche Volkspartei. 

Geb. 9. Mai 1886 zu Osnabrück (Pr. Hannover), evangeliſch⸗luthe⸗ 
riſch. Schulbildung: Gymnaſium in Celle (Pr. Hannover) und Poſen. 
Studium der Rechte und Verwaltungswiſſenſchaften in Gottingen, Ber⸗ 
lin und Kiel. 1907 erſte juriſtiſche Prüfung, Gerichtsreferendar in 
Preetz (Holſtein), Regierungsreferendar in Schleswig. 1911 Staats⸗ 
prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt, Reg.⸗Aſſ. beim Landrats⸗ 
amt des Kreiſes Lebus in Seelow (Mark). Auguſt 1914 Kriegsfrei⸗ 
williger Kaiſerl. Marine, Oktober 1914 zum Reichsmarineamt kom⸗ 
mandiert. 1915 bis 1918 Hilfsarbeiter im M. d. J. 1917 Ernennung 
gi Reg.⸗Rat. Ende Oktober 1918 bis Januar 1920 Landrat des 
Jandkreiſes Hanau, von Oktober 1919 ab zum Miniſt. d. Innern als 
Spezialreferent des Miniſters berufen. Dez. 1919 zum zweiten Bür⸗ 
gernieiſter der Stadt Düſſeldorf gewählt, Verwaltung dieſes Amts vom 
Januar 1920 bis Januar 1923. Ende Januar 1923 von den Fran⸗ 
gofen verhaftet und ſpäter ausgewieſen, Anfang Februar 1923 in die 
Reichskanzlei einberufen als Vorſ. der Zeutralſtelle Rhein-Ruhr und 
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Kommiſſar des Reichskanzlers für die Ruhrabwehr, ſeit Auguſt 1923 
Generalreichskommiſſar für Rhein und Ruhr und ſtändiger Stellver⸗ 
treter des Miniſters (Staatsſekretär) im Reichsminiſterium für die be⸗ 
ſetzten Gebiete. 1. April 1924 aus dem Amt als Bürgermeiſter der 
Stadt Düſſeldorf wegen endgültiger Ablehnung ſeitens der Franzoſen 
ausgeſchieden. 


Schmidt (Conz), Albert, Metalldreher, Conz (Bez. Trier). Wahl- 
kreis 21: Coblenz- Trier. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Coblenz⸗Trier. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nov. 1918 für Siegkreis, Mühl⸗ 
heim a. Rhein [St. u. L.], Wipperfürth. 

Geb. 10. Dez. 1877 zu Saarbrücken, katholiſch. Volksſchule. Selbſt⸗ 
unterricht, Teilnahme an volkswirtſchaftlichen Kurſen des Volksvereins 
f. d. kath. Deutſchland. Gemeindeverordneter, Bürgermeiſterei-Verord⸗ 
neter, Vorſtandsmitgl. d. Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner. Vorſ. 
der Eiſenbahn-Bangenoſſenſchaft Conz⸗Merzlich. 


Schmidt (Lichtenberg), Hermann, Dr jur., Kammergerichtsrat, Berlin⸗ 


7 Lichtenberg. Wahlkreis 4: Potsdam! (Krs Angermünde uſw). Zentrum. 


Geb. 13. Juli 1880 zu Nauen, katholiſch. Bis 1893 Realprogymna⸗ 
ſium Nauen. 1893 bis 1899 fathol. Gymnaſium Glogau. 1899 bis 
1902 Univerſität Berlin. 1902 Referendar, 1903 Dr jur., 1907 Aſſeſſor, 
1913 Amtsrichter in Berlin-Lichtenberg, 1920 Kammergerichtsrat, 1921 
Mitgl. des Auflöſungsamts für Familiengüter Berlin. Oberleutnant 
der Garde-Landwehr; im Kriege 1914 als Zugführer in der Front 
(E. K. 2.), 1915 bis 1918 Adjutant in Berlin (Verdienſtkreuz). Seit 
März 1919 Stadtverordneter von Lichtenberg, ſeit Juli 1920 Stadt⸗ 
verordneter von Groß⸗Berlin. 1. Vorſ. der Zentrumsvereine des Be⸗ 
zirksverbandes Berlin-Lichtenberg. 1. Vorſ. des Elternbeirats des 
Urſulinen-Lyzeums. 2. Vorſ. des kath. Beamtenvereins Groß-Berlin. 


Schmidt (Friedenau), Wilhelm, Bundesvorſitzender, Berlin-Friedenau. 
Wahlkreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 5. Januar 1878 zu Achenbach [Krs Biedenkopf), cvangeliſch. 
Volksſchule in Dillenburg. Erlernte von 1892 bis 1896 den Schrift⸗ 
ſetzerberuf. Von 1896 bis 1903 Schriftſetzer und Korrektor in Rem⸗ 
ſcheid, Döbeln, Düſſeldorf und Lüdenſcheid. Dann je 2 Jahre Schrift⸗ 
leiter und Parteiſekretär am chriſtlich⸗ſozialen »Naſſauer Volksfreund 
in Herborn und Bezirksleiter des Gewerkvereins chriſtl. Bergarbeiter 
in Dillenburg. Von 1907 bis 1913 Generalſekretär der Konſervativen 
Partei Badens, ſodann in gleicher Eigenſchaft bis zur Revolution in 
Dienſten der Konſervativen Vereinigung der Provinz Hannover. Bis 
Mitte 1920 ebenſo und als Schriftleiter in Celle für die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei wirkend. Anſchließend Leiter der Wirtſchafts⸗ 
hilfe des Zentralverbandes der Landarbeiter in Berlin. Ende 1923 
Übergang als Direktor an die Evangeliſch⸗ſoziale Schule in Spandau⸗ 
Johannisſtift. Anfang 1924 Mitbegründer und Vorſ. des Reichsbundes 
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baterländifcher Arbeitervereine E. V. Gehörte ſeit Beſtehen bis Jahres 
ende 1922 dem Vorl. Reichswirtſchaftsrat an. Nach Kriegsausbruch 
Mitbegründer des Fürſorgevereins für Kriegsverſtümmelte E. V. in 
Hannover. Von 1917 bis zur Revolution Frontſoldat, Artillerift, 
Flandernſchlacht 1917 und Stellungskämpfe am Hartmannsweilerkopf. 
Mitgl. des erweiterten Präſidiums der Vereinigten vaterl. Verbände 
Deutſchlands. Inhaber des Kriegsverdienſtskreuzes. 


Schmiljan, Alfred, Landrat, Löwenberg (Schleſ.J. Wahlkreis 8: 
Liegnitz. Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Weſtpreußen. 

Mitgl. des Abg.⸗H. von 1913 bis 1918 für Danzig Stadt und Land. 

Mitgl. des verfaſſungg. Danziger Volkstages. 

Geb. 19. Oktober 1875 zu Berlin, evangeliſch. Feuerwerksleutnant 
der Seewehr II. Früher Mitgl. der Danziger Skadtverordnetenver⸗ 
ſammlung. Ehrenvorſ. des Danziger Freiſtadtbeamtenbundes und des 
Vereins der Kommunalbeamten zu Danzig. 


Schmitt (Düſſeldorf), Jakob, Dr theol. et phil., Präſident des Straf⸗ 
vollzugsamts Düſſeldorf. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen 
uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erften 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Mitgl. d. Abg.⸗ H. vom 16. Juni 1908 bis zum 15. Nov. 1918 fur 
Düſſeldorf [St. u. L.]. 

Geb. am 5. Oktober 1865 zu Fritzdorf (Krs Rheinbach), katholiſch. 
Städtiſche Bürgerſchule Ahrweiler; Gymn. Düren, 3 Jahre Studium 
der Theologie Univerſ. Bonn, 1 Jahre Prieſterſeminar Köln. Nach 
5 jähriger prieſterlicher Tätigkeit als Kaplan in Düſſeldorf⸗Oberbilk, 
2 Jahre Studium der Theologie und Philoſophie in Rom. Hierauf 
1 Jahr Kaplan in Angermund, dann 5 Jahre Kaplan an der Pfarr⸗ 
kirche zum hl. Maximilian in Düſſeldorf, Okt. 1905 Anſtaltspfarrer 
am Gefängnis Düſſeldorf⸗Derendorf, Okt. 1917 Gefängnisdirektor da⸗ 
9 Seit Januar 1923 Präſident des Strafvollzugsamts in Duüſſel⸗ 

orf. 


Schmitt (Fulda), Karl, Gewerkſchaftsſekretär, Fulda, Wahlkreis 19: 
Heſſen⸗Naſſau (Caſſel, Wiesbaden, Krs Wetzlar). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 19. Januar 1890 zu Fulda, katholiſch. Volksſchule in Julda 
1896 bis 1904. Schwarzblechklempner, jetzt Gewerkſchaftsſekretär des 
chriſtlichen Metallarbeiter⸗Verbandes. Magiſtratsmitgl. in Fulda. 
Ehrenmitgl. des kath. Geſellenvereins; Mitgl. des chriſtl. Mekallar⸗ 
beiter⸗Verbandes. 


Schnetter, Richard, Schriftleiter, Halle (Saale). Landeswahlvorſchlag. 

ommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/4 für Erfurt. 

Geb. 5. März 1884 zu Wüſtenahorn bei Coburg, Diſſident. Volks⸗ 
ſchulbildung. Lithograph. Seit 1910 Schriftleiter verſchiedener Ar- 
beiterzeitungen. 
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Schön, Conrad, Stadtverordneter, Elberfeld. Wahlkreis 22: Düſſel⸗ 
dorf-Oſt (Kreife Barmen, Düſſeldorf uſw). Wirtſchaftspartei des deut⸗ 
ſchen Mittelſtandes. 

Geh. 24. Oktober 1867 zu Hersfeld (Krs Hersfeld), reformiert. Volks⸗ 
ſchulbildung, Ajährige Lehrzeit als Buchbinder, Vergolder u. Bilder⸗ 
einrahmer. Inhaber einer Buchbinderei, Vergolderei⸗ u. Bilderein- 
rahme⸗Werkſtatte. Hausbeſitzer. Vorſtandsmitgl. u. Mitbegründer der 
Bergſſchen Bürgerbank, e. G. m. b. H. zu Elberfeld, Stadtverordneter 
jeit 1913. 


Schreiber (Halle), Walther, Dr jur., Staatsminiſter u. Miniſter für 
Handel und Gewerbe, Halle (Saale). Wahlkreis 11: Merſeburg. Deutſche 
Demotratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Laudesverſ. 1919/1 für Merſeburg⸗ 
Erfurt uſw u. des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 

Geb. 10. Juni 1884 zu Puſtleben (Krs Grafſchaft Hohenſtein), evan⸗ 
geliſch. Gymnaſ. zu Weimar, ſtudierte 1903 bis 1906 in Grenoble 
(Frankreich), München, Berlin u. Halle Rechte u. Volkswirtſchaft. 1910 
in Halle zum UD jur. promoviert. 1911 Staatsexamen. Seit 1911 
Rechtsanwalt in Halle (Saale). Seit Februar 1925 Preuß. Miniſter f. 
Handel und Gewerbe. Von 1914 bis 1918 als Freiwilliger, zuletzt 
als Eskadronführer im Felde. 


Schröder (Oſterode), Carl, Zeutral-Lagerverwalter, Oſterode (Harz). 
Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗Hannover. 

Geb. 14, Februar 1866 zu Roſenthal (Krs Jerichow II), evangeliſch. 
Volksſchule. Genoſſenſchaftsangeſtellter ſeit 1902. Bürgervorſteber. 
Treisausſchußmitgl. Kreisdeputterter. Geſchäftsfübrer des Spar- u. 
Bauvereius Oſterode. 


Schröter (Kiel), Carl, Studienrat, Kiel. Wahlkreis 13: Schleswig 
Holſtein. Deutſche Volkspartei. 5 0 
Geb. 29. Mai 1887 zu Neuſtadt (Holſtein), evangeliſch. 


Schubert, Hermann, Gewerkſchaftsſekretär, Dortmund. Wahlkreis 17: 
Weſtfalen-⸗Nord (Münſter, Minden; Krs Grafſchaft Schaumburg). 
Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des Reichstags vom Mat bis Juli 1924. 

Geb. 26. Januar 1896 zu Lengefeld i. Erzgeb., Diffident. 


Schüling, Hermann, Poſtmeiſter, Amern⸗St Georg. Wahlkreis 23: 
Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uſw). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. . i 

Geb. 30. Dezember 1867 zu Rhede (Bez. Münſter), katholiſch. Zeugnis 
für Oberſekunda eines Gymnasiums. Am 1. Februar 1886 als Poſt⸗ 
gehilfe in den Poſtdienſt eingetreten. Seit 1. Mat 1897 Vorſteher des 


322 


Lebensbeſchreibungen 


Poſtamts in Amern⸗St Georg. Kreisgeſchäflsführer des Volks⸗Vereins 
für das kath. Deutſchland im Kreiſe Kempen (Rhein). Ehrenvorſ. d. 
Zentrumspartei im Kreiſe Kempen (Rhein). Vorſtandsmitgl. d. Kom⸗ 
munalpol. Vereinigung der Deutſchen Zentrumspartei. 


Schulz (Breslau), Richard, Bergmann, Dittersbach bei Waldenburg 3 
(Schleſ.). Wahlkreis 7: Breslau. Kommuniſtiſche Partei. Pl. 319 

Geb. 5. Januar 1899 zu Königszelt (Krs Schweidnitz), Diſſident. 
Volksſchule. Ehrenamtlicher Schöffe. 


Schulze⸗Stapen, Reinhard, Hofbeſitzer, Stapen bei Beetzendorf (Krs Pl. 104 
Salzwedel). Wahlkreis 10: Magdeburg. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Mitgl. des Abg.⸗H. von 1913 bis 15. Nov. 1918 für Salzwedel⸗ 
Gardelegen. 

Geb. 19. November 1867 zu Stapen, evangeliſch. Gymnaſium bis 
Oberſekunda. Seit dem 16. Lebensjahre Landwirt, ſeit 1898 Hofbeſitzer. 
Kreisdeputierter u. Kreisausſchußmitgl. des Kreiſes Salzwedel. Mitgl. 
des Eiſenbahnrates Hannover, Mitgl. des engeren Verbandsausſchuſſes 
landw. Genoſſenſchaften der Provinz Sachſen. Vorſtands⸗ u. Aufſichts⸗ 
ratsmitgl. von 4 großen landw. Einzelgenoſſenſchaften. 


Schuſter, Hermann, D. theol., Studienrat, Univerſitätsprofeſſor, Han⸗ Pl. 173 
nober⸗Kleefeld. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildesheim). 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗Hannover. 

„Geb. 3. Februar 1874 zu Uelzen (Lüneburg), evangeliſch⸗lutheriſch. 
Gymnaſium Hameln. 9 e theol. u. philoſ. Studium, Hauslehrer 
in Buenos Nires, 1. u. 2. theol. Examen, phil. Staatsexamen. In⸗ 
!peftor am theol. Stift der Univerſität Göttingen, wiſſenſchaftl. Hilfs⸗ 
lehrer in Höxter (Weſtf.), Oberlehrer am Leſſing⸗Gymn. in Frankfurt 
Main); feit 1910 an der Leibnizſchule in Hannover. Seit 1924 Hono⸗ 
rarprofeſſor an der Univerſität Göttingen. Theologiſche und pädagogi⸗ 
ſche Schriftſtellerei. Leitung der „Zeitſchrift für evang. Religions- 
unterrichte; Vorſ. des Verbandes der akademiſch gebildeten Religions- 
lehrer Deutſchlands; Mitgl. des Deutſch-evangeliſchen Kirchentages. 


Schwarzhaupt, Wilhelm, Stadtſchulrat, Frankfurt (Main). Wahl- Pl. 225 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 4. Oktober 1871 zu Schlüchtern, evangeliſch. Volksſchule, 
Eymnaſium, Lehrerſeminar. Mittelſchullehrer⸗ u. Rektorprüfung. Prä⸗ 
parandenlehrer in Herborn, Volksſchullehrer in Schlüchtern, Seminar- 
Alfslehrer in Uſingen, Volksſchullehrer, Mittelſchullehrer, Rektor in 
Frankfurt (Main), jetzt Stadtſchulrat in Frankfurt (Main). 
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Schwecht, Ludwig, Gutsbeſitzer, Hauptmann a. D., Haus Dirlau bei 


Pl. 393 Vettweiß (Rhld). Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Deutſchnationale Volks⸗ 
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partei. 

Geb. 24. März 1887 zu Gut Dirlau bei Vettweiß [Krs Düren), 
katholiſch. Volksſchule, Gymnaſium, 1906 Fahnenjunker im Fuß⸗ 
artillerie-Reg. Nr 3 in Mainz, 1908 Leutnant, 1915 Oberleutnant, 
1917 Hauptmann, machte den Feldzug mit als Regimentsadjutant, 
Batterieführer, Gruppenführer, zuletzt Artillerieoffizier bei der Heeres⸗ 
gruppe Herzog Albrecht, Mai 1919 Abſchied, von da ab praktiſcher 
Landwirt, Vorſ. des Rheiniſchen Landbundes. 


Schwenk (Berlin), Paul, Parteiſekretär, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. 
Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 30. Mai 1924 ab auf 
Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 8. Auguſt 1880 zu Meißen, Diſſident. 


Schwenk (Oberhauſen), Hermann, Rektor, Oberhauſen (Rheinland). 


pl. 3254 Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittel- 
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ſtandes. 
Geb. 23. Februar 1867 zu Oberhauſen (Rhld.), evangeliſch. Volks- 


5 Jortbildungsſchule, von 1882 bis 1884 Präparandenanſtalt, von 


1884 bis 1887 Lehrerſeminar zu Mettmann. Seit 1887 Volksſchullehrer, 
ſpäter Hauptlehrer und Rektor zu Oberhauſen (Rhld). Bei Kriegsaus⸗ 
bruch 1914 als ungedienter Kriegsfreiwilliger ins Feldart. Reg. 34 einge⸗ 
treten. An den Kämpfen der Weſtfront und Balkan teilgenommen. 
März 1916 Leutnant der Reſerve und ſeit 21. März 1918 Batterie- 
führer bis zum Kriegsende an der Weſtfront. 


Schwering (Köln), Leo, Dr phil., Studienrat, Köln⸗Braunsfeld. 
Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Köln⸗Aachen. 

Geb. 16. März 1883 zu Koesfeld i. W., katholiſch. Humaniſtiſches 
Gymnaſium, Univerſität. 


Scelmaun-Eggebert Erich, Dr rer. pol., Rechtsanwalt, Berlin. 
Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21, und des erſten 
Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 24. Juni 1874 zu Heide (Holſtein), evangeliſch. Gymnaſial⸗ 
abiturient (Memel). Studium der Rechte und der Staatswiſſenſchaften 
an der Univerſität Königsberg (Pr.), 1905/06 Landrichter in Paderborn. 
Von 1906 bis 1920 Rechtsanwalt in Königsberg (Pr.), von 1910 bis 
1920 Verbandsdirektor der oſtpreuß. Raiffeiſengenoſſenſchaften in 
Königsberg (Pr.) und Direktor der Filiale Königsberg der Landwirt. 
ſchaſtlichen Zentral⸗Dahrlehnskaſſe für Deutſchland. Daneben Dozent 
an der Univerſität und der Handelshochſchule in Königsberg (Pr.), ſeit 
1920 Rechtsanwalt bei den Landgerichten I, II und III in Berlin ſowie 
Direktor des Generalverbandes der Deutſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften 
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in Berlin und Vorſtandsmitgl. der Deutſchen Raiffeiſenbank A.-G., der 
Deutſchen Landmannbank A. G., der Raiffeiſen Allg. Verſicherungs⸗ 
eſellſchaft A.⸗G., der Raiffeiſen Lebensverſicherungsbank A.⸗G., der 
Penſtongkaſſe Raiſſeiſen, Verwaltungsrats⸗ und Aufſichtsratsmitgl. der 
Deutſchen Rentenbank, Dozent für Genoſſenſchaftsweſen an der Handels- 
hochſchule in Berlin, von 1918 bis 1920 Vorſ. des Landesverbandes 
Oſtpreußen der Deutſchnationalen Volkspartei. Verfaſſer von: 1. Die 
Syſteme im modernen Genoſſenſchaftsweſen, ihre geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung und ihr gegenwärtiger Stand, Stuttgart (Kohlhammer) 1917, 
2. Die oſtprenßiſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften in den Kriegsjahren, 
Berlin (Parey) 1918. 


Sellheim, Max, Maler, Berlin. Wahlkreis 4: Potsdam I (rs Anger⸗ 
münde uſw). Kommuniſtiſche Partei. 

Geb. 26. Juni 1883 zu Berlin, Diſſident. Volksſchulbildung J. Klaſſe. 
Stadtverordneter in Berlin; Betriebsrat im Siemenskonzern. 


Semmler (Breslau), Wilhelm, Dr phil., ord. Profeſſor an der Tech⸗ 


* 


Pl. 192 


* 


1 


niſchen Hochſchule zu Breslau (Rektor 1920 bis 1922), Geh. Regierungs- Pl. 101 


rat, Rittergutsbeſitzer, Oberleutnant d. L. a. D. Breslau. Wahlkreis 7: 
Breslau. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des erſten Reichstags 1920/4. 

Geb, 11. Mai 1860 zu Hochzeit, Krs Arnswalde, evangeliſch. Abitu⸗ 
rium am Gymnaſium Landsberg a. W. 1880, Univerſitätsſtudium an 
den Univerſ. Breslau u. Straßburg, Dr phil. 1887 Breslau, Habilita⸗ 
tion 1890 in Greifswald, 1901 außerordentl. Profeſſor in Greifswald, 
1907/09 in Berlin, von 1909 an ordentl. Profeſſor an der 
Techniſchen Hochſchule Breslau, 13. Auguſt 1913 zum Geh. Re⸗ 
gierungsrat ernannt, 1916/19 im Kriegsausſchuß für Erſatz⸗ 
futter in Berlin und Breslau tätig. Schrieb 1906 vierbändiges Werk 
»Die ätberiſchen Oles; zahlreiche chemiſche Abhandlungen und Veröffent⸗ 
lichungen in den »Berichten« der Deutſchen Chemiſchen Geſellſchaft; 
1916: »Die Verwendung der Kartoffelernte 19164; 1917: »Die deutſche 
Landwirtſchaft während des Krieges und ihre zukünftigen Arbeitsziele 
nach Friedensſchluß«. Gemeinſam mit Geh. Oberreg. Rat Mueller: 
»Erſatzfuttermittel« im Sammelwerk »Arbeitsziele der deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft nach dem Krieges, herausgegeben vom Kriegsernährungsamt, 
Berlin 1918. Zahlreiche Referate in verſchiedenen landwirtſchaftl. 
Zeitungen; ferner politiſch⸗literariſch tätig. Teilnehmer am Weltkriege, 
E. K. II. u. Verwund. Abzeichen. 


Severing, Carl, Preuß. Miniſter des Innern, Berlin. Wahlkreis 17: 
Weſtfalen⸗Rord (Münſter, Minden uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des Reichstags von 1907 bis 1912 und ſeit 1920. 

Geb. 1. Kuni 1875 zu Herford (Weſtf.), reformiert. 1883 bis 1889 
Volksſchule in Herford. 1889 bis 1892 Fortbildungsſchule in 
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Herford. Erlernte das Schloſſerhandwerk und arbeitete in Fabriken 
in Bielefeld, Barmen, Zürich, wurde 1901 Geſchäftsführer der 
Verwaltungsſtelle Bielefeld des Deutſchen Metallarbeiterverbandes, 
1912 Redaktion der Bielefelder »Volkswacht«. Mitarbeiter der 
»Sozialiſtiſchen Monatshefte. 1897 bis 1898 Mitgl. des Zentralvorſt. 
des Schweizeriſchen Metallarbeiterverbandes, 1899 Präſident des 
Züricher Schloſſer⸗Jachvereins. — Von 1905 bis 4. Mai 1924 Stadt⸗ 
verordneter in Bielefeld. 1919 bis 1920 Reichskommiſſar für Weſt⸗ 
falen. Vom 29. März 1920 bis 22. April 1921 und ſeit 8. November 
1921 Preußiſcher Miniſter des Innern. 


Siering, Wilhelm, Staatsminiſter und Miniſter für Handel und 
Gewerbe a. D., Berlin. Wahlkreis 4: Potsdam (Kreiſe Angermünde ui), 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landlags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb. 28. März 1875 zu Berlin, Diſſident. Volksſchule. Beſuchte 
die Arbeiterbildungsſchule und von 1910 bis! 1911 die 
Parteiſchule d. ſozialdemokratiſchen Partei, hat bei ſeiuem Vater, 
einem Schmiedemeiſter, das Schmiedehandwerk erlernt. Wurde 
dann am 1. Februar 1904 als Gewerkſchaftsangeſtellter gewählt. 
Als ſolcher an leitender Stelle bis 1. Oktober 1918 im Verband der 
Schmiede, dann im Deutſchen Metallarbeiterverband als Bevoll— 
mächtigter der Verwaltungsſtelle Berlin tätig. Vom 1. Februar 1919 
bis 9. November 1921 Geſchäftsführer des paritätiſchen Arbeits nach⸗ 
weiſes f. d. Metallbetriebe Groß⸗Berlins. Bürgerdeputierter der Stadt 
Berlin. Vom 1. Januar 1920 bis April 1921 Beirat im Miniſterium 
für Handel und Gewerbe. Von November 1921 bis Februar 1925 Staats⸗ 
miniſter u. Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Sievert, Wilhelm, Geſchäftsführer, Senator, Altona. Wahlkreis 13: 
Schleswig⸗Holſtein. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Schleswig- 
Holſtein. 
de 16. März 1864 zu Bützow (Mecklbg.), religionslos. Volls⸗ 
ſchulbildung. Beruf: Schneider. Von 1907 bis 1918 Parteiſekretär. 
Von 1911 bis 1918 Stadtverordneter, von 1918 Magiſtratsmitgl. 
(Senator), von 1921 Mitgl. des Provinzial⸗Landtags (Schlesw.⸗Holſt.). 


Simon, Max, Rektor, Neuſalz a. O. Wahlkreis 8: Liegnitz. Sozial⸗ 
demokratiſche Partei.. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

Geb. 1. November 1884 zu Schönbaukwitz (Krs Breslau), evangeliſch. 
Volksſchule, Präparandenanſtalt, Lehrerſeminar. 1913 Mittelſchul⸗ 
lehrer⸗, 1916 Rektor⸗Prüfung. Lehrer 1904 bis 1908 an der Halbtags⸗ 
ſchule in Polniſch⸗Tarnau (Kr3 Freyſtadt), 1908 bis 1910 an der 
Volksſchule Schwarzbach bei Hirſchberg, 1910 bis Kriegsausbruch an 
der 11. Gemeindeſchule Berlin, 1919 an der 94. Gemeindeſchule 
Berlin. Seit 1. Oktober 1919 Rektor in Neuſalz a. O. Im Felde 
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bis Februar 1919; dreimal verwundet. Seit Mai 1915 Lin. der Reſ. 
u. Komp. Führer im “dw. Jteg. Nr 2. 1920 bis 1923 Unterbezirksleiter 
ver S. P. D. u. Mitgl. der ftädt. Schuldeputation. Bodenreformer. 
1908 Roman »Freie Geiſter«. 1912 Tauſendmarkpreis für Freilicht⸗ 
ſchauſpiel »Bär u. Aare. 1914 Jugendſchrift »Pionier Sommer vor 
Alſenc. 1916 Schauſpiel »Mutter u. Vaterlandes. 1919 Gedichte 
„Frohe freie Liedere. 1921 Roman „Der Kronenhof«. März 1924 
Schleſiſche Heimatsfibel »Trariro. Dezember 1924 Roman »Kund 
Reimer«. 


Skjellerup, Johann, Gärtner, Bramfeld bei Hamburg. Wahlkreis 13: 
Schleswig ⸗Holſtein. Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 20. September 1877 zu Hadersleben, Diſſident. Volksſchule. 
Gärtnereibeſitzer. 


Sobottka, Guſtav, Gewerkſchaftsangeſtellter, Eickel (Weit), Wahl⸗ 
kreis 18: Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Kommuniſtiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 12. Juli 1886 zu Turowen (Krs Johannesburg, Oſtpr.), 
Dijfident, 


Sonnenſchein, Auguſt, Buchhändler, Marburg (Lahn). Wahlkreis 19: 
Heſſen⸗Naſſau (Reg.-Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 2, Februar 1923 ab für 
. 

eb. 14. November 1875 zu Kerſtenhauſen (Krs Fritzlor), evangeliſch. 
Volksſchule. Gelernter Buchhändler; ſeit 1. Juli 1897 eigene Buch⸗ 
handlung in Marburg in eigenem Haufe. Gelegentliche Artikel für 
lirchliche u. politiſche Blätter. Stadtverordneter. 


Spickernagel, Wilhelm, Pr phil., Schriftſteller, Berlin-Nikolasſee. 
Wahlkreis 4: Potsdam I (rs Angermünde uſw). Deutſche Volkspartei. 
Geb. 25. Februar 1890 zu Groß-Bülten (Krs Peine), ev.⸗lutheriſch. 


Frau Spohr, Eliſabeth, Dr phil., Studienrat, Berlin. Wahlkreis 5: 
Frankfurt a. O. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Poſen und 
des erſten Landtags 1921/24 für Frankfurt a. O. 

heb. 19. April 1887 zu Rheine (Weſtfalen), evangeliſch. Höhere 
Mädchenſchule, realgymnaſiale Studienanſtalt. Lehrerinnenexamen, 
Studium der Germaniſtik u. Theologie. Bis 1. Oktober 1919 Ober⸗ 
ehrerin an der Kgl. Luiſenſtiftung in Poſen, jetzt an der ſtaatl. Eliſa⸗ 
bethſchule in Berlin. 
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Sprenger, Joſeph, Beigeordneter, Gelſenkirchen. Wahlkreis 18: 
Weſtfalen⸗Süd (Arnsberg). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Süd. 

Geb. 13. Juni 1877 zu Lütmarſen (Kr3 Höxter), katholiſch. Volks⸗ 
u. Fortbildungsſchule. Erlernte Schreinerhandwerk, beſuchte Fach- u. 
Gewerbeſchule, volkswirtſchaftliche u. ſoziale Kurſe beim Volksverein in 
M.⸗Gladbach. Arbeitete als Schreiner in verſchiedenen Städten Weit-, 
Süd⸗ und Norddeutſchlands. 1903 Arbeiterſekretär in Helmſtedt, ſeit 1907 
in Gelſenkirchen. Vorſitz. d. Kartells d. chriſtl. Gewerkſchaften. Seit 
1908 Stadtverordneter in Gelſenkirchen, 1919 beſoldeter Beigeordneter 
der Stadtverwaltung. Abg. des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk; 
Mitgl. des volkswirtſchaftl. techn. Ausſchuſſes. 


Srowig, Georg, Amts⸗ u. Gemeindevorſteher, Klettendorf (Krs Bres⸗ 
lau). Wahlkreis 7: Breslau. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 10. September 1879 zu Breslau, freireligiös. Volksſchule. 
1894 bis 1897 Zimmererhandwerk erlernt, bis 1. Oktober 1911 im 
Zimmererberuf tätig, ſeit Oktober 1911 Parteiſekretär, ſeit Oktober 
1919 Amts⸗ u. Gemeindevorſteher. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: »Führer 
durch die Gemeindewahlen«. 1. Vorſ. des ſoziald. Vereins Breslau⸗Land. 
Mitgl. des Kreisausſchuſſes Breslau⸗Land u. 1. Kreisdeputierter. 


Steffens, Wilhelm, Dr phil., Direktor des ſtaatlichen Gymnaſiums, 
Studiendirektor, Marienburg (Weſtpr.). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. d. erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 22. Auguſt 1883 zu Braunſchweig, evangeliſch. Bürgerſchule, 
dann gymnaſ. Studium (Deutſch, Geſch., Philoſ., Franzöſ.) in Göttingen 
(1902 bis 1907), 1906 Dr phil., 1907 Staatsexamen. 1910 bis 1918 
Oberlehrer an der Cecilienſchule zu Berlin⸗Wilmersdorf. 1918 Direktor 
des ſtädt. Lyzeums; 1924 Direktor des ſtaatl. Gymnaſiums zu Marien⸗ 
burg (Weſtpr). Schriftſtelleriſche Tätigkeit: Geſchichtl. literarhiſtor., 
politiſch. Bücher: Hardenberg u. d. ſtändiſche Oppoſition 1810/11; Der 
Große Kurfürſt; E. M. Arndt, ausgewählte Werke (Goldene Klaſſiker⸗ 
Bibliothek); Der Krieg von 1870/71; Die Deutſche Volkspartei u. die 
Deutſchnationalen uſw. 


Steger, Chriſtian, Gewerkſchaftsſekretär, Oberhauſen (Rheinland). 
Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 31. Dezember 1872 zu Hintermeilingen (K rs Limburg [Lahnj), 
katholiſch. Volksſchule. Eigenes Studium, ferner Beſuch volkswirt⸗ 
ſchaftlicher u. ſozialer Kurſe, beſonders beim Volksverein in M.⸗Glad⸗ 
bach. Von 1886 bis 1906 praktiſch als Bergmann tätig im Bergbau 
des rhein.⸗weſtf. Bergwerksgebiets. 1906 angeſtellt als Bezirksleiter des 
Gewerkvereins chriſtl. Bergarbeiter für den Bezirk Oberhauſen 
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(Rhld). 1908 als Hauptverwaltungsbeamter nach der Hauptgeſchäfts⸗ 
ſtelle des Gewerkvereins chriſtl. Bergarbeiter in Eſſen⸗Ruhr verfebt. 
Mitgl. des Stadtv.⸗Kollegiums in Oberhauſen, Mitgl. des Reichs⸗ 
kohlenrats und des Reichskalirats, Mitgl. des Aufſichtsrats des Kali⸗ 
ſyndikats, Abg. des Ruhrſiedlungsverb. Mitgl. des Hauptvorſtandes 
des Gewerkvereins chriſtlicher Bergarbeiter Deutſchlands. 


Steinhoff, Werner, Stadtrat, Berlin-Wilmersdorf. Wahlkreis 3: 
Potsdam II (Krs Beeskow⸗Storkow uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 17. September 1875 zu Blankenburg (Harz), evangeliſch. Abi⸗ 
turientenexamen, volkswirtſchaftliches Studium mit Diplom als Volks- 
wirt N. D. V. Bis 1921 Syndikus, dann Stadtrat und Wohlfahrts- 
dezernent der Stadt Berlin, Verwaltungsbez. Wilmersdorf. Verbands- 
ſchriftführer des Verbandes Großberliner Vaterländiſcher Frauenver⸗ 
eine vom Raten Kreuz und Vorſ. der Freiwilligen Sanitätskolonne 
vom Roten Kreuz in Berlin⸗Wilmersdorf ſowie Delegierter im Roten 
Kreuz von Berlin. 


Stemmler (Ems), Ferdinand, Dr med., Sanitätsrat, Bad Ems. 
Wahlkreis 19: Heſſen-Naſſau (Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). 
Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Heſſen⸗Naſſau. 

Geb. 30. Juli 1868 zu Cronberg (Taunus), katholiſch. Gymnaſium 
Montabaur. Studium der Medizin an den Univerſ. Würzburg, Straß⸗ 
burg, Heidelberg. Seit 1892 Badearzt in Bad Ems. Balneologiſche 
Schriften, beſonders über die Behandlung des chroniſchen 3 
katarrhs. — Kreistagsmitgl. im Kreis Unterlahn; ſtellverkr. Vorſ. 
des Standesvereins der reichsdeutſchen Badeärzte; Vorſtandsmitgl. der 
balneolog. Geſellſchaft; Vorſ. der Nauſſauiſchen Zentrumspartei. 


Stendel, Ernſt, Landgerichtsdirektor, Leer (Oſtfriesland). Wahl⸗ 
kreis 14: Weſer⸗Ems (Aurich, Osnabrück). Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Aurich⸗Stade⸗ 
Osnabrück u. des erſten Landtags 1921/24 für Weſer⸗Ems. 

Geb. 28. Nov. 1879 zu Aurich, lutheriſch. Volle Gymnaſialbildung. 
Juriſtiſche Vollbildung. 


Stephan, Carl, Malermeiſter, Hildesheim. Wahlkreis 16: Süd⸗ 
Hanover [Hannover, Hildesheim). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Hannover⸗ 
Hildesheim ⸗Lüneburg u. des erſten Landtags 1921/24 für Süd⸗ 
Hannover. 

Geb. 16. Nov. 1863 zu Harburg (Elbe), lutheriſch. Volksſchule. 
Fortbildungsſchule u. Kunſtgewerbeſchule. 


Steuer, Lothar, Landesgeſchäftsführer, Caſſel. Wahlkreis 19: Heſſen⸗ 
Naſſan (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar). Deutſchnationale 
Volkspartei. 
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Geb. 31. Dezember 1893 zu Bad Kreuznach (Rheinpr.), evangeliſch. 
Gymnaſium Kreuznach, Studium der Staats- und Rechtswiſſenſchaft 
an den Univerſitäten Bonn und Heidelberg (A. H. der V. C. Turner⸗ 
ſchaften Germania-Bonn und Straßburg⸗Tübingenſ. Im Felde 1914 bis 
1918 (Leutnant d. R. der Feldartillerie, E. K. I. u. II). Seit 1919 
Geſchäftsführer der Deutſchnationalen Volkspartei in Hofgeismar und 
Saflel, ſeit 1921 Landesgeſchäftsführer für Heſſen⸗Naſſau. Stadtverord⸗ 
neter. 


Stieler, Georg, Polizeipräſident, Gelſenkirchen. Wahlkreis 17: 
Weſtfalen⸗Nord (Mitnfter, Minden; Krs Grafſchaft Schaumburg,. 
Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 

Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 
Geb. 22. Oktober 1886 zu Setzelbach [K rs Hünfeld), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule. Von 1910 bis 1921 Sekretär des kath. Arbeitervereins und des 
Volksvereins f. d. kath. Deutſchland. Kriegsteilnehmer, E. K. II. Seit 
1921 Polizeipräſident in Gelſenkirchen. Während des Ruhrkampfes 
inhaftiert und ausgewieſen. Mitarbeit an Tageszeitungen. Schrift: 
Zentrum und Arbeiterſchaft. Vorſtandsmitgl. des Diozeſanverbandes 
der kath. Arb.⸗V. der Diözeſe Münſter. Vorſtandsmitgl. der preußiſchen 
Zentrumsfraktion und der preuß. Zentrumspartei. 


Stock, Friedrich, Lehrer, Berlin. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Oktober 1924. 

Geb. 13. April 1877 zu Berlin, evangeliſch. Eutſtammt einer alten 
Lehrerfamilie, trat 1898 in den Berliner Volksſchuldieuſt. Beſchäftigte 
ſich zunächſt nebenamtlich mit dem Berufsſchulweſen. Neben Vorleſ. an 
der Univerſität beſuchte er die »Höhere Webeſchules u. die »Handels— 
hochſchules u. war zwei Jahrzehnte an ſtädtiſchen Berufsſchulen u. 
Polizeiſchulen nebenamtlich tätig. Seit 1910 auf dem Gebiet der 
Pflege der ſchulentlaſſenden männlichen Jugend tätig, war jahrelang 
Leiter des größten Berliner Jugendklubs (58. Schule) u. von 1913 
bis 1917 vom Oberpräſidenten als nebenamtlicher Jugendpfleger der 
Stadt Berlin beſtellt. Noch heute Vorſ. u. Mitgl. zahlreicher Sport- u. 
Wandervereine. Nach dem Kriege in das politiſche Leben eingetreten 
u. erneut Vorſ. zahlreicher nationaler Verbände u. Vereine. Mil- 
arbeiter zahlreicher bölkiſcher Zeitungen u. Zeitſchriften. Während des 
Krieges Kriegsfreiwilliger im 4. Garde Regt zu Fuß, im letzten Kriegs— 
jahr Unteroffizier im Fußart. Regt Nr 8. 


Frau Stoffels, Eliſabeth, Rektorin, Neuß (Rhein). Wahlkreis 23: 
Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uſw). Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Geb. 30. Oktober 1872 zu Duisburg-Ruhrort, katholiſch. Volksſchule. 
Lehrerinnenſeminar Kanten. Volksſchüllehrerin in Duisburg 1. Oktober 
1891 bis 1. Oktober 1917. Dann Rektorin in Neuß. Zweite Vorſitzende 
des Vereins kath. deutſcher Lehrerinnen. Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
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Die Lehrerinnenfrage, Paderborn, Schöningh 1906; Mägdleins Weg⸗ 
geleit, Vorträge für die weibliche Jugend, Berlin, Walther 1911; Die 
Fortbildungsſchule für Kabrifarbeiterinnen, Wittenberg, Herroje 1912; 
Die Pflege deutſcher Weiblichkeit in der Volksſchule, Paderborn, 
Schöningh 1915. 


Graf zu Stolberg⸗Wernigerode, Albrecht, Fideikommißbeſitzer auf Dön⸗ Pl. 116 
hofſtädt (Oſtpreußen). Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 
Mitgl. des Preuß. Herrenh. vom 10. Januar 1916 bis 15. Nov. 1918. 

Geb. 10. Januar 1886 zu Kreppelhof, evangeliſch. Gymnaſial⸗ 
Abiturium. Kgl. preuß. Rittmeiſter A la suite der Armee. Mitgl. der 
Zentral⸗Moorkommiſſion. 


Stollberg (Burg), Guſtav, Tiſchlermeiſter, Burg bei Magdeburg. 3 
Wahlkreis 10: Magdeburg. Sozialdemokratiſche Partei. Pl. 431 
Geb. 4. März 1866, Diſſident. 1872 bis 1880 Bürgerſchule in Burg, 
1880 bis 1883 Erlernung des Tiſchlerhandwerks in Burg. 1886 bis 
1888 Militärdienſtzeit Infanterie Reg. 26. Seit 1897 Tiſchlermeiſter. 
S. P. D. ſeit 1888, 


Stoft, Georg, Stadtrat a. D., Berlin. Wahlkreis 3: Potsdam II x 
(Lrs Beeskow⸗Storkow uſw). Kommuniſtiſche Partei. Pl. 70 
Geb. 22. November 1879 zu Hamburg. Stadtverordneter in Berlin. 


Straube, Fridolin, Arbeiterſekretär, Studzienna bei Ratibor, Wahl⸗ W.. 236 
kreis 9: Oppeln. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 19. November 1922 ab für 
Oberſchleſien. 8 

Geb. 31. Juli 1877 zu Neuplomnitz (Krs Habelſchwerdt), röm.⸗katho⸗ 
liſch. Volksſchulbildung. Schmiedehandwerk erlernt, bis 1906 aus- 
geübt. Von 1906 ab Arbeiterſekretär im Verband kath. Arbeitervereine 
Deutſchlands (Sitz Berlin). Nachdem der Verband dem Wunſche des 
Epiſkopates entſprechend die praktiſche Tätigkeit einſtellen mußte, 
parteipolitiſch tätig. Feldzug von 1914/1918 mitgemacht. Als Landwirt 
Kleinbeſitzer. 


Stuhrmann, Heinrich, Direktor, Paſtor, Godesberg a. Rh. Wahl- Pl. 235 
kreis 22: Düſſeldorf-Oſt [Kreiſe Barmen uſw). Deiifemditangt: Volks⸗ 
partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 23. Auguſt 1869 zu Wehlau (Oſtpr.), evangeliſch. Gymnaſium. 
Theologie. Pfarrer in Wehlau (Oſtpr.) 1896 bis 1904, Pfarrer an 
der Heilandsgemeinde in Berlin 1904 bis 1906, Direktor des Weſt⸗ 
deutſchen Jünglingsbundes in Barmen 1906 bis 1911, ſeitdem Erſter 
Direktor des Deutſchen Evangeliſchen Volksbundes für öffentliche 
Miſſion des Chriſtentums E. V. (Hauptarbeitsamt u. Hauptgeſchäfts⸗ 
ſtelle in Godesberg a. Rh., Hauptpreſſeamt: Barmen. Landesarbeits⸗ 
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amter Barmen und Neuſtadt a. d. H.). Schriftſtelleriſche Tätigkeit: 
Predigten, Weltanſchauungsbücher (»Schwert und Kelch« 3 Bde, 
»Hunger nach Leben«). Chriſtlich-nationale Werke (»Der deutſche Tag 
der Weltgeſchichte«k. Das große Ratſel. Ein Buch der Zeit für denkende 
Deulſchec). Deutſche Evangeliſche Volksbücher (Schauen und 
Schaffenc). Vaterlandiſche Volksſchriften. Jugend- und Jungmanner⸗ 
literatur uſw. 


Szillat, Paul, Gewerkſchaftsſekretär, Rathenow (Havel). Wahlkreis 4: 
Potsdam I (Krs Angermünde uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Geb. 30. Oktober 1888 zu Berlin, Diſſident. 43. Gemeindeſchule zu 
Berlin, erlernte das Feinmechanikerhandwerk. Beſuch der Handwerker⸗ 
ſchule u. Humboldthochſchule. 1919 Gemeindevertreter von Steglitz u. 
Kreistagsabg. von Teltow⸗Beeskow. 1920 Stadverordneter von Groß⸗ 
Berlin. Auguſt 1920 Bevollmächtigter der Verwaltungsſtelle Rathenow 
d. Deutſchen Metallarb. Verbandes. Seit 1921 a 
des Kreiſes Weſthavelland, Stadtverordneter von Rathenow ab 
3. Auguſt 1924. 


Teitſcheid, Viktor, Bäckermeiſter, Opladen. Wahlkreis 22: Düffel- 
dorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen uſw). Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düffeldorf-Dft. 

Geb. 29. Oktober 1885 zu Corſchenbroich [K rs Neuß), katholiſch. 
Volksſchule. 1. Beigeordneter der Stadt Opladen, Stadtverordneter, 
Mitgl. verſch. Kommiſſionen, Vorſ. des Innungs⸗Ausſchuſſes, Vorl. des 
Vereins der Gewerbetreibenden Opladen, 2. Vorſ. des Kleinhandels⸗ 
verbandes des Kreiſes Solingen uſw. 


Thiele, Adolf, Geſchäftsführer, Neu⸗Salzbrunn (Krs Waldenburg, 
Schl.). Wahlkreis 7: Breslau. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Frankfurt a. O. 
und des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 21. September 1877 zu Carweſee (Krs Oſthavelland), Diſſident. 
Volksſchule. Von Beruf Stukkateur. Lehrzeit vom 1. Oktober 1891 
bis 30. September 1895. Im Beruf bis 1907 tätig geweſen. Seit 1907 
Genoſſenſchaftsangeſtellter. Mitarbeiter an Partei- und Fachzeitungen. 


Frau Thöne, Hedwig, Oberſchulrätin, Koln (Rhein), Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf⸗Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Deutſche Volkspartei. 

Geb. 11. Januar 1887 zu Weſel,(Krs Rees, Rheinland), evangeliſch. 
Königin⸗Luiſe⸗Schule in Köln. Lehrerinnenexamen für mittl. u. höhere 
Schulen 1906 Köln. Zjahriger Studienaufenthalt in England u. 
Belgien. Univerſitätsſtudien (Bonn). Staatsexamen pro fac. doc. 
(Bonn). Studienrätin in Köln, Städt. Lyzeum III von 1916 bis 
1922. Oberſchulrätin am Provinzialſchulkollegium Breslau von 1922 
bis Juli 1924. Oberſchulrätin am Provinzialkollegium von Berlin 
und der Provinz Brandenburg ſeit Juli 1924. 
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Frau von Tiling, Magdalene, Studienrätin, Oberin der ſtädt. Pl. 48 
Frauenſchule zu Elberfeld, Elberfeld. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 
(Kreiſe Barmen uſw). Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Oſt. 

Geb. 19. Mai 1877 zu Riga in Livland, altlutheriſch. Seit 1888 in 
Deutſchland, Lehrerinneneramen 1902, Oberlehrerinnenexamen 1909, 
ſeit 1909 ſtädt. angeſtellt am Oberlyzeum und der Frauenſchule zu 
Elberfeld, 1911 Oberin der Frauenſchule. Seit 1918 1. Vorſ. des 
»Verbandes evangeliſcher Religionslehrerinnen«, ſeit 1923 Vorſ. der 
»Vereinigung evang. Frauenverbände Deutſchlandsc. Redaktion des 
Organes des Verb. eb. Religionslehrerinnen und des Nachrichten⸗ 
blaktes der »Vereinigung ev. Fr. Ds.« Von 1919 bis 1922 Stadt⸗ 
verordnete in Elberfeld. Schriftſtelleriſche Tätigkeit auf den Gebieten 
der Pädagogik und Pſychologie, der Theologie und der Franenfragen. 


Traudt, Valentin, Konreklor, Caſſel. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau * 
(Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden, Krs Wetzlar). Sozialdemokratiſche Partei. pi 421 

Geb. 23. Juli 1864 zu Fulda, evangeliſch. Unbeſ. Stadtrat der 
Stadt Caſſel. Schriftſteller. 


von Tresckow, Hans⸗Heinrich, Preuß. Oberförſter, Ibenhorſt bei r 
Ackmeniſchken. Wahlkreis 1: Oſtpreußen. Deutſchnationale Volks- Pl. 442 
partei. 

Geb. 10. Auguſt 1885 zu Berlin, evangeliſch. Erzogen im Kadetten 
korps, dort Abiturium abgelegt. Nach kurzer militär. Dienſtzeit 
(aktiver Offizier, Jäger Batl. 5) von 1905 ab Forſtverwaltungslauf⸗ 
bahn. Die Ausbildung führte durch alle Teile des Preuß. Staates. 

Im Kriege militäriſche Verwendung. Seit 1. Juli 1919 Oberförſter 
in Ibenhorſt (Oſtpr.). 


Frau Voigt, Jane, Flensburg. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein. Pl. 60 
Deutſche Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Schleswig⸗Holſtein. 

Geb. 9. Mai 1875 zu Wimmersbüll (Krs Tondern), ev.⸗lutheriſch. 
Lehrerinnenſeminar in Schleswig. Stadtverordnete in Flensburg. 


Voß, Paul, Paſtor, Büttel (rs Geeſtemünde]. Wahlkreis 16: Süd⸗ bl. 171 
Hannover (Hannover, Hildesheim). Nationalſozialiſtiſche Fretheits⸗ 
bewegung. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Oſt⸗Hannover (Stade⸗Lüne⸗ 
burg). 

Geb. 30. März 1873 zu Dornum (Dftfriesland), ev.⸗lutheriſch. 
Gymnaſium von Aurich und Emden, ſtudierte von 1893 bis 1896 in 
Leipzig, Erlangen u. Göttingen Theologie (Mitgl. d. Vereins deutſcher 
Studenten), 1896 1., 1899 2. theol. Prüfung. 1896/97 einjährig in 
Erlangen 19. bayr. Inf. Regt gedient. 1899 bis 1901 Hilfsprediger 
in Dornum (0ſtfriesland), 1901 Privatlehrer in. Gehrden bei Han⸗ 
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nauer, von 1901 bis 1906 Paſtor in Ockenhauſen (Oſtfriesland), ſeit 
1906 Paſtor in Büttel. Im Kriege Frontfeldgeiſtlicher. E. K. II u. 
Berdjienſtkreuz f. Kriegshilfe. Oktober 1924 von der Deutſchnationalen 
Volkspartei zur Nationalſozialiſtiſchen Freiheitsbewegung übergetreten. 


Wachhorſt de Wente, Friedrich, Landwirt, Hofbeſitzer, Groß⸗Mimme— 
lage bei Badbergen (Osnabrück! Landeswahlvorſchlag. Deutſche 
Demokraliſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 19. Nov. 1922 ab auf 
Landeswahlvorſchlag. 

Mitgl. des Preuß. Abg.⸗H. von 1912 bis 1918 für Osnabrück⸗Stadt. 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des Reichstags von 1907 bis 1912 für Melle⸗Diepholz und von 
1914 bis 1918 für Stendal⸗Oſterburg. 

Geb. 23. Februar 1863 zu Bottorf ([Krs Berſenbrück), evangeliſch. 


von Waldthauſen, Wilhelm, Dr, Bankdirektor a. D., Regierungs⸗ 
aſſeſſor a. D., Eſſen (Ruhr). Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 3. Jaunar 1873 zu Eſſen, evangeliſch. Abiturient des Gym⸗ 
naſtums zu Eſſen. Studium: Jura und Nationalökonomie an den 
Univerſ. Genf, Heidelberg, Berlin. Gerichtsreferendar am Amts⸗ 
gericht Steele und Landgericht Eſſen; Regierungsreferendar bei der 
Regierung Wiesbaden; beſtand 1902 die große Staatsprüfung für 
höhere Verwaltungsbeamte. War 1902 bis 1904 bei der Regierung 
in Stettin, und zwar bei der dortigen Veranlagungskommiſſion be⸗ 
ſchäftigt. Von Okt. 1904 bis Okt. 1905 beurlaubt zum Zwecke der Be- 
ſchäftigung im Bankweſen. Okt. 1905 nach Verabſchiedung aus dem 
Slaatsdienſt Eintritt in den Vorſtand der Eſſener Credit⸗Anſtalt, 
ſeit 1922 Vorſitzender des Aufſichtsrats dieſer Bank. Stellv. Mitgl. 
des Bezirksausſchuſſes Abt. II zu Düſſeldorf. Kriegsteilnehmer als 
Aittmeiſter der Landwehr⸗Kavallerie von Beginn bis Ende Nov. 1918, 
bis Mai 1916 als Schwadronschef. alsdann in Verwaltungsſtellen in 
Frankreich, Bukareſt und Riga. E 


Freiherr von Wangenheim, Walrab, Rittergutspächter, Rechtsanwalt, 
Waake u. Gottingen. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover (Hannover, Hildes- 
heim). Deutſch⸗Hannoverſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919%1 für Hannover⸗ 
Hildesheim Lüneburg u. des erſten Landtags 1921/24 anf Landeswahl⸗ 
vorſchlag. 

Geb. An Juni 1884 zu Eldenburg (Kr3 Weſtprignitz), lutheriſch. 
Human. Gymnaſ. Juriſtiſches Studium. Rechtsanwalt in Göttingen. 
Pächter des Rittergutes Waake im Kreiſe Göttingen. 


Waentig, Heinrich, Dr phil., Univerſitätsprofeſſor, Geh. Regierungs⸗ 
dat, Halle (Saale). Wahlkreis 11: Merſeburg. Sozialdemokratiſche 
Partei. 8 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Merſeburg. 
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Geb. 21. März 1870 zu Zwickau (Sachſen), eb.⸗lutheriſch. Gymna⸗ 
tum. Univerſität, Rechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchaftslehre. Uni⸗ 
verſitätslehrer, Privatdozent in Marburg, ord. Profeſſor in Greifswald 
(1899), Münſter i. W. (1902), Halle (1904), Tokio (1909), Halle (1914), 
während des Krieges in Belgien 1914 bis 1918. Bücher: Auguſte 
Comte 1893, Gewerbliche Mittelſtandspolitik 1898, Wirtſchaft und 
Lunſt 1909, Belgiens Volkswirtſchaft 1918, Zuſammenbruch und Wieder- 
aufbau 1920. Herausgeber der Sammlung ſozialwiſſenſchaftl. Meiſter. 


Freifrau von Watter, Helene, Dr med., Arztin, Potsdam. Wahl⸗ 


kreis 4: Potsdam I (rs Angermünde uſw). Deutſchnationale Volks⸗ M 


partei. 

Geb. 21. April 1895 zu Berlin, evangeliſch. Höhere Mädchenſchule, 
Realgymnaſial-Abiturium, ſtaatl. Krankenpflegeexamen, Dolmetſcher 5 
engl. u. franz. Sprachen, Studium München, Tübingen, Berlin in Medi- 
zin u. Volkswirtſchaft. Dr med. München 1923. 


Frau Wegſcheider, Hildegard, Dr phil., Oberſchulrätin, Berlin- 
Lichterfelde. Wahlkreis 8: Liegnitz. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Koln⸗Aachen 
u. des erſten Landtags 1921/24 für Liegnitz. 

Geb. 2. September 1871 zu Berlin. Gymnaſialabiturium. Studierte 
in Zürich; machte als erſte Preußin Abitur in Sigmaringen. Dr phil. 
in Halle, ſpäter Examen pro facultate docendi in Kiel. Lehrerin 
an d. Gymnaſialkurſen von Helene Lange in Berlin, Dozentin an d. 
Humboldtakademie. Gründerin d. erſten Schule mit gymnaſ. Unterricht 
für ſchulpflichtige Mädchen in Charlottenburg. Oberlehrerin dan der 
Studienanſtalt (Lyz. mit Studienanſtalt) in Bonn. Oberſchulratin 
am Provinzialſchulkollegium in Berlin. 


Wehmeyer, Carl, Poſtſchaffner a. D., Gohfeld (Depenbrock). Wahl⸗ 
kreis 17: Weſtfalen⸗Nord (Münſter, Minden; Krs Grafchaft Schaum— 
burg). Deutſchnationale Volkspartei. 

Geb. 3. Januar 1891 zu Nehme (Krs Minden), evangeliſch. Von 
1905 bis 1914 Tabakarbeiker, von 1914 bis 1923 Poſtbeamter; 2. Vorſ. 
des Deutſchnationalen Arbeiterbundes Weſtfalen-⸗Oſt. 


Weiſemann, Ewald, Dr phil., Studienrat, Remſcheid. Wahlkreis 22: 
Düſſeldorf-Oſt (Kreiſe Barmen, Düſſeldorf uſw). Deutſchnationale 
Voltspartei. 

Geb. 19. Dezember 1887 zu Remſcheid, evangeliſch. Realgymnaſium; 
Studium der Germaniſtik, Angliſtik, Philoſophie, Geſchichte, Geographie 
und Volkswirtſchaft an den Univerſitäten Erlangen und Halle a. S.; 
Studienrat am ſtaatlichen Realgymnaſium Remſcheid; Hauptmann d. R. 
d D; Kriegsteilnehmer 1914 bis 1918 als Kompaanie- und Bataillons- 
lußrer im kgl. bayr. 19. Inf. Regt; Zeitfreiwilligenführer im Ruhr⸗ 
ampf 1920, tätig in verſchiedenen nationalen Verbänden und im ev. 
Reichselternbund; Stadtverordneter in Remſcheid. 
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Weisſermel, Franz, Geheimer Regierungsrat, Oberregierungs⸗ und 
Landeskulturrat, Frankfurt a. O. Landeswahlvorſchlag. Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Weſtpreußen 
u. des erſten Landtags 1921/4 auf Landeswahlvorſchlag. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 16. Juni 1908 bis zum 15. Nov. 1918 für 
Tuchel, Konitz, Schlochau. 

Geb. 16. April 1862 zu Großkruſchin (Krs Strasburg i. Weſtpr.), 
evangeliſch. Privatunterricht, 1874 bis 1881 Gymn. Straßburg 
(Weſtpr.). Univerſ. Heidelberg, Jena, Straßburg i. Elſ., Berlin. 
Referendar Dez. 1885 im Oberlandesgerichtsbezirk Marienwerder. 
1. Jan. 1892 Gerichtsaſſeſſor Graudenz. 1893 zur Ausbildung bei der 
Generalkommiſſion Bromberg. Seit April 1894 Reg.⸗Aſſeſſor und 
etatmäßiger Spezialkommiſſar in Konitz, 1901 Regierungsrat, 1915 
Geheimer Regierungsrat, Einj. Freiw. 1882/83 2. Niederſchl. Inf. 
Regt 47 Straßburg i. Elſ., Reſerveoffizier Inf.⸗Regt Graf Dönhoff 
Nr 44. 1899 Landwehr 1. Aufg., 4. Auguſt 1914 bis 15. Nov. 1918 
im Heeresdienſt. Major d. L. a. D. Roter Adlerorden IV KI. Land⸗ 
wehrdienſtauszeichnung J. Kl. China⸗Medaille in Stahl. Eiſernes 
Kreuz II. Kl. Fürſtl. Schaumburg⸗-Lippeſches Kriegs⸗Verdienſtkreuz, 
Lübecker Hanſeatenkreuz. 


Frou Wellmann (Osnabrück), Alwine, Osnabrück. Wahlkreis 14: 
Weſer⸗Ems (Aurich, Osnabrück). Sozialdemokratiſche Partei. 

Geb. 24. Februar 1891 zu Osnabrück, lutheriſch. Volksſchule, Han 
delsſchule, kaufm. Lehrzeit. Buchhalterin (Bilanzlehre u. Praxis). 
Geſangſtudium Osnabrück u. Berlin; agitatoriſch u. ſchriftſtelleriſch 
für die ſozd. Partei ſeit 1919 tätig. 


Wende (Berlin), Richard, Berlin⸗Cöpenick⸗Nord. Wahlkreis 4: 
Potsdam I (Kreiſe Angermünde uſw). Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919 1 für Weſtpreußen 
und des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb. 11. Februar 1874 zu Ebersdorf [Krs Sprottau, Schlefien), 
Diſſident. Volksſchulbildung. Partei⸗ und Gewerkſchaftsſchule beſucht. 
Seit 1903 Angeſtellter im Bauhilfsarbeiterverband, 1905 Bezirksleiter 
für Oſt⸗, Weſtpreußen und Poſen, von 1911 Bezirksleiter des Deutſchen 
Bauarbeiterverbandes in Weſtpreußen und Poſen. Vom 1. April 1920 
bis 1922 Gauleiter des Deutſchen Landarbeiterverbandes f. Provinz 
Brandenburg. 1918 bis 1919 unbeſoldeter Stadtrat in Bromberg. Seit 
1923 Referent im Brandenburgiſchen Landesarbeitsamt. 


Wende (Winzig), Adolf, Landwirt, Winzig. Wahlkreis 7: Breslau. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 3. April 1873 zu Winzig (K rs Wohlau), evangeliſch. Elementar 
ſchule 1879 bis 1884. Privatſchule bis 1887. Landwirtſchaftliche 
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Winterſchule 1889 bis 1891. Praktiſcher Landwirt ſeit 1887 in der 
Landwirtſchaft des Vaters bis 1900, von 1900 ab in der vom Vater 
übernommenen Beſitzung. Von 1893 bis 1895 aktiver Soldat b. d. 
4. Niederſchl. Inf.⸗Regt 51. Vom 2. Auguſt 1914 bis 30. November 
1918 bei dem Landſt.⸗Infant.⸗ Bataill. Wohlau VI. 23, bis 1916 als 
Unteroffizier, vom 29. Juli 1916 bis 30. November 1918 als etat⸗ 
mäßiger Feldwebel. E. K. II. Kl. Vorſ. des Vereins der Landwirte 
zu Winzig e. V. ſeit 1903; Vorſ. des Turn⸗Vereins Winzig ſeit 1906; 
Kreistaxator für die Liegnitz⸗Wohlauer Fürſtentums⸗Landſchaft ſeit 
1906, Kreistaxator für den Kreis Wohlau ſeit 1919. 


Wenzlaff, Guſtav, Bauernhofbeſitzer, Sageritz [(Krs Stolph. Wahl- Pl. 233 
kreis 6: Pommern. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Pommern. 

Geb. 26. September 1864 zu Sageritz [Frs Stolp), evangeliſch. 
Volksſchule und 1½¼ Jahre Privatunterricht. Praktiſche Landwirtſchaft. 
Bauernhofbeſitzer (31 ha). Amtsvorſt. Gemeindevorſt. Kreis⸗Deputierter, 
Mitgl. des Kreisausſchuſſes, Provinziallandtagsabgeordneter und 
Mitgl. des Provinzialausſchuſſes. Von 1887 bis 1889 aktiver Soldat 
im Infanterie⸗Regiment Graf Schwerin 3. Pommerſches Nr 14 — 
Vizefeldwebel — Vorſtandsmitgl. des Pommerſch. Landbundes und 
Vorſ. der Kreisgruppe Stolp des Pommerſch. Landbundes. Mitgl. des 
Gemeindekirchenrats in Sageritz. Mitgl. der Kreis- und Provinzial⸗ 
Synode. 


Weſter, Fritz, Dr med., Arzt und Induſtrieller, Overath (Bez. Köln). Pl. 331A 
Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen. Zentrum. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 vom 29. Mai 1923 ab für Köln⸗ 
Aachen. 

Geb. 6. Juni 1880 zu Marialinden (Bez. Köln), katholiſch. Gymna⸗ 
ſium Düren. Medizinſtudium Würzburg, Bonn, Berlin, Greifswald. 
Aſſiſtent Weſtpreußen, Schleſien, Sachſen, Pommern u. Hamburg. 
Landarzt in Overath. Beigeordneter. Geſchäftsführer eines ärztlichen 
Zweckverbandes. Heeresdienſt Stabsarzt d. R. 


Weyl, Hermann, Dr med., prakt. Arzt, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. Bl. 200 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 7. November 1866 zu Berlin. Sophiengymnaſ. Berlin 1873 
bis 1885. Mediziniſche Fakultät Berlin 1885 bis 1890; promovierte 
1890. Seit 1892 prakt. Arzt in Berlin, Spezialarzt für Waſſer⸗ 
behandlung und Maſſage. Stadtverordneter in Berlin ſeit 1902. Mit⸗ 
begründer u. derzeitiger Vorſitz. d. deutſchen Arztevereins f. phyſikaliſch⸗ 
diätetiſche Therapie. 
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Wick (Oberurſel), Richard, Lagerverwalter, Oberurſel (Taunus), 
Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs 
Wetzlar). Sozialdemokratiſche Partei. 

1 5 des erſten Landtags 1921/24 ab 12. April 1921 für Heſſen⸗ 
Naſſau. 

Geb. 19. April 1872 zu Uſingen, konfeſſionslos. Volksſchule. Bis 
1905 Maſchinenſchloſſer, dann Lagerverwalter im Konſumverein. Von 
1905 Stadtverordneter, ſeit 1919 Kreistagsabg. 


Wickel, Werner, Lehrer, Heftrich (Taunus). Wahlkreis 19: Heſſen⸗ 
Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Wetzlar]. Deutſche Demo⸗ 
kratiſche Partei. 

Geb. 29. Juli 1880 zu Wiesbaden, evangeliſch. Volksſchule u. 
humaniſtiſches Gymnaſium Wiesbaden, Lehrerſeminare zu Schlüchtern, 
u. Preußiſch⸗Eylau; Hauslehrer in Oſtpreußen, Präparandenlehrer in 
Herborn; ſeit 1906 Lehrer in Heftrich. Kriegsteilnehmer von 1916 
1155 1918. Vorſ. des Allgemeinen Lehrervereins im Reg.⸗Bez. Wies⸗ 
aden. 


Wiedemann (Spandau), Albert, Bundeskaſſierer, Berlin-Siemens⸗ 
ſtadt. Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam I (Kreiſe Anger 
münde uſw). 

Geb. 19. Juni 1880 zu Nördlingen (Bayern), evangeliſch. 4 Jahre 
Volksſchule, 2 Jahre Realſchule in Nördlingen. 3 Jahre gelernt als 
Maler und Lackierer v. 1894 bis 1897. Nach der Lehrzeit Fachſchulen beſucht. 
In mehreren größeren Städten Deutſchlands gearbeitet. Vom Ok⸗ 
tober 1901 bis Februar 1902 Sſterreich, Tirol, Oberitalien als Hand⸗ 
werksburſche bereiſt. Von 1902 bis 1903 beim 1. bayr. Train-Batl. 
München gedient. Weitere geiſtige Ausbildung im Staatsbürgerlichen 
u. Volkswirtſchaftlichen, Lehrgang der Deutſchen Vereinigung Verlin. 
Bezirksverordneter des Bezirks 8 (Spandau) Groß⸗Berlin. Im Welt⸗ 
krieg als Gefreiter bei der 9. Sanitäts⸗Komp. 3. A.⸗K. 5. Inf.⸗Div. 
E. K. II. Laffterer des Reichsbundes vaterländiſcher Arbeitervereine. 
Vorſ. des Landesverbandes Berlin-Brandenburg des Reichsbundes 
vaterl. Arbeitervereine. 


Wiegershaus, Friedrich, Handelsvertreter, Elberfeld. Landeswahl⸗ 
vorſchlag. Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. 

Geb. 2. Juni 1877 zu Dilldorf bei Kupferdreh, lutheriſch. Volks⸗ 
ſchule, durch Selbſtſtudium weitergebildet. Schriftſteller. Eigene 
Werke: Erſte Akkorde 1900, Ausfahrt 1904, Segel im Winde 1912. 
Stadtverordneter. 


Wiemer, Otto, Dr jur., Verwaltungsdirektor, Stadtrat a. D., Stadt⸗ 
älteſter, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Deutſche Volkspartei. 
Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 


338 


Lebensbeſchreibungen 


Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Nov. 1898 bis 15. Nov. 1918, bis Mai 1913 für 
Nordhauſen [St. Grafſchaft Hohenſtein, ſodann bis 1918 für Berlin. 

Mitgl. d. Reichst. 1898 bis 1911 und von Mai 1912 bis 1918. 

Geb. 27. Jan. 1868 zu Tilſit, evangeliſch. Gymn. Strasburg 
(Weſtpr.) und Konitz. Studierte von 1886 bis 1889 in Berlin Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Nationalökonomie, war nach abgelegtem Referendar⸗ 
und Doktorexamen als politiſcher und volkswirtſchaftlicher Schriftſteller 
tätig und wurde 1903 Verwaltungsleiter der Papierverarbeitungs⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft. Von Januar 1909 bis Mai 1920 unbeſoldeter 
Stadtrat in Berlin. Nach dem Ausſcheiden aus dem Magiſtrat wurde 
ihm das Prädikat eines Stadtälteſten verliehen. 


Wiglow, Emil, Baukdirektor, Berlin, Wahlkreis 4: Potsdam I 
(reise Angermünde uſw). Deutſche Demokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Potsdam I, 

Geb. 11. Juni 1865 zu Wittenberge (Bez. Potsdam), evangeliſch. 
Gymnaſium zu Seehauſen (Altmark). Seit 1892 ſelbſtändig als Fabrik⸗ 
beſitzer, 1896 Stadtverordneter, 1899 bis 1912 Stadtverordnetenvorſt. 
in Wittenberge. 1901 bis 1912 Mitgl. des Kreistages der Weſtprignitz. 
1903 Direktor des Bankvereins Wittenberge, e. G. m. u. e e 
Direktor des Brandenburger Bankvereins, e. G. m. b. H. in Branden⸗ 
burg (Havel), 1924 Direktor der Deutſchen Landesbanken⸗Zentrale, 
A.⸗G. in Berlin. Seit 1898 Mitgl. der Handelskammer Brandenburg, 
1916 bis 1922 ſtellv. Handelskammer⸗Präſident, 1922 bis 1924 Handels- 
kammer⸗Präſident. 


Wildermaun, Rudolf, Profeſſor, Domkapitular, Münſter i. W. 
Wahlkreis 17: Weſtfalen-Nord (Münſter, Minden uſw). Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Weſtfalen⸗Nord. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Juni 1913 bis 15. Nov. 1918 für Borken⸗ 
Recklinghauſen [St. u. L.]-Buer St.]. 
„Geb. 6. Juni 1864 zu Münſter (Weftf.), römiſch⸗katholiſch. Privat⸗ 
ſchule, Gymnaſ. Paalinum in Münſter. Akademie Münſter, Univerſ. 
Berlin, Prieſterſeminar Münſter. Prieſter ſeit 15. Juni 1889; philolog. 
Staatsprüfung Nov. 1891. Von Oſtern 1892 bis Oktober 1919 Ober- 
lehrer am ſtädtiſchen katholiſchen Gymnaſ. in Recklinghauſen. Vom 
45. März 1919 bis April 1921 parlamentariſcher Staatsſekretär im 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt u. Volksbildung; ſeit 30. Dezember 
1920 Domkapitular in Münſter i. W. 


Winckler, Friedrich, D. theol., Rittergutsbeſitzer, Salſitz bei Zeitz. 
Landeswahlvorſchlag. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Mitgl. d. Abg.-H. v. 7. Nov. 1893 bis 15. Nov. 1918. 

Mitgl. d. Reichstags von 1993 bis 1911. 

Geb. 28. November 1856 zu Frankfurt a. d. O., ebangeliih. Gym⸗ 
naſium Danzig und Hannover. Studium der Rechts- und Staats⸗ 
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wiſſenſchaften 1875 bis 1879 in Heidelberg, Leipzig, Berlin und Göttin⸗ 
gen. 1879 bis 1882 Gerichtsreferendar in Weißenfels, Magdeburg 
und Berlin, 1882 bis 1885 Regierungsreferendar in Magdeburg. 1885 
Regierungsaſſeſſor und Kommiſſariſcher Landrat in Zeit, 1886 bis 
1899 Landrat des Kreiſes Zeitz. 1900 bis 1922 Generaldirektor der 
Landfeuerſozietät des (preußiſchen) Herzogtums Sachſen. 1881 bis 1894 
Reſerveofſizier des 12. Huſaren⸗Regiments, 1894 bis 1909 Landwehr⸗ 
offizier, als Rittmeiſter verabſchiedet. 1915 Vorſitzender des General- 
ſynodalvorſtandes der evangeliſchen Landeskirche Preußens, 1920 Pra- 
ſident der Generalſynode. 1923 zum Doktor der Theologie ehrenhalber 
von der Univerſität Halle promoviert. 


von Winterfeld, Friedrich, Dr jur., Hauptritterſchaftsdirektor und 
Vorſitzender der Kur⸗ u. Neumärkiſchen Hauptritterſchaftsdirektion, 
Ritterqutsbeſitzer, Landrat a. D. Neuendorf bei Neuſtadt (Doſſe). 
Wahlkreis 4: Potsdam 1 (Kreiſe Angermünde um). Deutſchnationale 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Potsdam J. 

Geb. 10. März 1875 zu Neuendorf (Krs Oſtprignitz), evangeliſch. 
Gnmnaſium. Univerſität. Dr jur. Staatsexamen als Regierungsaſſeſſor. 
Früher Landrat des Kreiſes Oſtprignitz. Mitgl. des Brandenb. Pro⸗ 
vinziallandtages und des Kreistages des Kreiſes Oſtprignitz. Mitgl. 
des Vorſtandes des Oſtprignitzer Landbundes. 


Winterich (Köln), Johann, Parteiſekretär, Köln Deutz. Wahl⸗ 
kreis 20: Köln⸗Aachen. Kommuniſtiſche Partei. 
Geb. 10. Februar 1886 zu Speicher [Krs Bitburg), Diffident. 


Winzer, Wilhelm, Kaufmann, Breslau. Wahlkreis 7: Breslau. 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Breslau. 

Geb. 3. Februar 1878 zu Bamenohl, freireligios. Volksſchule. Bäder, 
Gewerkſchaftsbeamter, jetzt geſchäftsführendes Vorſtandsmitgl. einer 
Konſumgenoſſenſchaft. 


Wiſchnövski, Guſtav, Verbandsvorſitzender, Berlin. Wahlkreis 2: 
Berlin. Deutſchnationale Volkspartei. 

Mitgl. des Reichstags vom 4. Mai bis 20. Oktober 1924. 

Geb. 29. März 1872 in Alt⸗Ukta (Oſtpr.), evangeliſch. Volksſchule 
in Alt-Ukta, ſpäter Stadt⸗ und Bürgerſchule in Rhein und Sensburg, 
erlernte das Bäcker- und Konditorhandwerk in Rhein, dann auf Wander⸗ 
ſchaft, arbeitete in verſchiedenen Städten, widmete ſich dem Vereins- 
leben in feiner früheſten Jugend, war Leiter verſchiedener Turn- und 
Handwerksvereine. 1904 Dorf. der Berliner Bäckergeſellenvereine. 
Gründete im Jahre 1906 den »Bund der Bäcker⸗ (Konditor⸗) Geſellen 
Deutſchlands«, der ihn zu feinem Vorſitzenden wählte, Seit dem Jahre 
1909 redigiert er die Zeitſchrift, das Organ des genannten Verbandes, 
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»Deutſcher Bäcker- und Konditor⸗Gehilfe«. 1910 Kaſſierer und 3. Bor]. 
des Hauptausſchuſſes nationaler Arbeiter- und Berufsverbände, ferner 
1. Vorſ. des »Gewerkſchaftsbundes Deutſcher Handwerksgeſellen«, außer 
dem 1. Vorſ. bei dem Spitzenverband »Reichsverbindung Nationaler 
Gewerkſchaften«. Neben dieſer ſeiner Tätigkeit leitet er die Zeit⸗ 
ſchrift »Deutſcher Bäcker- und Komditor-Lehrling«. Bei Kriegsausbruch 
1914 freiwillig zum Heeresdienſt, Landwehrregiment Nr 24; Kämpfe 
bei Kownow, Wilna, Praſchwitz uſw. E. K. II. u. I. Klaſſe. Nachdem die 
Führer des Bundes eingezogen, wurde er für ſeine Bewegung reklamiert 
und als Vertrauensmann für das Kriegsamt gewählt. — Nach der 
Revolution Mitgl. des Gemeindeparlaments Steglitz. 


Wittich (Heſſen), Heinrich, Kaufmann, Frankfurt (Main). Wahl⸗ 
kreis 19: Heſſen⸗Naſſau (Reg.⸗Bez. Caſſel, Wiesbaden; Krs Weblar). 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Heſſen-Naſſau. 

Geb. 30. Mai 1865 zu Holzhauſen ([Krs Homberg, Reg.⸗Bez. Caſſel), 
freireligibs. Volksſchule. Erlernte das Brauerhandwerk. Arbeitete 
in den bedeutendſten Großbetrieben des Brauereiberufes. Von 1892 
bis 1898 Reſtaurateur. Von 1898 bis 1908 Beamter der Allg. Orts⸗ 
krankenkaſſe Frankfurt a. M. Von 1908 bis 1918 Parteiſekretär des 
Sozialdemokratiſchen Vereins Frankfurt a. M. Von Juli 1919 bis 
Okt. 1921 Referent der Reichsſtelle für Speiſefette für die Provinz 
Heſſen⸗ Naſſau. Volkswirtſchaftliche Artikel in der Soz. Preſſe. Ver⸗ 
faſſer der Broſchüre: Die Landwirtſchaft der Zukunft. Von 1908 bis 
1919 Stadtverordneter in Frankfurt a. M. 1913 bis 1919 Mitgl. des 
Jugendamtes Frankfurt. Von 1919 bis 1921 Mitgl. des (Komm.) 
Provinziallandtages für Heſſen⸗Naſſau. Seit 1908 Vorſ. des Verbands⸗ 
ausſchuſſes des Verbandes der Brauerei- und Mühlenarbeiter und ver⸗ 
wandter Berufsgenoſſen. Mit einer dreijährigen Unterbrechung (Mili⸗ 
tärzeit) ſeit 1885 Mitgl. des Brauereiarbeiter⸗Verbandes. 


Wittmaack, Ernſt, Stadtrat, Magdeburg. Wahlkreis 10: Magdeburg. 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919 1 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Magdeburg. 

Geb. 28. Auguſt 1878 zu p Volksſchule 1884 bis 1898. 
Von 1893 bis 1896 in d. Handwerkslehre. Nach der Lehrzeit 8 Jahre 
Gehilfe, dann — von 1905 bis 1920 — Redakteur der „Volksſtimme 
in Magdeburg; vorher — 1904 — vertretungsweiſe einige Monate an 
der »Volkszeitung« in Roſtock (Mecklbg.). Von 1910 bis 1920 Stadtver⸗ 
ordneter, 1920 Provinziallandtagsabg. und Vizepräſident des Provin⸗ 
ziallandtags des Provinz Sachſen; ſeit 1920 beſoldeter Stadtrat in 
Magdeburg. Mitgl. des Landeswaſſerſtraßenbeirats u. feines ſtändigen 
Ausſchuſſes. 
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Frau Wohlgemuth, Antonie, Marienburg (Weſtpreußen). Wahl- 
kreis 1: Oſtpreußen. Sozialdemokratiſche Partei. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Weſtpreußen 
u. des erſten Landtags 1921/24 für Oſtpreußen. 

Geb. 18. Mai 1891 zu Danzig, Diſſidentin. Volksſchule. Facharbeiterin. 


Wolff, Georg, Dr jur., Regierungsrat a. D., Berlin. Wahlkreis 19: 
Heſſen⸗Naſſau (Reg.-Bez. Caſſel, Wiesbaden; Ars Weblar). Deutſche 
Volkspartei. 

Mitgl. des erſten Landtags 1921/24 für Berlin. 

Geb. 21. Auguſt 1877 zu Fulda, evangeliſch. Gymnaſium. Juriſtiſches 
Studium, Vorbereitungszeit im Gerichtsdienſt. Nach der großen Staats⸗ 
prüfung Übertritt in den Eiſenbahndienſt. Dort in verſchiedenen Stel- 
lungen, darunter als Kommiſſar des Verkehrsminiſters in Rumänien 
und bei der Waffenſtillſtandskommiſſion, zuletzt im Verkehrsminiſterium 
Ind Seit 1919 Geſchäftsführer des Mitteldentihen Braunkohlen⸗ 
yndikats. 


Frau Wronka, Gertrud, Studienrätin, Allenſtein. Landeswahl⸗ 
vorſchlag. Zentrum. 

Mitgl. der verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 für Oſtpreußen 
und des erſten Landtags 1921/24 auf Landeswahlvorſchlag. 

Geb. 27. Oktober 1881 zu Allenſtein, katholiſch. Städt. Höhere 
Mädchenſchule Allenſtein vom 1. Okt. 1887 bis 1. Okt. 1897. Okt. 1897 
bis Okt. 1900 Lehrerinnenſeminar der Marienſchule in Danzig (Be⸗ 
fähigung zum Unterricht an mittl. und höheren Mädchenſchulenſ. Von 
Oſtern 1909 bis Oſtern 1913 Studium d. Mathematik u. Naturwiſſen⸗ 
ſchaften an d. Univerſ. Breslau (Oberlehrerinneneramen). Von Oſtern 
1901 bis Oſtern 1902 Lehrerin in Bonn (höh. Mädchenſchule von Frl. 
Drammer), von Oſtern 1902 bis Oſtern 1905 Lehrerin in Danzig 
(Marienſchule), von Oktober 1905 bis Oſtern 1909 Lehrerin in Allen 
ſtein (Städt. höhere Mädchenſchule), von Oſtern 1913 ab Studienrätin 
in Allenſtein (Luiſenſchule, Städt. Oberlyzeum). 


Wulle, Reinhold, Schriftſteller, Berlin. Landeswahlvorſchlag. Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung. 

Mitgl. des Reichstags von 1920 bis 1924. 

Geb. 1. Auguſt 1882 zu Falkenberg (Pommern), evangeliſch. Gym⸗ 
naſium der Franckeſchen Stiftungen, dann zu Zerbſt. Univerſitäten 
Halle, Jena, Berlin, ſtudierte zuerſt Theologie, dann Philologie (Ge⸗ 
ſchichte), Leiter der »Rheiniſch⸗Weſtf. Ztg« dann der »Deutſchen Zeitung, 
begründete 1921 »Das Deutſche Tageblatt«. Mitbegründer der Deutſch⸗ 
völkiſchen Freiheitspartei. 


Zachert, Eduard, Poſtaſſiſtent, Berlin. Wahlkreis 2: Berlin. So⸗ 
zialdemokratiſche Partei. 

Geb. 8. März 1881 zu Berlin, konfeſſionslos. Volksſchule, vom 
9. Lebensjahre Waiſenkind, vom 14. bis 18. Lebensjahr erlernte das 
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Lederhandwerk. 1899 bis 1901 aktive Militärzeit. Ende 1901 bei der 
Poſt Unterbeamter. Seitdem Beſuch von Fach-, Fortbildungsſchulen 
und Gewerkſchaftskurſen. Seit 1903 Mitgl. der Deutſchen Friedensbe⸗ 
wegung. 1906 in den Vorſtand des Bezirksvereins Berlin der Poſt⸗ 
unterbeamten (ſpäter Reichsverband Deutſcher Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
beamten). Auguſt 1914 eingezogen, den Krieg als »garniſonverwen⸗ 
dungsfähig« aktiv an der Oſtfront mitgemacht. 1918 aktives Mitgl. 
der U. S. P. D. Anfang 1919 Obmann des Beamten⸗ und Arbeiter⸗ 
rates beim Poſtamt Berlin C1. 1919 Vorſ. der H. S. P. D., Sektion 
Poſt und Telegraphie. Januar bis März 1920 in Schutzhaft wegen 
politiſcher Betätigung, ſpäter amtliche Benachrichtigung, daß die Schutz⸗ 
haft ein Unrecht war. 1920 Bezirksverordneter in Berlin 4. 1922 nach 
der Einigung der S. P. D. und U. S. P. D. Vorſ. des Werbeaus⸗ 
ſchuſſes der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten der V. S. P. D. 1922 bei 
Gründung der Allgemeinen Deutſchen Poſtgewerkſchaft in den Vorſtand 
im Bezirk Berlin. März 1923 Stadtverordneter in Berlin. Ab 1923 
Vorſ. der Allgemeinen Deutſchen Poſtgewerkſchaft, Bezirk Berlin. 


Zawadzki, Konſtantin, Tiſchlermeiſter u. Möbelfaufmann, Beuthen 3 
Bee Wahlkreis 9: Oppeln. Zentrum. pl. 411 

Mitgl. der verfaſſungg. Deutſchen Nationalverſ. 

Mitgl. des Reichstags von 1920 bis November 1922. 

Geb. 5. Mai 1866 zu Ratibor (Oberſchleſ.), katholiſch. Volksſchul⸗ 
beſuch in Ratibor, Tiſchlerlehre, Wanderjahre. An verſchiedenen Orten 
des In⸗ u. Auslandes gearbeitet. Von 1886 bis 1889 Soldat. Seit 
1890 Tiſchlermeiſter in Beuthen (Oberſchleſ.). Seit 1899 Obermeiſter 
der Tiſchlerinnung. Am 1. September 1914 Kriegsfreiwilliger, Feldzuq 
gegen Rußland. Von 1909 ab Miigl. der Stadtverordnetenverſ., ſeit 
1922 Stadtverordnetenvorſteher. E. K. II, Verdienſtkreuz für Kriegs⸗ 
hilfe, Rote⸗Kreuz⸗Medaille, Schleſ. Adler II. u. I., Kreuz pro Eeclesie 
et Pontifice. 


am Zehnhoff, Hugo, Dr, Staats- und Juſtizminiſter, Berlin und Pl. 20 
Düſſeldorf. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt (Kreiſe Cleve uf). 
Zentrum. 

Mitgl. d. verfaſſungg. Preuß. Landesverſ. 1919/21 und des erſten 
Landtags 1921/24 für Düſſeldorf⸗Weſt. 

Mitgl. d. Abg.⸗H. vom 3. Nov. 1898 bis zum 1. Juni 1908 für 
Schleiden⸗Malmedy⸗Montjoie. 

Mitgl. d. Reichst. von 1899 bis 1918. 

Geb. 11. Februar 1855 zu Bornheim (Krs Bonn), katholiſch. 


Ziemann, Otto, Tiſchlermeiſter, Marienburg (Weſtpr.). Wahlkreis 1: **. 
Oſtpreußen. Deutſchnationale Volkspartei. Pl. 437 
Geb. 30. Juni 1872 zu Berlin, evangeliſch. 
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Lebensbeſchreibungen 


*. Frau Zigahl, Angela, Studienrätin, Neiſſe. Wahlkreis 9: Oppeln. 
21.223 Zentrum. 

Geb. 25. Dezember 1885 zu Dirſchel (Oberſchleſ.), katholiſch. Volks⸗ 
ſchule in Dirſchel, Lyzeum in Ratibor, Oberlyzeum in Duderjtadt 
(Hannover); Univerſitätsſtudium auf den Univerſitäten Bonn, Mün⸗ 
chen, Münſter i. W, ſtudierte Philoſophie, Deutſch, Geſchichte, Erd— 
kunde, Volkswirtſchaftslehre. Philolog. Staatsexamen 1915. Unter⸗ 
richtete am Lyzeum in Köln (Rhein) und Neiſſe (Oberſchleſ.J. Stadt- 
verordnete in Neiſſe ſeit 1918. 
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Verzeichnis 
der für die Landtagswahlen vom 7. Dezember 1924 
zugelaſſenen Kreis- und Landeswahlvorſchläge 
ſowie der zugelaſſenen Verbindungs⸗ und 
Anſchlußerklärungen 
A. Kreiswahlvorſchläge 


Die Namen der gewählten Bewerber ſind durch Fettdruck hervorgehoben. 


Die durch Doppelwahl, Verzicht auf den Wahlauftrag und durch Tod bis 
zum 20. Februar 1925 eingetretenen Veränderungen ſind gekennzeichnet. 


Der Bewerber 
Nr. | Name | Stand Wohnort 
Wahlkreis Nr. 1 (Oſtpreußen) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 207 311 


1. Braun, Otto Miniſterpräſident Berlin⸗Dahlem 
2. Mertins, Ferdinand Gewerkſchaftsſekret. Königsberg (Pr.) 
3. Wohlgemuth, Antonie Facharbeiterin Marienburg (Weſtpr.) 
4. Jätker, Karl!) Gauleiter des Deut⸗ 
ſchen Landarb.⸗ Königsberg (Pr.) 
Verbandes 
5. Neumann, Bruno Oberpoſtſekretär Allenſtein 
6. Oeſtreicher, Frau Anne: Königsberg (Pr.) 
marie?) 
7. Birth, Hans Hauptlehrer Lauth, Landkr. Königs⸗ 
berg (Pr.) 
8. Rudnitzki, Franz Angeſtellter, Stadt Elbing 
| rat 


Reit: be. Statiſtit, Heft 278 1“ in der ſich auch die Übecſicht über die Verrechnung der 
) lehnt die Wahl ab. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Jäcker. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
| 
9. Weidemann, Wilhelm Lehrer Inſterburg 
10. Lübbring, Joſef Polizeipräſident Königsberg (Pr.) 
11. Voges, Felix Förſter Wallendorf, Kr. Nei⸗ 
| denburg 
12. Wyrgatſch, Otto Redakteur Königsberg (Pr.) 
13. Buldt, Guſtav Angeſtellter Schloditten⸗Karlsböf⸗ 
| chen, Kreis Pr.⸗Eylau 
14. Quallo, Auguſt Gewerkſchafts⸗ Ortelsburg 
beamter 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 389 936 
J. Kriſchick, Johann Bauernhofbeſitzer Alt⸗Werder b. Groß 
| 3 
Leſchienen, Kr. Or 
telsburg 
2. Ziemann, Otto Tiſchlermeiſter | Marienburg (Weſtpr.) 
3. von Plehwe, Karl Rittergutsbeſitzer Dwariſchken, Kr. Pill⸗ 
kallen 
4. Müller, Nobert Präſidialoberinſp. Königsberg (Pr.) 
5. Frhr. von Mirbach, Werner Landrat Neidenburg 
6. Kenkel, Eduard Chefredakteur Königsberg (Pr.) 
7 Mönke, Wilhelm Grundbeſitzer Mareeſe b. Marienwer⸗ 
der 
. Deutſch, Frau Thereſe Kleinrentnerin Königsberg (Pr.) 
9. v. Tresckow. Hans⸗Heinrich Oberförſter Ibenhorſt, Kr. Niede⸗ 
rung 
10. Rievers, Walter Apotheken- u. Haus Dt.⸗Eylau 
beſitzer 
11. v. Weiß, Otto Rittergutsbeſitzer Gr. Plauen, Kr. Wehlau 
12. Siegfried, Wolfgang Landgerichtsrat a.D. Tilſit 
13. Neumann, Franz Klempnerobermſtr. Pr.⸗Eylau 
14. Reuter, Leopold Juſtizoberinſpektor Tilſit 


u. Hausbeſitzer 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


Nr. 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
Kreutz, Hugo Lehrer Heyde⸗Waldburg, Ldkr. 
Königsberg (Pr.) 
Boll, Gottfried Landarbeiter Perguſen, Kreis 
Pr.⸗Holland 
Falk, Arthur Kaufmann Dt.⸗Eylau 
Stringe, Frau Emmy — Königsberg (Pr.) 
Czapons, Georg Forſtrentmeiſter | Lauknen, Kr. Labiau 
Moyſig, Friedrich Beſitzer, Gemeinde⸗ Babroſten, Kr. Johan⸗ 
vorſteher nisburg 
Dr. med. Fett, Erno Arzt Friedland (Oſtpr.) 


se on 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 
Stimmen: 79 847 
Graw, Joſeph Landesökonomierat Wormditt 
Pingel, Franz Propſt Marienburg (Weſtpr.) 
Dr. Lingnau, Auguſt Preſſechef Stettin 
Robert 
Siegel, Frl. Irene Mi.ittelſchullehrerin | Allenftein 
Huhn, Franz Rektor | Braunsberg (Ditpr.) 
Baehr, Guſtav Juſtizoberſekr. i. R. Allenſtein 
Lowitſch, Auguſt Tiſchlermeiſter Roöſſel 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 80 421 


Heydemann, Max Schriftſteller Königsberg (Pr.) 
Moericke, Franz Modelltiſchler Königsberg (Pr.) 
Dreſcher, Paul Schloſſer Elbing 
Schumann, Karl Arbeiter Königsberg (Pr.) 
Pokar, Frau Marie Königsberg (Pr.) 
Krauſe, Ernſt Arbeiter Königsberg (Pr.) 
Piaskowski, Auguſt Arbeiter Keitenburg (Oſtpr.) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


348 


Name 


Zimmermann, Otto 


Ko bjolke, Guſtav 


Kühl, Bernhard 


Der Bewerber 


Stand 


Gewerkſchaftsſekr. 
Zimmergeſelle 
Buchdrucker 


Wohnort 


Königsberg (Pr.) 
Tapiau 
Königsberg (Pr.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 


Dr. Steffens, Wilhelm 


Graf zu Stolberg⸗Wernige⸗ 


rode, Albrecht 
Stein, Robert 
Laue, Erich 


Depner, Frl. Ella 
Ludewig, Bruno 


Peicher, Carl 


ö Czyborra, Bernhard 


Dr. Heling, Reinhard 


Ligowski, Fritz 


Feldmann, Hermann 


| König, Wilhelm 


. Pohlmann, Frau Helene 


Bratkus, Eugen 


Schmidt, Gerhard 


Stimmen: 89 529 
Studiendirektor 


Fideikommißbeſitzer 


Marienburg (Weſtpr.) 
Dönhofſtädt, Kr. 
Raſtenburg 


Kürſchnerobermſtr. | Königsberg (Pr.) 
Marienwerder (Weſtpr) 


Regierungsvize⸗ 
präſident 

Lehrerin 

Staatsförſter 


Buchhändler, Vize⸗ 


präſident d. Han⸗ 


delskammer 
Juſtizinſpektor 
Studienrat 
Bäckerobermeiſter, 

Vorſitzender der 


Handwerkskamm. 


Gutsbeſitzer 


Kreisausſchußbüro⸗ 


direktor 


Mittelſchullehrer 


Regierungsrat 


Leiterin d. Zentrale 
f. Jugendfürſorge 


Oſterode (Oſtpr.) 
Plicken b. Mehlauken, 
Kr. Labiau 

Elbing 


Wehlau 


| 
| 
| 
| 
| 
ö 


| 
| 


Goldap 


Elbing 


Stuhm⸗Stuhmerfelde, 
Kr. Stuhm 
Stalluponen 


Allenſtein 


Königsberg (Br.)- 


Ponarth 
Stettin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


—— . — 


w 


> 


19 


Der Bewerber 


Name Stand | Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 


Stimmen: 61 353 


Gieſeler, Rudolf Staatl. Forſtmeiſter Taberbrück b. Locken, 
Kr. Oſterode (Oſtpr.) 
Dr. Paul, Bruno Rittergutsbeſitzer | Adl. Dellgienen, Kr. 
Fioiſchhauſen 
Rohrmoſer, Matthias Redakteur Gumbinnen 
Haeſe, Bernhard Schloſſer Elbing 
Borchert, Hansgeorg Pfarrer Muſchaken, Kr. Neiden⸗ 
burg 
Sulimma, Ewald Lehrer Mensguth, Kr. Ortels⸗ 
burg 
Weiſſel, Waldemar Eiſenbahnaſſiſtent Inſterburg 
Mohnen, Heinrich Kreisbaurat Elbing 
Scheffler, Guſtav Oberpoſtſekretär Lötzen 
Hinz, Erich Rechtsanw. u. Notar Neidenbufg 
Meixner, Hans Kaufmann Gumbinnen 


Verbunden mit Wahlvorihlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 40 241 


Dr. Grzimek, Günther Rechtsanwalt Königsberg (Pr.) 
Beutler, Carl Rektor Juditten, b. Königs⸗ 
berg (Pr.) 

Radtke, Frau Olga vereid. Bücherrevi⸗ Königsberg (Pr.) 
ſorin, Diplom⸗ 
Handelslehrerin 

Wagner, Richard Bürgermeiſter i. R. Tapiau 

Weſtphal, Johannes Gewerkſchafts⸗ Königsberg (Pr.) 
beamter 

Linck, Wilhelm Staatsförſter Alt⸗Ramuck b. Wutt 


rienen, Kr. Allenſtein 


. | Hübner, Wilhelm Hofbeſitzer Marienburg⸗Teſſens⸗ 


dorf (Weſtpr.) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 
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Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
Böhnke, Karl Kaufmann Eydtkuhnen. 
Schmidt, Frau Adele Inſterburg 
v. Paulsdorf, Bruno Studienrat Marienwerder ( Weſtpr. 
Studti, Alma Klavierlehrerin | Elbing 
Reichelt, Erich Londesoberſekretar Königsberg (Pr.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9a 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 


Stimmen: 9 936 


Oſterode, Franz Genoſſenſchaftsdir. Königsberg (Pr.) 
Terkowski, Guſtav Friſeurobermeiſter Königsberg (Pr.) 
Krecker, Guſtav Koffeehausbeſitzer Königsberg (Pr.) 
Wermke, Friedrich Ingenieur Königsberg (Pr.) 
Winter, Georg Fleiſcherobermſtr. | Königsberg (Pr.) 
Kirſchſtein, Hans Backereibeſitzer Allenſtein 

Puſchke, Fritz Mechanikerobermſtr. Braunsberg (Dftpr.) 
Wiemer, Emil Okonom Königsberg (Pr.) 
Petereit, Frau Anna Hausbeſitzerin Königsberg (Pr.) 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 9b 


Bauern und ſchaffende Berufe 
Stimmen: 14 674 


Rees, Adalbert Beſitzer Beiswalde, Kr. Heils⸗ 
berg 
Schirrmann, Otto Beſitzer Langendorf, Kr. Fried⸗ 


land (Oſtpr.) 


Friederici, Guſtav Beſitzer Blendienen, Kr. Ragnit 

Schulz, Hermann Beſitzer Wangnick 

Trews, Hermann Beſitzer Langwieſe, Kr. Heils⸗ 
berg 

Thiergardt, Auguſt Beſitzer Domnau, Kr. Fried⸗ 


| land (Dftpr.) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 2 557 


1. Scheyer, Eugen Redakteur Königsberg (Pr.) 
2. Sandmann, Otto Stellmacher Marienburg (Weſtpr) 
3. Resmer, Johann Gewerkſchaftsang. Inſterburg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polska Partja Ludowa 
(Polniſche Volkspartei) 
Stimmen: 6 006 
. Baczewski, Johann | Lenbivirt | Allenſtein 
2. Koſecki, Johann | Schmiedemeiſter Streszewo, Kr. Stuhm 
„ Lenga, Johann Landwirt Peſtlin, Kr. Stuhm 
.] Varczewski, Valentin Pfarrer Braunswalde, Kr. Al⸗ 
| | | lenſtein 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 15 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 8 803 
1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Großmann, Berndard Lehrer, Partei⸗ Adlershof bei Berlin 
ſekretär | 
3.| Szitnick, Frau Elvira Lyzeoldirektor 8. D. Georgenswalde, Kr. 
| Fiſchhauſen 
J.] Reuſch, Karl Buchbinder⸗ Königsberg (Pr.) 
bbermeiſter 
5. Friedrich, Otto Polizei⸗Oberwacht⸗ Marienwerder (Weſtpr.) 
meiſter 
6. Muehlenberg, Walter Lehrer Königsberg (Pr.) 
7.] Kiepert, Friedrich Landwirt Marienau b. Marien⸗ 
| werder (Weſtpr.) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 1: Oſtpreußen 


— ————. 
Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
3. Stolzke, Emil Arbeiter Georgenswalde, Kr. 
| Fiſchhauſen 
9. Janetzty, Haus Generalagent, Marienwerder Weſtpr.) 
| Stadtrat 
10. Preuß, Alfred Oberpoſtſekretär Königsberg (Pr.) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 19 des Wahlkreiſes Nr. 6 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Maſuriſche Vereinigung 
Stimmen: 481 
1. Leiding, Guſtav Landwirt Haaſenberg, Kr. Or⸗ 
teleburg 
2. Scharkowski, Gottlieb Kätner, Arbeiter Lipowitz, Kr. Ortels⸗ 
burg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 19 
Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) 
Stimmen: 5 488 
1. Henſeler, Joſeph Lehrer Köln-Deutz 
2. Laſer, Friedrich Geſchäftsleiter Königsberg (Pr.) 
3. Lewald, Wilhelm Vermeſſungsſekr. Königsberg (Pr.) 
4. Engelmann, Ernſt Landwirtſchafts⸗ Marienburg (Weſtpr.) 
ſchullehrer 
5. Leo, Oskar Major a. D. RNauſchen, Kr. Fiſch 
| Haufen 
6. Skrodzki, Frau Meta Stadtverordnete Königsberg (Pr.) 
7. Müller, Hermann Reltor Lötzen 
8. Dr. med. Breuke, Hans Arzt Königsberg (Pr.) 
9. Lappöhn, Hermann Kataſterdirektor Königsberg (Pr.) 
10. Leper, Richard Malermeiſter Königsberg (Pr.) 
11. Boettcher, Oskar Baurat Königsberg (Pr.) 
12. Hickmann, Otto Techniker ‚ Königsberg (Pr.) 
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Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Nr. 


Der Bewerber 


Name ö Stand | Wohnort 
Wahlkreis Nr. 2 (Berlin) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 367 114 
1. Hirſch, Paul Staatsminiſtera. D., Charlottenburg 
Stadtrat | 
2. Leid, Carl Bürgermeiſter Berlin 
3. Hanna, Frl. Gertrud Sekretärin Berlin⸗Pankow 
4. Meier, Otto Schriftſteller Berlin 
5. Lüdemann, Hermann Ingenieur Berlin⸗Wilmersdorf 
6. Dr. Weyl, Hermann Prakt. Arzt Berlin 
7. Kuttner, Erich Chefredakteur Berlin-Tempelhof 
8. Sabath, Guſtav Gewerkſchaftsſekr. Berlin 
9. Zachert, Eduard Poſtaſſiſtent Berlin 
10. Schmitz, Frau Helene Stadtverordnete Berlin 
11. Klenz, Emil Polizeioberwacht⸗ Berlin 
meiſter 
12. Weiner, Karl Arbeiter Berlin 
13. Marske, Willi Gewerbelehrer Berlin 
14. Hennig, Paul Mechaniker Berlin 
15. Gebert, Auguſt Gewerkſchaftsange⸗ Charlottenburg 
ſtellter 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtim men für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 247 505 
1. Dr. Kaufmann, Franz Landrichter a. D. Berlin 
Alexander 
2. Koch, Julius Pfarrer Berlin 
3. Brunk, Ernſt Induſtrieller Charlottenburg 
4. Wiſchnövski, Guſtav Verbands⸗ Berlin⸗Steglitz 
vorſitzender 


23 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
5. Hackenberg, Alois Rektor Berlin 
6. Hürtgen, Oswald Werkmeiſter Berlin⸗Pankow 
7. Dieſener, Paul Lehrer Berlin 
8. Linke, Otto Kaufmann Berlin 
9. Ulbrich, Frau Elſe Stadtverordnete Berlin 
10. Dr. Rockſtroh, Fritz Rechtsanwalt Berlin 
11. Kunert, Friedrich Rektor Berlin 
12. Hölzel, F l. Minna Hausangeſtellte Berlin 
13. Bethge, Willi Mineralwaſſer⸗ Berlin 
fabrikant, Stadtrat 
14. Blank, Emil Kriminalaſſiſtent Berlin 
15. Barteis, Johann Metallarbeiter Berlin 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Deutſche Zentrumspartei 
Stimmen: 46 597 
1. Dr. Faßbender, Martin Geh. Reg.⸗Rat, Prof. Berlin⸗Mariendorf, 
Südende 
2. Treffert, Joſeph Stadtrat Neukölln 
3. Dr. Sonnenſchein, Carl Geiſtlicher Berlin 
4. Brugger, Frau Emilie Berlin 
5. Kellermann, Felix Lehrer Berlin 
6. Grobbel, Karl Generalſekretar Berlin 
7. Bernoth, Eduard Gewerkſchaftsſekr. Berlin 
8. Dr. Koch, Bernhard Studienrat Berlin⸗Schöneberg 
9. Feſt, Johannes Lehrer Berlin⸗Friedrichsfelde, 
Karlshorſt 
10. Karkut, Albert Stadtinſpektor Berlin 
11. Ruſchke, Karl Poſtſchaffner Berlin 
12. Dr. Domke, Viktor Dr. phil. Berlin 
13. Wolff, Aloys Lehrer Berlin 
14. Schultz, Roland Rektor Berlin 
15. Weiſt, Alois Oberſekretär Berlin 
16. Wagner, Carl Elektromonteur Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Der Bewerber 


Nr. | Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 


Stimmen: 217 804 


1. Golke, Frau Elfriede (Ruth Schriftſtellerin Berlin 
Friſcher )!) 

2. Hoffmann, Paul Gaſtwirt Berlin 
3. Grylewiez, Anton Schloſſer Neukölln 
4. Schwenk, Paul Parteiſekretär | Berlin 
5. Kasper, Wilhelm Kaufm. Angeſtellter Charlottenburg 
6. Ludewig, Frau Johanna?) Angeſtellte | Berlin 
7. Gehlmann, Paul Schloſſer Berlin 
8. Gutſche, Joſeph Buchbinder Berlin 
9. Goß, Franz Oberſtudiendirektor Berlin 
10. Klein, Frau Eliſabeth Schneiderin Berlin 
11. Wunderſee, Erich Zimmermann Berlin 
12. Dier, Paul | Holzaxbeiter | Berlin 
13. Fleiſcher, Paul Tapezierer Berlin 
14. Wolf, Walter Schriftſetzer Berlin 
15. Jaedicke, Alfred Schmied Berlin 
16. Ruppert, Richard Tiſchler Berlin 
17. Lode, Ernſt Dreher Berlin 
18. Dorſch, Bruno Maſchinenarbeiter | Berlin 
19. Lützenkirchen, Ernſt Werkzeugmacher Berlin 
20. Wiehle, Max Hausdiener Berlin 
21. Gerlach, Hermann Schloſſer Berlin 
22. Langer, Carl Schuhmacher Berlin 
28. Wiegang, Conrad Metallſchleifer Berlin 
24. Bittorf, Ernſt Bauanſchläger Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. + des Wahlkreiſes Nr. 3 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


) hat auf ihr Mandat verzichtet. — 5) Erſatzmann für die Abgeordnete Golke. 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 55 409 


1. Garnich, Hugo Geheimer Ober⸗ Berlin⸗Schöneberg 
regierungsrat 

2. Hallensleben, Emil Juſtizrat ‚ Berlin 

3. Dr. Mayer, Frau Anna Referentin Berlin 

4. Brednow, Otto Fleiſcherverbands⸗ | Berlin 

| vorſitzender 

5. Kröpelin, Wilhelm | Pfarrer | Berlin 

6. Neu, Wolfgang Kaufm. Angeſtellter Berlin 

7. Windmüller, Paul Arbeiter Berlin 

8. Schmitt⸗Hauſer, Frl. Emma Redakteurin Berlin⸗Steglitz 

9. Hemer, Heinrich Steindruckereibeſ. Berlin 

10. Kröcker, Heinrich Magiſtratsober⸗ Berlin 
baurat 

11. Radatz, Friedrich Gaſtwirt Berlin 

12. Lange, Fritz Holzhandler Berlin 

13. Roth, Walter Bankvorſteher Berlin⸗Tempelhof 

14. Paetzold, Frl. Eliſabeth Kindergarten⸗ Berlin 
leiterin 

15. Puetter, Ernſt Geh. Reg.⸗Rat, Berlin 
Charitedirektor 

16. Schneider, Carl Syndikus Berlin 


17. von Raumer, Hans Reichsminiſter a. D. Berlin 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Vereinigte völkiſche Lifte) 
Stimmen: 17 827 


1. Kube, Wilhelm Generalſekretär Berlin 

. Dr. jur. Koerner, Bernhard Obexjuſtizrat Berlin 

3. Dr. phil. Diebow, Hans | Maler und Schrift | Berlin 
ſteller | 
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Kr. 


— 


Rave, Julius 


Name 


Helfenſtein, Walther 
Born, Otto 
Haack, Johannes 


Tobies, Otto 
Schulz, Georg 
Schipper, Paul 
Müller, Erich 
Teuber, Erich 
Dr. med. v. Oiſte, Heinrich 


Juſtizoberſekretär 
Arbeiter 
Angeſtellter, 


Stadtaſſiſtent 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Der Bewerber 


Stand 


Phylologe 
Arbeiter 
Schilderfabrikant 


Stadtoberſekretär 
Verlagsdirektor | 
Arzt 


Wohnort 


— un 


Berlin 
Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 


Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 114 369 


Fiſchbeck, Otto! 
Merten, Otto 


Graue, Dietrich 
Dr. Klausner, Frl. Gertrud?) 


Dr. Ruhmer, Wilhelm 
Frever, Wilhelm 
Hildebrand, Richard 
Blauert, Fritz 
Henſchke, Frau Marta 
Stieler, Georg 
Caſſel, Richard 
Köhler, Frl. Eliſabet 
Kroll, Friedrich 
Voigt, Frl. Margarete 


Polizeiſekretär 


Staatsminiſter a. D. 
Regierungs- und 
Gewerbeſchulrat 
Pfarrer 
Studienrat 


Direktor 
Metallarbeiter 
Töpfermeiſter 
Stadtamtmann 
Poſtſekretär 
Kaufmann 
Prokuriſtin 
Lehrer 
Sozialbeamtin 


Berlin⸗Wilmersdorf 
Berlin 


Berlin 
Charlottenburg 
Berlin 

Berlin 

Berlin 

Berlin 

Berlin 

Berlin 

Berlin 
Charlottenburg 
Berlin 

Berlin 

Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


hat die Wahl abgelehnt. — 2) Erſatzmann für den Abgeordueten Fiſchbeck. 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Nr. 


— 


w 


© 


1 
| 


1. v. Dannenberg, Georg 
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Der Bewerber 


Name 


Stand 


Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 


Müller⸗Franken, Karl 
Maedel, Max 
Reins, Franz 
Perſchke, Karl 


Kinſcher, Emil 


Wachſen, Bruno 


Peterſilge, Wilhelm 


Kuhrt, Emil 
Strauß, Paul 
Schweigel, Max 


Stimmen: 36 367 


Syndikus und 
Stadtverordneter 
Obermeiſter und 
Stadtverordneter 
Kaufmann und 
Stadtverordneter 
Kaufmann und 
Stadtverordneter 
Kaufmann und 
Stadtverordneter 
Tapezierermeiſter u. 
Stadtverordneter 
Kaufmann und 
Bezirksverordnet. 
Bäckermeiſter 
Architekt 
Schloſſermeiſter 


Wohnort 


Charlottenburg 
Berlin 
Berlin 


Berlin⸗Tempelhof 


Berlin 


Berlin 


Berlin 


Berlin 


Berlin 
Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahltreiſes Nr. 3 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 11 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 290 


Rechtsanwalt und 


Rittergutsbeſitzer 


Hannover 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 11 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


—ͤ—ũ—ä35ä3— ä—ä5 — nn 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 7 956 


1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 

2. Thieme, Fritz | Sattler Berlin⸗Niederſchöne⸗ 
| | weide 

3. Aſchendorf, Ferdinand Arbeiter Berlin 

4. Kolbe, Wilhelm Schuhmacher Berlin 

5. Petri, Heinrich Kaufmann Berlin 

6. Fallnich, Max Metalldrücker Charlottenburg 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 


Stimmen: 3 074 


3 Karolczak, Szezepan | Metalldreher Berlin 
2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 
3. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
4. Wieczorek, Caſimir Tiſchler Charlottenburg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 13 735 
1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Bock, Heinrich Verwaltungsinſp. Berlin⸗Wilmersdorf 
a. W. | 
3. Wehlmann, Alfred Hauptmann a. D. Berlin 
4. Preuß, Heinrich Former Berlin 
5. Günther, Alfred Stodtarchitekt Berlin⸗Tempelhof 
6. Panzer, Frau Dorothea — Berlin 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 2: Berlin 


— . 
Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
I 
7. Hoppe, Fritz | Juſtizoberſekretär | Berlin 
8. Oberländer, Arthur Schloſſer Berlin 
9. Meyer, Heinrich Zivilingenieur Berlin⸗Wilmersdorf 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufban⸗Partei 
Stimmen: 1 910 
1. Klein, Hermann Verbandsvorſitzend. Berlin⸗Mariendorf, 
Südende 
2. Ginſchel, Emanuel Bundesdirektor Berlin⸗Wilmersdorf 
3. v. Heynitz, Frl. Martha⸗ Rentiere Berlin⸗Schöneberg 
Marie 
4. Schallert, Robert Poſtaſſiſtent Berlin. 
5. Wüſt, Reinhard Rechtsanwalt Halle (Saale) 
6. Dr. Heine, Ernſt Landrat Oſchersleben (Bode) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 3 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 
Wahlvorſchlag Nr. 19 
Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) 
Stimmen: 629 
il; | Henſeler, Joſeph Lehrer Köln⸗Deutz 
2. Laſer, Friedrich Geſchäftsleiter | Königsberg (Pr.) 
3. Bartels, Arthur Angeſtellter Erfurt 
4. Diepold, Hermann Büroinſpektor Hindenburg (Oberſchl.) 
5. Grümmer, Jakob Kernmacher Köln 
6. Dr. Stein, Robert Mittelſchullehrer Königsberg (Pr.) 
7. Schulz, Oskar Oberpoſtſekretär Berlin 
8. Schuh, Ferdinand Goldſchmied Trier 
9. Palm, Hans Architekt Aachen 
10. Kind, Friedrich Kataſterſekretär Erfurt 
11. Päbler, Heinrich Schreiner Köln 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 


Nr. 


Pr 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


Zewerber 


Name 


Stand 


Wohnort 


Wahlkreis Nr. 3 (Potsdam II) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 242 374 


Bartels, Friedrich 
Klaußner, Georg 


Kähler, Frau Luiſe 


Klodt, Emil 


Drü gemüller, Willy 


Harniſch, Hermann 
Heitmann, Auguſt 


Horlitz, Albert 
Czeminski, Franz 


Wendt, Georg 
Wachenheim, Frl. Hedwig 


Woywod, Hans 
Richter, Georg 
Draemert, Richard 
Oppel, Georg 


Parteiſekretär 
Landwirt 
Hausangeſtellte 


Stadtrat 


Geſchäftsführer 
Gewerkſchaftsſekr. 
Gewerkſchafts⸗ 
beamter 
Sekretär 


Kaſſenangeſtellter 
| | Yürogehilie 


Regierungsrat 
Lehrer 
Buchdrucker 


Verlagsleiter 


Stadtrat 


Berlin⸗Tempelhof 
Storkow (Mark) 
Berlin 

Adlershof b. Berlin 
Beeskow (Mark) 
Neukölln 

Neukölln 


Charlottenburg 

Berlin⸗Schöneberg 
Berlin⸗Schöneberg 
Berlin⸗Grunewald 
Berlin⸗Wilmersdorf 
Berlin⸗Mariendorf 
Berlin⸗Dahlem 

Berlin⸗ e 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 251 806 


Steinhoff, Werner 
Lehmann, Annagrete 
Haſeloff, Hugo 


Kimbel, Wilhelm 
Koennecke, Hans 


Gaudig, Johannes 


Stadtrat 
Studienrat 


Eiſenbahnoberinſp. 


Hoftiſchlermeiſter 
Generalſekretär, 


Landesgeſchäftsf. 


Diplomingenieur 


Berlin⸗Wilmersdorf 
Berlin-Steglitz 
Zehlendorf (Wannſee⸗ 
bahn) 

Berlin 
Berlin⸗Wilmersdorf 


Neukölln 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
7. v. Arnin, Dietloff Landrat a. D., Ragow, Kr. Beeskow 
Rittergutsbeſitzer 
8. Brunner, Max Ingenieur, Angeſt. Berlin-Steglitz 
9. Schettler, Adolf Pfarrer Berlin⸗Wilmersdorf 
10. Lübbecke, Frau Hertha Rentiere Berlin⸗Grunewald 
11. Klein, Richard Werkhelfer, Berlin⸗Wilmersdorf 
Eiſenbahnarbeiter 
12. Scheidling, Hans Gärtner (Garten⸗ Stahnsdorf, 
baubetrieb) Kr. Teltow 
12 | Dr. Neumann, Ilſe Studienaſſeſſor Charlottenburg 
14. Dr. Thinius, Franz Rechtsanw. u. Notar Berlin⸗ Wilmersdorf 
15. Weigel, Ernſt Lehrer Berlin⸗Steglitz 
16. Braunert, Margarete Privatſekretärin Berlin⸗Friedrichsfelde 
17. Michaelis, Karl Prokuriſt, Kaufm. Berlin⸗Wilmersdorf 
18. Lyons, George Major a. D. Schöneiche, Kr. Nieder⸗ 
g barnim 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Deutſche Zentrumspartei 
Stimmen: 31 501 


Berlin⸗Mariendorf, 


1. Dr. Faßbender, Geh. Regierungsrat, 


Martin Profeſſor Südende 
2. Treffert, Joſeph Stadtrat Neukölln 
3. Dr. Sonnenſchein, Carl Pfarrer Berlin 
4. Brugger, Frau Emilie — Berlin 
5. Kellermann, Felix Lehrer Berlin 
6. Grobbel, Karl Generalſekretär Berlin 
7. Bernoth, Eduard Gewerkſchaftsſekr. Berlin 
8. Dr. Koch, Bernhard Studienrat Berlin⸗Schöneberg 
9. Feſt, Johannes Lehrer Berlin⸗Friedrichsfelde, 
Karlshorſt 
10. Karkut, Albert Stadtinſpektor Berlin 
11. Ruſchke, Karl Poſtſchaffner Berlin 
12. Dr. Domke, Viktor Dr. phil. | Berlin 
13. Wolff, Aloys Lehrer Berlin 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


— 


Nr. 


14. 
15. 


16. 


m 
FFF 


* 


Here 
ee e 


Name 


Schultz, Roland 
Weiſt, Alois 
Wagner, Carl 


Der Bewerber 


Stand 


Rektor 
Oberſekretär 


Elektromonteur 


Wohnort 


Berlin 
Berlin 
Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 


Pieck, Wilhelm 
Dörr, Max 
Stolt, Georg 
Baartz, Bernhard 


Halle, Felix 


Wiebach, Albert 
Herrmann, Wilhelm 
Kickel, Frau Erna 
Evers, Heinrich 
Baumgarten, Hans 
Haſſe, Fritz 
Perleberg, Albert 
Nolte, Otto 


Amling, Frau Johanna 


Lemck, Frau Berta 


Kommuniſten 
Stimmen: 105 344 


Parteiſekretär 
Zeichner 


Lehrer 
Schriftſteller 
Gartner 
Mechaniker 
Montiererin 
Holzbildhauer 
Dreher 
Metallarbeiter 
Portier 
| Schriftſetzer 


Angeſtellte 


Stadtrat a. D. 


Berlin⸗Steglitz 
Berlin 

Berlin 

Neukölln 
Berlin⸗Wilmersdorf 
Berlin⸗Lichterfelde 
Charlottenburg 
Neukölln 
Charlottenburg 
Berlin⸗Steglitz 
Charlottenburg 
Charlottenburg 
Zoſſen 

Neukölln 
Charlottenburg 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 


Dr. Leidig, Eugen 


Buchhorn, Joſef 


Stimmen: 77 544 


Regierungsrat, 


Profeſſor 
Schriftſteller 


Berlin⸗Wilmersdorf 


Berlin⸗Steglitz 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


Der Bewerber 


Nr. Name | 


Staud Wohnort 
3. Dr. Caſpari, Wilhelm Kammergerichtsrat Berlin⸗Grunewald 
4. Dr. med. Szagunn, Frau Arztin Berlin⸗Charlottenburg 
Ilſe | 
5. Specht, Hugo Rektor Berlin⸗Treptow 
6. Dr. Bierbach, Karl Studienrat Neukolln 
7. Krumreich, Frau Gertrud — Berlin⸗Friedenau 
8. Dr. Kriege, Walter Landgerichtsrat Berlin⸗Dahlem 
9. Jerks, Hermann Generalſekretar Berlin 
10. Brademann, Friedrich Wagenbauer Trebbin, Kr. Teltow 
11. Dr. Hauff, Frl. Lilly Direktorin Berlin⸗Schöneberg 
12. Lübben, gen. Maida, Oberin Berlin⸗Wilmersdorf 


Frau Magdalena 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 2 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 


Stimmen: 25 925 


1. Danide, Bruno | Profeſſor Neukolln 

2. Jordan, Karl Monteur Berlin 

3. Piewetzki, Richard Landwirt Neuendorf b. Beeskow 
4. Liebich, Oskar Regierungsrat Charlottenburg 

5. Pein, Heinrich Kaufmann Charlottenburg 

6. Dehn, Viktor Kaufmann Berlin⸗Friedenau 
7. Schur, Alfred Ingenieur Berlin⸗Tempelhof 
8. Hartmann, Otto Schneidermeiſter Berlin⸗Schöneberg 
9. Jannack, Oskar Lehrer Cöpenick 

10. v. Bremen, Erich Schriftleiter Berlin⸗Steglitz 

11. Haegert, Wilhelm Oberpoſtſekretär Neukölln 

12. Krüger, Alfred Handlungsgehilfe Cöpenick 
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Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr. Name Stand 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 113 451 
1. Otto, Reinhold Stadtſchulrat Charlottenburg 
3 Nuſchke, Otto Chefredakteur Berlin⸗Steglitz 
3. Brönner, Frau Eliſabeth Schriftſtellerin Nowawes 
4. Bornemann, Ludwig Oberpoſtſekretär Neukölln 
5. Fiedler, Karl Kaufmann Copenick 
6. Dr. jur. Richter, Walter Landwirt Sperenberg, Kr. Teltow 
7. Dreiſing, Frau Gertrud | . Berlin⸗Steglitz 
8. Brylla, Theodor Gewerkſchaftsſekret. Berlin⸗Johannisthal 
a Meißner, Wilhelm Betriebsleiter Zehrensdorf, Kr. Teltow 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 32 091 
1. Drewitz, Hermann Bäckermeiſter Berlin 
2. Coloſſer, Otto Architekt Berlin⸗Schöneberg 
3. Dr. Heinzig, Artur Syndikus Berlin⸗Tempelhof 
4. Malzer, Friedrich Bäckermeiſter Berlin⸗Steglitz 
5. Lange, Emil Kaufmann Berlin⸗Friedenau 
6. Gehrke, Carl Schuhmachermeiſter Berlin⸗Wilmersdorf 
7. Herrmann, Artur Schneidermeiſter Berlin⸗Wilmersdorf 
8. Retzlaff, Richard Kaufmann Cöpenick 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wahlvorſchlag Nr. 11 
Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 316 
1. v. Dannenberg, Georg Rechtsanwalt und Hannover 


0 


Bauermeiſter, Arnold 


Rittergutsbeſitzer 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 11 


| Landwirt, Gutsbeſ. Heyerſum, Kr. Gronau 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 3: Potsdam II 


Der Bewerber 


N Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 4541 
1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 
2. Wiegmann, Frl. Elſa Bezirksfürſorgerin Charlottenburg 
3. Peter, Frau Selma Arbeiterin Berlin⸗Lichtenberg 
4. Wagner, Georg Kaſſenangeſtellter Berlin 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 1 165 
1. Karolczak, Szezepan Metalldreher Berlin 
2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 
3. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
4. Wieczorek, Caſimir Tiſchler Charlottenburg 


g S g e 
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Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchlag Nr. 17 


Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 19 621 


Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 

Drewin, Wilhelm Lehrer Berlin⸗Grunewald 

Schäffer, Frau Anna = Berlin⸗Grunewald 

Gregor, Fritz Büroſekretär Neukölln 

Stendel, Bruno Stadtinſpektor Berlin⸗Schöneberg 
Hermes, Eruſt Müller Berlin⸗Wilmersdorf 

Leſchke, Bernhard Oberfteuerjefretär Berlin⸗ Friedrichsfelde 

Karlshorſt 
Gewitſch, Georg Kaufmann Neukölln 
Baron, Joſef Geſchäftsinhaber Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam I 


— —I—— . — — ͤ¶A ü ä — 


Der Bewerber 


Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 18 


Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 2124 


1. Ginſchel, Emanuel Bundesdirektor Berlin⸗Wilmersdorf 

2. Klein, Hermann Kaufmann, Ver⸗ | Berlin-Sieglik 
bandsvorſitzender 

3. Kuhn, Erwin Adminiſtrator Biesdorf b. Berlin 

4. Dr. Taubmann, Walter Nationalökonom Berlin⸗Wilmersdorf 

5. Dr. Heine, Ernſt Landrat Oſchersleben (Bode) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


Wahlkreis Nr. 4 (Potsdam 1) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 273 961 


1. Siering Wilhelm Miniſter f. Handel Berlin 
u. Gewerbe 
2. Dr. Haeniſih, Konrad Regierungspräſid. Wiesbaden 
3. Krüger. Wilhelm Parteiſekretär Blu⸗Niederſchönhauſen 
4. Richter, Arthur Berufsberater Berlin⸗Lichtenberg 
5. Rynecl, Elſriede | = Bln-Baumfchulenweg 
6. Wende, Richard | Referent im Bran- Cöpenick⸗Nord 
denb. Landes⸗ 
arbeitsamt 
7. Szillat, Paul Gewerkſchaftsſekret. Nathenom 
8. Bauer, Johann Gewerkſchaftsſekret. Luckenwalde 
9. Kempkens, Reiner Redakteur Spandau 
10. Mariaſchk, Auguſt Oberſchullehrer Jüterbog 
11. Judrian, Paul Magiſtratsangeſt. Berlin⸗Friedrichsfelde 
12. John, Alfred Fürſorger Berlin 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam I 


Nr. 


i 
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Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 282 754 
Lüdicke, Paul | Suftizrat | Spandau 
Dr. v. Winterfeld, Friedr. | Rittergutsbeſitzer Neuendorf (Oſtprign.) 
Ebersbach, Emil | Eifenbahnfefretär Berlin⸗Pankow 
Günther, Robert Schmiedemeiſter Neuhauſen b. Dallmin 
| 2 „(. Weſtprignitz) 
Rittershaus, Emil Fabrikbeſitzer Brandenburg (Havel) 
Gauger, Wilhelm Landwirt Beelitz (Mark) 
Dr. Freiin v. Watter, Arztin Potsdam 


Frl. Helene 
Volkmann, Richard 
Lochbaum, Max 
Thürling, Emil 


Severin, Wilhelm 


Dr. Schmidt, Kurt 

v. Dommes, Wilhelm 
Falley, Oskar 
Weigel, Ernſt 
Martin, Auguſt 


Burchardt, Heinrich 
Walter, Hugo 


Lehrer 


Reſtſtimmen für 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 
Stimmen: 22 448 


Dr. Schmidt, Hermann 
Herzig, Julius 


Zimmermann, Erwin 


Generalmajor a. D. 
Landwirt 


Schloſſermeiſter 
Arbeiterſekretär 
Rektor 
Eiſenbahnoberſekret. 
a. D., Vorſ. des 
Reichsb. d. Eiſenb. 
Studienrat 


Lehrer 

Miniſt.⸗Ob.⸗Sekr., 
geſchäftsf. Vorſ. d. 
Bundes deutſch. 
Obſtzüchter 

Amtsgerichtsrat 


Landeswahlvorſchlag 


Kammergerichtsrat 
Rektor 
Kaufmann 


Berlin⸗Lichtenberg 
Neuruppin 


Berlin⸗Friedrichsfelde 
Charlottenburg 


Berlin 
Potsdam 
Frieſack (Mark) 
Berlin⸗Steglitz 
Werder (Havel) 


Neuruppin 
Spandau 
Nr. 2 


Berlin⸗Lichtenberg 
Berlin⸗Weißenſee 
Berlin⸗Lichtenberg 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam I 


—— —————— 
Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 

4, Mertens, Heinrich Oberpfleger Berlin⸗Lichtenberg 

5. Jöriſſen, Joſef Direktor Brandenburg (Havel) 
6. Fiſcher, Carl Regierungsinſpektor Potsdam 

7. Dr. Lammerich, Karl Lehrer Berlin⸗Friedrichsfelde, 

- Karlshorſt 
8. Krüger, Adolf Korreſpondent Friedrichshagen 
9. Franke, Johann Dreher Spandau 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 109 806 


1. Scholem, Werner ) Redakteur Berlin 

2. Gehrmann, Karl Hornarbeiter Rathenow 

3. Sellheim, Max 7) Maler Berlin 

4. Dr. Ausländer, Fritz Studienrat Bln⸗Niederſchönhauſen 

5. Zappe, Albert Schloſſer Brandenburg (Havel) 

6. Letz, Hermann Bankangeſtellter Berlin⸗Friedrichsfelde 

7. Gabel, Otto Buchbinder Berlin⸗Friedrichsfelde, 
| Karlshorſt 

8. Genge, Paul Maſchinenarbeiter Berlin 

9. Papke, Wilhelm Schloſſer Oranienburg 

10. Mauriſchat, Auguſt Fräſer Berlin⸗Lichtenberg 

11. Almſtedt, Max Handlungsgehilfe Berlin⸗Weißenſee 

12. Luſcher, Auguſt Stadtrat Lübars b. Berlin 

13. Menz, Friedrich Stadtrat a. D. Bln⸗Niederſchönhauſen 

14. Boewer, Richard Kürſchner Berlin⸗Weißenſee 

15. Griebel, Albert Buchdrucker Berlin⸗Weißenſee 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


1) hat auf fein Mandat verzichtet. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Scholem. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam I 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 70 717 
1. Hollmann, Ludwig Oberregierungsrat Berlin⸗Lichtenberg 
2. Dr. Spickernagel, Wilh. Schriftſteller Nikolasſee (Wannſeeb.) 
3. Lohmann, Willy Malermeiſter Berlin 
4. Fahlberg, Frau Lilli = Friedrichshagen 
5. Engel, Theodor Gutsrentmeiſter Börnicke (Oſthavelland) 
6. Mellin, Hubert Gemeindearbeiter Berlin⸗Pankow 
7. Hahn, Paul Lehrer Borſigwalde b. Berlin 
8. Dr. Wolf, Paul dir. Arzt Hennickendorf (Kr. Nie⸗ 
derbarnim) 
9. Schramm, Otto Diplomingenieur Fichtenau (Kr. Nieder⸗ 
barnim) 
10. Ludwig, Frau Charlotte — Berlin⸗Lichtenberg 
11. | Zabel, Hermann Ob.⸗Bahnh.⸗Vorſt. Mühlenbeck b. Berlin 
12. Stahr, Walther Fabrikbeſitzer Potsdam 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
Stimmen: 25 566 
1. Schultze, Georg Pfarrer Stolpe (Oder) 
2. Dr. jur. Zilleffen, Otto Kammergerichtsrat Berlin⸗ Friedrichsfelde, 
| Karlshorſt 
3. Jager, Dietrich Drehermeiſter Spandau 
4. Heiſe, Friedrich Wilhelm Bezirksſchornſtein⸗ Freienwalde (Oder) 
fegermeiſter 
5. Becker, Wilhelm Reg.⸗Oberſekretärn Potsdam 
6. Klaunig, Walter Kaufmann Potsdam 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam 1 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


1. | Wiglow, Emil Handelskam.⸗Präſ. Brandenburg (Havel) 
2. Hauff, Bruno Fabrikbeſitzer, Rathenow 
Major a. D. 
3. Dr. Hirſchfeld, Theodor Arzt Spandau 
4. Franke, Wilhelm Mittelſchullehrer Brandenburg (Havel) 
5. Woite, Kurt Geſchäftsführer Rathenow, Süd⸗Siedl. 
6. Imme, Fritz Lehrer Jüterbog 
7. Schönhertz, Wilhelm Hofrat i. Ausw. Amt] Hohenneuendorf 
(Nordbahn) 
8. Dr. Haaſe, Frl. Charlotte Privatangeſtellte Potsdam 
9. Röhrig, Ernſt Funkbeamter | Geltow (Oſthavelland) 
10. | Steinberg, Bruno Juſtizbüro⸗Aſſiſt. Lindow (Mark) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reftftimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 43 927 
1. Holzamer, Franz ) Tapez.⸗Obermſtr., Charlottenburg 
2. Biſchoff, Georg ?) Kaufmann, Bezirks⸗ Berlin⸗Lichtenberg 
verordneter | 
3. Heinrich, Hans Photograph, Stadt⸗ Oranienburg 
| verordneter 
4. Leow, Wilhelm Lebensmittel⸗ Brandenburg (Havel) 
“ | händler | 
5. Haeder, Heinrich Kaufmann, Bezirks⸗ Blu⸗Hohenſchönhauſen 
verordneter | 
6. Puchner, Frau Auguſte Hausbe itzerin Strausberg 
05 Beeskow, Max Kolonialwarenhdl. Rathenow 
8. Klette, Max Kaufmann Eberswalde 
) Bat die Wahl abgelehnt. — 2) Erſatzmann fur den Abgeordneten Holzamer. 
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Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 56 313 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 4: Potsdam I 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 

5. | Koblitz, Willi Bäckermeiſter | Berlin⸗Reinickendorf 
10. | Kleſſen, Julius Glaſermeiſter Brandenburg (Havel) 
11. Giebelmann, Albin Bäckermeiſter Berlin⸗Lichtenberg 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 5 510 


1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 
2. Hoffmann, Otto Arbeiter Oranienburg 
3. | Preushoff, Otto | Dreher Oranienburg 
4. Julke, Rudolf Schloſſer Berlin 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 686 
1. Karölezak, Szezepan Metalldreher Berlin 
2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand | Berlin 
3. Ledwolbrz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
4. Wieczorek, Caſimir Tiſchler Charlottenburg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 8 789 
1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Honnette, Joſef Kaufmann Berlin⸗Wilmersdorf 
3. Hans, Emil Ob.⸗Steuerſekretär Potsdam 
4. Pawlak, Frau Berta — Berlin 
5. Fraedrich, Johannes Lehrer Woltersdorf (Kr. Jüter⸗ 
bog Luckenwalde) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Der Bewerber 


e e e 


55 


nes 


Name | Stand | Wohnort 
| | 
Albrecht, Wilhelm | Arbeiter | Lenzen (Elbe) 
Weidlich, Alfred | Drogiſt Erkner 
Merker, Max Juſtizkanzl.⸗Sekr. Erkner 
| Döttger, Heinrich Architekt Potsdam 
Oberländer, Arthur Schloſſer Berlin 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 5 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbaupartei 
Stimmen: 2 158 
Kuhn, Erwin Adminiſtrator | Biesdorf b. Berlin 
Ginſchel, Emanuel Bundesdirektor Berlin⸗Wilmersdorf 
Dr. Heine, Ernſt Landrat | Oſchersleben (Bode) 
Wüſt, Reinhard Rechtsanwalt Halle (Saale) 
von Heynitz, Frl. Martha Rentnerin Berlin⸗Schöneberg 
Marie | 
Roll, Gotthard Fabrikant Charlottenburg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 
Wahlkreis Nr. 5 (Frankfurt a. Oder) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 232 600 
Faber, Emil Schuhmachermeiſter Frankfurt (Ode) 
Paetzel, Wilhelm Buchhändler Neukölln 
Heilmann, Ernſt Schriftſteller Berlin 
Brückner, Eugen Stadtrat | Berlin 
Schadow, Wilhelm Häusler Kolkwitz bei Cottbus 
Ulmer, Theodor Redakteur Frankfurt (Oder) 
Steinbrecher, Georg Parteiſekretär | Meſeritz 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Der Bewerber 


Stand 


Wohnort 


Nr. Name 
8. Nieſchalk, Fritz Geſchäftsführen Guben 
9. Freter, Carl Landrat Calau 
10. Stoll, Carl Erſter Bürgermeiſter Fürſtenwalde (Spree) 
11. Kudeweh, Fritz Gewerkſchafts⸗ Sorau (N.⸗Lauſitz) 
angeſtellter 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 318 647 
1. Dermietzel, Friedrich Bauerngutsbeſitzer Lunow, Kr. Anger⸗ 
münde 
2. v. d. Oſten, Oscar Landrat a. D. Warnitz (Neumark) 
3. Dr. jur. Dolezuch, Max Handwerkskammer⸗ Frankfurt (Oder) 
ſyndikus 
4. Lindner, Wilhelm Arbeiterſekretr Spandau 
5. v. Kries, Wolfgang Landrat z. D. Potsdam 
6.] Dr. Spohr, Frl. Eliſabeth Studienrat Berlin 
7.] Dr. Seelmann Eggebert, Rechtsanwalt und Berlin 
Erich Bankdirektor 
8. v. Natzmer, Gneomar g Rittergutsbeſitzer Gahry, Ldkr. Cottbus 
9. Schürhoff, Hermann Direktor und Sorau 
Syndikus 
10. Wilken, Wilhelm Arbeiterſekretär Senftenberg (Nd.⸗ 
Laufitz) 
11. Neumann, Johannes Juſtizinſpektor Friedeberg (Neumark) 
12. Krüger, Walter Major a. D. Pyrehne, Kr. Landsbg. 
13. Börner, Helmut Lehrer Siede, Kr. Soldin 
14. Fuldner, Robert Reg.⸗Landmeſſer Fürſtenwalde a. Spree 
= Dr. Albrecht, Bernhard Studienrat Frankfurt (Oder) 
16. Haupt, Fritz Konrektor Sonnenburg (Neumark) 
1 Dietz v. Bayer, Erich Oberſt a. D. Himmelſtädt, Kr Lands⸗ 


Reſtſtimmen für 


Landeswahlvorſchlag 


berg (Wa the) 


Nr. 2 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrum 
Stimmen: 52 702 
1. Mallach, Paul Gutsbeſitzer Wittkow, Kr. Deutſch 
Krone 
2. Dr. Schmidt, Hermann Kammergerichtsrat Berlin⸗Lichtenberg 
3. Rzegotta, Paul Rittergutsbeſitzer Blankenfeld b. Grieſel 
(Neumark) 
4. Mende, Richard Seminaroberlehrer Frauſtadt 
5. Negerle, Robert Tuchmacher Forſt (Lauſitz) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 36 638 


1. Müller, Guſtav Metallarbeiter Berlin 

2. Dörr, Max Zeichner Berlin 

3. Kerſcht, Paul Bergmann Senftenberg (Nd. ⸗ 
Liaauſitz) 

4. Papfke, Paul Stellmacher Landsberg (Warthe) 

5. Eichler, Rudolf Monteur Berlin⸗Pankow 

6. Spudich, Hans Lehrer Zielenzig 

7. Uecker, Franz Arbeiter Schneidemühl 

8. Garke, Fritz Werkmeiſter Guben 

9. Grunwald, Guſtav Konditor Frankfurt (Oder) 

10. Kuwatſch, Erich Arbeiter Schönlanke 

11. Stellmacher, Ernſt Kupferſchmied Schneidemühl 

12. Conrad, Max Schneider Schönlante 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Nr. 


Der Bewerber 


Wohnort 


| Name Stand | 
Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 90 427 

1. Piſchke, Hermann Mittelſchullehrer Poſen, z. Zt. Greifs⸗ 
wald 

2. Dr. h. c. Schiftan, Franz Okonomierat Sternberg⸗Grundhof, 
Bz. Frankfurt (Oder) 

3. Kalweit, Karl Kaufmannsgehilfe Großräſchen, Kr. Calau 

4. Dr. Faltz, Richard Zahnarzt Berlin 

5. Jaſſe, Fräulein Martha Lehrerin Sorau (Nd.⸗Lauſitz) 

6. Schultz, Emil Maurer⸗ u Zimmer⸗ Schneidemühl 

meiſter 

7. Kuhnert, Hermann Studienrat Landsberg (Warkhe) 

8. Dr med. Pupke, Otto Arzt Unruhſtadt 

9. Blume, Georg Studienrat Frankſurt (Oder) 

10. von Lehmann, Frau Elſe — Senftenberg (Nd. 

Marie Lauſitz) 

11. Dr. Gruner, Hans Geh. Regierungsrat Sternberg 

12. Loos, Wilhelm Landwirt Liebenfelde, Kr. Soldin 

13. Hardt, Walter Rektor Kallies (Pomm.) 

14. Schmidt, Wilhelm Photograph Frankfurt (Oder) 

15. Knabe, Albert Rektor Guben 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchland 


(Vereinigte völtiſche Liſte) 


Stimmen: 26 294 


Stock, Friedrich 
Moeller, Paul 
Koppe, Wilhelm 
Holtz, Bruno 
Vanſelow, Otto 
Krauſe, Friedrich 


Lehrer 
Rittergutspachter 
Amtsgerichtsrat 
Ingenieur 
Werkſtättenſchloſſer 
Gaſtwirt 


Berlin 

Bärenklau, Kr. Guben 
Flatow (Grenzmark) 
Fürſtenwalde (Spree) 
Schneidemühl 

Kreuz (Oſtbahn) 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
a Schneider, Otto Rektor Rauno, Kr. Calau 
8. Kretſchmer, Fritz Gutsbeſitzer Schwirle, Kr. Schwe rin 
a. Warthe 
9. Edinger, Franz Landwirt Kaltenborn, Kr. Guben 
10. Patzwald, Albert | Bauunternehmer Schneidemühl 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 39 126 
1. Riedel, Oswald Generalſekretär Charlottenburg 
2. Dr. Schmidt, Franz Oberſchulrat, Geh. Schneidemühl 
Reg.⸗Rat, Prof. 
3. Dreiſing, geb. v. d. Golz, Bezirksverordnete Berlin⸗Steglitz 
Frau Gertrud | | 
4. Fiehn, Johann Regierungsdirektor Zehlendorf(Wannſeeb.) 
5. Weinberg, Franz Landwirt Arensdorf, Kr. Lebus 
6. Stockfiſch, Franz Lehrer Petersdorf b. Brieſen 
| i. Mark 
7. Dümel, Albert Siedler, Zivil⸗ Groß⸗Gaglow, Landkr. 
Ingenieur Cottbus 
8. Pohlmann, Herbert Lehrer Sedlitz, Kr. Calau 
9. Berndt, Paul Arbeiter Bückgen, Kr. Calau 
10. Prauſe, Fritz Reſerve⸗Lokomotivf. Landsberg (Warthe) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 18 277 
1. Leonhardt, Adolf Buchdruckmeiſter Fürſtenberg (Oder) 
2. Ladendorff, Carl Reichsbankrat Berlin 
3. Dörfel, Richard Kaufmann Frankfurt (Oder) 
4. Klügel, Karl Paſtor Bärwalde (Neumark) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 5: Frankfurt a. O. 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 
! 
5 | Kupper, August | Mühlenbeſitzer Fürſtenberg (Oder) 
6. Noack, Max Malerobermeiſter Frankfurt (Oder) 
7. | Ludewig, Paul Kaufmann Frankfurt (Oder) 
8. Schwarz, Franz Ttſchlermeiſter Forſt (Lauſitz) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 2 557 
1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 
2. Beck, Frl. Eliſe Lehrerin Berlin 
3. Schulz, Hermann Händler Forſt (Lauſitz) 
4. Lehmann, Ewald | Handelsmann Schönebeck b. Vetſchau 
5. Zimmermann, Alex Glasblaſer Neukölln 
Verbunden mit Wahlvorschlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 5 570 
1. Dr. Domauski, Boleslaus Pfarrer Zakrzewo, Kr. Flatow 
2: | Karolczak, Szcepan Metallarbeiter Berlin 
3. Panglicz, Paul Kaufmann Flatow (Grenzmark) 
4. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 10 526 
1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Haagen, Kurt Schneider Berlin⸗Wilme sdorf 
3. Peſchel, Kurt Telegrapheninſp. | Frankfurt (Ode) 
4. Kindermann, Paul Jauſtizſekretär Croſſen (Oder) 
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Wohnort 


| Senftenberg (Nd.⸗ 
Lauſitz) 

Cottbus 

Landsberg (Warthe) 
Cottbus 
Schwiebus 


Frankfurt (Oder) 
Ströbitz b. Cottbus 
Croſſen (Ode) 
Senftenberg (Nd.⸗ 
Lauſitz) 
Schwiebus 


Stettin 
Stettin 
Swinemünde 
Stettin 
Stettin 
Stralſund 


Köslin 
Torgelow 
Stettin 
Stettin 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand 
5. Belkner, Fritz Uhrmacher 
6. Loeben, Guſtav Eiſenbahnober⸗ 
ſchaffner 
7. Walkowiak, Guſtav Eiſenbahninſpektor 
8. Tharan, Paul Verſteigerer 
9. Ilmer, Karl Techn. Eiſenbahn⸗ 
oberſekretär 
10. Mittelſtaedt, Frau Ernſtine — 
11.] Seeker, Karl Lehrer 
12. Schätze, Robert Schmiedemeiſter 
13. | Jakob, Alfred Eiſenb.⸗Betr. Aſſ. 
14.] Jahn, Guſtav Kaufmann 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 4 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlkreis Nr. 6 (Pommern) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
Stimmen: 222 113 
1. Herbert, Fritz Schriftſteller 
2. Hartwig, Theodor Bezirksſekretär 
3.] König, Chriſtoph Kreisſchulrat 
4.] Decker, Adolf Arbeiterſekretär 
5. Höfs, Frau Elſe — 
6. Kirchmann, Karl Gewerkſchafts⸗ 
beamter 
7. Schallock, Richard Lehrer 
8. Neumann, Paul Former 
9. Hoppe, Frau Amalie | = 
10. | Falkenberg, Richard Gewerkſchafts⸗ 
beamter 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 6: Pommern 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 
11. Streufert, Auguſt Arbeitsvermittler Stralſund 
12. Ilgner, Karl Gewerkſchaftsſekret. Köslin 
13. Schmalfuß, Franz Krankenkaſſen⸗ Ueckermünde 

| beamter 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 442 364 


1. Schlange, Hans Rittergutsbeſier Schöningen, Kr. Randow 
2. Dr. Kähler, Wilhelm Univerſitätsprof. Greifswald 
3. Wenzlaff, Guſtav Bauernhofsbeſitzer Sageritz, Kr. Stolp 
4. Graef, Walther Buchdruckereibeſitzer Anklam 
5. Lewerenz. Robert Tiſchlerobermeiſter, Greifswald 
2. Vorſitzender d. 

Handwerkskammer 
6. Noack, Frl. Elſe⸗Charlotte Lehrerin Stettin 
7. Schmidt, Wilhelm Vorſitz. des Reichs Spandau 

bundes vaterländ. 

Arbeitervereine 
8. Kickhöffel, Karl Hans Lehrer Jeeſer, Kr. Grimmen 


9. von Rohr, Hans⸗Joachim Rittergutsbeſitzer Vorwerk bei Demmin 
10. Dr. med. Quaet⸗Faslem, Direktor d. Nerven⸗ Raſemühle b. Göt⸗ 


Georg ſanat. Raſemühle | tingen 
11. Manncke, Guſtav Fabrikbeſitzer, Prä⸗ Köslin 
ſident d. Induſt.⸗ u. 
Handelskammer 
12. Fues, Friedrich Hauptgeſchäfts⸗ Zehlendorf (Wanſee⸗ 
führer des Reichs⸗ bahn) 
Landarbeiter⸗ 
bundes 
13. Dr. Fuhrmann, Arnold Oberregierungsrat Stolp (Pomm.) 
14. Brandt, Willi Eiſenbahnwerkſt.⸗ Greifswald 


Vorſcchloſſer 
380 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 6: Pommern 


Der Bewerber 
Nr Name | Stand Wohnort 
15. Tilgner, Guſtav | Steinſetzmeiſter Schlawe (Pomm.) 
16. Chriſtian, Willi Bauernhofsbeſitzer Kartzig, Kr. Naugard 
ö Uu. Gemeindevorſt. 
17. Pickel, Georg Paſtor Belkow, Kr. Greifen⸗ 
hagen 
18. Plath, Frau Lotte Geſchäftsführerin d. Stettin 
| Landesfrauen⸗ 
ausſchuſſes der 
Deutſchnational. 
| Volksparteißomm. 
19. Hückſtedt, Friedrich Karl Dachdeckermeiſter Barth 
20. Zorn, Willi Lehrer Unheim, Kr. Regenwalde 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Pommerſche Zentrumspartei 
Stimmen: 8 631 
Graw, Joſeph Landesökonomierat Wormditt 
2. Pingel, Franz Probſt Marienburg (Weſtpr.) 
3. Dr. Lingnau, Auguſt Robert Leiter des Nach⸗ Stettin 
| richtenamts der 
| Stadt Stettin 
4. Siegel, Frl. Irene Mittelſchullehrerin Allenſtein 
5. Huhn, Franz Rektor Braunsberg (Oſtpr.) 
6. Vaehr, Guſtav Suftizoberfefretär Allenſtein 
7. Lowitſch, Auguſt Tiſchlermeiſter Röſſel 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 
Wahlvorſchlag Nr. 4 
Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 52 653 
1. Fladung, Johann Schloſſer | Frankfurt (Main) 
2. Cßzarnecki, Erich Schloſſer Stettin 
3. Maſſel, Karl Ofenſetzer | Lauenburg (Pomm) 
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. 


Sean 


Name 


Wittig, Willi 
Rummel, Ernſt 
Krüger, Frl. Martha 
Neukamp, Wilhelm 
Grams, Otto 
Krauſe, Paul 
Pelzer, Carl 

Stein, Fritz 

Töbs, Paul 


Rux, Frau Elſe 
Neumann, Emil 
Bülow, Hermann 
Bethke, Albert 
Mau, Karl 
Pfaadt, Wilhelm 


Der Bewerber 
Stand 


Weichenwärker 
Schloſſer 
Arbeiterin 
Büroangeſtellter 
Bauarbeiter 
Schloſſer 

Bäcker 
Schlächter 
Schneidermeiſter 


Filzarbeiter 
Arbeiter 
Bauarbeiter 
Former 
Arbeiter 


Wohnort 


Podejuch 

Stettin 

Stettin 

Stettin 

Bublitz 

Stralſund 

Stolp (Pomm.) 
Garz (Rügen) 
Neuhof, Kr. Uſedom⸗ 
Wollin 

Hökendorf (Pomm.) 
Greifenhagen 
Paſewalk 

Stettin 

Barth 

Anklam 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 


Dr. Kriege, Johannes 


Münchmeyer, Reinhard 


Humburg, Ernſt 
Moritz, Karl 
Rodday, Oskar 


Beiſe ſen., Auguſt 


Schmidt, Gerhard 
Albrecht, Guſtav 
Schaefer, Frau Ilſe 
Hardt, Walther 


Stimmen: 58 304 


Miniſterialdirektor 


| z. D., Er. 
Paſtor 
Reg.⸗ u. Baurat 


Maurerobermeiſter 


f Landwirt 
Lehrer 


Regierungsrat 


Handlungsgehilfe 


Rektor 


Dr. Zimmermann, Wilh. Prakt. Arzt 


Heider, Bruno 


Stadtrat, Direktor 


Berlin⸗Dahlem 

| 

Stettin 

Stolp (Pomm.) 
Kolberg 

Hanshagen, Kr. Greifs⸗ 

wald 

Wittenfelde, Kr. Grei⸗ 
fenberg (Pomm.) 

Stettin 

Stettin 
Köslin 
Kallies 
Greifswald 
Stettin 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 6: Pommern 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand | Wohnort 
13. Lembcke, Hans Gartenbaubetriebs⸗ Greifenhagen 
inſpektor 
14. Dr. Jentſch, Walter Franz Rechtsanwalt Stettin 
15. Prächter, Heinrich Oberſteuerſekretar Stettin 
16. Schmidt, Carl, Albert Architekt Löcknitz, Kr. Randow 
17. Thielecke, Johannes Oberförſter Rotemühl bei Jatznick, 
Kr. Ueckermünde 
18. Düſing, Frl. Gertrud Lehrerin Stralſund 
19. Meiſter jun., Carl Kaufmann Stettin 
20. Dr. Höhnen, Leopold Regierungs⸗ Stettin 
präſident 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 
4 Nationaliſtiſche Freiheitsbewegung 
(Vereinigte völkiſche Liſte) 
Stimmen: 37 796 
1. Kaiſer, Johannes Landarbeiter Anklam 
2. Bethke, Emil Bauernhofsbeſitzer, Nemitz, Kr. Cammin 
Vorſtandsmitgl. 
i. Kreislandbund 
Cammin und im 
Arbeitgeberaus⸗ 
ſchuß des Pomm. 
Landbundes 
3, Müller, Erich Lehrer Stargard (Pomm.) 
4, Witt, Paul bisher Bauernvertr. Stettin 
| im Direktorium d. 
Pomm. Landbd., 
| Berlin⸗Steglitz 
5. Albrecht, Max Bäckermeiſter Greifenhagen 
6. Kraeft, Joachim Oberſteuerſekretär | Stettin 
7. Laatſch, Otto Landarbeiter | Raditt, Kr. Cammin 
8. Dr. Stahn, Kurt Tierarzt Altdamm 
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Der Bewerber 


— - I 
Name 


Nr. | | Stand Wohnort 
| | 
75 Rieck, Albert Steinſetzmeiſter Lauenburg (Pomm.) 
10. Hoſſenfelder, Johannes Major a. D. Kolberg 
11. Pahnke, Franz Mühlenbauer Wieck (Darß) 

12. Riſtau, Fritz Stadtſekretar Greifswald 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutjihe Demokratiſche Partei 
Stimmen: 34 074 

1. Dr. jur. Berndt, Conrad Rechtsanwalt Stettin 
2. Juds, Hermann Rektor u. Stadtrat Kolberg 
3. Bartſchat, Franz Klempnerobermſtr. Königsberg (Pr.) 
4. Schmidt, Richard Paſtor Maſſow, Kr. Naugard 
5. Przygode, Walter Studienrat, Stettin 
Profeſſor 
6. Doll, Ernſt Landwirt und Sydow, Kr. Schlawe 
Senſenſchmied 
7. Freeſe, Guſtav Proluriſt Stralſund 
8. Dr. phil. Wolff, Eugen Studienrat Stettin 
9. Strauß, David Oberregierungs⸗ Stettin 
u. Oberbaurat 
10. Dr. Semrau, Max Univerſitatsprof. Greifswald 


— 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 22 041 


ee e 


Ladendorff, Carl 
Visbeck, Konrad 
Molzahn, Franz 
Kölpin, Paul 
Albinus, Emil 
Radvan, Carl 


Reichsbankrat 


N 
} 
! 


Berlin 


Apothekeru. Kaufm. Stettin 


Friſeurobermeiſter 

Fiſcher 
Klempnermeiſter 
Näuchereibeſitzer 


{ 
I 
I 


Stargard (Pomm.) 
Stolzenhagen 
Stettin 

Saßnitz 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Nr. 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 6: Pommern 


Name | Stand | 


Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 1 063 
1. v. Styp⸗Rekowſti, Johann Beſitzer Kl. Platenheim, Kr. 
Bütow 
2. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
3. Karolczak, Szezepan Metalldreher Berlin 
4. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 15 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 13 024 
1. Diemer, Ferdinand Lehrer Stettin 
2. Rudolph, Frau Marie Kaufmannswitwe | Stettin 
3. Dr. Kühne, Hugo Mittelſchulrektor Stralſund 
4. Holtz, Georg Rentner Stolp (Pomm.) 
5. Weſtphal, Otto Rentner Tempelburg 
6. Münter, Max Ingenieur, Bei⸗ Ueckermünde 
geordneter und 
| Ehrenbürger 
7. Lüttcher, Carl Kaufmann Stargard (Pomm.) 
8. Lieſch, Erhard Prediger Schlawe (Pomm.) 
9. Henke, Paul Carl Dentiſt Stargard (Pomm.) 
10. Rick, Emil Juſtizſekretär Pölitz (Pomm.) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Freiwirtſchaftsbund (Freiland⸗Freigeld) 
Stimmen: 1213 
1. Beckmann, Wilhelm Ehem. Gewerkſch.⸗ Zehlendorf (Wannſee⸗ 
Führer bahn) 
2. Martens, Curt Mittelſchullehrer Stettin 
3. Graßmann, Martin Kaufm. Angeſtellter Pommerensdorf 
25 385 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 7: Breslau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand 
4. Freydanck, Frau Luiſe — 
5. Rincke, Otto Paſtor 
6. Schewe, Otto Lokomotivführer 
7. Oelgarte, Theodor Studienrat 
8. Bartels, Fritz Kunſt maler und 
Schriftſteller 


Wohnort 


Stettin 
Stettin 
Stettin 
Stettin 


Wandsbek 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 20 


Wahlvorſchlag Nr. 19 
Deutſih⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 


Stimmen: 8 388 


1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 

2. Paul, Karl Oberſchullehrer Wilhelmsburg (Elbe) 

3. Juhnke, Hermann Reſtaurateur Lauenburg (Pomm.) 

4. March, Karl Oberpoſtſekretär Köslin 

5. Quodbach, Hubert Rittmeiſter a. D. Stettin 

6. Darnehl, Friedrich Eiſenbahnanwärter Stettin 

7. Benedix, Otto Kaufmann Stettin 

8. Behling, Walter Poſtſchaffner Stettin 

9. Ackermann, Albert Oberweichenwärter Stettin 

10. Schreiber, Hermann Eiſenb.⸗Betr.⸗Aſſ. Stettin 

11. Jaworſki, Felix Poſtſchaffner Stettin 

Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 1 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlkreis Nr. 7 (Breslau) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
Stimmen: 307 320 

1. Löbe, Paul!) Redakteur Breslau 

2. Winzer, Wilhelm Kauſmann Breslau 

3. Thiele, Adolf Geſchäftsführer Neu⸗Salzbrunn, 
Landkr. Waldenburg 


1) bat die Wahl abgelehnt. 
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Der Bewerber 
Nr Name Stand Wohnort 
! 
4. Srowig, Georg Gemeindevorſteher Klettendorf, Landkr. 
Breslau 
5. Dr. Hamburger, Ernſt Regierungsrat Breslau 
6. Lang, Joſef Geſchäftsführer Oberlangenbielau 
7. Rösler, Heinrich Gewerkſchafts⸗ Breslau 
| beamter | 
8. Müller, Theodor!) Schriftſteller Breslau 
9. Kunert, Frau Karoline — | Breslau 
10.| Zappe, Fritz Expedient Waldenburg (Schleſ.) 
11. Pietſch, Fritz Lehrer Breslau 
12. Bretthorſt, Heinrich Gewerkſchaftsſekr. Brieg (Bez. Breslau) 
13. Beier, Paul Gauleiter Breslau 
14. Peter, Anton Gaſtwirt Militſch (Bez. Breslau) 
15. Herrmann, Joſef Textilarbeiter Ullersdorf, Kr. Glatz 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 


N 


Reſtſtimmen für Landestvahlvorichlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 277 473 


Conradt, Max Bezirksſchornſtein⸗ Breslau 
feger⸗Obermſtr. 
Dr. Semmler, Friedrich Geh. Reg.⸗Rat, Breslau 


Wilhelm Profeſſor 

Lukaſſowitz, Victor Rektor Schweidnitz 

Wende, Adolf Ackerbürger Winzig, Kr. Wohlau 
v. Rechenberg, geb. — Breslau 


v. Meyerinck, Frau Freda | | 


Fuchs, Richard Paſtor prim. Breslau 
Suſicky, Wilhelm | Dominialgärtner Lobetinz, Kr. Neu⸗ 
markt 
Nitſchke, Joſef Handlungsgehilfe Breslau 
Tietze, Oskar Stadtälteſter und Namslau 
Fabrikbeſitzer 


) Ersatzmann für den Abgeordneten Lobe. 


tr 
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ä— —— 


Der Bewerber 


Nr Nane Stand Wohnort 
10. Saul, Adolf Adminiſtrator Groß Sägewitz, Landkr. 
| ö Breslau 
11. Dr. Sprengel, Curt Nervenarzt Obernigk, Kr. Trebnitz 
2. Sablomifi, Erich Volksſchullehrer Breslau 
13. Pagel, Robert Maſchinenſchloſſer Breslau 
14. Schmidt, Ella Zeichenlehrerin Breslau 
15. Härtel, Joſef Eiſenbahnaſſiſtent Obernigk, Kr. Trebnitz 
16. Franz, Wilhelm Stellenbeſitzer Leutmannsdorf, 
Landkr. Schweidnitz 
17. Dr. Zieſché, Hermogenes Primärarzt Breslau 
18. Hartmann, Karl Lohngärtner Frankenthal, Kr. Neu⸗ 
markt 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 184 746 
1.| Dr. jur. Porſch, Felix!) Geh. Juſtizrat Breslau 
2. Jaletzki, Emil Gewerkſchaftsſekr. Breslau 
3. Lange, Richard Kaufmann Dittersbach b. Walden⸗ 
burg (Schleſ.) 
4. Elsner, Heinrich Hauptlehrer Hausdorf, Kr. Neurode 
5. Dr. jur. Peucker, Franz Landrat Glatz 
6. Adam, Richard?) Pfarrer Tarnau, Kr. Franken 


9. 
10. 
11. 
12. 
13. 


655 


Dr. phil. Wolf, Alfred 

Teuber, Hildegard 

Hein, Joſeph, 

Jungnitſch, Guſtav 

Wiedemann, Paul 

Jaſchke, Johannes 

Graf Balleſtrem, Johann 
Baptiſt 


Dr. jur. Porſch. 
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Landesabt.⸗Leiter 
Lehrerin 
Mühlenbeſitzer 
Gewerkſchaftsſekr. 
Kaufmann 
Konrektor 
Rittergutsbeſitzer 


ſtein 

Breslau 

Gottesberg 
Seifrodau, Kr. Wohlau 
Schweidnitz 

Breslau 

Neurode 

Zirkwitz, Kr. Trebnitz 


1) bat die Wahl nach der Landesliſte angenommen, hier abgelehnt. — 7 Erſatzmann für den Abgeordneten 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 7: Breslau 


TR . —— 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand 


14. Dr. jur. Jüttner, Helmut Polizeioberleutnant 
15. Freund, Reinhold Juſtizbüroaſſiſtent 


16. Buchmann, Friedrich Rektor 
17. Nitſche, Margarete Städt. Lehrerin 


Wohnort 


Breslau 
Breslau 
Breslau 
Breslau 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 29 388 


1. Schulz, Richard Bergmann 

2. Oelßner, Alfred Parteiſekretär 

3. Rotter, Joſef Schneider 

4. Schild, Paul Graph. Hilfsarbeiter 
5. Flegel, Fritz Gartner 

6. Reichel, Franz Weber 

7. Müller, Artur Expedient 

8. Kintſcher, Karl Berghauer 

9. Schönfelder, Frau Ida — 

10. Weigelt, Oskar Schuhmacher 


Dittersbach b. Walden⸗ 


burg (Schlef.) 
3. Zt. Cottbus, Zentral⸗ 
gefängnis 


Nieder⸗Hermsdorf, 


Landkr. Waldenburg 
Breslau 
Brieg (Bez. Breslau) 
Langenbielau 
Breslau 


Waldenburg⸗Altwaſſer 


Dittersbach b. Walden⸗ 
burg (Schleſ.) 


Breslau 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 73 837 
1. Bayer, Friedrich Malerobermeiſter 
2. Metzenthin, Erich Bezirksleiter beim 
| Reichswaſſerſchutz 
4 Dr. phil. Jahn, Karl Oberſtudiendirektor 
4. Seelenmeyer, Carola Magiſtrats⸗Büro⸗ 
gehilfin 


Waldenburg (Schleſ.) 
Breslau 


Breslau 
Breslau 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 7: Breslau 


12. 
13. 


14. 


— . 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
Liebich, Max Gutsbeſitzer Schönbrunn, Landkr. 
Schweidnitz 
Nieſel, Albert Kaufmann | Wanſen, Kr. Ohlau 
Podewils, Carl Fabrikdirektor Rengersdorf (Bez. 
Breslau) 
Jacobi, Georg Schulrat Oels (Schleſ.) 


Eberle, Frau Martha | Geſchäftsinhaberin Glatz 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 


(Vereinigte völkiſche Liſte) 
Stimmen: 13 424 


Dr. Roſikat, Erich Vorſ. d. Prov.⸗Ver⸗ Wilhelmsruh, Landkr. 
bandes ſchleſiſcher Breslau 
Siedlungsunter⸗ 
nehmungen 
Rohr, Walter Pfarrer Jauer 
Köhler, Karl Sattler u. Tapezier. Schweidnitz 
Grundmann, Friedrich Juſtizoberſekretär Breslau 
Steffens, Karl Stadtrat, Eiſen⸗ Breslau 
bahnoberingenieur 
Haaſe, Fritz Lehrer Eisdorf, Kr. Namslau 
Böer, Hermann Malerobermeiſter Freiburg (Schleſ.) 
Dr. Fritſch, Walter Rechtsanwalt Breslau 
Weber, Fritz Dipl.⸗Ingenieur Breslau 
Schmidt, Guſtav Bezirksſchornſtein⸗ - Deutſch⸗Liſſa 
fegermeiſter 
Riedel, Wilhelm Heizer Grüneiche, Landkr. 
Breslau 
Rieger, Walter Angeſtellter Breslau 
Dreſel, Fritz Hofverwalter Maltſchawe, Kr. Treb⸗ 
nitz 
Link, Guſtav Krankenhausinſp. Brieg (Bez. Breslau) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlagen Nr. 6 der Wahltreiſe Nr. 8 und 9 
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Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 7: Breslau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 44 488 


1. Herrmann, Erich Lehrer Breslau 

2. Greiner, Max Schmiedemeiſter Breslau 

3. Frauboes, Georg Kaufmann und Schweidnitz 
Stadtrat 


4. Merleker, Frl. Leonore Stellv. Geſchäfts⸗ Breslau 
führerin d. Be⸗ 


rufsberatungs⸗ 
amtes | 
5. Roſeno, Fritz Siedlungsdireftor Münſterberg (Schlef.) 
6. Joachim, Hermann Rektor Trebnitz (Schleſ.) 
7. Pohl, Heinrich Bankbeamter Breslau 
8. Dr. Oehlke, Alfred Zeitungsverleger Breslau 
9. Reichmann, Guſtav Fabrikbeſitzer Peterswaldau (Bez. 
Breslau) 
10. Großer, Alfred Maſchinenſchloſſer Breslau 
11. Dr. Ebert, Gotthard Studienrat, Breslau 
Profeſſor 


Verbunden mit den Wahlvocſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 13 912 


. Borrmann, Fritz Kaufmann u. Ver⸗ Berlin 
bandsdirektor d. 
Edeka 
2. Dr. Hahn⸗Brixen, Max Zahnarzt Breslau 
. Hoffmann, Alfred Sattlermeiſter Breslau 
4 Schmidt, Adalbert Oberpoſtſekr. a. D. Breslau 
Lindert, Guſtav Stellmachermeiſter Trachenberg (Schleſ.) 
8 Schindler, Fritz Gutsbeſitzer Oberroſen, Kr. Strehlen 
7. Klöber, Georg Kulturingenieur Breslau 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 7: Breslau 


— ———ͤ̃ ͤPᷓ1..̃ßß — nn 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
8. Tonini, Umberto Kaufmann Breslau 
9. Dr. Hodurek, Otto | Vereid. gerichtl. u. Breslau 
| Handelschemiker 
10. Kraus, Joſef Vereid. Bücher⸗ Breslau 
reviſor 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 15 


Polsko⸗Katolicka Partja Ludowa 
(Polniſch⸗Katholiſche Volkspartei) 
Stimmen: 1417 


1. Klimas, Ceslaus Pfarrer Tarnau, Kr. Oppeln 
2. Bozek, Arkadius | Landwirt Markowitz, Landkr. 
| Ratibor 
3. Pawletta, Anton Kaufmann Oppeln 
4. Chrosnik, Johann Bergmann Hindenburg (Oberſchl.) 


Verbunden mit den Wahivorſchlägen Nr. 15 und 17 des Wahlkreiſes Nr. 8 
und dem Wahlvorſchlage Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 2 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchlag Nr. 17 


Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 17 197 


1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 

2. Keck, Eduard Mittelſchulrektor Trachenberg (Schleſ.) 
3. Schicke, Robert Poſtſchaffner Breslau 

4. Freier, Wolter Eiſenbahnanwärter Breslau 

5. Hanſchke, Guſtav Reſ.⸗Lokomotivf. Oels (Schleſ.) 

6. Langer, Robert Bäckermeiſter Schweidnitz 

7. Schlag, Paul Lebensmittelhändl. Breslau 

8. Baehr, Richard Landwirt Nimkau, Kr. Neumarkt 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 16 des Wahlkreiſes Nr. 8 und Wahl⸗ 
vorſchlag Nr. 20 des Wahlkreiſes Nr. 9 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 8: Liegnitz 


— 


Der Bewerber 


Nr. Name ö Stand g Wohnort 


Wahlkreis Nr. S. (Liegnig) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 199 753 


1. Eberle, Hugo Parteiſekreétär Gorlitz 

2. Fritſch, Otto Gauleiter Liegnitz 

3. Dr. Wegſcheider, Frau Prov.⸗Schulrätin Berlin⸗Lichterfelde 
Hildegard 

4. Gaudlitz, Emil Geſchaftsführer Bunzlau 

5. Simon, Max Rektor Neuſalz (Oder) 

6. Lehmann, Paul Gauleiter Weißwaſſer (O.⸗Lauſ.) 

7. Hielſcher, Paul Redakteur Hirſchberg (Schleſ.) 

8. Linke, Paul Gewerkſchaftsſekr., Grünberg (Schleſ.) 


Angeſt. d. Land⸗ 
arb. Verband. 


9. Tillner, Oswald Maler Hoyerswerda 
10. Bleil, Erich Eiſenbahnbetriebs⸗ Machenau b. Sagan 
aſſiſtent | 


Verbunden mit den Wahleorjchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 176 303 


1. Dr. Negenborn, Karl!) Regierungsdirektor Liegnitz 

2. Schäfer, Guſtav Landwirt Goldberg (Schleſ.) 

3. Delze, Friedrich Oberſtudiendirektor Bunzlau 

4. Hielſcher, Frl. Elſa | -- Sauer 

5. Murſch, Richard?) Oberpoſtſefretär Liegnitz 

6. Schreiber, Albert Stellmacher Altwaſſer, Landkr. 
Glogau 


“| Putſchkausky, Wilhelm | Arbeiterſekretar Freyſtadt (Niederſchl.) 
) iſt am 4. Februar 1925 geſtorben. 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Dr. Negenbern. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 8: Liegnitz 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 
8. Krauſe, Guſtav Oberrealſchullehrer Glogau 
9. Knorn, Wilhelm Kaufmann Gorlitz 
10. Hanuſch, Hans Stellenbeſitzer u. Halbendorf, Kr. Ro⸗ 
Gemeindevorſteh. thenburg (Lauſitz) 
11. Ullrich, Carl Apothekenbeſitzer Freyſtadt (Niederſchl.) 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 
Stimmen: 54 611 
1. Gottwald, Adolf Rektor Berlin 
2. Kurzke, Paul Schuhmacherober⸗ Glogau 
meiſter, Stadtrat 
3. Doms, Anton Gewerkſchaftsſekr. Gorlitz 
4. Schmidt, Frau Maria | — Liebau (Schlei.) 
= Ehrich, Karl Juſtizoberinſpektor Liegnitz 
6. Walter, Konrad Landwirt Plagwitz (Bober) 
7. Lorenz, Frau Eliſabeth — Dittersbach, Kr. Sagan 
8. Wolny, Ludwig Pfarrer Kleinitz, Landkr. 
| Grünberg 
9. Welzel, Wilhelm Juſtizrat Bolkenhain (Schleſ.) 
10. Maiß, Hans Finanzamtmann Sprottau 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 20 036 


1. Smolka, Joſeph Sattler Haynau (Schleſ.) 
2. Geisler, Paul Schloſſer | Hirſchberg (Schlei. 
3. Weinert, Robert | Arbeiter Neuſalz (Oder) 

4. Geiſter, Guſtav Monteur Liegnitz 

5. Schlag, Guſtav Glasarbeiter Hermsdorf (Kynaſt) 
6. Walter, Karl Arbeiter Landeshut (Schleſ.) 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 8: Liegnitz 


— — — 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
7. Mielke, Guſtav Arbeiter Jauer 
8. Thomas, Erich Glasarbeiter Bunzlau 
9. Noak, Frau Emma — Hirſchberg (Schleſ.) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 50 490 


. Beuermann, Auguſt Schulrat Hameln 
2. Künimel, Ernſt Landbundgeſchäftsf. Ober Waldenburg 
(Schleſ.) 

3. Charbonnier, Hans Oberbürgermeiſter Liegnitz 

4. Schneider, Paul Bäckermeiſter Goldberg (Schlei.) 

5. v. Wangenheim, Freifrau un: | Sauer 

Elifabeth | 

6. Unglaube, Max Lehrer Jauer 

7. Kriebel, Paul Holzbildhauer Hirſchberg (Schleſ.) 

8. Scholtz, Fritz Verſicherungs⸗ Ober Bielau b. Haynau 
beamter | Schleſ.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 7 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheits bewegung 


(Vereinigte völtiſche Liſte) 
Stimmen: 8 576 


1. Rohr, Walter Pfarrer Jauer 
2. Donath, Richard Gutsbeſitzer | Waldau (O.⸗Lauſitz) 
3. Schmitz, Walter Poſtpraktikant Siegersdorf, Kr. Bunzl. 
4. Kies, Robert Maſchinen⸗ u. Werk⸗ Liegnitz 

zeugſchloſſer 
5. Stumpf, Martin Siedlungsdirektor Sagan 
6. Walter, Oskar Maſchinenfabrikant Bunzlau 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 8: Liegnitz 


Nr. 


6. 


Name 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Der Bewerber 


Stand 


Wohnort 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 48 598 


Schmiljan, Alfred 
Mickeleit, Johann 


Dr. rer. pol. Juſt, Alfred 


Wenke, Hugo 
Langner, Frau Luch 
Hänelt, Max 


Landrat 


Generalſekretär d. 


bundes 


Paſtor 


Goldſchmied 


Tiſchlermeiſter 


Löwenberg (Schleſ.) 


Liegnitz 
deutſch. Bauern⸗ 


Breslau 
Hirſchberg (Schleſ.) 
Sprottau 
Gr. Walditz (Bober) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlagen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


e 


Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelftandes 
Stimmen: 29 244 


Haaſe, Wilhelm 
Hermenau, Hans 
Schober, Reinhold 
Flechtner, Adolf 
Schauder, Paul 
Eichfeld, Joſef 
Schroeder, Fritz 
n Guſtav 


Kaufmann 


Liegnitz 


Kaufmann, Stadtrat Görlitz 


Architekt 

Kinobeſitzer 

Stellmachermeiſter 

Kaufmann 

Gaſtwirt 

Schuhmacherober⸗ 
meiſter 


Heriſchdorf (Rieſengeb.) 
Bunzlau 

Neuſalz (Oder) 
Lauban 

Neuſalz (Oder) 


Haynau (Schleſ.) 


1 
len mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


. 
5 


35 
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Wahlvorſchlag Nr. 13 


Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 3 100 


4 Liebknecht, Theodor 


Wiegmann, Frl. Elſa 


Laukant, Guſtav 


Rechtsanwalt 


Berlin 


Bezirksfürſorgerin Berlin 


Dreher 


Berlin 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 8: Liegnitz 


Der Bewerber 


Nr. | Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 15 


Polsko⸗Katolicka Partja Ludowa 
(Polniſch⸗Katholiſche Volkspartei) 


Stimmen: 291 


J. Klimas, Ceslaus | Pfarrer Tarnau, Landkr. Oppeln 
2. Bozek, Arkadius | Landwirt Markowitz, Ldkr. Ratibor 
3. Pawletta, Anton Kaufmann Oppeln 

4. Chrosnik, Johann Bergmann Hindenburg ( O.⸗Schleſ.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 15 des Wahlkreiſes Nr. 7 und mit den Wahl⸗ 
vorſchlägen Nr. 17 der Wahlkreiſe Nr. 8 und 9 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchlag Nr. 16 


Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 15 937 


1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 

2. Jenzen, Konrad Telegrapheninſp. Görlitz 

3. Kramer, Emil Stadtoberſekretär Görlitz 

4. Rudolph, Auguſt Landwirt und Ebersbach (N.⸗Schleſ.) 
| | Mühlenbefiper 

5. Wanzlid, Frau Olga Kleinrentnerin Görlitz 

. Neumann, Guſtav Arbeiter Neu⸗Gersdorf b. Mef⸗ 
fersdorf⸗Wigandsthal 

7. Straube, Paul Gaſtwirt Ebersbach (N.⸗Schleſ.) 

8. Lange, Adolf Müller u. Landw. Schützenhain b. Görlitz 

9. Kühn, Richard Lokomotivphilfsheizerl Arnsdorf, Ldkr. Liegnitz 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 7 und mit 
Wahlvorſchlag Nr. 20 des Wahlkreiſes Nr. 9 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 17 


Wendiſche Volkspartei 
Slimmen: 1255 


1. Lorenz, Jakob Sägewerkbeſitzer Weißwaſſer(O.⸗Lauſitz) 

. Hajeſch, Johann Kaufmann Lohſa (Bez. Liegnitz) 

3. Valtin, Georg Landwirt Seidewinkel, Kr. Hoy⸗ 
erswerda 

4. Tauſend, Chriſtian Gemeindevorſteher Bluno, Kr. Hoyers⸗ 
werda 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 15 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
ſowie mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 9 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchlag Nr. 18 


Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 1316 


1. Müller, Friedrich Bücherreviſor und Liegnitz 
Rechtsbeiſtand 

2. Pfänder, Hermann Bäckermeiſter Liegnitz 

3. Merkel, Paul Maurer Liegnitz 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 19 des Wahlkreiſes Nr. 9 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


Wahlkreis Nr. 9 (Oppeln) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
Stimmen: 36 043 


1. Franz, Julius Bezirksleiter Zaborze 
2. Hauke, Paul Parteiſekretär | Zaborze 
3. Nowak, Emanuel Metallarbeiter Ratibor 


3908 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


$ 
a 


Name 


Der Bewerber 


Stand 


Wohnort 


> 


TEE N 


Meiſter, Alfred 
Trappe, Ernſt 
Hanke, Ernſt 
Kluger, Joſef 
Langoſch, Karl 


Piecha, Ignatz 
Zimmer, Eduard 


I 
Lehrer 
Bezirksleiter 

| Studienaſſeſſor 
Kontrolleur 
Fabrikarbeiter | 

1} 

Gewerkſchaftsſekr. 

Former 


Beuthen (Oberſchl.) 
Beuthen (Oberſchl.) 
Oppeln 

Neuſtadt (Oberſchl.) 
Bauerwitz, Kr. Leob⸗ 
ſchutz 

Beuthen (Oberſchl.) 
Hindenburg (Oberſchl.) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 


ji 


— 
nm 


13, 


En 
= 


S D S de 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 


Graf v. Garnier Hubertus 


Straube, Fridolin 


Lowack, Frau Maria 
Dr. Pietzko, Joſef 
Döring, Robert 
Jockiſch, Alfred 
Orlowsky, Karl 


Storz, Paul 


Nitſch, Paul 
Councler, Otto 
Stuſche, Richard 
Soppert, Karl 


Libor, Valentin 


Stephan, Frau Johanna 


Stimmen: 115 867 


Land⸗ u. Forſt wirt. 
Arbeiterſekretär 


Studienrat 
Böttchermeiſter 
Lehrer 
Vorzeichner 
Oberlandmeſſer 
Rentner 
Kaufmann 
Bauerngutsbeſitzer 


Juſtizdolmetſcher⸗ 
inſpektor 
Eiſenbahnoberinſp. 


Turawa, Kr. Oppeln 
Studzienna, 

Ldkr. Ratibor 
Gleiwitz 

Groß Strehlitz 
Pitſchen 

Beuthen (Oberſchl.) 
Hindenburg (Oberſchl.) 
Oppeln 

Roſenberg (Oberſchl.) 
Konſtadt (Oberſchl.) 
Nieder Hermsdorf, 
Ldkr. Neiſſe 

Kupp, Kr. Oppeln 


Hindenburg (Oberſchl.) 
Leobſchutz 


Peſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
(Katholiſche Volkspartei) 
Stimmen: 218 664 
1. Goebel, Hermann Landgerichtsdirektor 
2. Zawadzki, Conſtantin Tiſchlerobermeiſter 
3. Mantke, Joſeph Direktor des kaufm. 
Bildungsweſens 
4. Zigahl, Frl. Angela | Studienrat 
5. Kreler, Ernſt Vorſchloſſer 
6. Henkel, Fritz Bauergutsbeſitzer 
7. Janocha, Georg Studienrat 
8. Riedel, Heinrich Amtsanwaltſchafts⸗ 
| rat 
9. Adamek, Auguſt Lehrer 
10, Bularczyk, Paul Schneidermeiſter 
11. Stiller, Frau Hedwig — 
12. Babioch, Franz | Schulrat 
13. Schubert, Richard Wohnungskommiſſ. 
14. Slanina, Karl Juſtizamtmann 


Wohnort 


| 


Oppeln 
Beuthen (Oberſchl.) 
Gleiwitz 


Neiſſe 

Gleiwitz 
Gläſendorf, Kr. Grottkau 
Neiſſe 

Hindenburg (Oberſchl.) 


Ratibor 


Beuthen (Oberſchl.) 
Ratibor 

Groß Strehlitz 
Oppeln 

Beuthen (Oberſchl.) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
Reſtſtimmen für Landes wahlvorſchlag. Nr. 3 


ea 


95 894 


=! 
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Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 64 893 


Jendroſch, Friedrich 
Wyſchka, Arthur 
Behr, Karl 
Wewior, Bernhard 
Schweigſtill, Robert 
Strzeletz, Franz 


Balzer, Paul 


Eiſenbahnarbeiter 
Schloſſer 
Arbeiter 
Rohrleger 
Laborant 
Inſtallateur 


Eiſenbahnarbeiter 


Hindenburg (Oberſchl.) 
Biskupitz (Schleſ.) 
Gleiwitz 

Hindenburg (Oberſchl.) 
Oſtrog, Ldkr. Ratibor 
Bobrek, Kr. Beuthen 
(Oberſchl.) 

Beuthen (Oberſchl.) 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 
8. Gregarek, Romuald Häuer Mitkultſchütz (Oberſchl.) 
9. Schmidt, Hugo Lokomotivführer Zernik, Kr. Toſt⸗Glei⸗ 
a witz 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 


Stimmen: 15 100 


Is Arlt, Albert⸗Wilhelm Fabrikdirektor Kreuzburg (Oberſchl.) 
2. Kloſe, Walther Oberregierungsrat Neiſſe 
3. Meuſel, Carl Klempnermeiſter Ratibor 
4. Ptok, Max Oberverwaltungs⸗ Ratibor 
ſekretar 
5. Menzel, Johann Stellenbeſitzer Weſendorf, Kr. Kreuz⸗ 
burg 
6. Kokott, Paul Schloſſer Beuthen (Oberſchl.) 
7. Kahlert, Richard Lehrer Mullwitz, Kr. Falken⸗ 
berg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Vereinigte völkiſche Lifte) 
Stimmen: 8 027 
I. Rode, Paul Kaufmann Kreuzburg (Oberſchl.) 
2. Rüllke, Max Eiſenbahnanwärter Gleiwitz 
3. Ehlert, Ernſt Eiſenbahningenieur Oppeln 
4. Jakſch, Fritz Diener Rosnochau, Kr. Neu⸗ 


ſtadt (Oberſchl.) 
Figura, Theodor Sattlermeiſter | Rosnochau, Kr. Neu⸗ 
| ſtadt (Oberſchl.) 
Verbunden mit den Wahlvorschlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


or 


20 401 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 

Stimmen: 12 148 
1. Dr. Preibiſch, Hans Studiendirektor Kreuzburg (Oberſchl. 
2. Kochmann, Arthur Juſtizrat Gleiwitz 
3. Mayne, Frau Eliſe — Gleiwitz 
4. Behrendt, Ernſt Gewerkſchaftsſekr. Beuthen (Oberſchl.) 
5. Schmidt, Karl Malermeiſter Gleiwitz 
6. Immerwohr, Frau Elſe — Beuthen (Oberſchl.) 
7. Schön, Alois Former Borſigwerk (Oberſchl.) 
8. Bloch, Fritz Rechtsanwalt, Fa- Neiſſe 


brikbeſitzer | 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 8 248 


1. Nerger, Auguſt Malerobermeiſter Oppeln 
2 | Hoffmann, Karl Handelslehrer Beuthen (Oberſchl.) 
3. Franke, Carl | Baumeijter Leobſchütz 
4. Otzisk, Valentin Schneidermeiſter Hindenburg (Oberſchl.) 
5. Klapper, Richard Bezirksſchornſtein⸗ Patſchkau 
fegermeiſter 

6. Macha, Hugo Rechtsanwalt und Beuthen (Oberſchl.) 

| | Notar 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 9: Oppeln 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Polsko⸗Katolitka Partja Ludowa 
(Polniſch⸗Katholiſche Volkspartei) 
Stimmen: 41 708 
1. Klimas, Ceslaus Pfarrer Tarnau, Kr. Oppeln 
2. Bozek, Arkadius | Landwirt Markowitz, Ldkr. Ratibor 
3. Pawletta, Anton | Kaufmann Oppeln 
4, Chrosnik, Johann Bergmann Hindenburg (Oberſchl.) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 15 der Wahlkreiſe Nr. 7 und 8 
ſowie mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 8 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 18 


Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) 
Stimmen: 5 528 


1. Diepold, Hermann Vorſ. des ober⸗ Hindenburg (Oberſchl.) 
ſchleſ. Mieterbund. 

2. Melzer, Bruno Studienrat, Gleiwitz 
Konrektor 

3. Mazander, Eduard Kaufmann Groß Strehlitz 

4. Czerner, Emanuel Schneidermeiſter Gogolin, Kr. Groß 

| Strehlitz 
5. Glowalla, Paul Eiſenbahnaſſiſtent Gleiwitz 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 


Wahlvorſchlag Nr. 19 


Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 2 454 


1 Kroll, Erwin Amtsgerichtsrat Ratibor 
2. Figulla, Franz Bezirkstierzuchtinſp. Ratibor 
3. Laufer, Joſef Kleinrenmer Ziegenhals 
4. Heckel, Hermann Rentner Patſchkau 
5. Firchau, Heinrich Rektor Ratibor 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


265 403 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 10: Magdeburg 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 20 


Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 
Stimmen: 5 580 


1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Geier, Max Volksſchullehrer | Neiſſe⸗Oberneuland 
3. Bienek, Arthur Kaufmann Ratibor 
4. Kirchner I, Joſef Landwirt Zuülkowitz, Kr. Leob⸗ 
! ſchütz 
5. Olſchowsky, Wilhelm Kaufmann Hindenburg (Oberſchl.) 
6. Mildner, Otto Flüchtlingslehrer Neiſſe 
7. Strempel, Wilhelm Staatl. Förſter Grudſchutz b. Oppeln 
8. Lauterbach, Carl Poſtaſſiſtent Kandrzin 
9. Woryna, Franz Maler Beuthen (Oberſchl.) 
10. Höflich, Karl Lokomotivführer Beuthen (Oberſchl.) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 7 
und mit Wahlvorſchlag Nr. 16 des Wahlkreiſes Nr. 8 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Wahlkreis Nr. 10 (Magdeburg) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 267 099 
1. Bollmann, Frau Minna — Halberſtadt 
2. Koch, Julius Gewerkſchaftsſekr. Magdeburg 
3. Brandenburg, Ernſt Gauleiter Stendal 
4. Ferl, Guſtav Bezirksparteiſekr. Groß Ottersleben 
5. Wittmaad, Ernſt | Stadtrat Magdeburg 
6. Kaſten, Hermann Malermeiſter, Schönebeck (Elbe) 
Stadtrat 
7. Stollberg, Guſtav Tiſchlermeiſter Burg b. Magdeburg 
8. Nitſch, Richard Berichterſtatter Magdeburg 
9. Müller, Karl | Parteiſekretär Stendal 
10. Koegel, Fritz Eiſenbahninſpektor Magdeburg 
11. Peters, Wilhelm Parteiſekretär Magdeburg 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 10: Magveburg 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 173 664 


. Schulze, Reinhard Landwirt | Stapen, Kr. Salzwedel 
2. Meyer, Konrad Profeſſor u. Geiſtl. Magdeburg 
Inſpektor | 
3. Bord, Eldor Kaufmann u. Po- Berlin 
lizeimajor a. D. | 
4. Dr. h. c. Hveſch, Felix Okonomierat Neukirchen (Altmark) 


5. Dr. med. von Rundſtedt, Praktiſche Arztin Schönfeld b. Gr. Möh⸗ 
Frl. Malita ringen, Kr. Stendal 


6. Wiedemann, Albert Gewertſchafts⸗ Spandau⸗ 
vorſitzender Siemensſtadt 
7. Boſſe, Karl Stellmachermeiſter | Eilsleben, Kr. Neu⸗ 
haldensleben 
8. Stöbe, Max Poſtinſpektor Genthin 
9. Meinecke, Heinrich Tiſchler Magdeburg 
10. Dr. Adler, Max Studiendirektor Salzwedel 
11. Hintze, Ludwig Handlungsgehilfe Althaldensleben, Kr. 
Neuhaldensleben 
12. Kubrau, Frl. Martha Eiſenbahnſekretärin Magdeburg 
13. Marquardt, Otto Handelsgärtner Niederndodeleben, Kr. 
| Wolnürſtedt 
14. Klatt, Friedrich Eiſenbahnoberinſp. Magdeburg 
15. Backhaus, Frau Rofalte — Schönebeck (Elbe) 
( Felgeleben 
16. Dr. phil. Zander, Karl Mittelſchullehrer | Eilsleben, Kr. Neu⸗ 
| haldensleben 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 14 567 
1. Wirtz, Hans Kaufmann Halberſtadt 
0 Grimm, Clemens Lehrer Magdeburg 
3. Czeloth, Heinrich Kaplan Adersleben, 


Kr. Oſchersleben 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 10: Magdeburg 


— —— —- 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 


4. Hatzelmann, Dominikus Gewerkſchaftsſekr. | Magdeburg 
5. Groſſe, Franz Rangiermeiſter Aſchersleben 


Verbunden mit den Wahlvorſchlagen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 35 829 


1. Grube, Ernſt Parteiſekretär Magdeburg 
2. Magdanz, Richard Dreher Magdeburg 
3. Kaßner, Walter Dreher Magdeburg 
4. Schrodek, Max Dreher Magdeburg 
5. Matern, Hermann Gerber Burg b. Magdeburg 
6. Meyer, Albert Oberpoſtſekretär. Thale (Harz) 
7. Hampel, Otto Schloſſer Staßfurt 
8. Dießner, Wilhelm Arbeiter Aken (Elbe) 
9. Bachmann, Ernſt Fabrikarbeiter Atzendorf, Kr. Calbe 
10. Rödel, Fritz Arbeiter Magdeburg 
11. Brieger, Paul Zimmermann Aſchersleben 
12. Rudolph, Otto Böttcher | DOlvenftedt, Kr. Wol⸗ 
| mirſtedt 
13. Hoppe, Otto Former Gr. Ottersleben 
| (Bz. Magdeburg) 
14. Greibe, Willi Former Magdeburg 
15. Allenſtein, Karl Arbeiter Barby 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 92 992 


1. von Eynern, Hans Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rat, Berlin 
Oberverwaltungs⸗ 
gerichtsrat a. D. 
2. Better, Heinrich Bäckerobermeiſter Magdeburg 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 10: Magdeburg 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr. Name Stand 
3. Böttcher, Wilhelm Landwirt Wendemark b. Werben, 
Kr. Oſterburg 
Rackow, Frau Elifabeih — Magdeburg 
5. Banſi, Ernſt Oberbürgermeiſter Quedlinburg 
a. D. 
6. Ruprecht, Max Hilfsarbeiter Magdeburg 
7. Hömen, Karl | Fabrikbeſitzer Burg b. Magdeburg 
8. von Angern, Erich Buchhalter Kl. Wanzleben, Kr. 
ö Wanzleben 
9. Herrmann, Karl Regierungsrat Magdeburg 
10. Helmes, Walter Eiſenbahnwerk⸗ Wehrſtedt, Ldkr. Hal⸗ 
| ſtättenvorſteher berſtadt 
11. Dr. Eymer, Auguſt Schulrat Gardelegen 
12. Reckleben, Curt Gutsbeſitzer Zuchau, Kr. Calbe 
13. Schneider, Fritz Zivilingenieur Magdeburg 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte völkiſche Liſte) 


Stimmen: 21 162 


il 


up 


nm 


9. 


Dr. med. Greiner, Hugo 
Lübbert Wilhelm 


.Kujawa, Franz 
Wangemann, Gerhard 
Becker, Rudolf 

Paetz, Albert 

Dr. Amelung, Gerhard 


Siebert, Wilhelm 


von Kalben, Heinr., Detloff Landwirt 


prakt. Arzt 
Oberverwaltungs⸗ 
ſekretär 
Schachtmeiſter 
Ffarrer 
Lehrer 
Eiſenbahnſekretär 
Zahnarzt 


| Studienrat 


Vienau, Kr. Salzwedel 
Magdeburg 
Halberſtadt 


Magdeburg 

Werkleitz, Kr. Calbe 
Quedlinburg 
Aſchersleben 

Eilsleben, Kr. Neuhal⸗ 
densleben 

Staßfurt 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
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Wahlvor ſchl. Wahlkreis 10: Magdeburg 


Der Bewerber 


Name Stand 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Wohnort 


Deutſche Demokratiſche Partei 


Stimmen;: 50 192 


1. Dr. Bohner, Theodor Studiendirektor 
2. Projahn, Johannes Landwirt 
1 Schneidewin, Frau Helene — 
4. Lüttke, Herbert Pforrer 
I} 
5. Becker, Auguſt Metallarbeiter, 


Vermittler im 
ſtädt. Arbeitsamt 


6. Dr. Schroeder, Guſtav | Kaufmann 
Zu Lüttich, Hermann Lehrer 

| 
8.| Gradehandt, Julius Landwirt 


9. Rüther, Andreas | Architekt und 
Maurermeiſter 


10. Roeber, Fritz Lehrer 


Magdeburg 

Kakerbeck, Kr. 
legen 

Magdeburg 

Dobberkau, Landkr. 
Stendal 


Garde 


Magdeburg 


Magdeburg 

Irxleben, Kr. Wolmir⸗ 
ſtedt 
Böhne⸗Hilgeufeldshof, 
Kr. Jerichow 11 
Mogdeburg 


Magdeburg 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutschen Mittelſtandes 


Stimmen: 26 533 


1. Jordan, Friedrich Gaoſtwirt 
2. Oberfohren, Hermann Konditor 
3. Walbersdorf, Robert Kreisbaumeiſter 
4. Müller, Daniel Landarbeiter 
I 
5. Föhſe, Otto Rektor 
V 


Magdeburg 

Gr. Salze, Kr. Calbe 
Salzwedel 

Eilsleben, Kr. Neuhal⸗ 
densleben 

Staßfurt 


erbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 11 und 12 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 10: Magdeburg 


Der Bewerber 


Name Stand | Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 311 
. Karbölczak, Szezepan Metalldreher Berlin 
2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 
J. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
4, Wieczorek, Caſimir Tiſchler Charlottenburg 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 6 625 
1. Mehling, Wilhelm Filial⸗Direktor Magdeburg 
(. vLebensverſich.) 
2. Horn, Ernſt Rentner Magdeburg 
3. Erdmann, Frl. Liſette = , Magdeburg Neuftadt 
4. Schwenke, Otto Lagerverwalter Magdeburg-Neuſtadt 
5. Roſe, Erich Ooſthändler, Kriegs Magdeburg 
| beſchädigter 
6. Nicolai, Amalie Rentnerin | Magdeburg 
Br Bock, Paul Tiſchlermeiſter Magdeburg 
8. Gärtner, Franz Rentner Magdeburg⸗Neuſtadt 
9. Luke, Louis Rentner Magdeburg 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Auſwertung 
Stimmen: 3 413 
1. Kunze, Richard Verleger Berlin⸗Friedenau 
2. Lucke, Friedrich Eiſenbahn⸗Betr.⸗ Magdeburg⸗Neuſtadt 
Aſſiſtent 
3. Zachmann, Richard Dentiſt Magdeburg⸗Neuſtadt 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 11: Merſeburg 


Povw + 


10, 


14, 


DD nn "I or 


5 Name 


Grölle, Franz 


Hermanns, Edith 
5. Kühn, Alexander 
Walter, Paul 


Der Bewerber 


Stand 


Arbeiter 
Sozialbeamtin 
Handlungsgehilfe 
Poſtſchaffner 


Wohnort 


| Magdeburg 
Magdeburg 
Magdeburg 
Magdeburg 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 19 


Wahlkreis Nr. 11 (Merſeburg) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 


. Dr. Waentig, Heinrich 
Chriſtange, Wilhelm 
Dreſcher, Reinhold 


Raute, Guſtav 
Röpert, Frau Marie 
Frenzel, Friedrich 
Dietrich, Otto 
Schwahn, Fritz 
Zimmermann, Karl 
Pinkowfki, Emil 
Küver, Wilhelm 
Holzapfel, Rudolf 
Wenſcheck, Friedrich 


{ 
3 
| 
ö 


Heinzelmann, Hermann 


Stimmen: 134 390 

| Univerſitätsprof. 
Zigarrenfabrikant 
Bezirksſekretär 
Bergarbeiter 
Landrat 
Arbeiter 
Amtsvorſteher 
Lehrer 
Lehrer 
Kreisleiter 
Lehrer 
Oberſteiger 
Gewerkſchaftsſekr. 


Halle (Saale) 
Eisleben 

Halle (Soale) 
Streckau b. Luckenau 
Delitzſch 

Halle (Saale) 

Kayna 

Falkenberg (Bez. Halle) 
Delitzſch 

Ramſin b. Bitterfeld 
Eisleben 

Falkenberg (Bez. Halle) 
Halle (Saale) 


Merſeburg 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


15 
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Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 


Jahnke, Kurt 


Stimmen: 212 654 


Mitgl. der Gewerk⸗ 
ſchaften Deutſcher 


Eiſenbahner 


Berlin⸗Steglitz 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 11: Merſeburg 


Der Bewerber 


Name 


2. Boss, Paul 
3. Herrmann, Gottfried 
Louis 

Hecken, Bernhard 
Horn, Paul 

Storoſt, Frau Marta 
Dr. Karlewski, Ignatz 
Diete, Kurt 

Seibicke, Paul 


ee e e e 


Gutsbeſitzer 


Stand Wohnort 


Gutsbeſitzer Mockrehna, Kr. Torgau 


Rektor Friedersdorf, Kr. Bit⸗ 
terfeld 

Steuerſyndikus Halle (Saale) 

Gärtnereibeſitzer Eilenburg 


Halle (Saale) 

Naumburg (Saale) 
Salzmünde 

Crumpa, Kr. Querfurt 


prakt. Arzt 
Sozialſekretär 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 
Stimmen: 10 157 


1. Dietrich, Emil 
2. Koeppel, Friedrich | 


3. Küfter, Max 


1. Kalus, Paul 


Lehrer Halle (Saale) 
Staatsanwalt⸗ Torgau 
ſchaftsrat a. D. 

Obertelegraphen⸗ Zeitz 

ſekretär 

Betriebsmeiſter Bitterfeld 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 


Reſtſtimmen für 


Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Kommuniſten 
Stimmen: 164 178 


1 Menzel, Guſtav 

2. Krüger, Frau Hedwig 
3. Lademann, Max 
0 Kilian. Otto | 
5. Holzweißig, Alfred 


Kaufmann Halle (Saale) 
Angeſtellte Halle (Saale) 
Metallarbeiter Eisleben 

Schriſtleiter Halle (Saale) 
Maurer Wildſchütz, Kr. Torgau 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 11: Merſeburg 


18. 


Der Bewerber 


Name 


Stand 
Richter, Richard Lagerhalter 
Lieder, Auguſt Landwirt 
Hannemann, Georg Tiſchler 
Maurer, Daniel Gewerkſchaftsſekr. 
Blaß, Auguſt Tiſchler 
Hertel, Auguſt Gewerkſchaftsang. 
Paulick, Paul Kaufmann 
Strich, Max Chemiearbeiter 
Würker, Guſtav Zimmerer 
Schiele, Kurt Bauarbeiter 
Zäuner, Frau Anna Fabrikarbeiterin 
Lorenz, Karl Gemeindearbeiter 
Wolfram, Eduard Krankenkaſſenang. 


Wohnort 


Halle (Saale) 
Hettſtedt (Südharz) 
Zeitz 

Eisleben 
Sangerhauſen 

Halle (Saale) 
Mückenberg 
Weißenfels 

Seeben (Saalkreis) 
Volkſtedt (Mansfelder 
Seekreis) 
Weißenfels 

Halle (Saale) 
Puſchwitz b. Belgern 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


x 


> nm 


mas 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 86 891 


Heidenreich, Robert Prokuriſt 

Dr. Neumann, Joſef Syndikus 

Brenner, Paul Mittelſchullehrer 

Herold, Bruno Schneidermeiſter 

Leo, Frau Margarete Privatſekretarin 

Hoffmann, Guſtav Dreher 

Fricke, Bernhard Kaufmann, Ritter⸗ 
gutsbeſitzer 

Altſtädt, Martin Lehrer 

Prietze, Walther Pfarrer 

Lohmeyer, Wilhelm Landgerichtsrat 


Halle (Saale) 
Berlin⸗Frohnau 
Merſeburg 
Eilenburg 
Halle (Saale) 
Halle (Saale) 
Roßla (Harz) 


Wettin (Saalkreis) 
Königerode (Südharz) 
Naumburg (Saale) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 12 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Nr. Name 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 11: Merſeburg 


Der Bewerber 


Stand 


Wohnort 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Vereinigte völkiſche Liſte) 


Graf v. Helldorff, Wolf 


2. Hinkler, Paul 
3. Simon, Karl 


4. Stawenow, Bruno 


5. Dr. med. Kiepke, Hans 
6. Baumgarten, Walter 

7. Dr. Helmecke, Richard 
8. Schafft, Paul 

9. Groth, Karl 


Stimmen: 31334 
Rittergutsbeſitzer 
Lehrer 

Büroangeſtellter 


Kaufmann 


Facharzt 
Schloſſer 
Poſtdirektor 
Prokuriſt 


Fahrmeiſter a. D. 


Wolmirſtedt(Unſtruttal) 
| Freyburg (Unſtrut) 
Neu Roſſen, Landtr. 
Merſeburg 
Bad Schmiedeberg 
(Bez. Halle) 
Weißenfels 
Weißenfels 
Halle (Saale) 
Halle (Saale) 
Halle (Saale) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 


1. Dr. Schreiber, Walther 

2 Gräſin Dohna, Frau 
Freda Marie 

3. Meincke, Ernſt 

4. Meinner, Wilhelm 

Sonntag, Arno 

Fricke, Auguſt 


3 7 
9. 
6. 
7. Biſchoff, Marie 

8. Tſchanter, Friedrich 
9. Zilm, Guſtav 


10. Klage, Bruno 


Stimmen: 49 343 


Rechtsanw. u. Notar Halle (Saale) 


Reg.⸗Landmeſſer 
Oberingenieur 
Schuhfabrikant 
Malermeiſter 


Hilfsſchullehrerin 
Rektor 
Eiſenbahnſekretär 
. W — 
Oberpoſtſekretär 


Halle (Saale) 


Merſeburg 

Halle (Saale) 

Weißenfels 

Paſſendorf, Landkr. 

Merſeburg 

Halle (Saale) 
Eilenburg 
Bitterfeld 


ı 


Herzberg (Eliter) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


113 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 11: Merfeburg 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


Nr. | 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 21158 
1. Kockel, Hugo Gaſtwirt Magdeburg 
2. Mitſching, Paul | Bäckerobermeiſter | Halle (Saale) 
3. Jacobs, Otto Kreisſekretär Mansfeld 
4. Mangold, Auguſt | Fleiſchermeiſter Halle (Saale) 
5. Truhm, Emil Schriftſchneider Aue b. Zeitz 
6. Reuter, Guſtav Kaufmann Halle (Saale) 
7. Fiſcher, Wilhelm Clektrotechniker Halle (Saale) 
8. Rühlemann, Auguſt Innungsobermſtr. Lauchſtädt, Landkr. 
| Merſeburg 

9. Wießner, Ernſt Mcurermeiſter Bitterfeld 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 12 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Dentſchlands 
Stimmen: 4318 


1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 
2. Wiegmann, Frl. Elſa Bezirksfürſorgerin Charlottenburg 
3. Laukant, Guſtav Dreher Berlin 

Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 

Wahlvorſchlag Nr. 17 
Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 3 669 

1. Dr. Heine, Ernſt Landrat | Oſchersleben (Bode) 
2. Wüſt, Reinhard Rechtsanwalt Halle (Saale) 
3. Peter, Frau Ida | — Halle (Saale) 
4. Radegaſt, Georg | Schriftiteller Dölau (Bez. Halle) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 10 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


414 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 12: Erfurt 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlkreis Nr. 12 (Erfurt) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
Stimmen: 65 155 
1. Kleinſpehn, Johannes Redakteur Nordhauſen 
2. Schubert, Emil Landrat Schmalkalden 
3. Mehrhof, Heinrich Schriftleiter Erfurt 
4. Hartnick, Wilhelm Volksſchullehrer Weißenſee (Thür.) 
5. John, Frau Chriſtine — Erſurt 
6. Sperhake, Wilhelm | Buchhändler Mühlhaufen (Thür 
7. Gellert, Fritz | Geſchäſtsführer Blankenberg, 
| Kr. Ziegenrück 
8. Kroöpke, Felix Juſtizinſpektor Suhl 
9. Pappenheim, Ludwig Schriftleiter Schmalkalden 
10. Rettig, Karl Schuhmachermſtr. Suhl 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei und Preußiſcher Landbund 
(Vereinigte vaterländiſch⸗völkiſche Lifte) 


1. Querengäſſer, Paul 


2. Dr. Bohnenſtädt, Benno 


3. Brückner, Ernſt 


4. Degenhardt, Margarete 
5 


Franke, Erich 


6. Moebius, Gerhard 
J. Peter, Oskar 


Stimmen: 66 287 


Landwirt, Kreis⸗ Bahren, Kr. Ziegenrück 


bauernmeiſter 
Oberſtudiendirektor Nordhauſen 
| Eiſenbahnvorarbeit. Erfurt 
Schneidermeiſterin Nordhauſen 
Kaufmann, Nordhauſen 
Stadtverordneter 
Seminarprorektor | Schleufingen 
| Landwirt Waltersdorf, 
ö Kr. Weißenſee 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 12: Erfurt 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
8. Meiſter, Eduard Werkmeiſter Erfurt 
9. Pohle, Frau Margarete — Erfurt 
10. Müller, Karl Zeitungsverleger Worbis 
11. Wolf, Theodor Landwirt und Mittelſtille, Kr. Herre 
Bürgermeiſter Schmalkalden 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrum 
Stimmen: 41 713 
J. Dietrich. Emil Lehrer Halle (Saale) 
2. Lorenz, Edmund Okononnerat Geismar (Eichsfeld) 
3. Hülsmann, Heinrich Geſchäftsführer Heiligenſtadt (Eichsfeld) 
4. Wand, Wilhelm Schneidermeiſter Heiligenſtadt (Eichsfeld) 
5. Umpfenbach, Frl. Clement. — | Erfurt 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 40 199 


1. Kellermann, Hermann Schloſſer Erfurt 

2. Heym, Guido Redakteur Suhl 

3. Lucae, Richard Buchdrucker Nordhauſen 

4. Jahn, Hermann | Arbeiter Erfurt 

5. Wolf, Artur Stricker Mühlhauſen (Thür.) 
6. Maier, Lorenz Steinmetz Langenſalza 

7. Petzold, Paul Redakteur Erfurt 

8. Eckſtein, Emil Metallarbeiter Schmalkalden 

9. Weiß, Rudolf Büch ſenmacher Goldlauter 

10. Brauer, Exnft Maler Gispersleben⸗Kiliani, 


} Landkr. Erfurt 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


+16 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 12: Erfurt 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 36 878 


1. Dr. Pinkerneil, Friedrich, | Volkswirt Berlin 

Auguſt | 
2. Bartholome, Rudolf | Lehrer | Steinbach⸗Hallenberg 
3. Scharfenberg, Frl. Charlotte Geſchäftsführerin Erfurt 
4. Bunge, Bruno Buchdruckereibeſ. Mühlhauſen (Thür.) 
5. Scholle, Albert Kaufmann Nordhauſen 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Völkiſch⸗ſozialer Block) 
Stimmen: 15 481 


1. Arnſtadt, Albert Landwirt Großvargula, Kr. Lan⸗ 
| genſalza 

2. Jacobskötter, Johannes Kaufmann Erfurt 

3. Hebenſtreit, Oskar Arbeiter Nordhauſen 

4. Kraushaar, Erich Stellmachermeiſter Langenſalza 

5. Kramer, Willi Gewerbetreibender Schmalkalden 

6. Kaempfe, Karl Otto Juſtizinſpektor Weißenſee (Thür.) 

7. Rüdiger, Otto Geſchäftsführer Erfurt 

8. Fritſche, Paul Arbeiter Weißenſee (Thür.) 

9. Ruſchke, Peter Handlungsgehilfe Erfurt 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 


Stimmen: 15 621 


1. Trittel, Guſtav Gymnaſialdirektor Nordhauſen 
= Irrgang, Paul Arbeiterſekretär Erfurt 
3. Baltruweit, Auguſt Rektor Mühlhauſen (Thür.) 


27 417 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 12: Erfurt 


Der Bewerber 


Nr. Name 


4, Thiel, Albin 

5. Weſtphal, Frau Katharina 
6. Heinemann, Friedrich 

7. Schubert, Robert 

8. Schmidt, Karl 

9. Liſtemann, Albin 

10. Thielo, Frau Lotte 

11. Kriegener, Ferdinand 


Stand 


| 


| 
| Landwirt 


Fabrikant 
Fabrikant 


Architekt 
Landwirt 


Landwirt 


Wohnort 


Seebach, Kr. Langen⸗ 

ſalza 

Erfurt 

Bleicherode 

Brotterode, Kr. Herrſch. 

Schmalkalden 

Nordhauſen 

| Höngeda b. Mühlhauſen 
(Thür.) 

Erfurt 

Pützlingen b. Trebra 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 11 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 15 090 


Dunkel, Johannes 


Dr. Hankel, Carl 
Fuchs, Ludwig 
Kuckelkorn, Hubert 
Lorentz, Norbert 


Schirmer, Thilo 

Endter, Bernh. Wolfgang 
Stöſſel, Richard 

Rohn, Otto 

Hartung, Rudolf 


Bäckermeiſter, 
Handwerkskam⸗ 
merpräſident 

Dr. phil. 

Kaufmann, Stadtrat 


Landwirt, Gaſtwirt 
Erfurt 


Lehrer a. D., 
Stadtverordneter 
Kaufmann 


Schneidermeiſter 


Kaufmann 
Kaufmann 


Stadtverwaltungs- 
inſpektor a. D. 


Erfurt 


Mühlhauſen (Thür.) 
Erfurt 
Erfurt 


Ellrich (Südharz) 
Suhl 


Bad Sachſa (Südharz) 
Mühlhauſen (Thür.) 


Hochheim, Landkr. 
Erfurt 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Ne. 10 und 11 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Nr. 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein 


Der Bewerber 


Stand 


Name Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) 
Stimmen: 3 669 
1. Kind, Friedrich Kataſterſekretär Erfurt 
2. Burghardt, Wilhelm Oberſchullehrer Nordhauſen 
d. D. 
3. Bartels, Arthur Angeſtellter Erfurt 
4. Henſeler Joſeph Lehrer Köln⸗Deutz 
5. Laſer, Friedrich Geſchaftsleiter Königsberg (Pr.) 
6. Diepold, Hermann Büroinſpektor Hindenburg (Oberſchl.) 
7. Grümmer, Jakob Kernmacher Köln⸗Humboldt 
8. Dr. Stein, Robert Mittelſchullehrer Königsberg (Pr.) 
9. Schulz, Oskar Poſtbeamter Berlin 
10. Schuh, Ferdinand Goldſchmied Trier 
11. Palm, Hans Baptiſt Architekt Aachen 
12. Päbler, Heinrich Schreiner | Köln-Ehrenfeld 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 
Wahlkreis Nr. 13 (Schleswig⸗Holſtein) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 224 962 
1. | Brecour, Wilhelm Landesrat a. D. Kiel 
2. Zenjen, Thomaſine Lehrerin Kiel 
3. Sievert, Wilhelm Senator Altona 
4. Fürgenſen, Jürgen Arbeiterſekretär Eckernförde 
5. Peters, Hermann Landmann Hochdonn, Kr. Süder⸗ 
| dithmarſchen 
6. Ritkers, Gehrt Lehrer Kiel 
7. Regenfuß, Chriſtoph Verſicherungsagent Rendsburg 
8. Delle, Guſtav Stadtrat Wandsbek 
20% 419 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
a Wartenberg, Frau Alma u Altona 

10. Frahm, Hans Kaufmann Schellhorn 

11. Kirchner, Georg Polizeipräſident | Altona 

12. Funke, Mar Kupferſchmied Flensburg 

13. Werner, Theodor Lagerhalter Brunsbüttel 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 14, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 248 365 


1. Milberg, Theodor Gutsbeſitzer Quarnbek, Kr. Bordes⸗ 
holm 
2. Rüffer, Paul Arbeiterſekretär Berlin 
3. Bayer, Heinrich Julius Tiſchlerobermeiſter Kiel 
4. Bundtzen, Hans Hufner Langſtedt, Kr. Schlesw. 
5. Howe, Johann Poſtinſpektor a. D. Kiel 
und Stadtrat 

6. Mehlis, Theodore Sophie Lehrerin Ahrensburg 
7. Matzen, Julius Hufner Kleinqueern b. Nübel, 

| Landkr. Flensburg 
8. Dr. Walther, Otto Oberarzt Neuſtadt i. Holſt. 
9. Selck, Johannes Landarbeiter Gut Gayen b. Bad 

Bramſtedt e 
10. Roß, Karl Steuerinſpektor Schleswig 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 4 
Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 51 048 

1. Stielferup, Johann Gärtner Bramfeld (Kr. Stor⸗ 

| marn) 
2. Chriſtianſen, Frau Anna — Rendsburg 
3. Reinhart, Otto Werkzeugſchloſſer Altona 
4. Stehr, Wilhelm Arbeiter Pinneberg 
5. Schulz⸗Raaſe, Karl Angeſtellter Schiffbek 


420 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein 
— —.. . . —— 


Der Bewerber 


Nr. Name 


6. Albrecht, Georg 
7. Sparmann, Max 


8. Hochke, Max 
9. Carſtens, Detlef 


10. Greve, Hermann 
11. Schehr, John 

12. Seehafer, Bruno 
13. Kundt, Bernhard 


14. Kabiſch, Paul 
15. Heuck, Chriſtian 


| Stand 


Arbeiter 
Buchbinder 


Arbeiter 
Landwirt 


Ausputzer 

Arbeiter 
Arbeiter 
Handlungsgehilfe 


| Schuhmacher 
Journaliſt 


Wohnort 


Eckernförde 
Altrahlſtedt, Kr. Stor⸗ 
marn ; 
Lägerdorf 
Hohenhorſt⸗Mühbrook, 
b. Bordesholm 
Neumünſter 

Altona 

Itzehoe 

Bramfeld (Kr. Stor⸗ 
marn) 
Brunsbüttelkoog 
Weſſelburen 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 14, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 


Schröter, Carl 
Voigt, Frau Jane 
Jöns, Johannes 
Harry, Max 


e e 


5. Schumann, Heialrich 
6. Witte, Friedrich Wilhelm 


7. Geers, Heinrich 


1 


Jacobſen, Heinrich 


| Nieſe, Hans 
Dr. Kohbrok, Hugo 


E 


Dr. med. Niebuhr, Carl 


Stimmen: 111 374 
Studienaſſeſſor 
| 


Landwirt 
Bäcker⸗ u. Kon⸗ 
ditormeiſter 
Lehrer 


kaſſen⸗Oberinſp. 


Kreis- u. Deichbau⸗ 


Kaufm., Stadtrat 
Regierungshaupt⸗ 


| Kiel 

Flensburg 

Wohlde, Kr. Schleswig 
Altona 


Neumünſter 
Kiel 
Schleswig 


Meldorf 


meiſter, Dipl.⸗Ing. 


Zivilingenieur 


Studienrat, Prof. 


| Arzt 


12. Reimers, Frau Sophie — 


Kiel 
Altona⸗Othmarſchen 
Schiffbek, Kreis Stor⸗ 

marn 

Bad Bramſtedt i. Hol 

ſtein 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 5 der Wahlkreiſe Nr. 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


42] 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein 


— . ̃ ̃ =—— — — — 


Nr. 


ne e 


6. 
Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 14, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


De 
Name | 


r Bewerber 


Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 
(Völkiſch⸗ſozialer Block) 
Stimmen: 20 199 


Klagges, Dietrich, 


Fehrs, Guſtav 
Lohſe, Hinrich 
Rabe, Hermann 
Brockſtedt, Chriſtian 
Dr. Link, Martin 


| Mittelſchullehrer Wilſter 

Landwirt Drage b. Hohenaspe 

| Bankbeamter Altona 

Schloſſer LockſtedterLager (Holſt.) 
Rentner Schleswig 

prakt. Arzt Flensburg 


Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 


St 


Hoff, Ferdinand 
Heeſch, Fritz 

Kühns, Frau Frieda 
Weſſel, Wilhelm 


Dr. Elsner, Wilhelm 
Schlüter, Auguſt⸗Hermann 
Grell, Ferdinand 

Heeſche, Georg 

Prieß, Bertha 

Schmidt, Heinrich 

Bruns, Heinrich 

Maart, Hans 


immen: 66 322 
Lehrer Kiel 
Hofbeſitzer Auhof b. Meldorf 
— Altona 
Glaſermeiſter, Neumünſter 
Stadtrat 
Studienaſſeſſor Kiel 
Lehrer Flensburg 
Drogiſt Schleswig 
„Bäckermeiſter Itzehoe 
Klavierlehrerin | Burg auf Fehmarn 
Kaufmann Rendsburg 
Ingenieur | Elmſchenhagen, Kr. Plön 
Privatangeſtellter Wandsbek 


Verbunden mit den Wahlvorſlchägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 14, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr 7 


422 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 13: Schleswig⸗Holſtein 


1 


Der Bewerber 
Nr Name Stand | Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 4 657 
1. Ladendorff, Carl Reichsbankrat Berlin 
2. Multhaupt, Robert Oberpoſtſekretär, Lauenburg (Elbe) 
| Stadtverordneter 
3. Drewitz, Hermann Baäckermeiſter Berlin 
4. Brandt, Johannes Oberpoſtſekretär St. Georgsberg 
| ap D. Ratzeburg 
5. Schernbeck, Heinrich Kaufmann Lauenburg (Elbe) 
6. Neelſen, Johannes Paſtor i. R. Mölln (Lauenburg) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 3 655 
1. Heider, Otto Maſchinenbauer Kiel 
2. Brandes, Gottfried Kupferſchmied Kiel 
3. Selck, Albert Tiſchler Kiel 
4. Meining, Auguſt Arbeiter Kiel 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. — 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Schleswigſcher Verein 
. Stimmen: 5 404 
1. Ravn, Chriſtian Rechtsanwalt Flensburg 
2. Laſſen, Peter Hofbeſitzer Struxdorf, Kr. Schles⸗ 
wig 
3. Oldſen, Johannes Landmann Lindholm 
4. Nielſen, Jörgen Sekretär Flensburg 
5. Schmidt, Hinrich Hofbeſitzer Harrislee 
6. Gregerſen, Julius Marinemaler Flensburg 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


423 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 16 
Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 


Stimmen: 2 236 


1. Bartels, Fritz Kunſtmaler und Wandsbek 
Schriftſteller 
2. Beckmann, Wilhelm == Zehlendorf (Wannſee⸗ 
| bahn) 
3. Heimberg, Frl. Bertha — Weſterholt 
i (Bez. Münſter) 
4. Alve, Ernſt Bergmann Gelſenkirchen Rott⸗ 
| hauſen 
5. Scholl, Martin Volksſchullehrer Caſtrop 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 14 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 20 


Wahlkreis Nr. 14 (Weſer⸗Ems) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 62 403 


1. Bubert, Walter Landrat Emden (Ditfriesland) 

2. Wellmann, Frl. Alwine Buchhalterin Osnabrück 

3. Tempel, Hermann Lehrer Leer (Oſtfriesland) 

4. Goecke, Heinrich Angeſtellter Berſenbrück 

5. Köhler, Paul Gewerkſchaftsſekr. Nordhorn Kr. Grafſch. 
| Bentheim 

6. Ocken, Eibo Büroaugeftellter Norden 

7. Homberg, Heinrich Schloſſer Emden (Oſtfriesland) 

8. Uhle, Richard Schleifer Lingen (Ems) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 13, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 

Stimmen: 50 163 
1. Dr. Hoffmann, Otto Univerſitätsprof. Münſter (Weſtf.) 
2. Edenhuizen, Ubbo Hofbeſitzer Landſchaftspolder, 

Kr. Weener 
3. Stahljans, Heinrich Oberlandesgerichts⸗ Celle 
rat 
4. Mindrup, Heinrich Friſeurobermeiſter Emden ( ſtfriesland) 
5. Glogau, Heinrich Verwaltungs⸗ Osnabrück 
| gerichtsdireftur 
6. Stuebel, Frau Hanna — | Hage, Kr. Norden 
7. zur Horſt, Eduard Hofbeſitzer Epe b. Bramſche 
8. Lührs, Hilko Angeſtellter Emden (Ditfriesland) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 

Zentrumspartei 

Stimmen: 86 624 
1. Grebe, Friedrich Profeſſor Osnabrück 
2. Hagemann, Joſef Arbeiterſekretär Osnabrück 
3. Berentzen, Johannes Fabrikant u. Guts⸗ | Haſelünne 

beſitzer 

4. Schnellen, Frl. Franziska Mittelſchullehrerin Osnabrück 
5.| Döhring, Paul Oberweichenwärter Osnabrück 
6. | Niemann, Joſeph Rektor Quakenbrück 
7. Dr. Hülsmann, Heinrich Studienrat Meppen 
8. Bühne, Heinrich Hofbeſitzer Rüſſel b. Ankum 
9. Middendorf, Gerhard Heuermann Suttrup b. Ankum 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


425 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 


3 1 


Nr. Name ö Stand Wohnort 


\ 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 9113 


1. Eppſtein, Eugen Angeſtellter Köln 

2. Kranz, Max Dreher Bln.⸗Friedrichsfelde 
3. Landwehr, Ludwig Redakteur Osnabrück 

4. de Vries, Jann Hafenarbeiter Emden (Oſtfriesland) 
5. Schmidt, Willi Maſchinenbauer Wilhelmshaven 

6. Wagner, Karl Maſchinenzeichner Emden (Dftiriesland) 
7. Hackmann, Frau Auguſte | — Osnabrück 

8. Kudelko, Paul Dreher Lingen (Ems) 

9. Knuffmann, Theodor Arbeiter Rheine (Weſtf.) 

10. Kobitzki, Ferdinand Weber Osnabrück 

11. Dieckmann, Auguſt Elektromonteur Münſter (Weſtf.) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 13, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 
Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 44 150 


1. Stendel, Ernſt Landgerichtsdir. Leer (Oſtfriesland) 
2. Lambers, Johann Schneidermeiſter | Lingen (Ems) 

3. Stellmann, Martin Lehrer Ihrhove 

4. Splete, Fritz | Hofbeſitzer | | Ellerbed, Landkr. Os⸗ 


| nabrüd 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 


(Vereinigte völkiſche Liſte) 
Stimmen: 14 327 


1. van Dieken, Heinrich Lehrer Carolinenſiel (Oſt⸗ 
friesland) 

2. Voß, Paul Paſtor Büttel, Landkr. Geeſte⸗ 
münde 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


Nr. | 
I 
3. Sieck, Heinrich Hofbeſitzer Hüſede, Kr. Wittlage 
4. | Bölk, Gustav Adolf Vorarbeiter Osnabrück 
5. Siebolts, Siebold Steindruckereibeſ. Norden 
6. Reelfs, Richard Elektrotechniker Hemke b. Bramſche 
7. Harbers, Johann Stellmachermeiſter Carolinenſiel (Oſtfries⸗ 
land) 
8. Fokuhl, Heinrich Ingenieur Emden (Oſtfriesland) 
9 Wacker, Walther Lehrer Wilhelmshaven 
10. Droſſart, Gerhard Landw. Beamter Osnabrück 
11. Fiſcher, Joſeph Kaufmann Norden 
12. Schröder, Wilhelm Plaſtiker Melle (Hann.) 
13. Harms, Wilhelm Schneidermeiſter Funnix, Kr. Wittmund 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 13, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 18 886 


1. Knieſt, Wilhelm Handwerksobermſtr. Caſſel⸗Wilhelmshöhe 

2. Heile, Wilhelm Schriftſteller Zehlendorf (Wanniee- 
| bahn) 

3. Kirſtein, Ernſt Regierungsrat Aurich 

4. Niemann, Anna Mittelſchullehrerin Osnabrück 

5. Dr. Wyneken, Karl Studienrat Leer (Oſtfriesland) 

6. Peter, Albert Zollaſſiſtent Emlichheim 

7. Nagel, Albert Bankvorſteher Bramſche 

8. Buſſe, Oskar Gewerbelehrer Osnabrück 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 13, 15 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 11 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 13 457 
1. Bauermeiſter, Arnold Landwirt Heyerſum b. Nord⸗ 
ſtemmen, Ke. Gronau 
2. Müntinga, Folkert Heeren Mühlenbeſitzer u. Weſteraccum ( ſt⸗ 
Müllermeiſter friesland) 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 14: Weſer⸗Ems 


Der Bewerber 


Nr. 
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en ee 


Be ee ee 


Name Stand | Wohnort 
Raming, Georg Hofbeſitzer Sitter, Kr. Berſenbrück 
Schmidt, Hermann | Heuermann Lintorf, Kr. Wittlage 
Berner, Franz Prokuriſt Osnabrück 
Brockmüller, Karl Hofbeſitzer Hüvede, Kr. Lingen 
Gelshorn, Hermann Malermeiſter Lingen (Ems) 
Witte, Andreas Juſtizoberſekretär Neuenhaus, Kr. Graf⸗ 
| ſchaft Bentheim 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 11 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft 
Stimmen: 5131 
Elberg, Johannes Bauingenieur Hannover 
Weßling, Heinrich Oberſekretär Münſter (Weſtf.) 
Middendorf, Heinrich Rentner Aſchendorf 
Wenig, Johann Heinrich Tiſchler Meppen 
Lauxtermann, Johannes Schloſſer Holzhauſen (Bez. Osna⸗ 
brück) 
Rott, Friedrich Kaufmann Hannover 
Probſt, Frau Helene j — Hannover 
Termühlen, Friedrich Schweißer Lingen (Ems) 
Meiſe, Anton Geſchäftsführer Bochum 
Kleine⸗Kraneburg, Hans Holzarbeiter Bottrop 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 
Stimmen: 1210 
Claahſen, Johann Tiſchlermeiſter Norden 
Folkerts, Poppe | Kunſtmaler Norderney 
Schramm, Karl | Arbeiter Emden (Oſtfriesland) 
Müller, Karl Kaufmann Leer (Dfifriesland) 
Dr. med. Sternberg, Max Arzt Emden (Oſtfriesland) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 16 des Wahlkreiſes Nr. 13 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 20 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 15: Oft-Hannover 


Der Bewerber 


Nr. | Name 


Stand Wohnort 


Wahlkreis Nr. 15 (Oſt⸗Hannover) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 141 238 


1. Gehrmann, Carl Parteiſekretär Harburg (Elbe) 
2. Brandes, Wilhelm Gewerkſchafts⸗ Weſermünde 

| angeſtellter Geeſtemünde 
3. Kröger, Frau Berta — Wilhelmsburg (Elbe) 
4. Teßloff, Ernſt Parteiſekretär Stade 
5. Hempel, Bruno Vermittler Celle 
6. Onken, Heinrich Gaſtwirt u. Senator Uelzen (Bez. Hann.) 
7. Helfenberger, Karl Redakteur Hemelingen, Kr. Achim 
8. Eiſenberg, Richard Gewerkſchafts⸗ Lehrte 

| angeſtellter 
9. Meier, Eggert | Angeſtellter Altenwerder, 


Landkr. Harburg 
Scharmbeck, Kr. Winſen 


10. Kunert, Joſef Tiſchler u. Ge⸗ 


| meindevorſteher 
Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 104 609 


15 Hillger, Hermann 


| Gutsbefiger, Vorſitz. Spiegelberg, 


| d. Reichslandbund., Kr. Ruppin 
| Verwaltungsrat d. 
Deutſchen Renten⸗ 
| bank 
2. Jaeger, Wilhelm Kaufmann Celle 
3. Dr. Jung, Johann Syndikus d. Ind.⸗ Weſermünde⸗ 
u. Handeskammer | Geeftemünde 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover 


— —— — 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 
4. Runne, Friedrich Rektor Wulsdorf, Ldkr. Geeſte⸗ 
münde 
5. | Buſſe, Frau Thereſe | — Harburg (Elbe) 
6. Bruns, Auguſt Forſtarbeiter und Rottorf, Kr. Winſen 
Abbauer | 
7. Löllke, Bernhard Steueramtmann Harburg (Elbe) 
8. Schröder, Hans Gärtnereibeſitzee Neuhaus (Oſte) 
9. Hedder, Hans Hofbeſitzer Etzen, Ldkr. Lüneburg 
10. Hagenah, Claus Stellmachermeiſter Dornbuſch, Kr. Keh⸗ 
| dingen 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 
Stimmen: 6 897 
1. Blank, Chriſtian Oberregierungsrat Hannover 
2. Wehrmaker, Stefan Tiſchlermeiſter Celle 
3. | Kirchner, Hugo Gewerkſchaftsſelr. Hildesheim 
4. Traumann, Joſeph Poſtinſpektor Hildesheim 
5. Schmalſtieg, Ignaz Studienrat Duderſtadt 
6. Scherbarth, Frau Johanna | Heimarbeiterin Hannover⸗Linden 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 14 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 22 573 


1. Hegewiſch, Ernſt Rechtsanwalt Celle 
2. Stumhofer, Johann Bäcker Weſermünde⸗ 

| Geeſtemünde 
3. Schmidt, Frau Henriette — Celle 
4. Zohm, Richard Maſchiniſt Lüneburg 
5. Opper, Adam Schloſſer | Weſermünde⸗ 

Geeſtemünde 

6. Gläſer, Oskar Gauleiter | Hannover-Linden 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 
| 
7. Schwotzer, Kurt Schmied Uelzen (Bez. Hann.) 
8. Reichert, Theodor Buchhalter Stade 
9. Nietner, Georg Arbeiter Wilhelmsburg (Elbe) 
10. Baaſtrup, Albertus Maler Altkloſter, Kr. Stade 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 57 773 


1. Dr. Dr. Roſe, Hermann Regierungspräſid. Stade 
Renke, Heinrich Kaufmann, Vorſitz. Verden (Aller) 
d. Einzelhandelsb. 
Niederſachſen | 
3. Puttfarken, Franz Doppelhöfner, Stiepelſe, Kr. Bleckede 
Llandgerichtsdir. 
4. Sonne, Frl. Irma Lehrerin Harburg (Elbe) 
5. Tipke, Joachim Lehrer Henslingen, Kr. Roten⸗ 
burg i. Hann. 
6. Otto, Hermann Schulrat Stade 
7. Tiedemann, Guſtav Kataſterdirektor Blumenthal (Hann.) 
8. Schübeler, Paul Oberſtudienrat, Weſermünde⸗ 
| Profeſſor Geeſtemünde 
9. Löffers, Wilhelm Seminaroberlehrer Bederkeſa 
10. Roſebrock, Heinrich Lehrer Weſermünde⸗ 
| Geeſtemünde 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 5 der Wahlkreiſe Nr. 13 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
Stimmen: 21 508 


1. Brandes, Carl Kleinpächter Hermannsburg, 
Landkr. Celle 

2. Helmers, Ernſt Lehrer Bergen b. Celle 

3. Telſchow, Otto Oberſekretär a. D. Buchholz, Ldkr. Harburg 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover 


—— —— ggg 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
4. Reimers, Hermann Landwirt Bleckede 
5. Hagemeiſter, Wilhelm Eiſenbahnanwärter Munſter (Lager) 
6. Neddenriep, Wilhelm Hofbeſitzer Neddenriep bei Dorf⸗ 
g mark, Kr Fallingboſtel 
7. Grobe, Paul Arbeiter Grohn, Kr. Blumenthal 
8. Hellwig, Max Oberſtleutnant a. D. Celle 
9. Walter, Richard Schloſſermeiſter Viſſelhövede, 
Kr. Rothenburg 
| i. Hann. 
10. Dr. Harmjanz, Hans Dr. phil. Bederkeſa 
11. Elfers, Chriſtel Hofbeſitzer Nindorf Kr. Roten⸗ 


burg i. Hann. 
Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 21 167 


1.| Sivkovich, Hans Staatsminiſter a. D.“ Berlin⸗Friedenau 
2. Drees, Mathilde Studienrat Hannover 
3. Landrock, Wilhelm Juſtizoberſekretar Verden (Aller) 
4. Summann, Wilhelm Waſſerbauoberſekr. Dörverden, Kr. Ver⸗ 
den 
5. Wiebke, Auguſt Vermeſſ.⸗Sekretär Uelzen (Bez. Hannover) 
6. Dr. Gramberg, Ernſt Studienrat, Pro- Lüneburg 
feſſor 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 11 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 123 672 


1. Bieſter, Karl Hofbeſitzer Langenhagen, 
| Landkr. Hannover 
2. Prelle, Johannes Paſtor prim. Hannover 
3. Arteldt, Auguſt Schornſteinfeger⸗ Uelzen (Bez. Hannover) 
obermeiſter 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 15: Oſt⸗Hannover 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
4. Gieſe, Peter | Landwirt, Hof⸗ Muddweg⸗Mitteln⸗ 
| beſitzer kirchen, Kr. Jork 
5. Laue, Heinrich Möbelhandler und Harburg (Elbe) 
Auktionator 
6. Bleckmann, Wilhelm Architekt Celle 
7. Buſch, Cord Eiſenbahnſekretär Lüneburg 
8. Eckhoff, Ferdinand Landwirt Bederkeſa 
9. Fehlhaber, Otto Tiſchlermeiſter und Süttorf, Kr. Uelzen 
| Gemeindevorſt. 
10. Wielert, Karl Spinnereibeſitzer Bremervörde 
11. Finke, Hermann Landwirt Engehauſen, Kr. Fal⸗ 
lingboſtel 
12. Germelmann, Theodor Uhrmacher Neuhaus (Dite) 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 11 


Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei 
Stimmen: 1343 

Rechtsanwalt Berlin 
Laukant, Guſtav | Dreher Berlin 
3. Wiegmann, Frl. Elſa Bezirksfürſorgerin Berlin 

Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 16 
Reſtſtimmen für Landeswahlporſchlag Nr 13 


1. Liebknecht, Theodor 


Wahlvorſchlag Nr. 17 
Polniſche Volkspartei 


Stimmen: 625 


. Karolczak, Szezepan Metalldreher Berlin 

2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 

3. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 

4. Wieczorek, Cafimir Tiſchler Charlottenburg 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlkreis Nr. 16 (Süd⸗Hannover) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 256 117 
. Hartleib, Joſeph Gewerkſchafts⸗ Hannover⸗Linden 
beamter 
2. Helfers, Frau Roſa | — Hameln 
3. Stephan, Carl Malermeiſter Hildesheim 
4. Müller, Heinrich Poſtaſſiſtent a. D. Hannover 
5. Müller, Carl Geſchäftsführer u. Hameln 
Senator 
6. Schröder, Carl Lagerverwalter Oſterode (Harz) 
7. Böcken, Heinrich Gewerkſch.⸗Angeſt. Hildesheim 
8. Möhle, Otto Bergmann Bierbergen, Kr. Peine 
9. Evers, Frau Eliſe = Hannover Linden 
10. Schacht, Wilhelm Redakteur Goslar 
11. Helwes, Friedrich Büroleiter Gronau (Hannover) 
12. Voigt, Karl Gewerkſch.⸗Beamt. Hannover 
13. Feller, Hermann Parteiſekretär Hildesheim 
14. Mündel, Frau Mathilde — Hannover 
15. Baumann, Andreas Parteiſekretär Nienburg (Weſer) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


15 


> 


434 


4. 
5 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 


v. Ditfurth, Wilhelm 


Günther, Auguſt 
Meyer, Frl. Elſe 
Tiemann, Heinrich 


Dr. Jacobshagen, Karl 


Stimmen: 117 098 


Oberſtleutnant a. D. Lemmie, Kr. Linden 


u. Rittergutsbeſ. 
Bergwerksdirektor 
Schloſſer 
Oberin 

Kaufmann 


Hannover 


Hannover 


Hildesheim 
Hannover 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd-Hannover 


Ber Bewerber 


Dr. Name | Siand Wohnort 
6. Heinhorſt, Heinrich | Hofbeſitzer Heinhorſt b. Schwa⸗ 
förden, Kr. Sulingen 
7. Heſſe, Hermann Schmiedemeiſter Hildesheim 
8. Franke, Heinrich Juſtizoberſekretär Hannover 
9. Siemens, Leo Amtsgerichtsrat Hameln 
10. Ohlmer, Wilhelm Oberamtmann Mariengarten, 
| Landkr. Göttingen 
11. Schrader, Karl Kaufmannsgehilfe Göttingen 
12. Weule, Gerhard Fabrikant Goslar 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 48 563 
1. Blank, Chriſtian Oberregierungsrat Hannover 
2. Albes, Heinrich Tiſchlermeiſter Hildesheim 
3. Kirchner, Hugo Gewerkſchaftsſekr. Hildesheim 
4. Traumann, Joſeph | Poſtinſpektor Hildesheim 
5. Marheineke, cdmund Hofbeſitzer Diekholzen, Kr. Marien⸗ 
| | burg i. Hann. 
6. Hottenrott ſen., Hermann Kaufmann Goslar 
7. Schmalſtieg, Ignatz Studienrat Duderſtadt (Eichsfeld) 
8. Scherbarth, Frau Johanne Heimarbeiterin Hannover⸗Linden 
9. Dr. Offenſtein, Wilhelm Kaplan Düſſeldorf 
10. Hövener, Georg Buchdruckereibeſ. Duderſtadt (Eichsfeld) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 14 und 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


1 


2 
3 
4 


PL 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 34 467 


Abel, Karl | Bergmann 

= | Gohr, Theodor | Maſchinenarbeiter 
Kratz, Werner | Arbeiter 

. Miller, Joſef Geſchäftsführer 


Obernkirchen, Kr. Graf⸗ 
ſchaft Schaumburg 
Hannover 

| Peine 


Hannover 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover 


—— 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
5. Reetze, Wilhelm Schloſſer Alfeld (Leine) 
6. Puſch, Frau Emma Arbeiterin Hannover 
7. Matthies, Wilhelm Drechsler Elbingerode 
8. Schrott, Emil Bergmann Goslar 
9. Carl, Friedrich Bergmann Barſinghauſen 
10. Hillebrecht, Heinrich Schneider Freiheit, Kr. Oſterode 
(Harz) 
11. Gniffke, Karl Schuhmacher Clausthal⸗Zellerfeld 
(Harz) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 98 138 


1. D. Schuſter, Hermann Studienrat, Hannover⸗Kleefeld 
Profeſſor | 
2. Oetjen, Heinrich Hofbeſitzer Sudweyhe⸗Ahauſen, 
Kr. Syke 
3. Groeck, Fräulein Clara Lehrerin Hannover 
4. Lüders, Henry Schloſſermeiſter Hannover 
5. Dr. jur. Grube, Werner Syndikus Peine 
6. Jahncke, Harry Hegemeiſter Forſthaus Knollen b. 
Bad Lauterberg i. 
| Harz 
7. Purgold, Frau Coely | — Hameln 
8. Velten, Hans Lehrer Hollwedel⸗Dimhauſen, 
| Kr. Syke 
9. Dr. Drechsler, Wolfgang Generaldirektor Hannover 
10. Braband, Heinrich Gutsbeſitzer Drispenſtedt, Landkr. 
| Hildesheim 
11. Richter, Heinrich Lagermeiſter Hannover 
12. Dr. Jacobi, Bernhard Oberförſter Hameln 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 5 der Wahlkreiſe Nr. 13 und 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 
(Vereinigte völkiſche Liſte) 


Stimmen: 22 192 


1. Voß, Paul Paſtor Büttel, Landkr. Geeſte⸗ 
| münde 
2. Dr. Rickels, Karl Volkswirt Wilhelmshaven 
3. Strube, Emil Bergarbeiter Nettlingen, Kr. 
| Marienburg i. Hann. 
4. Meyerſick, Wilhelm Kaufmann Steyerberg, Kr. 
Stolzenau 
5. Behrens, Guſtav Landwirt Ahſtedt, Kr. Marien⸗ 
| | burg i. Hann. 
6. Schüler, Wilhelm Techniker Hannover 
7. Burgdorf, Erhardt Gärtner Ahſtedt, Kr. Marien⸗ 
burg i. Hann. 
8. Hoppe, Otto Lehrer Grasdorf, Ldkr. Han⸗ 
| nover 
9. Speck, Joſef Inſtallateur und Schwarme, Kr. Hoya 
| Uhrmacher 
10. Winkler, Georg Malermeiſter Groß Lafferde, Kr. 
Peine 
11. Benjes, Hermann Landwirt Unzen (Bez. Bremen) 
12. Roſenbohm, Kurt Dipl. Ingenieur Hannover 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 6 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 


Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 34 250 


1. Barteld, Adam | Poſtinſpektor | Hannover 
2. Dr. Lange, Wilhelm Chefredakteur Göttingen 
3. Moſolf, Frl. Anna Lehrerin Hannover 
4. Stauff, Hans Fabrikbeſitzer Hildesheim 
5. Pieper, Albert Gewerkvereinsſekr. Hannover 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd-Hannover 


Nr. 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
6. Spanuth, Heinrich Studiendirektor Hameln 
7. Schachtrup, Frau Gertrud — Vienenburg 
8. Bürkner, Otto Werkmeiſter Hannover 
9. Zaubitzer, Ferdinand Obertelegraphen⸗ Göttingen 
| inſpektor 
10. Rüdenberg, Max Fabrikbeſitzer Hannover 
11. Burgstaler, Frl. Johanna Lehrerin Hann.⸗Münden 
12. Franke, Friedrich Malermeiſter Hannover 
13. Weber, Max Angeſtellter Hannover 
14. Henkel, Franz Fabrikbeſitzer Hannover 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 7 der Wahlkreiſe Nr. 13, 14 und 15 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


1. Frhr. von Wangenheim⸗ 
Waake, Walrab 

2. Mohrbotter, Wilhelm 

3. Flögel, Heinrich 

4. von Dannenberg, Georg 

5. Witte, Auguſt 

6. Meſecke, Auguſt 

7. Heiſe, Hans 

8. Rieſenberg, Friedrich 

9. Meyer, Wilhelm 

10. Killig, Frau Helene 

11. Wedde, Wilhelm 

12. Kawe, Hermann 

13. Juſt, Auguſt 


Wahlvorſchlag Nr. 11 


Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 120 463 


Reſtſtimmen für 


Rechtsanwalt | Waafe, Landkr. Göt⸗ 
tingen 
Schloſſerobermſtr. | Hannover 
Landwirt Dinklar, Kr. Marienbg. 
Rittergutsbeſitzer Hannover⸗Waldhauſen 
Kriminalaſſiſtent Hannover 
Magiſtratsſekretär Gottingen 
Kylograph Linsburg, Kr. Nien⸗ 
| burg 
Freiſaſſe Schmalförden, Kr. Su⸗ 
lingen 
Sattlerobermſtr. Uchte 
— Hannover 
Oberpoſtſekr. a. D. Alfeld (Leine) 
Bauermeiſter und Jühnde, Kr. Hann. 
Landwirt Münden 
Waldarbeiter Bad Grund (Harz) 


Landeswahlvorſchlag Nr. 11 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 16: Süd⸗Hannover 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 15 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 


Stimmen: 1 623 


1. Jordan, Heinrich Schloſſer | Hannover 
2. Wepner, Bernhard Schuhmacher Hannover 
3. Kohne, Frau Frieda — Hannover⸗Linden 
4. Rettig, Wilhelm Schriftſetzer Hannover 
5. Voges, Wilhelm Metallarbeiter Hannover⸗Linden 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 15 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Polniſche Volkspartei 
Stimmen: 428 

1. Karolczak, Szezepan Metalldreher Berlin 
2. Grzeſiak, Franz Rechtsbeiſtand Berlin 
3. Ledwolorz, Paul Parteiſekretär Neukölln 
4. Wieczorek, Caſimir Tiſchler Charlottenburg 

Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 

Wahlvorſchlag Nr. 18 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft 
Stimmen: 1193 
1. Weßling, Heinrich Stadtoberſekretär Münſter (Weſtf.) 
2. Borchard, Franz | Maurer Weitmar, Landkr. 
| | Bochum 

3. Weſtmeyer, Rudolf Regiſtrator Hannover⸗Linden 
4. Weber, Auguſt Eiſenbahnbeamter Hannover⸗Ricklingen 
5. Schröder, Frau Emma — Hannover⸗Linden 
6. Lübbe, Otto Werkmeiſter Hannover 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 14 
Reſiſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 


139 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr. Name Stand | 
Wahlkreis Nr. 17 (Weſtfalen⸗Nord) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei 
Stimmen: 197 309 
| Severing, Carl \ Staatsminifter Berlin 
2. Michel, Willy Parteiſekretär Minden (Weſtf.) 
4. Meyer, Auguſt | Gewerkſchaftsſekr. Rheine (Weſtf.) 
4. Schlüter, Wilhelm!) Gauleiter Herford 
5. Jakobs, Matthias Bergmann Gladbeck (Weſtf.) 
6. Doht, Fritz?) Rektor Bielefeld 
7. Walter, Frau Auguſte — Bielefeld 
8. Köllner, Joſeph Bürgermeiſter Bielefeld 
9. Buſche, Friedrich Bürgermeiſter Beckedorf, Kr. Grafſch. 
Schaumburg 
0. Schreck, Earl Stadtrat Bielefeld 
Wolff, Frau Jeanette — Bocholt 
Pannhorſt, Wilhelm Heuerling Loxten, Kr. Halle 


7. 


9 S k- po po 


(Weſtf.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 


Koch, Karl 


Dr. jur. Kaufhold, Joſeph 


Wehmeyer, Carl 
Meyer, Frl. Elſe 
Heger, Albert 

Gutapfel, Auguſt 


König, Ernſt 


Stimmen: 148 322 
Pfarrer 
| Generalſekretär 


Bad Oeynhauſen 
Berlin⸗Friedenau 


Poſtſchaffner a. D. Gohfeld⸗Depenbrock 


Oberin 
| Kaufmann 
| Heuerling 


Studienrat 


Hildesheim 


Münſter (Weſtf.) 


Herringhauſen, Landkr. 
Herford 
Herford 


1) hat die Wahl abgelehnt. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Schlüter. 


440 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord 


Name 


Der Bewerber 


Nr Stand Wohnort 
8. Neumann, Rudolf Steiger Buer⸗Scholven 
9. Delius, Erwin Fabrikant Horſtheide 
10. Große⸗Kleimann jr., Anton Landwirt St. Mauritz j 
11. Krämer, Wilhelm Rektor i. R. Bethel⸗Gadderbaum, 
| | Landkr Bielefeld 
12. Wex, Frau Ida — Wehrendorf, Landkr. 
Herford 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 405 188 
1. Herold, Carl Landesökonomierat Haus Loevelineloe, Poſt 
Münſter (Weſtf.) 
2. Stieler, Georg Polizeipräſident Gelſenkirchen 
3. Gieſe, Eliſabeth Oberſchullehrerin Bottrop 
4. Wildermann, Rudolf Domkapitular, Prof. Münſter (Weſtf.) 
5. Köthenbürger, Bernhard Bauunternehmer Paderborn 
6. von Papen, Franz Gutspächter Haus Merfeld, Poſt 
i | Dülmen 
7. Effert, Johann Bergmann Betzdorf (Sieg) 
8. Ryeingh, Theodor Gutsbeſitzer Beverungen 
9. Kayſer, Wilhelm Fabrikant Bielefeld 
10. Metzinger, Auguſt Genoſſenſch.⸗Leiter Eſſen⸗Alteneſſen 
11. Brockmann, Johannes Volksſchullehrer Rinkerode, Landkr. 
| Münſter (Weſtf.) 
5 Hamm, Sulpiz Oberbürgermeiſter z. Zt. Münſter (Weſtf.) 
v. Recklinghauſen 
13. Schmidt, Frau Klara | — Warendorf 
14. Freiherr Heereman von Gutsbeſitzer Surenburg b. Rieſen⸗ 
Zuydtwyck, Max beck, Kr. Tecklenburg 
15. Kaiſer, Ernſt Verbandsſekretnx Münſter (Weſtf.) 
16. Weiſer, Joſef Kaufmann Buer (Weſtf.) 
17. Schlüter, Heinrich Schuhmachermſtr. Godelheim, Kr. Höxter 
18. Boing, Johann Gewerkſchaftsſekr. Bocholt 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 17: Weftfalen- Nord 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 65 145 


1. Schubert, Hermann Metalldrucker Dortmund 
2. Stoecker, Walter Parteiſekretär Berlin⸗Wilmersdorf 
3. Heidemann, Paul Buchbinder Bielefeld 
4. Schulte⸗Hordelhoff, Fr. Ida — Gelſenkirchen 
5. Rohleder, Eduard Bohrer Bielefeld 
6. Todte, Wilhelm Bergmann Buer⸗Scholven 
7. Gaus, Eduard Schloſſer Bielefeld 
8. Münch, Alexander Angeſtellter Recklinghauſen 
9. Buttgereit, Fritz Kupferſchmied Bielefeld 
10. Diekmann, Ernſt Bergmann Liekwegen, Kr. Graf⸗ 
ſchaft Schaumburg 

11. Völker, Otto Bergmann Recklinghauſen 

Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 18 

Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 
Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 85 716 
1. Dr. Boelitz, Otto) Kultusminiſter Berlin 
2. Meyer, Theodor Pfarrer Herford 
3. Dr. Grundmann, Robert?) Syndikus Berlin 
4. von Kuleſza, Frau Anny) Volksſchullehrerin, Berlin⸗Lichtenberg 
Konrektorin 


5. Engberding, Heinrich!) Kaufm. u. Dir. d. Münſter (Weſtf.) 
Münſter. Schiff.⸗ 
u. Lagerh.⸗A. G. 
6. Krämer, Auguſt ’) Bergrat Recklinghauſen 
7. Berkemeyer, Carls) Gaſtwirt Dortmund 


i) bar die Wabl im Wahlkreis 18 angenommen, hier abgelehnt. ) bat die Wahl im Wahlkreis 18 an“ 
genommen, bier zum Erſatzmann abgelehnt. — ) desgl. — 9 bat die Wahl zum Erſabmann abgelebnt. 
) Eriagmann für den Abgeordneten Dr. Boelitz. — ) bat im Wahlkreis 18 die Wahl zum Erſaßmann an 
genommen, bier abgelehnt. 
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Wabhlvorſchl. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord 


Der Bewerber 


Name 


Stand 


8. Strätling, Heinrich 

9. Manicke, Robert 

10. Dr. med. Heim, Otto 
11. Roebling, Frau Frida 
12. Jeremias, Hermann 
13. Schulte, Otto 

14. Landgraf, Frau Helene 


15. Dr. Wenderoth, Oskar 
16. Neuhaus, Oskar 

17. Dr. Wehrmann, Karl 
18. Strübe, Paul 


Direktor 
Prokuriſt 
Badearzt 
Studienrat 
Bergmann 


Oberſtudiendirektor 
Bäckermeiſter 

Geh. Studienrat 
Lehrer 


Wohnort 


Ennigerloh, Kr. Beckum 
Gevelsberg 

Bad Lippſpringe 
Hagen (Weſtf.) 
Gütersloh 
Dortmund⸗Dorſtfeld 


Gadderbaum⸗Bethel, 


Landkr. Bielefeld 
Dortmund 


Herten (Weſtf.) 


Bochum 
Bielefeld 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Gau Weſtfalen 


1 


Gärtner, Karl 
Lehmann, Joſeph 


85 


von Pfeffer, Franz 
Reith, Willi 
Bolwin, Leopold 
Hartmann, Bernhard 


b 


Matthes, Karl 
Schaper, Fritz 
Allendorff, Wilhelm 
Caſtner, Johannes 
König, Heinrich 
Dr. Teipel, Heinrich 


5 
e e ee 


mm 


Stimmen: 10 677 


Oberlandmeſſer 
Büroangeſtellter 


Hauptmann a. D. 
Dipl.⸗Ingenieur 
Kaufmann 
Pol.⸗Betr.⸗Aſſiſtent 
a. D. 
Betriebsführer 
Lehrer 
Elektrotechniker 


Arbeiter 


hofdirektor 


Regierungsrat a. D. 


Tierarzt, Schlacht⸗ 


Münſter (Weſtf.) 
| Linden⸗Dahlhauſen 


(Ruhr) 
Münſter (Weſtf.) 
Salzgitter 
Münſter (Weſtf.) 
Rheine (Beſtf.) 


Buer⸗Scholven 
Recklinghauſen⸗Süd 
Arnsberg 

Münſter (Weſtf.) 
Dortmund 
Arnsberg (Weſtf.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 17: Weſtfalen⸗Nord 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 


Siimmen: 29 506 


1. Moering, Ernſt Paſtor, lic. theol. Breslau 
2. Dr. Moriſſe, Frl. Anne⸗ Oberſtudienrat Bielefeld 
Marie | | 
3. Rincklake, Theodor Kaufmann Münſter (Weſtf.) 
4. Zimmermann, Emil Oberbürgermeiſter Buer (Weſtf.) 
5. Gbing, Auguſt Lehrer Beckedorf, Kr. Graf⸗ 
| ſchaft Schaumburg 
6. Maaſch, Erich kaufm. Angeſtellter Gladbeck (Weſtf.) 
7. Volkening, Karl Architekt Minden (Weſtf.) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 9 883 
1. Gellhaar, Hans Juſtizoberſekretär Münſter (Weſtf.) 
2. Luͤbke, Walther Maurermeiſter Bad Oeynhauſen 
5. Rettig, Anton Schuhmachermſtr. Münſter (Weſtf.) 
| u. Schuhwarenhdl. 
a. Schmücker, Hermann Poſtbetriebsaſſiſtent Paderborn 
d. D. | 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei 
Stimmen: 2 144 
1. Ernſt, Joſeph Schriftſteller Hagen (Weſtf.) 
2. Möller, Guſtav Schloſſer Bielefeld 
3. Zölfel, Karl Tiſchler Bielefeld 
4. Eſſelmann, Hermann Schloſſer Bielefeld 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Nr. 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 17 
Polenpartei 
Stimmen: 4 262 
1. Kolpacki, Franz Gewerkſchaftsſekr. Bochum 
2. Kwiatkowſki, Marian | Redakteur Herne 
3. Drukarczyk, Johann Parteiſekretär Börnig 
4. Kierczynski, Franz Gewerkſchaftsführ. Gelſenkirchen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands 
Stimmen: 12 609 
1. Hüsfes, Franz Parteigeſchäftsfüh. Neviges 
2. Breuker, Johannes Geſchäftsführer Eſſen 
3. Girard, Hans Gewerkſchaftsſekr. Münſter (Weſtf.) 
4. Kleer, Jakob Bergmann Bottrop 
5. Rohde, Franz Steiger Buer (Weitf.) 
6. Kötter, Bernhard Bergmann Recklinghauſen⸗Süd 
7. Kleine⸗Kraneburg, Hans Holzarbeiter Bottrop 
8. Sombetzki, Paul Fabrikarbeiter Ahlen (Weſtf.) 
9. Stroop, Heinrich Gärtner Delbrück (Weſtf.) 
10. Menke, Ludwig Steiger Buer⸗Scholven 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 18 
Reſcſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
Wahlkreis Nr. 18 (Weſtfalen⸗Süd) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
Stimmen: 314 727 
1. Klupſch, Franz Parteiſekretär Dortmund 
2. Otter, Karl Gewerkſch.⸗Beamt. Bochum 
3. Oventrop, Frau Anna Lehrerin | Hagen (Weſtf.) 
4. Oſterroth, Nikolaus Sozialpol. Direktor Werder (Havel) 
5. Bränder, Julius Stadtinſpektor | Iſerlohn 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Nr. 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


6. Kahl, Fritz Bezirksleiter Dortmund 
7. Fries, Frid Betriebsleiter Siegen 
8. Brüntink, Johann Gewerbelehrer Gelſenkirchen 
9. Kroscky, Wilhelm Gießer Neheim 
10. Hellwig, Wilhelm | Klärmeiſter Unna 
11. Michel, Otto Lehrer Herne 
12. Pieper, Heinrich Bergmann Dortmund 
13. Schmidt, Alfred Stadtſekretär Vogelſang b. Gevelsb. 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 160 261 
1. Rippel, Otto) | Verlagsbuchhändler Hagen (Weſtf.) 
2. Martin, Richard Generalſekretär Witten 
3. Clarfeld, Fritz Fabrikant u. Gem.- Hemer, fr. Iſerlohn 
Vorſteher 

4. Lange-Windhof, Heinrich Landwirt Herringsſen⸗Herringſer⸗ 

| höfe, Kr. Soeſt 
5. Schluckebier, Hermann?) Architekt Hagen (Weſtf.) 
6. Tewaag, Frau Emmy — Dortmund 
7. Latſch, Friedrich Schloſſer Goſenbach, Ldlr. Siegen 
8. Thies, Hugo Poſtdirektor Menden, Ldkr. Iſerlohn 
9. Raupach, Fritz Geſchäftsführer Hagen (Weſtf.) 

10. Henrich, Jakob Hauptlehrer Krombach, Ldkr. Siegen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Weſtfäliſche Zentrumspartei 
Stimmen: 350 230 

1. Gronowski, Johannes. Oberpräſident Münſter (Weſtf.) 

2. Eitkelboom, Sibylla | Sozialſekretärin Bochum 

3. Schmelzer, Joſef Gutsbeſitzer Oberhundem (Sauerl.) 
4. Altegoer, Guſtav Malermeiſter Bochum 

1) har die Wahl abgelehnt. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Rippel. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


De 
Nr Name 
5. Sprenger, Joſeph 
6. Baumhoff, Joſef 
7. Dr. Dr. Linneborn, Johannes 
8. Dr. jur. Cremer, Arnold 
9. Frhr. v. Wendt, Conrad 
| 
10. Hellmann, Frau Anna 
11. Klasmeyer, Heinrich 
12. Leusmann, Robert 
13. Wibbelt, Bernhard 
14. Oſtwald, Bernhard 
15. Schrage, Joſef 
16. Weil, Frau Anna 
17. Geißler, Joſef 
1. Sobottka, Guſtav 
2. Kollwitz, Hans 
3. Flieg, Leopold 
4. Benſcheid, Adolf 
5. Diſſelkamp, Johann 
6. Schwarz, Georg 
7. Appler, Joſefine 
8. Kluck, Friedrich 
9. Falke, Joſef 
10. Levermann, Heinrich 
11. Kaiſer, Franz 
= Baranowski, Friedrich 


r Bewerber 


Stand 


Beigeordneter 
Poſtinſpektor 
Dompropſt 
Induſtrieller 
Rittergutsbeſitzer 


Gewerkſchaftsſekr. 
Studienrat 
Amtmann 
Syndikus 
Gewerkſchaftsſekr. 
Oberſtudienrat 
Hüttenbeamter 


Wohnort 


Gelſenkirchen 
Hagen (Weſtf.) 
Paderborn 
Dortmund 
Gevelinghauſen, 
Kr. Meſchede 
Siegen 
Neheim 


Menden, Ldkr. Iſerlohn 


Winz, Kr. Hattingen 
Bochum 


Olpe 


Herne 


Hamm (Weftf.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 17 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 


Stimmen: 156 221 


Duhme ſen., Auguſt 


Bergarbeiter 


Tiſchler 
Schriftſteller 
Schloſſer 
Gewerkſchaftsſekr. 
Redakteur 
Textilarbeiterin 
Schuhmacher 
Schloſſer 
Geſchäftsführer 
Gewerdkſchaftsſekr. 
Bergmann 
Maurerpolier 


Eickel, Landkr. Gelſen⸗ 
lirchen 

Dortmund 

Berlin-Tempelhof 

Remſcheid 

Bochum 

Dortmund 

Hagen (Weſtf.) 

Schüren, Landtr. Hörde 

Schwerte (Ruhr) 

Bochum 

Neviges 

Gelſenkirchen 

Bommern 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr. Name Stand 

14. Keppke, Wilhelm Angeſtellter Eſſen⸗Weſt 

15. Kraus, Werner Bauarbeiter Lüdenſcheid 

16. Bange, Hermann Dreher Hamm (Weſtf.) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 155 051 


1. Dr. Bvoelitz, Otto 


2. Meyer, Theodor!) 
Dr. Grundmann, Robert 


5 


von Kuleſza, Frau Anni 


5. Engberding, Heinrich 2) 
6. Krämer, Auguft®) 

7. Berkemeyer, Carl) 

8. Strätling, Heinrich 
Manicke, Robert 

Dr. Heim, Otto 
RNoebling, Frau Frieda 
Jeremias, Hermann 
Schulte, Otto 
Landgraf, Frau Helene 


So: 8 


= 
8 8 


Grah, Fritz 
Neuhaus, Oskar 


Preuß. Kultusmin. 
u. Miniſter für 
Wiſſenſch., Kunſt 
u. Volksbildung 
Pfarrer 
Synd. d. Reichsver⸗ 
bandes d. deutſch. 
Baugewerbes 
Volksſchullehrerin, 
Konrektorin 
Kaufmann 
Bergrat 
Gaſtw. u. Kaufm. 
Fabrikdirektor 
Prokuriſt 
Badearzt 


Studienrat 
Bergmann 


Dipl.⸗Ingenieur 
Bäckermeiſter 


Berlin 


| Herford 


Berlin 


Berlin⸗Lichtenberg 


Münſter (Weſtf.) 
Recklinghauſen 
Dortmund 
Ennigerloh 
Gevelsberg 


Bad Lippſpringe 


Hagen (Weſtf.) 
Gütersloh 
Dortmund⸗Dorſtfeld 


Gadderbaum⸗Bethel, 


Landkr. Bielefeld 
Hemer, Ldkr. Iſerlohn 
Herten (Weſtf.) 


1) har die Wahl im Wahlkreis 17 angenommen, hier abgelehnt. — 2) hat die Wahl zum Erſatzmann ab 
gelehnt. — 3) hat die Wabl zum Erſatzmann im Wahlkreis 17 angenommen, hier abgelehnt. — ) Erſatmann 


für den Abgeordneten Meyer 


448 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
17. Dr. Wehrmann, Karl Geh. Studienrat Bochum 
18. Strübe, Paul Lehrer Bielefeld 
19. Dr. Wenderoth, Oskar Ob.⸗Studiendir. Dortmund 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Gan Weſtfalen 
Stimmen: 13 963 
1. Gärtner, Karl Oberlandmeſſer Münſter (Weſtf.) 
2. Lehmann, Joſef Büroangeſtellter Dahlhauſen (Ruhr) 
3. v. Pfeffer, Franz Hauptmann a. D. | Münſter (Weſtf.) 
4. Reith, Willi Dipl.-Ingenieur Salzgitter 
5. Bolwin, Leopold Kaufmann Münſter (Weſtf.) 
6. Hartmann, Bernhard Pol.⸗Betr.⸗Aſſ. a. D. Rheine (Weſtf.) 
7. Matthes, Karl Betriebsführer Buer⸗Scholven 
8. Schaper, Fritz Lehrer Recklinghauſen Süd 
9. Allendorf, Wilhelm Elektrotechniker Arnsberg (Weſtf.) 
10. Caſtner, Johannes Reg.⸗Rat a. D. Münſter (Weſtf.) 
11. König, Heinrich Arbeiter Dortmund 
12. Dr. Teipel, Heinrich Tierarzt, Schlacht- Arnsberg (Weſtf.) 
hofdirektor 
13. Surkow, Hugo Werkmeiſter Neheim 
14. Töllke, Eduard Buchhalter Detmold 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 76 255 
1. Dr. Höpker⸗Aſchoff, Herm. Ob.⸗Landger.⸗Rat Herford 
2. Hourtz, Carl Bäckermeiſter Bochum 
3. Dönhoff, Frl. Martha Schriftſtellerin Witten 
4. Loeſenbeck, Max Kaufmann Hagen (Weſtf.) 
20 449 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Der Bewerber 


Nr. g Name Stand Wohnort 
5. Lorenz, Andreas Oberſtudienrat Bochum 
6. Trawny, Otto Obermeiſter Dortmund 
7. Stoter, Max Landwirt Bommern 
Bommerholz 
8. Schönhertz, Frl. Marta Krankenſchweſter Hagen (Weſtf.) 
9. Heinzerling, Konrad Eiſenbahnoberſekr. Arnsberg (Weſtf.) 
10. vom Lehn, Wilhelm Fabrikarbeiter Boele (Weſtf.) 
11. Kathol, Fritz Oberpoſtſekretär Hattingen (Ruhr) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 


Stimmen: 19 412 
1. Dr. Baumgardt, Rudolf Syndikus gewerbl. Weidenau (Sieg) 


Verbände 
2. Wienecke, Hermann Kaufmann u. Amts⸗ Eslohe (Sauerland) 
abgeordneter 
3. Hampe, Wilhelm Elektro⸗Inſtalla⸗ Iſerlohn 
teur Obermeiſter 
4. Becker, Jean Ingenieur Hombruch 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 10 709 


1. Ernſt, Joſef Schriftſteller Hagen (Weſtf.) 
2. Walther, Otto Sekretär Volmarſtein 

5 Heinemann, Hermann Geſchäftsführer Gevelsberg 

4. Stawinsky, Paul Metallarbeiter Herne 

5. Rabe, Wilhelm Bergmann Lütgendortmund 
6. Linnepe, Fritz Metallarbeiter Lüdenſcheid 

7. Schneider, Wilhelm Schloſſer Gelſenkirchen 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weſtfalen⸗Süd 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 


Nr. 
8. Monien, Auguſt Metallarbeiter Dortmund 
9. Peſchel, Bernhard Gewerkſch.⸗Beamt. Haſpe 
10. Melchers, Fritz Gewerkſch.⸗Beamt. Gelſenkirchen 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polenpartei 
Stimmen: 8 519 
1. stolpach, Franz Gewerkſchaftsſekr. Bochum 
2. Kwiatkowski, Marian Redakteur Herne 
3. Drukarczyk, Johann Parteiſekretär Börnig 
4. Kierczynski, Franz Gewerkſchaftsführer Gelſenkirchen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 
Stimmen: 4 207 
1. Heidelmeyer, Erich Lehrer Dortmund 
2. Scholl, Martin Volksſchullehrer Caſt rop 
3. Schulz, Auguſt Bergmann Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
hauſen 
4. Koch, Karl Zollſekretär Bochum 
5. Beckmann, Wilhelm bisher Gewerkſch.⸗ Zehlendorf (Wannſee⸗ 
Führer bahn) 
6. Fuchs, Wilhelm Schloſſer Bochum 
7. Hentrich, Franz | Bürobeamter Gelſenkirchen 
8. Döring, Guſtav Konrektor Werne, Landkr. Bochum 
9. Bartels, Fritz Kunſtmaler und Wandsbek 
Schriftſteller 
10. Alve, Ernſt Bergmann Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
hauſen 
11. Happe, Joſef Konrektor Raupel, Landkr. 
Dortmund 
12. Heimberg, Frl. Berta — Weſterholt b. Buer 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 18: Weftfalen-Süd 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
13. Großkopf, Otto Kaſſierer Gelſenkirchen 
14. Spürkel, Peter Straßenbahn⸗ Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
wagenführer haufen 
15. Groß, Wilhelm Lehrer Barmen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 20 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands 
Stimmen: 8 294 
1. Doetſch, Johann Joſef Redakteur Mülheim (Ruhr) 
2. Vogelbein, Karl Eiſenb. Telegr.⸗Arb. Witten 
3. Schüppſtuhl, Paul Fräſer Hagen (Weſtf.) 
4. Weßling, Frau Anna Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
| hauſen 
58 | Beiſel, Hugo Techn. Beamter Dortmund 
6. | Kriegeskotte, Auguſt Maurer Gerthe, Landkr. 
Bochum 
7. Beck, Johann Kettenſchmied Iſerlohn 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 17 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
Wahlvorſchlag Nr. 19 
Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbanpartei 
Stimmen: 2 836 
1. Dr. Ing., Dr. jur. Sürth, Reg.⸗Baumeiſter Witten 
Anton a. 2 
2. Thiele, Frau Martha | — Dortmund 
3. Dr. Heine, Ernſt Landrat Oſchersleben (Bode) 
4. Kuhn, Erwin Adminiſtrator Biesdorf b. Berlin 
A v. Heynitz, Frl. Martha Rentnerin Berlin⸗Schoneberg 
Maria | 
6. Wüſt, Reinhard Rechtsanwalt Halle (Saale) 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Wohnort 


Frankfurt (Main) 
Caſſel 


Wiesbaden 
Frankfurt (Main) 
Caſſel 

Frankfurt (Main) 
Oberurſel (Taunus) 
Frankfurt (Main) 
Nieſte, Ldkr. Caſſel 
Hanau 

Anſpach (Taunus) 
Montabaur 
Wiesbaden 
Frankfurt (Main) 
Hanau 

Caſſel 

Fulda 

Hofheim (Taunus) 
Hersfeld 


Nr. Name Stand 
Wahlkreis Nr. 19 (Heſſen⸗Naſſau) 
Wahlvorſchlag Nr. 1 
Sozialdemokratiſche Partei (S. P. D.) 
Stimmen: 366 564 
1. Marctwald, Hans Chefredakteur 
2. Grzeſinski, Albert Oberregierungsrat 
3. Haeſe, Otto Gewerkſchafts⸗ 
beaniter 
= Ege Frau Lina - 
5. | Traudt, Valentin Lehrer 
6. Wittich, Heinrich Kaufmann. 
7. Wil, Richard Lagerverwalter 
8. Röhle, Paul Bezirksparteiſekr. 
9. Kraft, Carl Bürgermeiſter 
10. Schreiber, Eduard Goldarbeiter 
11. Becker, Emil Bürgermeiſter 
12. Rademacher, Joſef Juſtizoberſekretär 
13. Lieſer, Wilhelm Arbeiterſekretär 
14. Jourdan, Frl. Berta Lehrerin 
15. Wolf, Kurt Polizeiwachtmeiſter 
16. Pfetzing, Paul Kupferſchmied 
17. Kind, Joſef Vorſettler 
18. Meſſer, Nikolaus Werkmeiſter 
19. Holzapfel, Fritz Lehrer 
20. Reinemann, Ludwig Schreinermeiſter 


Imnienhauſen, Kr. 
Hofgeismar 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 20 und 21 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 


Sonneuſchein, Auguſt 
Chriſtian, Georg 


Steuer, Lothar 


Stimmen: 213 941 


Buchhändler 
Landwirt 
Landesgeſchäftsf. 


Marburg (Lahn) 
Unterliederbach 
Caſſel 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
4. Juſti, Heinrich Landwirt Lutzelwig, Kr. Homberg 
5. Martell, Eduard Konrektor Frankfurt (Main) 
6. Wagner, Frau Thereſe Hauptmannswitwe Wiesbaden 
7. Oberboſſel, Auguſt Gewerkſchaftsſekr. Caſſel 
8. Schutz, Heinz Fabrikant Frankſurt (Main) 
9. Hohl, Heinrich Landwirt Kirchhain (Bez. Caſſel) 
10. Spangenberg, Rudolf Oberforſter Bracht, Kr. Marburg 
11. Hain, Chriſtian Schneidermeiſter Wächtersbach 
12. Dr. Quentin, Wilfried Seminaroberlehrer Frankenberg (Eder) 
13. Bücking, Georg Oberpoſtinſpektor Frankfurt (Main) 
14. D. Wiſſemann, Georg Kreispfarrer Hofgeismar 
15. Bauer, Fritz Generalmajor a. D. Caſſel⸗Wilhelmshöhe 
16. Hengsberger, Jean Amtsgerichtsrat Schlüchtern (Bez. Caſſel) 
17. Zinke, Bruno Ingenieur Großauheim, Landkr. 
Hanau 
18. v. Loßberg, Marie Lehrerin Caſſel 
19. Kling, Johannes Eiſenb.⸗Gepacktrag. Frankfurt (Main) 
20. Waldſchmidt, Heinrich Lehrer Caſſel 
Reſtſtimmen fur Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 200 763 
1. Dr. Stemmler, Ferdinand Sanitatsrat Bad Ems 
2. Rhiel, Andreas Amtsgerichtsrat | Fulda 
3. Fink, Joſeph Schreinermeiſter Wiesbaden 
4. Dr. Graß, Fritz Generalſekretar Coblenz 
5. Schmitt, Karl Gewerkſchaftsſekr. | Fulda 
6. van Erckelens, Egon Landrat Bad Homburg v. d. H. 
7. Hahn, Frau Adele Fabrikantin Niederlahnſtein 
8. Schleß, Eduard Ingenieur Caſſel 
9. Klemann, Jakob Schulrat Montabaur 
10. Ems, Joſeph Winzer Eltville 
11. von Rhein, Joh. Adam Landwirt Altenmittlau, Kr. 
Gelnhauſen 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. Name 


12. Haſelbacher, Auguſt 

13. Dr. Pöllmann, Ernſt 

14. Hannig, Johannes 

15. Coovers, Peter 

16. Schmitt, Frl. Elſe 

17. Burggraf, Johann Georg 
18. Bohm, Hubert 

19. Kind, Georg 


Stand Wohnort 


| 


Berufsſchuldirektor Frankfurt (Main) 


Arzt Hadamar 

Pfarrer Kirchhaſel 

Poſtinſpektor Rüdesheim (Rhein) 
— Fulda 

Anſtreichermeiſter Dehrn, Kr. Limburg 

Techn. Landesinſp. Dillenburg 

Kuratus Marborn, Kr. Schlüch⸗ 

tern 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 20 und 21 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 


Stimmen: 63 772 


1. Rehbein, Karl Gewerkſchafts⸗ Hanau 
angeſtellter 

2. Müller, Oskar Bankangeſtellter Frankfurt (Main) 

3. Handke, Georg Redakteur Hanau 

4. Lang, Konrad Monteur Frankfurt (Main) 

5. Heßberger, Heinrich Landwirt Bad Orb 

6. Steinkrug, Wilhelm Schuhmachermeiſter Eſchwege 

7. Rother, Willi Büroangeſtellter Hanau 

8. Fick, Ernſt Lehrer Nied, Kr. Höchſt 

9. Meier, Wilhelm Schloſſer Melſungen 

10. Müller, Karl Fabrikarbeiter Gelnhauſen 

11. Pleß, Philipp Schloſſer Fechenheim 

12. Heiſig, Hermann Arbeiter Ravolzhauſen, Landkr. 

Hanau 5 
13. Strietzel, Frau Anna Caſſel 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 20 und 21 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. | Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 144 974 


1. Schwarzhaupt, Wilhelm Stadtſchulrat Frankfurt (Main) 
2. Kaiſer, Franz Landwirt, 1. Vorſ. Holzhauſen, Kr. Kirch⸗ 
d. Junglandbund. Hain 
Heſſen, 2. Vorſ. d. 
Reichsjungland⸗ 
bundes 
Reg.⸗Rat a. D., Ge⸗ Caſſel 
ſchäftsführer des 
mitteldeutſchen 
Braunk.⸗Synd. 
4. Froehlich, Frau Amalie Studienrat Marburg (Lahn) 
Guckes, Wilhelm Landw. u. Bürger⸗ Breithardt (Taunus) 
mſtr. a. D., Mit⸗ 
glied d. Kommu⸗ 
nallandtages und 


3. Dr. Wolff, Georg 


= 


| Landesausſchuſſ. 
6. Ulm, Friedrich Schloſſermeiſter Wetzlar 
7. Beeres, Karl Rechnungsreviſor Frankfurt (Main) 


8. Rothhaar, Friedrich Kaufmannsgehilfe, Wiesbaden 


Geſchäftsführer d. 


Deutſchnational. 
Handlungsgeh.⸗ 
Verbandes 
9. Bauſpieß, Julius Lehrer Korb (Weſterwald) 
10. Roether, Frau Marie Wiesbaden 
11. Trieſchmann, Cornelius Landwirt Oberellenbach, Kr. Ro⸗ 
tenburg i. Heil. Mail. 
12. Dr. de Bary, Auguſt prakt. Arzt Frankfurt (Main) 
13. Böhmer, Haus Sattlermeiſter Witzenhauſen 
14. Sondermann, Heinrich Buchhalter Biedenkopf 
15. Weniger, Otto Rechtsanwalt und Herborn (Dillkreis) 
Notar i 
16. Krack, Frau Marie E Caſſel 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 

17. Henrich, Fritz ODoerſchullehrer Wetzlar 

18. Keßler, Carl Kaufmann Limburg (Lahn) 

19. Knoth, Heinrich Juſtizoberſekretär Heſſ.⸗Lichtenau 

20. Schultz, Hans Jürgen Proluriſt Cronberg (Taunus) 

21. Debus, Richard Kaufmann. Bad Homburg v. d. H. 

22. Schröder, Hermann Fabrikant, Berg⸗ Fachbach -Nieveiner- 
werks⸗ u. Hütten hütte, Kr. St. 
beſitzer Goarshauſen 

23. Schindler, Paul Generalſekretär Frankfurt (Main) 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſchlands 


Gau Heſſen⸗Naſſau 


Heins, Wilhelm 
Kauer, Friedrich 
Fack, Johannes 


Aller, Wilhelm 


Gemeinder, Peter 
Wiſchnack, Hermann 
Dr. Stock, Kuno 

Reſtſt immen 


Wahlvorſchlag Nr. 7 


Stimmen: 27 664 
Lehrer 
Studienrat 
Steiger 


Gerbereiarbeiter 


Hilfsarbeiter 
Rektor 
Arzt 


Caſſel⸗Wilhelmshöhe 
Wetzlar 

Röhrigshof b. Heim⸗ 
boldshauſen (Werra) 
Herborn⸗Schießberg 
(Dillkreis) 

Frankfurt (Main) 

Eſchwege 

Wallau, Kr. Biedenkopf 


für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Deutſche Demokratiſche Partei 


Goll, Emil 
Wickel, Werner 


Dr. Kempf, Frau Roſa 


Grün, Heinrich 


. Dr. Deutſchbein, Max 


Stimmen: 97 139 


Gaſtwirt 
Lehrer 


Studiendirektor 
a. D. 

Bürgermeiſter 

Hochſchullehrer, 
Profeſſor 


Frankfurt (Main) 
Helfrich i. T. (beſetztes 
Gebiet) 

Frankfurt (Main) 


Kirchhain (Bez. Caſſel) 
Marburg (Lahn) 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: 


Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
6. Ufer, Paul Regierungs u. Dillenburg 
Schulrat 
7. Steinmeß, Adolf Landesbankvorſtand Weilburg 
8. Rade, Frau Dora Stadtverordnete Marburg (Lahn) 
9. Steiner, Auguſt Maſchinenſchreiner Frankſurt (Main) 
10. Dr. Malkomeſius, Philipp Chemiker Winkel (Rheingau) 
Ernſt 
11. Stützer, Heinrich Stadtoberſekretärx Caſſel 
12. Küchler, Jakob Seminaroberlehrer Uſingen 
13. Dr. Göring, Carl Amtsgerichtsrat Hofgeismar 
14. Wurm, Max Spenglerober⸗ Frankfurt (Main) 
innungsmeiſter 
15. Walther, Fritz Seminaroberlehrer Schlüchtern (Bez. 
i. R. Caſſel) 
16. Reiſer, Jacob Ludwig Redaktionsſekretär Frankfurt (Main) 
17. Mütze, Ludwig Lehrer Marburg (Lahn) 
18. Oechler, Frl. Elſe Mittelſchullehrerin Frankfurt (Main) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 26 375 
1. Bredt, Viktor Univerſitätsprofeſſor Marburg (Lahn) 
2. Dr. Rhode, Werner Rechtsanwalt Frankfurt (Main) 
3. Dr. Weßler, Heinrich Staatsanwalt Frankfurt (Main) 
4. Hüther, Albert Schreinerobermſtr. Hanau 
5. Viel, Carl Schloſſermeiſter Frankfurt (Main) 
6. Matthaei, Georg Ludwig Kaufmann Frankfurt (Main) 
7. Schmidt, Friedrich Kaufmann Frankfurt (Main) 
8. Oberkoötter, Hubert Malermeiſter Frankfurt (Main) 
9. Vogler, Nikolaus Maler⸗ u. Weiß⸗ Frankfurt (Main) 
bindermeiſter 
10. Ungerer, Wilhelm Kaufmann Frankfurt (Main) 
11. Schüttler, Karl Rektor Frankfurt (Main) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 20 und 21 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 19: Heſſen⸗Naſſau 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 11 
Großdeutſch⸗Heſſiſcher Bund 


Stimmen: 1308 


1. Kunz, Ernſt Kaufmann Niederzwehren, Landkr. 
Caſſel 
2. Ludolph, Karl Heinrich Landwirt Wernswig⸗Willinghain 
(Bez. Caſſel) 
3. Ide, Wilhelm Schriftleiter und Caſſel 
Bundesgeſchäfts⸗ 
führer 
4. Dr. med. Andrée, Karl prakt. Arzt Marburg (Lahn) 
5. Schorbach, Bernhard Geſchäftsführer Kirchhain (Bez. Caſſel) 
6. Scherz, Moritz Forſtkaſſenrendant Heſſ.⸗Lichtenau 
* 
7. Suabediſſen, Karl Pfarrer Heiligenrode, Landkr. 
Caſſel 
8. Knierim, Emil Rechtsanwalt Hilders 
9. Zelder, Max Mechaniker Caſſel 
10. Spies, Hans Glaſermeiſter Caſſel 
11. Wagner, Heinrich Landwirt Mosheim, Kr. Hom⸗ 
berg 
12. Degenhardt, Chriſtian Kaufmann Caſſel 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 11 


Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (m. S. P. D.) 


Stimmen: 5371 


1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 

2. Thies, Philipp Weißbinder Frankſurt (Main) 
3. Schonder, Frau Anna = Frankfurt (Main) 
4. Hamm, Karl Schloſſer Frankfurt (Main) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 20 
Reſtſtimmen ſür Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen 


Der Bewerber 


Nr. Name 


Stand 


Wohnort 


Wahlkreis Nr. 20 (Köln⸗Aachen) 


Wahlvorſchlag Nr.! 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 139 037 


1. Haas, Auguſt 

2. Kirſchmann⸗Röhl, Frau 
Eliſabeth 

Fries, Philipp 

Marx, Franz 

Pfaff, Richard 
Kuhnen, Ludwig 
Leimbach, Joſef 
Schmidt, Hermann 


er > 


9. Klein, Mathias 


Beigeordneter 


Schneider 
Beigeordneter 
Geſchaftsführer 
Beigeordneter 
Angeſtellter 
Angeſtellter 


Privatbeamter 


Köln 
Köln 


Köln 

Bonn 
Gummersbach 
Aachen 


| Köln 
| Türnich-Baltyaujen 


(Bez. Köln) 
Siegburg 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 21 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 


1. Schwecht, Ludwig 


2. Luyken, Karl 

3. Waſſermeyer, Heinrich 
4. Welter, Frau Emmi 
5. Schaub, Peter 

6. Gehl, Friedrich 

7 

8 


. Pickhardt, Ernſt 
. Weber, Peter 


Stimmen: 64 179 
Landwirt 


Pfarrer 

Juſtizrat 
Schneidermeiſter 
Juſtizoberſekretär 
Fabrikant 
Gutspächter 


Sievernich⸗Hof Dirlau, 
Kr. Düren 

Gummersbach 

Bonn 

Aachen. 

Köln 

Koln 

Gummersbach 

Laurensberg⸗Pfaffen⸗ 
broich, Landkr. Aachen 


Nr. 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen 


Der Bewerber 


Name 


9. Freiherr von Eltz⸗ 


Rübenach, Clemens 


10. Vogts, Frl. Maria 


Ne 


) hat auf fein Mandat verzichtet. 


von Schmid, Karl 


Stand 
Rittergutsbeſitzer 
| 


Stadtverordnete 
Major a. D. 


Wohnort 


Wahn (Rheinland) 


Köln⸗Lindenthal 
Aachen 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 21 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Dr. Lauſcher, Albert 
Bachem, Frau Emma 
Harſch, Peter 


Dr. Hermes, Andreas 
Oppenhoff, Joſeph 
Peſch, Guſtav!) 
Bergmann, Johann 
Baumann, Karl 

Dr. Schwering, Leo 
Krug, Philipp 

Dr. Weiter, Fr'tz 
Merz, Peter“ 


Dr. Lauer, Frl. Amalie 


Richter, Heinrich 


Dr. Landmeſſer, Franz 
Lauterbach, Peter 
Schorens, Wilhelm 


Zentrumspartei 


Stimmen: 462 046 


Univerſitätsprof. 
Rentnerin 
Gewerkſchafts⸗ 
beamter 
Reichsminiſter a. D. 
Landgerichtspräſid. 
Drechſlerobermſtr. 
Beigeordneter 
Gutsbeſitzer 
Studienrat 
Schulrat 
Arzt 
Eiſenbahnwagen⸗ 
meiſter 


Direktorin d. ſtädt. 


Wohlfahrtsſchule 
Verbandsgeſchäfts⸗ 

führer 
Stiftsvikar 
Gewerkſchaftsſekr. 
Gutsbeſitzer 


Bonn 
Königswijnter 
Herzogenrath, 
Landkr. Aachen 
Berlin⸗Dahlem 
Aachen 
Köln⸗Ehrenfeld 
Köln⸗Mülheim 
Frechen⸗Haus Vorſt 
Köln⸗Braunsfeld 
Düren (Rheinland) 
Overath 

Köln 


Köln 


Köln⸗Mülheim 


Aachen 


Mechernich (Eifel) 

Cornelimünſter⸗Brei⸗ 
nigerheide, Landkr. 
Aachen 


- 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Peſch. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen 


Name 


Greis, Theodor 
Müller, Frl. Maria 


Bongartz, Joſef 


Henſen, Peter 
Mönnig, Hugo 


Der Bewerber 


Stand 


Dachdeckermeiſter 
Studienrat 


Fabrikant 
Schriftleiter 
Juſtizrat 


Wohnort 


Bergiſch Gladbach 
Eſchweiler, Landkr. 
Aachen 

Düren (Rheinland) 
Godesberg 

Köln 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 21 


9 


. g . 


= 


16. 


Reſtſtimmen für Landesſpahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Liſte der Kommuniſten 


Winterich Johann 
Kerff, Wilhelm 


Backes, Peter 


Friſch, Nikolaus 
Hoffmann, Fritz 
Lyrmann, Frau Gerta 
Eich, Wilhelm 
Weinand, Georg 
Münſtermann, Heinrich 
Unger, Ernſt 

Krauß, Joſef 
Patrzynski, Karl 
Meyer, Frau Gertrud 
Ambacher, Wilhelm 


Benz, Theodor 


Preiß, Hubert 


Stimmen: 79 692 


Parteiſekretär 
Lehrer 


Gewerkſchaftsſekr. 


Schlofſer 
Anſtreicher 


Schloſſer 
Modellſchreiner 
Metallarbeiter 
Lehrer 
Fabrikarbeiter 
Städt. Arbeiter 
Arbeiter 
Schloſſer 
Stadt. Arbeiter 


Köln⸗Deutz 
Laurensberg⸗Vaelſer⸗ 
quartier, Landkr. 
Aachen 

Broich Euchen, Landkr. 
Aachen 
Köln⸗Nippes 
Gummersbach 

Köln 

Sürth (Rhein) 
Köln⸗Kalk 

Aachen 
Köln⸗Lindenthal 
Bensberg 
Köln⸗Mülheim 
Köln⸗Dellbrück 

Köln 

Köln⸗Mülheim 

Köln 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 21 


462 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 71 380 


1. Dr Heimann, Max Rechtsanwalt Koln 

2. Dankler, Matthias Volksſchullehrer Kohlſcheid, Landkr. 
Aachen 

3. Dr. Loſenhauſen, Paul Landgerichtsrat Aachen 

4. Siegert, Frl. Marie tadtverordnete Neuwied 

5. Dr. Krantz, Fritz Kaufmann Bonn 

6. Stiller, Otto Oberſchullehrer Düren (Rheinland) 

7. Schleuſener, Hermann Zugreviſor Koln 

8. Degenring, Wilhelm Kaufmann Marienberghauſen 

9. Graf, Hubert Lehrer Würſelen, Landtr. 
Aachen 

10. Junge, Karl Schloſſermeiſter Köln⸗Mülheim 

11. Martiny, Emil Poſtſekretär a. D. Koln 

12. Scherer, Karl Juſtizoberſekretär Köln 

a. D. 
13. Lehne, Frl. Gertrud Telegraphenaſſiſt. Köln 
14. Tillich, Georg Oberlandmeſſer Köln 


15. Dr. Moldenhauer, Paul Univerſitätsprofeſſor Köln 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 21 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Vereinigte völkiſche Liſte) 


Stimmen: 5176 


1. Dr. Ley, Robert Chemiker Wiesdorf b. Köln 
2. Friedrich, Bruno Lehrer Rebbelroth b. Gum 
mersbach 
3. Tendering, Hans Eberh. Kaufm. Angeſtellter Eitorf 
4. Georg, Theodor Eiſenbahu⸗Ober⸗ Köln 
| gütervorſteher 
5. Mainz, Heinrich Kaufmann Koln 
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Wahlvorſchl. Wahltreis 20: Köln⸗Aachen 


— — . (——— — gL— b - — 


Der Bewerber 


Name 


Nr. Stand Wohnort 
6. Heublein, Karl Oberpoſtſekretär Köln⸗Nippes 
7. Huſſy, Gottfried Angeſtellter Köln 
8. Cremer, Wilhelm Elektromonteur Köln 
Reſtſtimnien für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demotratiſche Partei 
Stimmen: 32 561 
1. Dr. Gottſchalk, Auguſt Studiendirektor Gummersbach 
2. Pohlſchröder, Frau Hedw. — Koln 
3. Mayer, Siegmund Rechtsanwalt Bonn 
4. Viehweg, Arthur Geſchäftsführer Köln 
5. Frielingsdorf, Frl. Lueie Hochſchulangeſtellte Aachen 
6. Rollmann, Hans Fabrikant Köln⸗Marienburg 
7. Bachmann, Ferdinand Mechanikermeiſter Aachen 
8. Bender, Frau Käthe = Düren (Rheinland) 
9. von der Ahe, Otto Reg.⸗Landmeſſer Siegburg 
10. Friedrichs jr., Wilhelm Fabrikant Bonn 
11. Wörsdörfer, Friedrich Juſtizoberſekretär Köln 
Wilhelm 
12. Blaſius, Heinrich Gewerbetreibender Remerſcheid b. Ründe⸗ 
. und Landwirt roth 
13. Klein, Franz Direktor der ſtädt. Aachen 
£ Schwimmanſtalt 
14. Kever, Hubert Kettenfabrikant Stolberg (Rheinland) 
15. Breer, Friedrich Verzinner Rodenkirchen (Rhein) 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mitteljtandes 
Stimmen: 29 458 
1. Dr. Klamt Hermann J Generalſekretär Bonn 
2. Schwenk, Hermann?) Rektor Oberhauſen (Rheinl.) 
3. Reidel, Rudolf Kaufmann Koln 
1) hat die Wahl nach der Landesliſte angenommen, hier abgelehnt. — ) Erſatzmann für den Abgeordneten 


Dr. Klamt. 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 20: Köln⸗Aachen 


Der Bewerber 


Nr. | Name Stand Wohnort 
4. | Runge, Franz Weinhändler Köln 
5. Mieves, Joſef Polſterer u. Dekor. Düren (Rheinland) 
6. Müller, Heinrich Lehrer Köln⸗Nippes 
7. Schneidewind, Karl Metzgermeiſter Köln⸗Mülheim 
55 | Dr. Bayer, Joſef Sanitätsrat Köln 
Ullmann, Leon Kaufmann Köln 
10 Bartel, Karl Konditor Köln 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 21 


e 1 m 
N 


S b S 4 — 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 13 


unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 3 498 


Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 

Ackermann, Frl. Henriette Buchhalterin Köln⸗Ehrenfeld 
Bingen, Johann Lagerarbeiter Köln⸗Niehl 
Berger, Johann Bautechniker Köln 


4 
3 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 19 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 17 


Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 
Stimmen: 5 164 


Dr. Frank, Georg Syndikus Köln 
Fuſen, Hubert Techniker Köln 
Stahl, Heinrich Rektor Köln 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 21 


Wahlvorſchlag Nr. 18 


Polenpartei 

Stimmen: 356 
Kolpacki, Franz Gewerkſchaftsſekr. Bochum 
Kwiatkowski, Marian Redakteur Herne 
Buczkowska, Frau Leokadia — Duisburg 
Drukarczyk, Johann Parteiſekretär Börnig 


| 
Kierczynski, Franz Gewerkſchaftsführ. Gelſenkirchen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 19 


Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) 
Stimmen: 9 947 


1. Dr. Hagenguth, Waldemar Rechtsanwalt Köln 

2. Palm, Hans Baptiſt Architekt Aachen 

3. Päbler, Heinrich Schreiner Köln⸗Ehreufeld 
4. Martin, Julius | Architekt Trier 

5. Collin, Friedrich Dentiſt Aachen 

6. | Zeitler, Frl. Clementine Lehrerin Trier 

7. Maaßen, Franz Juſtizſekretär Köln⸗Mülheim 
8. Habrich, Wilhelm Lehrer Köln⸗Nippes 
9. Homburg, Wilhelm Kanzleiſekretär Aachen 

10. Dr. Schuld, Franz Rechtsanwalt Köln 

11. Pütz, Jakob Poſtſchaffner Köln⸗Ehrenfeld 
12. Klumb, Jakob Büroinſpektor Köln⸗Nippes 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 21 
Reſtſtümmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 


Wahlkreis Nr. 21 (Coblenz⸗Trier) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 56 691 


1. Kleinmeyer, Joſef Reg.⸗Kanzl.⸗Sekr. Pfaffendorf, Landk:. 
Coblenz 

2. Wermelskirchen, Fritz Gewerkſchaftsſekr. Trier 

3. Duas, Joſef Arb. u. Kleinlandw. Vallendar 

4. Krukenberg, Frau Elsbeth — Kreuznach 

5. Hub, Heinrich Eiſenbahner Kürenz, Laudir. Trier 

6. Schmitt, Heinrich Steinarbeiter Ma yen 

7. Seiferth, Erwin Schloſſer Neuwied 

8. Gerhards, Hermann Lehrer Rüſcheid, Kr. Neuwied 

9. Winſauer, Philipp Buchdrucker Hechingen 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 1 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


16 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 53 060 
1. Bachem, Julius Regierungsrat Berlin⸗Steglitz 
2. Heinemann, Ernſt Landwirt Niederbieber, Kr. Neu 
wied 
3. Baſtian, Fritz Winzer Bacharach (Rhein) 
4. Jüngſt, Robert Lokomotivführer Betzdorf (Sieg). 
5. Schmitt I, Heinrich Gaſtwirt Langenlonsheim 
| (Nahe) 
6. Keller, Franz Landwirtſchafts⸗ Haigerloch 
ſchuldirektor 
7. Lantzſch, Wilhelm kauſm. Angeſtellter Trier 
8. Winter, Wilhelm Metzgermeiſter Saarbrücken 
* Lappe, Emil Rentner Neuwied 
10.] Dr. Petri, Walter Vorſt. d. ſtädt. Nah⸗ Coblenz 
rungsmittelunter⸗ 
ſuchungsamtes 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 326 322 
I. Dr. Heß, Joſeph Reg.⸗Direktor Ahrweiler 
2. Jacoby⸗Raffauf, Wilfeln | Gutsbeſitzer Wolken, Ldkr. Coblenz 
3. Heßberger, Frau Maria - Berlin⸗Wilmersdorf 
4. Schmidt, Albert Eiſenbahndreher Conz, Landkr. Trier 
5. Diel, Jacob Weingutsbeſitzerr Rümmelsheim⸗Burg⸗ 
layen, Kr. Kreuznach 
6. Dr. Eismann, Adam Pfarrer Betzdorf (Sieg) 
u Loenartz, Friedrich Landrat Bitburg (Bez. Trier) 
8. Petry, Johann Verbandsdirektor Sigmaringen 
9. Kirſch, Joſef Kartelſekretär Coblenz⸗Moſellveiß 
10. Kley, Otto Reg.⸗ u. Schulrat Trier 
11. Schmitz, Johannes Profeſſor Andernach 


107 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier 


—ͤ —— 
Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
I 

er Vogel, Nikolaus Lehrer | Rockeskyll, Kr. Daun 
13. Niederkorn, Joh. Peter Winzer u. Landw. | Nennig, Kr. Saarburg 
14. Rothländer, Fräul. Helene Lehrerin Coblenz 
15. Hannemann, Adalbert Reg.⸗Oberinſpektor Horchheim (Bez. Coblz.) 
16. Scheuer, Alois Eiſenbahnbeamter Trier 
17. Pauly, Carl Jof. Landwirt Kelberg (Eifel) 
18. Mehliß, Eugen Apothekenbeſitzer Linz (Rhein) 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 3 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Wahlvorſchlag Nr. 4 


Kommuniſten 

Stimmen! 22 289 
1 Sommer, Michael Parteiſekretär Gleuel, Landkr. Koln 
2. Heinz, Johann Arbeiter Ehrang, Landkr. Trier 
3. Struth, Johann Maurer Horchheim (Bez. Coblz 
4. Becker I, Julius Steinarbeiter | Kirn 
5. Müller, Johannes Eiſendreher Neuwied 
6. Kohns, Peter Muſiker Metternich, Ldkr. Coblz⸗ 
7. Zenz, Joſef Schloſſer Horchheim (Bez. Coblz.) 
8. Hocke, Fred Arbeiter Mayen 
9. Mara, Peter Backer Bendorf (Rhein) 
10. | Meurer, Willi Arbeiter Heimbach-Weis, Kr. 


Neuwied 


Verbunden mit den Wahlvorſchlagen Nr. 4 der Wahlkreiſe Nr. 19 und 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 
Stimnien: 41 474 


1. Eichhoff, Franz Landgerichtsdir. Caſſel⸗Wilhelmshöhe 
2. Siegert, Frl. Marie Stadtverordnete Neuwied 
3. Seufferheld, Carl Adminiſtrator Mertelsdorf⸗Grün⸗ 

ö haus, Landkr. Trler 
4. Simon, Robert Fabrikant Kirn 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
5. Kemper, Friedrich Oberrentmeiſter Kreuznach 
6. Pflumm, Konrad Studienrat Prüm (Eifel) 
7. Kaas, Paul Amtmann Coblenz 
8. Dommerque, Frau Maria — Mauyſchoß, Kr. Ahrweil. 
9. Hempel, Willibald Major a. D., Coblenz 
| Vertragsangeſtellt. 
10. Follwill, Peter Bäckermeiſter Trier 
11. Molly, Heinrich Landwirt Breitſcheidt, Kr. Alten⸗ 
kirchen 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
(Völkiſch⸗ſozialer Block) 
Stimmen: 2 618 


J. Schumacher, Heinrich Bergmann Niedererbach, Kr. Al⸗ 
tenkirchen 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 


Stimmen: 17 615 


1. Rautenſtrauch, Wilhelm Kommerzienrat Trier 

2. Schönfelder, Alfred Reg.⸗Oberbauinſp. Sigmaringen 

3. Stöppler, Sophie Studienrätin Neuwied 

4. Krüger⸗Velthuſen, Herm. | Pfarrer St. Goar 

5. Moritz, Karl Oberſtadtſekretär Kreuznach 

6. Vonolfen, Carl Malermeiſter Trier 

7. Schneider, Chriſt. Wilh. Kaufmann Hönningen (Rhein) 
8.] Dr. Keller, Robert Sanitätsrat Coblenz 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 21: Coblenz⸗Trier 


S g. ge N 


1 


Der Bewerber 


Name 


Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſthaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 


Stimmen: 13 901 


von Detten, Max 
Funken, Hermann 
Blonk, Ferdinand 


Heinz, Karl 
Kuner, Eduard 
Herrig, Mathias 


Dr. Baſtgen, Mathias 
Scholl, Ferdinand Aug. 


Kaufm. u. Gutsbeſ. Kreuznach 


Kaufmann Trier 
Diplomingenieur Pfaffendorf, Landkr. 
Coblenz 
Achſendreher Conz, Landkr. Trier 
Kunſtgewerbler Coblenz 
Werkſtättenvor⸗ | Conz, Landkr. Trier 


ſteher a. D. 
Studienrat, Prof. Coblenz 
une, Trier 
i. P. 


Verbunden mit den Wahlvorſchlägen Nr. 9 der Wahlkreiſe Nr. 10 und 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


70 


90 S O E g e 


Wahlvorſchlag Nr. 17 


Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht, 
Stimmen: 2321 


Dr. Hagenguth, Waldent, 
Palm, Hans Baptiſt 
Päbler, Heinrich 
Martin, Julius 

Collin, Friedrich 
Zeitler, Frl. Clementine 
Maaßen, Franz 
Habrich, Wilhelm 
Homburg, Wilhelm 

Dr. Schuld, Franz 

Pütz, Jakob 


Klumb, Jakob 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 19 des Wahlkreiſes Nr. 20 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 22 


Rechtsanwalt Koln 

| Architekt Aachen 
Schreiner Köln⸗Ehrenfeld 
Architekt Trier 
Dentiſt Aachen 
Lehrerin Trier 
Juſtizſekretar Köln⸗Mülheim 
Lehrer Köln⸗Nippes 
Kanzleiſekretär Aachen 
Rechtsanwalt Koln 
Poſt ſchaffner Köln⸗Ehrenfeld 
Büroinſpektor Köln⸗Nippes 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlkreis Nr. 22 (Düſſeldorf⸗Oſt) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 154 573 


1. Haberland, Carl Parteiſekretär Barmen 
2. Chriſtmann, Frau Sofie — Barmen 
3. Meyer, Hermann Geſchäftsführer Solingen 
4. Berten, Peter Redakteur Düſſeldorf 
5 Obermeyer, Karl Geſchäftsführer Eſſen 
6. Funk, Frau Hertha Maria Düſſeldorf⸗Gerresheun 
7. Sauerbrey, Paul Bürgermeiſter Ohligs 
J.] Schmidt, Auguft Gewerkſchaftsſekt. Bochum 
. Bühler, Rudolf Angeſtellter Remſcheid 
10. Reetz, Otto Gewerkſchaftsſeklr. Wermelskirchen 
11. Barten, Artur Stadtgarteninipeit. Velbert (Rheinland) 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 
Wahlvorſchlag Nr. 2 
Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 153 720 
1. Stuhrmann, Heinrich Direktor Godesberg 
2. von Tiling, Magdalene Oberin Elberfeld 
3. Janſſen, Johannes Kaufmann Barmen 
4. Dr. Weiſemann, Ewald Studienrat Remſcheid 
5. Büchſenſchütz, Otto Gewerkſchaftsſekr. Barmen 
5 | Dr. Tuft, Paul Chemiker Vohwinkel 
4. Mühlinghaus, Peter Landwirt Lennep 
8. Schweigel, Frau Luiſe = Düſſeldorf 
9. Weſtphal, Frau Wilhelm. Barmen 
10. Henkel, Ernſt Kleinhändler Lennep 
. Ziemer, Paul Diplomingenieur Eſſen 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 


Nr. 


Der Bewerber 


Name 


12. Müller, Paul 

13. Lauterjung, Carl Auguſt 
14. 
12 


16. 


17. 
18. 
198 


20. | 


21. 
22. 


Schulz, Erich 
Pick, Richard 


Griefno, Frau Margar. 


Schäfer, Johannes 
Dülfer, Paul 

Fauſt, Johannes 
Lippold, Gottlieb 
Scheidt, Ernſt O. 

D. Dr. de Weerth, Wilh. 


Stand 


Bürodirektor 


Fabrikant 


Reg.⸗ u. Baurat 


Bandwirkermeiſter 


Bäckermeiſter 
Kaufmann 


Fabrikarbeiter 


Kaufmann 
Architekt 
Reg.⸗Aſſeſſor 


Wohnort 


| Vohwinkel 
Ohligs 
Düſſeldorf 


Lüttringhauſen, Kr. 
Lennep 


Wedau (Bez. Düſſel⸗ 


dorf) 
Düſſeldorf⸗Gerreshein 
Elberfeld 
Eſſen⸗Weſt 
Remſcheid 
Leichlingen 
Elberfeld 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Wahlvorſchlag Nr. 3 


Zentrumspartei 

Stimmen: 246 379 
stloft, Chriſtian Beigeordneter Eſſen 
Dr. Schmitt, Jakob Präſident Düſſeldorf 
Badenberg, Albertine | Konrektorin Steele 
Teitſcheid, Viktor Bäckerobermeiſter Opladen 
Rürup, Heinrich Bergbaubeamter Eſſen⸗Hüttroop 
Bel, Karl Bürgermeiſter Angermund (Bez. 

| Düſſeldorf) 

Dr. Dichgans, Hermann Apotheker Elberfeld 
Letterhaus, Bernhard Gewerkſchaftsſekr. Barmen 
Zumegen, Frau Johanna —— Düſſeldorf 
Deutſch, Wilhelm Rektor Wiesdorf (Niederrhein) 
Dr. Tewes, Wilhelm Syndikus Düſſeldorf 
Hürten, Frau Eugenie — Lennep 
Schloſſer, Jean Gewerlſchaftsſekr. Barmen 
Dr. Frin, Joſeph Studiendirektor Eſſen⸗Caternberg 
Dröſſer, Theodor Arbeiterſekretär Düſſeldorf 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


— 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand ' Wohnort 
Wahlvorſchlag Nr. 4 
Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 210 328 
1. Eppſtein, Eugen Angeſtellter Koln 
2. Loquingen, Peter Metallarbeiter Neuß 
3. Obuch, Gerhard Rechtsanwalt Düſſeldorf 
4. Merker, Paul Angeſtellter Berlin 
> Plenge, Oskar Schriftleiter Solingen 
6. Dunder, Arnold | Dreher | Duſſeldorf⸗Gerresheim 
7. Makowski, Johann Schleifer Eſſen 
8. Otten, Frau Eliſe — Duſſeldorf⸗Rath 
9. Boſchen, Heinrich Maurer Höhfcheid, Landkr. So⸗ 
lingen 
10. Timm, Auguſt Fabrikarbeiter Remſcheid 
11. Fiſcher, Paul Metallarbeiter Eſſen 
12. Leininger, Wilhelm Schreiner Duͤſſeldorf 
13. Thol, Karl Bürogehilfe Gräfrath, Landkr. So⸗ 
| fingen 
14. | Schäfer, Frl. Hulda Spulerin Barmen 
15. Schröer, Hermann Bergmann Eſſen 
16. Mogwitz, Hermann Müller Düſſeldorf 
17. Bormann, Frau Hedwig — Eſſen 
18. Hage, Hugo Oberbauarbeiter Düſſeldorf⸗Flingern 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 
Wahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſihe Volkspartei 
Stimmen: 116 381 
1. Dr. Boehm, Willy Medizinalrat Rennſcheid 
2. Thöne, Frl. Hedwig | Oberſchulrat Berlin⸗-Lichterfelde 
3. Schmid, Karl Bürgermeifter a. D., Berlin 
Generalkommiſſar 


des Reiches fur 
Rhein und Ruhr 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf-Oſt 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr Name | Stand 
1 
4. Kandzia, Emil Gewerkſchaftsführ. Barmen 
5. Meis, Carl Kaufmann Wald (Rheinland) 
6. Ublendahl, Carl Bauunternehmer Eſſen 
7. Lotz, Heinrich Rektor Elberfeld 
8. Holzweißig, Roberk Konditorobermeiſter Elberfeld 
9. Maczioſſek, Frl. Frieda Telefonbeamtin Eſſen 
10. | Schlieper, Franz Landwirt Mettmann⸗Haus Lau⸗ 
bach 
11. Dr. Hinsberg, Adolf | Juſtizrat, Rechts⸗ Barmen 
anwalt 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Wahlvorſchlag Nr. 6 
Völkiſch⸗ſozialer Block 
(Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung) 
Stimmen: 16 533 
1. Wiegershaus, Friedrich, Handelsvertreter, Elberfeld 
Stadtverordneter 
2. Rande, Heinrich Schloſſer | Sterkrade 
3. Klemm, Wilhelm Kauſmann Kettwig 
J. Riſch, Wilhelm Kaufmann Eſſen⸗Weſt 
5. Börger, Wilhelm Heinrich Elektrotechniker Neuß 
6. Neumann, Kurt Eiſenbahninſpektor Düſſeldorf 
7. Küppers, Hans Lehrer Langenberg (Rhld.) 
8. Göbert, Walter Maſchineubauer Remſcheid 
9. Fiſchbach, Otto Fabrikant Elberfeld 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 
Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 45 601 
1. Greßler, Julius Prof., Beigeordn. Barmen 
2. Lebach, Willy Fabrilbeſitzer Düſſeldorf 
3. Poensgen, Frl. Martha — Düſſeldorf 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 


Der Bewerber 


Nr. Name Staud Wohnort 
l ı 

4. Will, Otto ſtadt. Direktor Remſcheid 

5. Lange, Ludwig Gewerlſchaftsſekr. Elberfeld 

6. Wetter, Carl Paoerteiſekretär Duisburg 

7. Schloßmann, Frau Klara — Düſſeldorf 

8. Eicke, Wilhelm Malermeiſter Eſſen 

. Dr. med. Köfter, Ernſt Arzt Werden (Ruhr) 
10. Heeſe, Guſtav Ob.-Tel. Sekretär Düſſeldorf 

11. Dr. Günther, Rudolf Studiendirektor Wermelskirchen 
12. Steinert, Hans Beigeordneter Wülfrath, Kr. Metim. 
1 Bierwirth, Emil Bezirksleiter Eſſen 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Wahlvorſchlag Nr. 9 


Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 31 697 


1. Schön, Conrad Handwerker und Elberfeld 
Stadtverordneter | 

2. Schlöſſer, Victor Landwirt Ratingen 

3. Raffert, Fritz Gaſtwirt Elberfeld 

4. Dr. Stein, Otto Kaufmann | Düſſeldorf⸗Oberkaſſel 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (N. S. P. D.) 
Stimmen: 5 307 
1. Liebknecht, Theodor Rechtsanwalt Berlin 
2. Wilhelm, Georg Landwirtſchafts⸗ ä Düſſeldorf 
ſchuldirektor a. D. 
3. Renneiſen, Konrad Stadtdirektor Hilden 
J. Scherer, Wilhelm Sattler Barmen 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 22: Düſſeldorf⸗Oſt 


Der Bewerber 


Nr. | Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 15 


Polenpartei 
Stimmen: 1543 
1. Kolpacki, Franz Gewerkſchaftsſekr. Bochum 
2. Kwiatkowski, Marian | Redakteur | Herne 
3. Drukarczyk, Johann Parteiſekretär Börnig 
4. Kierczynski, Franz Gewerkſchaftsführer Gelſenkirchen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands 
Stimmen: 7416 
1. Sahler, Hans Eiſenbahnoberſekr. Opladen 
2. Gemein, Adolf Dreher Eſſen⸗Weſt 
3. Loheſt, Joſef Telegrobherurbeiter Barmen 
4. Heibach, Franz Dreher Eſſen⸗Weſt 
5. Sterzenbach, Franz Eiſenbahner Opladen 
6. Meurer, Frau Wilh. | — Eſſen⸗Weſt 
7. Eſſer, Hubert Fräſer Eſſen 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
Wahlvorſchlag Nr. 18 
Aufwertungs⸗ und Wiederaufban⸗Partei 
Stimmen: 11042 
1. Horſtmannshoff, Hermann Rentner Düſſeldorf⸗Grafenberg 
2. Linke, Paul Kaufmann Barmen 
3. Altena, Arthur | Ingenieur Düſſeldorf⸗Holthauſen 
4. vom Bruck, Emil | Imker Elberfeld⸗Sonnborn 
5. Gülzow, Carl Rentner Düſſeldorf 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 23 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. — 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 19 


Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 
Stimmen: 4 657 


1. Ale, Ernſt Bergmann Gelſenkirchen⸗Rott 
| hauſen 
2. Groß, Wilhelm Lehrer Barmen 
3. vom Grafen, Alfred Architekt Eſſen 
J. Bartels, Fritz Kunſtmaler und Wandsbek 
| Schriftſteller 
5. Bollmann, Otto Schloſſermeiſter Lüttringhauſen, Kr. 
| Lennep 
6. Spürkel, Peter Straßenbahn⸗ Gelſenkirchen⸗Rott 
| wegenführer hauſen 
7. Dr. med. Nordwall, Anton Arzt Norden 
8. Luczak, Hugo Verſicherungs⸗ Berlin⸗Lichtenberg 
angeſtellter | 
9. Beckmann, Wilhelm bisher Gewerk⸗ Zehlendorf (Wannſee 
ſchaftsführer bahn) 
10. Hildenbrand, Paul Prokuriſt Leichlingen 
11. Heimberg, Frl. Berta — Weſterholt (Bez. 
Münſter) 
12. Merks, Wilhelm Korvettenkapitan Altona 
a. D. ! 
13. Heep, Karl Architekt Leichlingen 
14. Schulze, Friedrich Oberſchullehrer Elberfeld 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 20 


Wahlkreis Nr. 23 (Düſſeldorf⸗Weſt) 


Wahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei 
Stimmen: 106 791 


1. Schluchtmann, Wilhelm ö Landrat Dinslaken (Niederrhein 
2. Lewerentz, Friedrich Parteiſekretär Crefeld 
3. Müller, Ernſt Angeſtellter Duisburg 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: 


Düſſeldorf⸗Weſt 


—— ü ⁊ — 


Nr. 


hi 


ou 


Der Bewerber 


Name Stand | Wohnort 
Schlebuſch, Hubert Volksſchullebrer München Gladbach 
Eske, Wilhelm Werkmeiſter Dinslaken⸗Hiesfeld 
(Niederrhein) 
6. Rinke, Karl Lohgerber Neuß 
7. Rüland, Wilhelm Schloſſer Hamborn 
Knops, Peter Gewerkſchafts⸗ Goch 
ſelretär 


www m 


Hartjes, Frau Anna 


MünchencGladbach 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 1 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Wahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 86 696 
Kammergerichtsrat | Berlin 


Dr. Deerberg, Friedrich 


Hein, Wilhelm Arbeiterſekretär Barmen 

Schilling, Jacob Verwaltungsdirek⸗ Hambori-Brudbausen 
tor a. D., Prokuriſt 

von Danwitz, Konrad Gutsbeſitzer Anrath 

Hagen, Carl Ewald | Kaufmann Duisburg 

v. Eicken, Karl Schloſſermeiſter, Mülheim (Ruhr) 

Stadtverordneter 
Wilkening, Georg Rektor Mörs 
Borgards, Gerhard Maſchiniſt Homberg⸗Eſſenberg 
Niederrhein) 
Koch, Frl. Frieda Handlungsgehilſin Duisburg 
Schaumann, Carl Auguſt Kauſmann Mülheim (Ruhr) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 2 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 2 
Wahlvorſchlag Nr. 3 


Deutſche Zentrumspartei 
Stimmen: 330 544 


Dr. am Zehnhoff, Hugo 
Stoffels, Frau Eliſe 
Steger, Chriſtian 
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preuß. Juſtizmin. 
Rektorin | 
Gewerkſchaftsſekr. 


Berlin 
Neuß 
Oberhauſen (Rheiuld.) 


Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


Der Bewerber 


Wohnort 


Marienbaum, Kr. Mörs 
Amern⸗St. Georg 
Eſſen 


Mülheim (Ruhr) 
Neuß 
München Gladbach 


Düſſeldorf 
Düſſeldorf 


Hamborn 
Grevenbroich (Nieder⸗ 
rhein) 

München Gladbach 
Crefeld 

Vierſen 
Büderich⸗Haus Meer, 
Kr. Neuß 


Crefeld 
Düſſeldorf 
Bocholt 
Neuß 
Duisburg 
Mörs 
Duisburg 
Cre feld 


Hamborn 


Sterkrade 


Nr. Name | Stand 
4. Jordans, Theodor Landwirt 
5. Schüling, Hermann Poſtmeiſter 
6. Hirtſiefer, Heinrich | preuß. Miniſter für 
Volkswohlfahrt 
7. Kölges, Max | Innungsobermeiſter 
8. Dr. Groener, Simon Landrat 
9. Huyskens, Reinhard Kaufmann 
Heinrich 
10. Fahrenbrach, Heinrich Verbaudsvorſitzend. 
11. Dr. Kisky, Wilhelm Reichsoberarchiv⸗ 
rat z. D. 
12. Deus, Georg Beigeordneter 
13. Rath, Wilhelm Amtsgerichtsrat 
14. Richartz, Eduard Rektor 
15. Peters, Joſef Hauptſchriftleiter 
16. Becker, Fräulein Paula Rentnerin 
17. Kohtes, Adolf Gutsbeſitzer 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 3 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 3 
Wahlvorſchlag Nr. 4 
Liſte der Kommuniſten 
Stimmen: 96 095 
1. Bartels, Wolfgang Redakteur 
2. Loſſau, Fritz Laborant 
3. Schmitz, Joſef Metallarbeiter 
4. Fick, Theodor Angeſtellter 
5. Gerhards, Willi Monteur 
6. Gutowski, Friedrich Bergmann 
7. Triebel, Oskar Geſchäftsführer 
8. Nohl, Albert Redakteur 
9. Adler, Julius Metollarbeiter 
10. Schimkat, Friedrich Stahlformer 
11. Schlöſſer, Heinrich Kleinbauer 


Bedburdyck⸗Steſſen, 
Kr. Grevenbroich 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


— — — —ũ—ä—ö äô 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 


.. —.. ——. j7§——. . ̃ ͤ —— 
en van Dahlen, Käte | Wirtſchafterin Duisburg 
13. Friedrich, Arno Redakteur Rheinhauſen 
| (Niederrhein) 
14. Waerder, Peter Zigarrenmacher Geldern 
15. Vogel, Ernſt Zimmerer Duisburg 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 4 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 4 
Wahlvorſchlag Nr. 5 


Deutſche Volkspartei 
Stimmen: 73 060 


1. Langer, Walter Gewerkſchaftsſektr. Oberhauſen (Rheinld.) 

2. Dr. Lutſch, Erich Syndikus Hamborn 

3. Dr. v. Hanſemann, Fritz Beigeordneter Neuß 

4. Blumberg, Frau Luiſe | — Mülheim (Ruhr) 

5. Erley, Otto Hauptlehrer a. D. Gahlen, Kr. Dinslaken 

6. Hermges, Heinrich Angeſtellter Rheydt 

7. Bösken, Wilhelm Gutsbeſitzer und Spellen b. Weſel 

Gemeindevorſt. 

8. Dr. med. Huenges, Kurt Arzt Cre feld 

9. Reuter, Karl Metallarbeiter Mülheim⸗Broich 
(Ruhr) 

10. Druener, Eduard Studienrat, München Gladbach 
Profeſſor ! 

11. Evers, Frl. Martha Mittelſchullehrerin Duisburg 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 5 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahloorſchlag Nr. 5 


Wahlvorſchlag Nr. 6 
Völkiſch⸗ſozialer Block (Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung) 
Stimmen: 7 264 


1. Wiegershaus, Friedrich Handelsvertreter, Elberfeld 
ö Stadtverordneter 
2. Rancke, Heinrich Schloſſer Sterkrade 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


Der Bewerber 
Nr. Name Stand Wohnort 
| 1 
3.| Klemm, Wilhelm Kaufmann Kettwig 
4. Riſch, Wilhelm Kaufmann Eſſen⸗Weſt 
5. Börger, Wilhelm Heinrich Elektrotechniker Neuß 
6. Neumann, Kurt Eiſenbahninſpektor | Düfjeldorf 
7. Küppers, Hans Lehrer Langenberg (Rheinld.) 
8. Göbert, Walter | Maſchinenbauer Remſcheid 
9. Fiſchbach, Otto Fabrikant Elberfeld 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 6 des Wahlkreiſes Nr. 22 


Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Wahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 


Greßler, Julius 


Uth, Frau Illa 
Weinert, Wilhelm 

Dr. Katzenſtein, Robert 
Viſeneber, Heinrich 
Dr. D'heil, Rudolf 
Handſchuh, Joſef 


3 N E ge be 


Stimmen: 26 257 


Beigeordneter, Barmen 

| Profefſor 
= Berlin⸗Grunewald 

| Gewerkſchaftsſekr. Oberhauſen (Rheinld.) 
Rechtsanwalt Duisburg 

Kaufmann Duisburg 

Schlachthofdirektor Neuß 
Gewerkſchaftsſerr. Mülheim (Ruhr) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 7 des Wahlkreiſes Nr. 22 


Reſtſtimmen 


für Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Wahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 


Schwenk, Hermann 
Witzler, Jakob 
Heilmann, Peter 
Nolden, Arnold 


5 e 


Stimmen: 27 528 


Rektor Oberhauſen (Rheinld.) 
Buchdruckereibeſitzer Oberhauſen (Rl einld.) 
Kate ſteroberſekretär Dinsle ken Niederrhein) 
Einzelhändler München Gladbach 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


Der Bewerber 


Nr. | Name | Stand | Wohnort 
= Placidus, Hermann Stellmachermeiſter | Walſum (Niederrhein) 
6. Sempell, Wilhelm Anſtreichermeiſter Dinslaken (Niederrhein) 
7. Demmer, Hermann Kaufmann München Gladbach 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 9 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei 
Stimmen: 3 682 
1. Dr. Liebknecht, Theodor | Rechtsanwalt Berlin 
2. Alfers, Theodor Weber Crefeld 
3. Gabelin, Ludwig kaufm. Angeftellter Crefeld 
Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 13 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Wahlvorſchlag Nr. 15 
Polenpartei 
Stimmen: 3 727 
1. Kolpacki, Franz Gewerkſchaftsſekr. Bochum 
2. Kwiatkowski, Marian Redakteur | Herne 
3. Drukarczyk, Johann Parteiſekretär | Börnig 
4. Kierczynski, Franz Gewerkſchaftsführ. Gelſenkirchen 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Wahlvorſchlag Nr. 17 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft 
Stimmen: 3 036 
1. Bonzelet, Wilhelm Gewerkſchaftsſekr. Heiſingen, Landkr.Eſſen 
2. Wirsdörfer, Seppel Buchhalter Steele 
3. Meurer, Frau Wilhelmine — Eſſen⸗Weſt 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 17 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
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Wahlvorſchl. Wahlkreis 23: Düſſeldorf⸗Weſt 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 


Wahlvorſchlag Nr. 18 


Aufwertungs⸗ und Wiederaufbau⸗Partei 
Stimmen: 2 574 


1.] Oſterwind, Wilhelm Juſtizoberſekretär | Ratingen 

2. Thölen, Wilhelm Bücherreviſor | Barmen 

3. Hoppe, Ed. Ernit | Kleinrentner Solingen 

4. Schröder, Hermann Kaufmann Rheinhauſen 
(Niederrhein) 


Verbunden mit Wahlvorſchlag Nr. 18 des Wahlkreiſes Nr. 22 
Reſtſtimmen für Landeswahlvorſchlag Nr. — 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


B. Landeswahlvorſchläge 


— EEE ne 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand | Wohnort 


VE En, 


Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 215 645 


1. Braun, Otto) Pr. Miniſter⸗ Berlin 
präſident 
2. Severing, Carl?) | Pr. Miniſter des Berlin 
Innern 
3. Siering, Wilhelms) Miniſter für Handel Berlin 
und Gewerbe 
4. Hörſing, Otto Oberpräſident Magdeburg 
5. Hanna, Frl. Gertrud) Gewerkſchafts⸗ Berlin⸗Pankow 
angeſtellte | 
6. Dr. Roſenfeld, Siegfried’)! Kammergerichtsrat Berlin 
7. Leinert, Robert“) Oberbürgermeiſter Hannover 
8. Kunert, Frau Marie) Schriftſtellerin Berlin⸗Lichterfelde 
9. Dr. Badt, Hermann?) Miniſterialrat Berlin 
10. Dr. med. Silberſtein, Stadtrat Berlin 
Raphael 
11. Cuno, Heinrich Univerſitäts⸗ Berlin⸗Friedenau 
profeſſor | 
12. Maroke, Richard Bundesvorſitzender Berlin 
13. Dr. Cohn, Oskar Rechtsanwalt Berlin 
14. Stahl, Emil Bürgermeiſter a. D. Charlottenburg 
15. Lehmann, Helmut Geſchäftsführer Berlin-Lichterfelde 
16. | Kotzur, Theodor Verbandsſekretär Berlin⸗Karlshorſt 
17. Voges, Felix Staatl. Förſter Wallendorf, Kr. 
Neidenburg 
18. Krüger, Bernhard Schloſſer Friedrichshagen 
19. Wildung, Fritz Geſchäftsführer Berlin 
26, Stetter, David Geſchäfts elretär Berlin⸗Schöneberg 
21. Mommertz, Auguſt | Juſtizwachtmeiſter Duisburg 


i ) bat die Wahl im Wahlkreis 1 angenommen, hier abgelehnt. — >) desgl. im Wahlkreis 17. — ) desg 
un Wahlkreis 4. — ) desgl. im Wahlkreis 2. — ) Erſatzmann fur den Abgeordneten Braun. — ) deagl 
Sie den Abgeordneten Severing. — ?) desgl. für den Abgeordneten Siering. — 8) desgl. fur die Abgeordnete Hanna. 
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Landeswahlvorſchlag Nr. ? 


Nr. 


— 


15. 


16. 


bar die Wah im Wahikteis & ungeubin ien, Het wog 


e Fe 


Der Bewerber 


Name 


| 
| 


Stand | 


Wohnort 


Landeswahlvorſchlag Nr. 2 


Deutſchnationale Volkspartei 
Stimmen: 395 674 


D. Winckler, Friedrich 
Baecker, Paul 


Meyer, Karl 
Hillger, Hermann?) 


Weisſermel, Franz 


Clarfeld, Fritz) 
Delze, Friedrichs) 
Dr. von Waldthauſen, 
Wilhelm 

Lohmann, Karls) 
Dr. Quaet⸗Faslem, 
Georg“ 


Dr. Hoffmann, Ottos) 


Rittergutsbeſitzer, 


Dr. Spohr, Frl. Eliſabeth !) 


Dr. von Kries, Wolfgang) | 
Landeskulturrat, 


Bankdirektor a. D. 


Landgerichtsdirektor 


D. von Gersdorff, Wolf?) 


Dr. phil. h. c. Hoeſch, 
Felix o) 
Roth, Eugen!) 


Landrat a. D. 
Chefredakteur 
Studienrat 
Gewerkſchaftsvorſ. 
Gutsbeſitzer 


Landrat z. D. 


Geheimer Re⸗ 

gierungsrat | 
Fabrikbeſitzer 
Oberſtudiendirektor 


Arzt, Direktor 


Univerſitätsprof. 
Regierungspräſid. 
a. D. 
Oekonomierat, 
Rittergutsbeſitzer 
Geſchäftsführer des 
Geſamtverbandes 
deutſcher Be⸗ 
amtengewerk⸗ 


ſchaften 


N des 


Salſitz b. Zeitz 


Berlin 

Berlin 

Hermsdorf b. Berlin 
Spiegelberg b. Neu 
ſtadt a. Doſſe 
Potsdam 
Berlin⸗Wilmersdorf 


Hemer, Kr. Iſerlohn 
Bunzlau 
Eſſen 


Blankeneſe 
Mengershaujen-Rafe- 
mühle, Landkr. Göt⸗ 
tingen 

Münſter (Weſtf.) 
Berlin⸗Wilmersdorf 


Neukirchen (Altmark 


Berlin 


L um Wahlkreis 15. — ) dect 


1 gelehnt. — ) ! 
im Wahlkreis 5. — ) desgl im Wahlkreis 18. — °) desgl. im Wablkreis 8, — ) hat die Wahl zum Erſatz⸗ 
mann für die Abgeordnete Dr. Spohr zunachſt angenommen, am 10. Februar 1925 ſein Mandat aber nieder 
gelegt. — )) bat die Wahl im Wahlkreis 6 angenommen, hier die zum Erſatzmann abgelehnt. — ) deal. in 
Wahlkreis 14. — 9) Erſatzmann für den Abgeordneten Hillger. — !9) hat die Wahl im Wahlkreis 10 ange 
nommen, hier die zum Erſatzmann abgelehnt. — N) Erſatzmann für den Abgeordneten von Kries. 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 3 


Der Bewerber 


Name 


Nr. Stand Wohnort 
17. Dr. Maretzky, Oskar!) Bürgermeiſter z. D. Berlin 
18. Wiedemann, Albert) Gewerkſchafts⸗ Spandau⸗Siemens⸗ 
vorſitzender ſtadt 
19. Hackenberg, Alois?) Reltor Berlin 
20. Bachem, Julius“ Regierungsrat Berlin⸗Steglitz 
21. Schluckebier, Hermann?) Architekt, B. d. A.] Hagen (Weſtf.) 
22. Dallmer, Franz °) Verbandsſekretär Königsberg (Pr.) 
23. Dr. jur. von Strempel, Geh. Oberregie⸗ Charlottenburg 
Erich rungsrat 
24. Dr. Ehrenforth, Fritz Preſſereferent Berlin 
25. von Köller, Claus Verbandsdirektor Hoff 
des Verbandes 
Pommerſcher 
landwirtſchaft⸗ 
licher Genoſſen⸗ 
ſchaften, Land⸗ 
rat a. D. 
26. von Dommes, Wilhelm Generalmajor a. D. Potsdam 
27. Storoſt, Frau Martha — Halle (Saale) 
28. Hampe, Robert Rechtsanwalt Berlin⸗Wilmersdorf 
29. Gehrke, Heinrich Juſtizkanzleiſekretär Koln 
30. Schleifenbaum, Eduard Kaufmann Barmen⸗Langerfeld 
Landeswahlvorſchlag Nr. 3 
Zentrumspartei 
Stimmen: 229 740 
1. Dr. Porſch, Felix Geh. Juſtizrat Breslau 
2. Wronka, Frau Gertrud Studienrat Allenſtein 
3. Dr. Schmedding, Adolf Präſid. d. Landes⸗ Münſter (Weſtf.) 
finanzamts a. D. 
4. Dr. Hager, Paul Reg.⸗Rat u. Gen.⸗ Berlin⸗Schöneberg 


Direktor a. D. 


1) Erſazmann für den Abgeordneten Clarfeld. — ?) desgl. für den Abgeordneten Oelze. — ) hat die Wabl im 
Wahlkreis 2 angenommen, kommt hier als Erſatzmann mithin nicht mehr in Frage. — 4) desgl. im Wahlkreis 21.— 
5) bat die Wahl zum Erſatzmann im Wahlkreis 18 angenommen, kommt hier als Erſahmann mithin nicht mehr in 
Frage. — 6) Erfagmann für den am 10. Februar 1925 ausgeſchiedenen Abgeordneten Lohmann. 
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DT 


Landeswahlvorſchlag Nr. 4 


Der Bewerber 


Name 


Dr. Schmidt, Hermann 
Gaſt, Hubert 

Dr. Lauer, Frau Amalie 
Cramer, Franz Joſeph 
Dr. Heukamp, Hermann 


Egbring, Carl 
Sauer, Wilhelm 


Przybilla, Adolf 


Gotthardt, Ludwig 


Dr. Lingnau, Auguſt 
Robert 


. Dr. Kisky, Wilhelm 


Becker, Mathias 
Wirtz, Hans 
Schroeder, Frau Agnes 


Stand 


Kammergerichtsrat 
Oberbahnmeiſter 

Direktorin 
Landgerichtsrat 

Miniſterialdirektor 
z. D. 


Miniſterialrat z. D. 


Verbandsſekretar d. 
Zentralverbandes | 
d. Landarbeiter 

Oberpoſtinſpektor 

Kaufmann 

Preſſechef d. Stadt⸗ 
verwalt. Stettin 

Reichsoberarchivrat 
a. D. | 

Drogiſt | 

Kaufmann 

Private 


1 


Wohnort 


Berlin⸗Lichtenberg 
Berlin⸗Schöneberg 


Köln 


Hamm (Weftf.) 
Berlin⸗Wilmersdorf 


Berlin 
Berlin 


Breslau a 
Limburg (Lahn) 
Stettin 


Köln 
Köln 


Halberſtadt 
Berlin 


Landeswahlvorſchlag Nr. 1 


Liſte der Kommuniſten 


Stimmen: 167 932 
Eberlein, Hugo Zeichner 
Golte, Artur Dreher 
Schnetter, Richard Redakteur 
Heym, Guido Schloſſer 
Schulz, Karl Schriftſteller 
Dahlem, Franz Redakteur 
Schoenbeck, Will Parteiſekretär 
Dr. Auslander, Fritz Studienrat 
Roſenthal, Frau Frieda, Naherin 
geb. Schrinner 


Berlin⸗Mariendorf 
Berlin 


Halle (Saale) 


Suhl 

Neukölln 

Berlin⸗Grunewald 

Schöneiche, Kr. Nieder⸗ 
barnim 

Berlin⸗Niederſchön⸗ 
hauſen 

Berlin⸗Lichtenberg 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 5 


18. 


20. 


8. 
9. 


10. 
I. 


Name 


Gräf, Hugo 

Stolt, Georg 
Charpentier, Fritz 
Schröter, Johannes 


. Franke, Otto 


Oelßner, Alfred 
Grube, Ernſt 
Beimel, Alois 
Grobis, Paul 
Goß, Franz 
Letz, Hermann 


Der Bewerber 
Stand 


Sekretär 
Stadtrat a. D. 
Kaufmann 
| Monteur 
Handelshilfsarbeiter 


Bezirksleiter 
Parteiſekretär 
Handelsmann 
Parteiſekretar 
Oberſtudiendirektor 
Bankangeſtellter 


Wohnort 


Berlin 

Berlin 

Elberfeld 

Zeitz 

Niederlehme, Kr. Bees⸗ 
kow⸗Storkow 
Breslau 

Magdeburg 

Neuſtadt (Oberſchl.) 
Hannover 

Berlin 
Berlin⸗Friedrichsfelde 


Landeswahlvorſchlag Nr. 5 
Deutſche Volkspartei 


Stimmen: 197 589 


D. Dr. von Campe, Rudolf Regierungspräſid. Hildesheim 


Dr. Boelitz, Otto!) 


Dr. von Richter, Ernſt 
von Kuleſza, Frau Ann 


Stendel, Ernſts) 


Dr. Wiemer, Otto“) 
Held, Theodor) 


Arlt, Albert Wilhelm“) 


Dr. h. c. Schiftan, Franz’) 


Streiter, Georg 
Dr. Bucerius, Walter 


as D 


Pr. Staatsminiſter 


Pr. Staatsminiſter 
Volksſchullehrerin, 
Konrektorin 
Laudgerichtsdirektor 
Stadtalteſter 
Vorſitzend. d. Aus⸗ 
ſchuſſes für Landw. 
im Preuß. Landtag 
Fabrikdirektor 
Okonomierat, 
Rittergutsbeſitzer 
Gewerkſchaftsvorſ. 
Bürgermeiſt. a. D., 
Rechtsanwalt 


9* 


Berlin 
Charlottenburg 
Berlin⸗Lichtenberg 


Leer (Oſtfriesland) 
Berlin 
Berlin⸗Wilmersdorf 


Kreuzburg (Oberſchl.) 

Sternberg⸗Grundhof 
(Bez. Frankfurt Oder) 

Berlin 

Blankeneſe 


1) bat die Wahl im Wahlkreis 18 angenommen, hier abgelehnt. — ) desgleichen. — Y desgleichen un 
Wahlkreis 14. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten Dr. Boelitz. — 5) desgleichen für die Abgeordnete von 
Kuleſzaa. — ©) desgleichen für den Abgeordneten Stendel. — ) hat die Wahl im Wahlkreis 5 angenommen, 
kommt hier als Erſatzmann daher nicht mehr in Zrage. 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


— a 


Der Bewerber 


Nr. 


8 en ge e 


Name 


Wohnort 


Beiſe, Auguſt 


Siegert, Fräulein Marie 
Bayer, Friedrich 
Andrae, Alexander 
Schick, Hugo 

Fecht, Wilhelm 


. Dr. Wenderoth, Oskar 


Dr. jur. Pracht, Wolfgang 
Dr. rer. pol. Schlenter, Max 
Voigt, Frau Jane 

Hapke, Wilhelm 

Dittrich, Richard 

Dr. Lohmann, Walter 

Dr. Leidig, Eugen 


Stand 
Volksſchullehrer Wittenfelde, Kr. Grei⸗ 
fenberg i. Pomm. 
Stadtverordnete Neuwied 
Malerobermeiſter Waldenburg (Schleſ.) 
Polizeimajor Cottbus 
Stadtamtmann Düſſeldorf 
Verbandsgeſchäfts⸗ Berlin⸗Friedenau 
führer 
Oberſtudiendirektor Dortmund 
Landgerichtsrat Berlin⸗Wilmersdorf 
Syndikus Saarbrücken 
— Flensburg 

Schuldirektor Erkner 
Regierungsinſp. Oppeln 
Amtsgerichtsrat Weilburg 
Profeſſor Berlin⸗Wilmersdorf 


Landeswahlvorſchlag Nr. 6 


Nationalſozialiſtiſche Freiheitspartei (Nationalſozialiſtiſche 
Freiheitsbewegung, Vereinigte völkiſche Liſte) 

Stimmen: 214 686 

| Schriftſteller 


Wulle, Reinhold 

Haake, Heinrich 
Wiegershaus, Friedrich 
Dr. phil. von Brehmer, 
Wilhelm 

Dr. jur. Koerner, Bernh. 
Becker, Wilhelm 

Voß, Paul 


Langhoff, Walter 
Fahrenhorſt, Karl 
Lohſe, Hinrich 


5 Dr. Malguth, Rudolf 


Bankbeamter 
Kaufmann 
Dozent 


Oberjuſtizrat 


Regierungsoberſek. 
Paſtor 


Induſtrieller 
Angeſtellter 
Bankbeamter 


Profeſſor 


Berlin 


Köln 
Elberfeld 
Berlin⸗Dahlem 


Berlin 

Potsdam 

Büttel, Landkr. Geeſte⸗ 
münde 
Berlin⸗Friedenau 
Charlottenburg 

Altona (Elbe) 
Zehlendorf (Wannſee⸗ 
bahn) 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 7 


Der Bewerber 


Nr. Name | Stand Wohnort 
12. Loſſau, Georg Amtsrat Berlin 
13. Sieck, Heinrich | Hofbeſitzer Hüſede, Kr. Wittlage 
14. Freiherr von Wechmar, Schriftſteller, Ritt⸗ Berlin 
Eberhard | meiſter a. D. 
15. Snethlage, Oskar Major a. D. Spandau 
16. Koenig, Karl Landwirt und Ge⸗ Möſtchen, Kr. Zülli⸗ 
meindevorſteher chau⸗Schwiebus 
17. Urban, Franz Schäftefabrikant Halle (Saale) 
18. Heinatz, Edmund Oberpoftjelretäit Magdeburg 
19. Pax, Emil Lehrer Schönlanke 
20. Piewetzki, Richard Landwirt Neuendorf b. Beeskow 
21. Dahlenburg, Kurt Prakt. Tierarzt Torgau 
22. Freiſt, Hermann Hauptmann a. D. Berlin 
23. Dr. Kreis, Alfred Zahnarzt Caſſel 
24. Puhlmann, Auguſt Zahlmeiſter a. D. Berlin⸗Lichterfelde 
Landeswahlvorſchlag Nr. 7 
Deutſche Demokratiſche Partei 
Stimmen: 283 523 
1. Dr. Schreiber, Walther) Rechtsanwalt und Halle (Saale) 
Notar 
2. Dönhoff, Frau Martha Rentnerin Witten 
3. Dr. Preuß, Hugo Reichsminiſter a.D. Berlin 
4. Hartmann, Guſtav | Referent im Han⸗ | Berlin 
delsminiſterium, 
Verbandsvorſ. 
5. Wachhorſt de Wente, Hofbeſ. u. Vorſ. d. Groß Mimmelage, 
Friedrich Deutſchen Bau⸗ Kr. Berſenbrück 
ernbundes 
6. Knieſt, Wilhelm Ehrenobermeiſter Caſſel 
7. Falk, Bernhard Juſtizrat Koln 
8. Meincke, Ernſte) Reg.⸗Landmeſſer Merſeburg 
9. Rave, Julius Polizeiſekretär Berlin 
) hat die Wahl im Wahlkreiſe 11 angenommen, hier abgelehnt. — 2) Erſatzmann für den Abgeordneten 
Dr. Schreiber. 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 9 


Der Bewerber 


Wohnort 


Nr. Name Stand 
10. Drees, Frau Mathilde Studienrat Hannover 
11. Dr. Großmann, Hermann | Senatspräfident Berlin⸗Schöneberg 
12. Dr. Kauffmann, Robert Direktor Berlin⸗Steglitz 
13. Dr. Loening, Otto Landgerichtsdirektor Berlin⸗Lichterfelde 
14. Dr. Baake, Wilhelm Studienrat Nordhauſen 
15. Lenz, Guſtav Waſſerbauoberſekr. Mühlberg (Elbe) 
16. Dr. Holzapfel, Paul Studiendir., Prof. Köln⸗Lindenthol 
Landeswahlvorſchlag Nr. 9 
Wirtſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 
Stimmen: 214 409 
1. Ladendorff, Carl Reichsbankrat Berlin 
2. Drewitz, Hermann Bäckermeiſter Berlin 
3. Dr. Klamt, Hermann Generalſekretär | Bonn 
4. Lünenſchloß, Wilhelm Bauunternehmer Haſpe 
5. Perſchke, Karl Kaufmann Berlin⸗Tempelhof 
6. Maedel, Max Fleiſchermeiſter Berlin 
7. Coloſſer, Otto Architekt Berlin⸗Schöneberg 
8. Dannenberg, Otto Kaufmann Charlottenburg 
9. Schüttler, Karl Rektor Frankfurt (Main) 
10. Dr. Heinzig, Arthur Syndikus Berlin⸗Tempelhof 
11. Fuhrmann, Guſtav Rechnungsrat, Berlin 
Rentmeiſter 
12. Mollath, Jakob Kaufmann Berlin 
13. Reins, Franz Kaufmann Berlin 
14. Burgsdorf, Friedrich Bauerhofbeſitzer, Neuniſchken, Kr. Inſter⸗ 
Lehrer i. R. burg 
15. Arnoldt, Guſtav Schuhmacherober⸗ Liegnitz 
meiſter 
16. Schaller, Edmund Kaufmann Charlottenburg 
17. Walbersdorf, Robert Kreisbaumeiſter Salzwedel 
18. | Oſterode, Franz Genoſſenſchaftsdir. Königsberg (Pr.) 
19. Bunge, Max Stadtrat Charlottenburg 
20. Schön, Conrad Handwerksmeiſter Elberfeld 


u. Stadtverord. 
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Landeswahlvorſchläge Nr. 11 und 13 


Nr. 
zul; 
22 
238 


24, 
25. 


ER = 


se SH 


Der Bewerber 


Name Stand | Wohnort 
Kinſcher, Emil Kaufmann und Berlin 
Stadtverordneter 
Dunkel, Johannes Bäckermeiſter und Erfurt 
Handwerkskam⸗ 
merpräſident 
Leow, Wilhelm Kaufmann Brandenburg (Havel) 
Leonhardt, Adolf Buchdruckereibeſ. Fürſtenberg (Oder) 
Burchardt, Carl Bäckermeiſter Oppeln 
Landeswahlvorſchlag Nr. 11 
Deutſch⸗Hannoverſche Partei 
Stimmen: 19 506 
von Dannenberg, Georg | Rittergutsbeſitzer Hannover 
Bauermeiſter, Arnold Gutsbeſitzer Heyerſum, Kr. Gronau 
Farke, Ernſt⸗Auguſt | Lehrer Münder (Deiſter) 
Dr. Rathgen, Karl | Juſtizrat Hannover⸗Kleefeld 
von Alten, Brüning Gutsbeſitzer Hemmingen, Landkr. 
| | Hannover 
Landeswahlvorſchlag Nr. 13 
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 
Stimmen: 64 216 
Wiegmann, Frl. Elſa Bezirksfürſorgerin Berlin 
Laukant, Guſtav Dreher Berlin 
Walther, Otto Sekretär Volmarſtein 
Alfers, Theodor Weber und Kon⸗ Cre feld 
trolleur 
Zimmerling, Richard Amtsgerichtsſekre⸗ Eberswalde 
tär i. R. | 
Jordan, Heinrich Schloſſer Hannover 
Ackermann, Frl. Henriette — Köln⸗Ehrenfeld 
Heider, Otto Maſchinenbauer Kiel 


) Da auf die angeſchloſſenen Kreiswahlvorſchläge dieſer Parteien Abgeordnete nicht gewählt worden hin? 
konnten ihnen gemäß $ 32 Ab}. 2 des Landeswahlgeſetzes nach den Landeswahlvorſchlägen auch keine Abgeordneten 
ſitze zuerkannt werden. 
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Landeswahlvorſchläge Nr. 17 bis 19 


Der Bewerber 


Wohnort 


Wanne 
Münſter (Weſtf.) 


| Bochum 


Bottrop 
Breslau 
Eſſen (Ruhr) 
Osnabrück 
Hannover 


Nr. | Name | Stand 
Landeswahlvorſchlag Nr. 17 
Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands) 

Stimmen: 37 679 

1. | Buttler, Ernſt Amtsoberinſpektor 

2. Weßling, Heinrich Stadtoberſekretar 

3. Meiſe, Anton Geſchäftsführer 

4. Möller, Wilhelm Friſeur 

5. Brzytwa, Georg Bücherreviſor 

6. Gemein, Adolf Dreher 

7. Ellbrecht, Wilhelm Dreher 

8. Probſt, Frau Helene — 

9. Schröter, Franz Lokomotivführer 


Gelſenkirchen 


Landeswahlvorſchlag Nr. 18 
Nationale Minderheiten Deutſchlands 


Baczewski, Johann 
Lorenz, Jakob 
Oldſen, Johannes 
Monka, Franz 
Budach, Peter 


ee 


Stimmen: 47 891 
Landwirt 
Saägewerksbeſitzer 
Landmann 
Bergmann 
Landmann 


Allenſtein 

Weißwaſſer (O. Lauſitz) 

Lindholm 

Hamborn 

Jarplund, Landkr. 
Flensburg 


Landeswahlvorſchlag Nr. 19 
Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung) 


Kunze, Richard 
John, Friedrich 
Jenzen, Konrad 
Engel, Johannes 


2» 
3. 
8 


3 


Stimmen: 111 939 
| Verleger 
Amtsgerichtsrat 
Telegrapheninſp. 
Staatsarbeiter 


) Bgl. die Anmerkung auf Seite 492. 


Berlin⸗Friedenau 
Berlin⸗Lichterfelde 
Görlitz 

Berlin 
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Landeswahlvorſchlag Nr. 20 


Der Bewerber 


Nr. Name Stand Wohnort 
5. Honnette, Joſef | Kaufmann Berlin⸗Wilmersdorf 
6. Haagen, Kurt Schneider Berlin⸗Wilmersdorf 
7. Freitag, Kurt Rektor Neukölln 
8. Kieſer, Otto Kaufmann Berlin⸗Steglitz 
9. Zerbe, Wilhelm Oberpoſtſekretax Neukölln 
10. Schäffer, Frau Anna — Berlin⸗Grunewald 
11. Clement, Wilhelm kaufm. Beamter Stolp (Pomm.) 
12. Fleiſcher, Max Chemiker Beuthen (Oberſchl.) 
13. Mann, Otto Eiſenbahnſekretär Magdeburg⸗Eichen⸗ 
| weiler 
14. Peſchel, Kurt Telegrapheninſp. Frankfurt (Oder) 
15. Sämiſch, Ernſt Gaſt⸗ und Landwirt Croſſen (Oder) 
16. Borſtel, Fritz Eiſenb.⸗Betr.⸗Aſſiſt. Magdeburg⸗Buckau 
17. Wanzlick, Frau Olga Kleinrentnerin Görlitz 
18. Schönherr, Karl Landwirt Kl. Silber, Kr. Arns⸗ 
walde 
Landeswahlvorſchlag Nr. 20 
Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 
Stimmen: 13 523 
1. Bartels, Fritz Kunſtmaler und Wandsbek 
Schriftſteller 
2. Beckmann, Wilhelm Gewerkſchaftsführer Zehlendorf (Wannſee⸗ 
bahn) 
3. Heimberg, Frl. Bertha — Weſterholt (Bez. 
Münſter) 
4. Alve, Ernſt Bergmann Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
hauſen 
5. Groß, Wilhelm Lehrer Barmen 
6. Spürfel, Peter Straßenbahn⸗ Gelſenkirchen⸗Rott⸗ 
wagenführer hauſen 
7. Luczak, Hugo Verſicherungs⸗ Berlin⸗Lichtenberg 
angeſtellter 
8. Koch, Karl Zollſekretär Bochum 


Nr. 


Landeswahlvorſchläge Nr. 21 und 22 


Der Bewerber 


Name Stand Wohnort 
Landeswahlvorſchlag Nr. 21 
Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufban-Bartei') 
Stimmen: 41 280 
1. Kuhn, Erwin Adminiſtrator Biesdorf b. Berlin 
2. Dr. Heine, Ernſt Landrat Oſchersleben (Bode) 
3. Heine, Fritz Rechtsanwalt und Oſchersleben (Bode) 
Notar 
4. Dr. Franck, Georg Syndikus Köln 
5. Dr. Taubmann, Walter Nationalökonom Berlin⸗Wilmersdorf 
6. Pfänder, Hermann Bäckermeiſter Liegnitz 
7. Dr. Herold, Heinrich Syndikus Berlin⸗Pankow 
8. Roll, Gotthard Fabrikant Charlottenburg 
9. von Heynitz, Frl. Martha | Rentiere Berlin⸗Schöneberg 
Marie | 
10. | Ginſchel, Emanuel Bundesdirektor | Berlin Wilmersdorf 
11. Mehling, Wilhelm Filialdirektor Magdeburg 
12. Horn, Ernſt Rentner Magdeburg 
13. Dr.⸗Ing. Dr. jur. Sürth, Regierungsbau⸗ Witten 
Anton meiſter a. D. 
Landeswahlvorſchlag Nr. 22 
Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht)! 
Stimmen: 27 582 
1. Henſeler, Joſeph Lehrer Köln 
2. Laſer, Friedrich, Geſchäftsleiter Königsberg (Pr.) 
3. Kind, Friedrich Kataſterſekretär Erfurt 
4. Diepold, Hermann Büroinſpektor Hindenburg (Oberſchl.) 
5. Grümmer, Jakob Kernmacher Köln⸗Humboldt 
6. Dr. Stein, Robert Mittelſchullehrer Königsberg (Pr.) 
10 Schulz, Oskar Oberpoſtſekretär Berlin 
8. Bartels, Arthur Angeſtellter Erfurt 
9. Schuh, Ferdinand Goldſchmied Trier 
10. Palm, Hans Baptiſt Architekt Aachen 
11. Päbler, Heinrich Schreiner Köln⸗Ehrenfeld 
Vgl. die Anmerkung auf Seite 492. 
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Wahlkreisverband Nr. I 


C. Verbindungs⸗ und Anſchlußerklärungen“) 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge fe 
kreis I Landes⸗ 
Nr | wahl- 
Nr. Parteibezeichnung N 
L. 
Wahlkreisverband Nr. 1 (Oſtpreußen⸗Pommern) 
1 1 | Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands \ 1 
6 1 * „ „* (S. P. D.) 1 
I 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
6 2 [Deutſchnationale Volkspartei 2 
1 3 Zentrumspartei \ 3 
6 3 Pommerſche Zentrumspartei 
1 4 | Lifte der Kommuniſten } 4 
6 4 * * » 
1 5 [Deutſche Volkspartei 5 
6 5 77 ” 
1 6 INTERN Groß⸗Deutſch⸗ | 
ands 8 
6 
6 6 Nationaliſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte völ- 
tiſche Lifte) 
1 7 Deutſche Demokratiſche Partei 1 7 
6 7 ” ” » f 
1 9a Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 9 
1 9b Bauern und ſchaffende Berufe 9 
6 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 9 
1 13 | Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 13 
1 15 Polska Partja Ludowa (Polniſche Volkspartei) N 18 
6 | 15 Polniſche Volkspartei 


) Verbindungserklärungen find durch eine Klammer in der letzten Spalte kenntlich gemacht. — Ein Strich 
in der letzten Spalte bedeutet, daß der Kreiswahlvorſchlag an keinen Landes wahlvorſchlag augeſchloſſen iſt. 
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Wahlkreisverband Nr. II 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge 3 0 
kreis f Landes⸗ 
Nr. 2 wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung Bes 
| 2% 
1 18 Maſuriſche Vereinigung 18 
1 17 Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 19 
6 1 9 * * * ” 77 * ” J 
6 | 18 Freiwirtſchaftsbund (Freiland⸗Freigeld) 20 
6 | 17 Aufwertungs⸗ und Aufbaupartei 21 


1 19 Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Boden⸗ 22 
recht) 


Wahlkreisverband Nr. II (Brandenburg I) 


2 1 Sdczialdemokratiſche Partei Deutſchlands 1 
3 1 * * * 
2 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
3 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
2 3 Deutſche Zentrumspartei \ 3 
3 3 U} ” 
2 4 | Lifte der Kommuniſten 8 
3 | 4 Kommuniſten J 
2 5 Deutſche Volkspartei \ 5 
3 5 ” * 
2 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte 
völkiſche Liſte) 

3 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſch⸗ 

lands 
2 7 | Deutſche Demokratiſche Partei ö 7 
3 7 ” * * 

— 3 2 

2 9 | Wirtfchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes \ 9 
3 9 1 


* * ” * 
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Wahlkreisverband Nr. III 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge 0 
kreis Landes⸗ 
Nr. wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung 1 
8 
2 | 11 Deutſch⸗Hannoverſche Partei 11 
3 [1 Deutſch⸗Hannoverſche Partei 11 
2 13 | Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands ] 13 
3 13 * * * » J 
2 | 15 Polniſche Volkspartei 18 
3 15 Polniſche Volkspartei 18 
2 17 Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung |\ 19 
3 17 ” ” „ * * » ” J 
2 18 Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei Wa, 
3 18 ” * ” ” J 
2 119 Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Boden⸗ 22 
recht) 
Wahlkreisverband Nr. III (Brandenburg II) 
4 1 Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 1 
5 1 * * * 4 
4 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
5 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
4 3 Zentrumspartei W 
5 3 Zentrum J 
a 4 Liſte der Kommuniſten t 4 
5 a ” * 3 1 
4 5 Deutſche Volkspartei 5 
5 5 ” * 1 
4 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
5 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbemegung Groß⸗Deutſch⸗ 6 
land (Vereinigte völkiſche Lifte) ö 


Wahlkreisverband Nr. IV 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge Wai 
kreis Landes⸗ 
Nr. wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung ale 
| 5 
4 7 Deutſche Demokratiſche Partei \ 7 
) * * * 
4 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes ' 9 
5 9 1 1 ” * a 
4 | 13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands \ 13 
5 18 * * ” ” 
4 | 15 Polniſche Volkspartei 18 
5 [15 | Polniſche Volkspartei 18 
4 17 | Deutſch⸗Soziale Partei u. Reichsbund für Aufwertung N 19 
5 1 ” ”„ * ” * ” * J ; 
4 18 Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbaupartei zu 
Wahlkreisverband Nr. IV (Schleſien) 
7 1 Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands (S. P. D.) 
8 1 „ * * 1 
* i 5 „ GS. P. S) 
5 2 | Deutſchnationale Volkspartei 2 
8 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
9 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
8 Zentrumspartei 
53 5 3 
9 3 r (Katholiſche Volkspartei) 
75 4 Liſte der Kommuniſten | 
8 4 ” 0) ” i 4 
9 a * * ” 
7 5 Deutſche Volkspartei U 5 
8 5 ” * U 
32% 499 


Wahlkreisverband Nr. IV 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge fenen 
kreis Landes⸗ 
Nr. „ wahl⸗ 
Nr. Parteibe zeichnung a] 
u hei Be Fe eh ̃ͤñ— — 
9 5 Deutſche Volkspartei 5 


7 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte 
völkiſche Lifte) | 

8 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte N 
völkiſche Lifte) | 5 


9 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte 
völkiſche Lifte) 

7 7 Deutſche Demokratiſche Partei 

8 7 * ” * 7 

9 7 | * * „ 

7 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 

8 8 ” * * * 9 

9 9 


8 13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 13 


-1 
— 
* 


Volkspartei) 


15 Polsko⸗Katolicka Partja Ludowa (Polniſch⸗Katholiſche 


Polsko⸗Katolicka Partja Ludowa (Polniſch⸗Katholiſche | 
8 | Volkspartei) 


18 

| 17 Wendiſche Volkspartei | 

9 17 | Polsko⸗Katolicka Partja Ludowa (Polniſch⸗Katholiſche 

Volkspartei) ) 

z 17 | Deutſch⸗Soziale Partei u. Reichsbund für Aufwertung 
16 55 „ ” „. „* ” 1 { 19 

5 20 77 * » » 7 » ” J 
8 18 Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 21 


N) 19 Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 


9 18 Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz u. Bodenrecht) 22 
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Wahlkreisverband Nr. V 


FE ee ne ne 
Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge a 


Nr. | wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung e 


— . öU—ä [ 


Wahltreisverband Nr. V (Sachjen) 


10 1 Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands | 

11 1 ” * ” 1 

2 1 . a „ S. B. 50 

10 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 

11 2 Deutſchnationale Volkspartei 

2 und Preußiſcher Land⸗ 2 
bund (Vereinigte vaterländiſch⸗ ⸗völkiſche Lifte) 

10 3 Zentrumspartei 

11 3 1 3 

12 3 Zentrum 

10 4 Liſte der Kommuniſten 

II 4 Kommuniſten n 4 

12 4 | Lifte der Kommuniſten J 

10 5 Deutſche Volkspartei 5 

11 5 Deutſche Volkspartei 5 

12 5 x - J 

10 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte 
völkiſche Lifte) 

11 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Vereinigte 6 
volkiſche Lifte) 

12 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Völkiſch⸗ | 
ſozialer Bloch) J 

10 7 Teulſche D ache Partei 

11 7 ” * 7 ‘ 7 

Dre n „ ) 

10 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 

11 9 » ” 7 * 9 

2 9 1 17 * * ” 


Wahlkreisverband Nr. VI 


Reſt⸗ 
Wahl- Der Wahlvorſchläge n 
kreis Landes⸗ 
Nr. wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung a 
| 1. 
11 13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 13 
10 15 Polniſche Volkspartei 18 
10 18 Deutſch⸗Soziale Partei und Reichsbund für Aufwertung 19 
10 117 Aufwertungs⸗ und Aufbau⸗Partei 1 21 
1 7 1 f J 
12 17 | Partei für Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Boden⸗ 22 


recht) 


Wahlkreisverband Nr. VI (Schleswig⸗Holſtein⸗ Hannover) 


13 1 Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands 

14 1 ” ” „ 

15 1 7 ”„ 1 g 
16 1 ö 1 * ” | 

38 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
14 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
15 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
16 2 Deutſchnationaie Vollspartei 2 
14 3 Zentrumspartei 

15 3 9 1 
16 3 7 ) 

13 4 Liſte der Kommuniſten 

14 4 * ul Li} | 4 
15 4 * * ” 0 

16 4 ” N * 

13 5 Deutſche Volkspartei \ 
15,45 0 5 5 
16 | 5 “ J 


Wahlkreisverband Nr. VI 


Reſt⸗ 
Wahl Der Wahlvorſchläge a 
kreis Landes⸗ 
Nr. Te Pr er wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung 9 
15 
14 5 Deutſche n 5 
13 6 e Freiheitsbewegung Groß⸗ Deutſch⸗ 
lands (Völkiſch⸗ſozialer Block) 
14 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß⸗Deutſch⸗ 
lands (Vereinigte völkiſche Liſte) 
15 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung 
16 6 A 5 Groß⸗Deutſch⸗ 
lands (Vereinigte völkiſche Liſte) 
1 70 Deutſche Demokratiſche Partei f 
14. %% l 1 ' ER 
15 7 * * ” | 
16 7 » * ” 
13 9 Wirtſchaftspartei des Zeutfien Mittel 8 0 
14 11 Deutſch⸗ Sannoverfche Partef 1] 
15 11 Deutſch⸗ here Partei 11 
16 11 Deutſch⸗ Hannoverſche Partei 11 
13 13 Unabhängige Sozioldemotratiſhe b Deutſchlands — 
15 | 13 | Unabhöngige Sozialdemokratiſche Partei \ 3 
16 | 13 1 1 „ Deutſchlands [I 
14 | 17 Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft 17 
16 18 m „ „ 
13 15 Schleswigſcher Verein 18 
. 15 17 Polniſche Volkspartei 18 
10 Rz Polniſche Volkspartei 18 
13 16 Freiwirtſchaftsbund F. 5. 5. (Freiland⸗Freigeld) 20 
14 18 U} U} * 17 


Wahlkeisverband Nr. VII 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge A 
kreis os 
Nr EEE wahl. 
Nr. Partei bezeichnung os 
1 x. 
Wahlkreisverband Nr. VII (Weſtfalen) 
17 1 Sozialdemokratiſche Partei 
18 1 Een 2 Deutſchlands (S. P. D.) ie 
17 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
18 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
17 3 Zentrumspartei 3 
18 3 Weſtfäliſche Zentrumspartei 
17 4 | Lifte der Kommuniſten N 4 
18 4 L * * Be. 
17 | 5 Deutſche Volkspartei u 
FTT 4 l 
17 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheithbewegung Gau Weſt⸗ 
falen . 
18 | 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Gau Weſt⸗ ® 
falen 
iz 7 Deutſche Demokratiſche Partei U 7 
18 7 * ” * J 
7 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 9 
18 9 Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes 9 
17 13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei 
18 13 8 en „ Deutſchlands 
10 15 Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands N 17 
17 17 Polenpartei 18 
18 15 Polenpartei 18 
18 17 Freiwirtſchaftsbund F. F. F. (Freiland⸗Freigeld) 20 
18 19 Deutſche Aufwertungs⸗ und Aufbaupartei al 


Wahlkreisverband Nr. VIII 


Reſt⸗ 
Der Wahlvorſchläge ſtimmen 
ee. = wahl⸗ 


Parteibezeichnung d e 
1 


Wahlkreisverband Nr. VIII (Heſſen⸗Naſſau⸗Rheinland⸗Süd) 


12 


1 Sozialdemokratiſche Partei (S. P. D.) 
20 1 a „ Deutſchlands i | 
21 1 1 ” ” 
19 2 Deutſchnationale Volkspartei 2 
20 2 Deutſchnationale Volkspartei \ 2 
21 2 ’ 5 J 
19 3 Zentrumspartei 
20 | 3 e Wr 
29 3 2 
8 4 | Lifte der Kommuniſten | 
20 4 ” » „ 1 4 
21 4 Kommuniſten ) 
19 5 Deutſche Volkspartei 5 
20 5 Deutſche Volkspartei 5 
r . J 
19 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung Groß-Deutich- 6 
lands Gau Heſſen⸗Naſſau 
20 6 Nationalſoztaliſtiſche Freiheithbewegung (Vereinigte 
> völkiſche Lifte) 6 
21 6 Nationalſozialiſtiſche Freiheitsbewegung (Völkiſch⸗ 
ſozialer Block) 6 
19 7 Deutſche Demokratiſche Partei 7 
20 7 Deutſche Demokratiſche Partei 7 
21 7 Deutſche Demokratiſche Partei 2 
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Wahlkreisverband Nr. IX 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge a 
kreis Landes⸗ 
Nr. wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung Ps 
5 
19 9Wirtſchaftspartei des Deutſchen Mittelſtandes } 
20 & [77 * * 77 9 
21 9 ” ” * * J 
19 | 11 Großdeutſch⸗ ee Bund 11 
19% 3 ae Gosinlbemiäfkatiibe Partei Deutſchlands | 
(u. S. P. D.) 
20 13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands J 
20 ; 18 Polenpartei 18 
20 az] Aufwertung und Aufbau- Partei 21 
| a w —— — ̃ —— — 
20 19 Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) I Is 
21 17 Volkswohlfahrt (Mieterſchutz und Bodenrecht) I 
Wahlkreisverband Nr. IX (Rheinland⸗Nord) 
22 1 | Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands \ 1 
23 1 | Sozialdemofratiihe Partei ] 
22 2 | Deutſchnationale Volkspartei \ 2 
23 2 * " J 
22 3 Zentrumspartei \ 3 
23 3 Deutſche Zentrumspartei 
22 4 Liſte der Kommuniſten 1 
23 4 » * ” J 
22 5 Deutſche Volkspartei \ 5 
23 5 * * 1 
22 6 Voölkiſch⸗ſozialer Block (Nationalſozialiſtiſche Freiheits⸗ 
bewegung) 6 
23 6 Voölkiſch⸗ſozialer Block (Nationalſozialiſtiſche Freiheits⸗ | 
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Wahlkreisverband Nr. IX 


Reſt⸗ 
Wahl⸗ Der Wahlvorſchläge st 
kreis TE Landes⸗ 
Nr. wahl⸗ 
Nr. Parteibezeichnung as 
| 15 
22 Deutſche Demokratiſche Partei 7 
23 7 ” ” J 
22 | Wirtſ 1 des Deutſchen Mittelſtandes 9 
= | 


” » * 


75 

7 

9 

9 

13 Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei een | 

P. D.) 

15 

7 

75 


23 MR Sozialdemokratiſche Partei J 5 
22 17 Chriſtlich⸗ſoziale Volksgemeinſchaft Deutſchlands 17 
23 0% Chriſtlich⸗ ſoziale Volksgemeinſchaft 0 
22 15 Polenpartei * 2 18 
} 23 || 5 Wolenpartei 18 
22 19 | Freiwirtſchaftsbund 8 F. § 1 1 — 20 
En 18 Aufwertungs⸗ und Wiederaufbau-Bartei — 
3 18 


” ” ” 
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Das Heim des Landtags 


Die Baugeſchichte 


Die Geſchichte der Erbauung des Geſchäftsgebäudes für den Land— 
tag (das frühere Abgeordnetenhaus) iſt ſo alt, wie die Preußiſche 
Volksvertretung ſelbſt. Sobald nämlich im Jahre 1849 die neu ge⸗ 
ſchaffene Volksvertretung in die proviſoriſch hergerichteten Räume 
des alten Hardenbergſchen Palais am Dönhoffplatz eingezogen war, 
wurde auch die Anzulänglichkeit dieſer Räume erkannt; ſchon damals 
trat die Forderung nach einem neuen, beſonders zu erbauenden Ge— 
ſchäftsgebäude hervor. Erſt Ende der 80er Jahre jedoch wurden die 
unermüdlichen Beſtrebungen und Anregungen des damaligen Büro- 
direktors, Geheimen Regierungsrats Kleinſchmidt, von Erfolg ae- 
krönt, indem ſie den Beſchluß des Hauſes herbeiführten, auf den an 
der Prinz⸗Albrecht⸗Straße belegenen Teilen der vereinigten Grund- 
ſtücke der Porzellanmanufaktur und des Herrenhauſes ein neues Ge⸗ 
ſchäftsgebäude zu erbauen. 

Von der Staatsregierung wurde im Jahre 1891 der Baurat 
Friedrich Schulze, der bereits im Jahre 1883 aus eigenem Antrieb 
den Entwurf eines Abgeordnetenhauſes für dieſes Grundſtück als 
Bauplatz aufgeſtellt hatte, mit der Ausarbeitung der Pläne beauf⸗ 
tragt; die neuen Pläne wurden in der Sitzung des Abgeordneten⸗ 
hauſes vom 19. März 1891 genehmigt. Im Herbſt 1893 wurde mit 
der Bauausführung begonnen und nach fünfjähriger Bauzeit das 
neue Heim dem Hauſe beim Zuſammentritt zur 19. Legislaturperiode 
am 16. Januar 1899 übergeben. 

Der Geſamtbauplan des Baurats Schulze ſah aber nicht allein die 
Errichtung eines Geſchäftsgebäudes für das Abgeordnetenhaus vor, 
ſondern auch — in einer gewiſſen Verbindung mit dieſem — die Er- 
bauung eines Geſchäftsgebäudes für das damalige Herrenhaus und 
zweier Präſidentenwohngebäude auf dem bis an die Leipziger Straße 
erweiterten Bauplatz, alſo den vereinigten Geſamtgrundſtücken des 
Herrenhauſes und der ehemaligen Porzellanmanufaktur (altes 
Reichstagsgebäude). Als Verbindung zwiſchen den beiden neu zu 
ſchaffenden Gebäuden war ein Zwiſchenbau angenommen mit den 
Räumen für die ſtenographiſchen Büros beider Häuſer, für die 
Staatsregierung und den damaligen Königlichen Hof. Dem Herren- 
haus, als langjährigem Grundſtücksbeſitzer, war als Vorrecht die 
Lage an der Leipziger Straße zugedacht. 

Am die Entfernung zwiſchen den beiden Gebäuden zu verringern, 
wurde an der Leipziger Straße die Anlage eines Vorhofes von 30 m 
Tiefe geplant, den rechts und links die Präſidentenwohngebäude be⸗ 
grenzen und damit gleichzeitig die Giebel der Nachbarhäuſer ver- 


508 


Heim des Landtags 


decken; an der Prinz⸗Albrecht⸗Straße wurde die Gebäudefront um 
21m gegen die Bauflucht zurückverlegt, wodurch ein dahingehender 
Wunſch des Kunſtgewerbemuſeums befriedigt und gleichzeitig auch 
dem Gebäude eine Auffahrtsanlage gegeben werden konnte. Nach 
dieſem Plane iſt die Gejamtanlage in zwei Bauabſchnitten zur Aus⸗ 
führung gekommen. Das jrübere Herrenhaus und die beiden Prä- 
ſidentenwohngebäude find im Jahre 1904 vollendet worden. 


Die Geſamtanordnung 

Das jetzige Geſchäftsgebäude für den Landtag, im Grundriß ein 
Rechteck von 93 m Breite und 88 m Tiefe bildend, zerfällt in zwei 
Teile, in einen vornehmlich repräſentative Räume enthaltenden 
Vorderbau und einen rein Geſchäftszwecken dienenden Hinterbau. 
Preußiſche Sparſamkeit hat den Architekten gezwungen, dieſe Tren⸗ 
nung nicht zum Vorteil der äußeren Erſcheinung des Hauſes allzu 
kräftig zum Ausdruck zu bringen. Während den Vorderbau eine vor⸗ 
nehme Sandſteinarchitektur ziert, erſcheint der Hinterbau in ein⸗ 
facher Ziegelverblendung; nur Geſims- und Fenſterumrahmungen 
konnten mit edlerem Material ausgeſtattet werden. Das Gebäude 
enthält außer dem Kellergeſchoß in ſeinem vorderen Teile 3 Geſchoſſe, 
in ſeinem hinteren Teile 5 Geſchoſſe und umfaßt 4 große und 
2 kleinere Lichthöfe, die faſt ausſchließlich zur Beleuchtung von 
Fluren und Nebenräumen dienen. Das Kellergeſchoß iſt lediglich 
für die ausgedehnte Heizungs⸗ und Lüftungsanlage beſtimmt. Im 
Erdgeſchoß befinden ſich die Dienſträume der Botenmeiſterei und der 
Hausinſpektion, die große Küchenanlage für die Reſtauration des 
Hauſes und Dienſtwohnungen. Die Zweckbeſtimmung des Saal⸗ 
geſchoſſes, Tribünen (Emporen-) Geſchoſſes und des Bürogeſchoſſes iſt 
aus der Bezeichnung dieſer Geſchoſſe ohne weiteres zu erkennen. Das 
nur im Hinterbau vorhandene Obergeſchoß enthält Beratungs zimmer 
und Arbeitszimmer für Abgeordnete. 


Die Vorderfront 

Die der Pritez⸗Albrecht⸗Straße zugekehrte Hauptfront zeigt die 
Architekturformen der italieniſchen Hochrenaiſſance. Auf das durch 
kräftig boſſierte Quadern gegliederte Erdgeſchoß ſetzt ſich das in 
leichterer Nuſtika gehaltene Saalgeſchoß mit hohen Rundbogen- 
fenſtern, auf welchem ſich das Bürogeſchoß, in der äußeren Er⸗ 
ſcheinung als Hauptgeſchoß wirkend, mit ſeinen hochſtrebenden 
korinthiſchen Säulen im Mittelbau und der palaſtartigen Fenſter⸗ 
architektur der Seitenflügel erhebt. Das ganze krönt ein kräftig vor⸗ 
tretendes Hauptgeſims mit Attika, die im Mittelbau durch Pylonen⸗ 
aufbauten und Figuren reich ausgeſtattet iſt. 

Der Architekt des Hauſes hat es verſtanden, alle für die Aus- 
ſtattung der Faſſade gewählten Schmuckſtücke mit der Beſtimmung 
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des Hauſes in engite Beziehung zu bringen. Von den Schlußſteinen 
der drei Eingangsportale verſinnbildlichen die beiden ſeitlichen die 
Haupterwerbszweige des Staates: »Landwirtſchaft« und »Induftrie«, 
der dritte die »Wehrkraft des Landes«. Die ſeitlichen Eckbauten des 
Mittelbaues zeigen links das Wappen der ehemaligen preußiſchen 
Könige, rechts das Wappen der ſ. Zt regierenden Königin. In den 
reichen ornamentalen Ausbildungen über den Fenſterbögen zwiſchen 
den frei vortretenden korinthiſchen Säulen des Hauptgeſchoſſes er- 
blicken wir die Wappen der 13 preußiſchen Provinzen, denen ſich als 
14. das Wappen der Stadt Berlin einfügt. Als Abſchluß der Eck⸗ 
bauten thronen auf kräftigem Anterbau hoch über der Attika zwei 
von dem Bildhauer Profeſſor Otto Leſſing modellierte mächtige 
weibliche Figuren, »Necht« und »Geſetz« verkörpernd. Die dazwiſchen 
unmittelbar auf der Attika ſtehenden, gleichfalls von Leſſing model⸗ 
lierten vier weiblichen Figuren ftellen »Landwirtſchaſt« und »In⸗ 
duſtrie«, »Wiſſenſchaft« und »Kunſt« dar. In der Mitte dieſer Fi⸗ 
guren ragt das preußiſche Staatswappen empor. Die Seitenfaſſaden 
ſind geſchmückt durch die über den Fenſterbögen eingefügten Wappen 
der drei größten öſtlichen und der drei größten weſtlichen Städte des 
Landes. 


Die Eintrittshalle und das Treppenhaus 

Außer dem mittleren dreiteiligen Haupttor an der Prinz⸗Albrecht⸗ 
Straße führt von der an der öſtlichen Seite des Gebäudes angeordneten 
Privatſtraße (von den Durchfahrten abgeſehen), und zwar an dem 
hinteren Eckbau der Hauptzugang zu den Büroräumen des Haufes, 
der namentlich auch den von der Leipziger Straße kommenden Mit⸗ 
gliedern des Hauſes dient. 

Betreten wir nun, zwiſchen den beiden, je drei Bogenlampen 
tragenden granitenen Lichtträgern hinſchreitend, das Gebäude durch 
die mit Torflügeln in reicher Schmiedearbeit ausgeſtatteten Portale. 
Eine durch zwei Geſchoſſe hindurchgehende, in lichtem Steinton ge- 
haltene, überwölbte Eingangshalle empfängt uns, rechts daran die 
Pförtnerſtube, links die Räume der Reichspoſt; geradeaus führen 
drei Windfangtore in die große durch die ganze Höhe des Hauſes 
gehende Treppenhalle. Die Geſamtanordnung der Hauptinnenräume 
des Hauſes tritt uns an dieſer Stelle klar entgegen. Vor uns zu 
ebener Erde die Kleiderablage, öſtlich und weſtlich von ihr beſondere 
Nebentreppen mit Perſonenaufzügen, über der Kleiderablage die 
durch große, mit Hermen geſchmückte Fenſter ſich nach der Eingangs 
halle öffnende Wandelhalle und an dieſe hinten ſich anſchließend der 
große Sitzungsſaal (Landtagsſaal). Seitlich legen ſich um die beiden 
Haupttreppen rechts die Landtagswirtſchaft, links die Leſeräume; 
beide Gruppen werden verbunden durch zwei an der Prinz⸗Albrecht⸗ 
Straße belegene Schreibzimmer. 
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Die vier überlebensgroßen Figuren, die auf den Treppenwangen 
der Eingangshalle aufgeſtellt ſind, verkörpern die vier wichtigſten 
Eigenſchaften, die einen jeden Abgeordneten zieren follen: »Gerechtig⸗ 
keit« und »Vaterlandsliebe«, »Weisheit« und »Beredſamkeit«; fie 
find nach Modellen des Bildhauers Konſtantin Starck in Kupfer⸗ 
niederſchlag hergeſtellt. Die in den Brüſtungen der nach der Wandel⸗ 
halle führenden Fenſteröffnungen angeordneten Reliefs nehmen in 
humorvoller Weiſe Bezug auf Vorkommniſſe im Haufe, wie 3. B. 
der ſeine Jungen im Neſte verteidigende Adler als Sinnbild der ihre 
Vorlagen vertretenden und verteidigenden Regierung, die unter einer 
Glocke ſich ſtreitenden Kampfhähne als Sinnbild des Kampfes der 
Parteien im Banne der Präſidentenglocke uſw. Dieſen gegenüber 
ſchauen aus den Frieſen der drei Durchgangsportale drei mit mittel 
alterlichen Steinmetzkappen bedeckte Männerköpfe, die Bildniſſe des 
Erbauers des Hauſes, des Geheimen Baurats Friedrich Schulze und 
ſeiner beiden Hauptmitarbeiter, der damaligen Regierungsbaumeiſter 
Carl Vohl und Albert Fiſcher. Die Voutengewölbe des Amgangs 
find durch die Wappen der preußiſchen Regierungshauptſtadte ge⸗ 
ſchmückt. 


Die Wandelhalle 


Wir ſteigen rechts die teppichbelegte Haupttreppe hinauf, wenden 
uns links durch den ſich nach der Tiefe des Hauſes weit ausdehnen⸗ 
den Flur und betreten die Wandelhalle. Der Flur vor der Wandel⸗ 
halle hat durch zwei in den Niſchen zu beiden Seiten der nach oben 
führenden Treppe aufgeſtellte Vaſen aus rotem Marmor, die als Be- 
leuchtungskörper ausgebildet ſind, einen hervorragenden Schmuck er⸗ 
halten. — Die Abſicht des Architekten, die Wandelhalle, als einen 
Hauptraum des Gebäudes, nicht nur architektoniſch wirkungsvoll 
auszubilden, ſondern ihr auch den Charakter des Behaglichen zu ver⸗ 
leihen, muß als gelungen bezeichnet werden. Für den natürlichen 
Marmor der Sockelverkleidung und den Stuckmarmor der Säulen, 
Pilaſter und Wände ſind warme Farbentöne gewählt, wodurch dieſe 
Architekturen den ihnen ſonſt anhaftenden Eindruck des Kalten voll⸗ 
ſtändig verlieren. Den Fußboden bedeckt, die Wirkung des Wohn⸗ 
lichen verſtärkend, weicher Smyrnateppich. Die in den Fenſterniſchen 
und Ecken aufgeſtellten Lederbänke und Seſſel laden zu bequemer 
Rückſprache ein. Einen vornehmen Schmuck des Raumes bilden die 
in den Halbkreisfeldern der Schmalſeiten von Hans Koberſtein aus- 
geführten Wandgemälde, die die zweifache Tätigkeit eines Volks⸗ 
vertreters, einmal bei der Beratung in dem engen Kreiſe der Partei, 
das andere Mal bei der Verteidigung der Parteibeſchlüſſe im großen 
Nat (Plenum) zur Darſtellung bringen. In den Kuppelfeldern der 
Erweiterung des Raumes befinden ſich allegoriſche Darſtellungen 
der Sternbilder, Wochen, Tage und Tageszeiten, gleichfalls von 
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der Hand Koberſteins. Die in reicher Glasmalerei ausgeführten 
Fenſter verdecken den Ausblick in die kleinen zur Beleuchtung der 
Wandelhalle und der darunter gelegenen Kleiderablagen dienenden 
Lichthöfe, während die nach der Treppenhalle ſich öffnenden Fenſter 
einen intereſſanten Blick in dieſe Halle und durch die davorgelegene 
Eingangshalle bis zum gegenüberliegenden Kunſtgewerbemuſeum ge- 
währen. 


Die Leſeſäle 


In der Längsrichtung der Wandelhalle weiter ſchreitend, gelangen 
wir, den weſtlich gelegenen Flur kreuzend, in die Leſeſäle, die ſich 
hufeiſenförmig um die weſtliche Haupttreppe herumlegen. Sie zer- 
fallen durch dieſe Anordnung in drei Abteilungen, von denen die erſte 
— ſie iſt mit der nördlich ſich anſchließenden Bücherei unmittelbar 
verbunden — und die mittlere als Hauptleſeraum für Zeitungen und 
Journale beſtimmt find, und die dritte, an der Prinz⸗Albrecht⸗Straße 
belegene, den Nichtrauchern vorbehalten iſt. Zwei reichgeſchnitzte Tür⸗ 
einbauten mit oberen großen Spiegelſcheibenfüllungen trennen die 
letztere Abteilung von dem Hauptleſeraum. Die Wände ſind mit 
Eichenholztäfelungen verkleidet, in die zum großen Teile Bücher⸗ 
ſchränke und Zeitungsregale eingebaut ſind. Die Decken ſchmücken 
reiche ornamentale Malereien; in dem mittleren Raume zeigt uns ein 
im Relief ausgeführter umlaufender Deckenfries in ſeinen verſchie⸗ 
denen, die Kulturvölker darſtellenden Figuren die Kunſt des Leſens 
und Schreibens in hiſtoriſcher Entwicklung. Die halbkreisförmigen 
Wandflächen zwiſchen Gewölbe und Hauptgeſims der Räume haben 
ebenſo wie die gleichen Flächen der Schreib und Leſeſäle und des 
Feſtſaales einen vornehmen Schmuck durch Wandgemälde erhalten. 


Wandgemälde 


Dieſe anfangs kahlen, im Wandton gehaltenen Flächen ließen er- 
kennen, daß der Architekt ſich hier noch etwas anderes gedacht habe, 
als den einfarbigen Wandton, daß er, der Not gehorchend, ſeinem 
künſtleriſchen Streben hier ein Halt hatte bieten müſſen. — Die wohl⸗ 
abgewogenen Baukoſten hatten eine reichere Verwendung der male— 
riſchen Kunſt nicht zugelaſſen. Erſt allmählich iſt der Architekt mit 
ſeinen Plänen hervorgetreten und hat dafür allgemeineres Verſtänd⸗ 
nis gefunden. Man überzeugte ſich, daß in dem vornehmſten preu- 
ßiſchen Staatsgebäude die maleriſche Kunſt zur Verſchönerung der 
Innenräume nicht fehlen durfte und erkannte die Forderung der preu- 
ßiſchen Kunſtmaler an, auch in dieſem Hauſe, in dem die Vertreter 
des ganzen Landes zuſammentreffen, Zeugnis von ihrem Können ab- 
legen zu dürfen. — Dem Architekten des Hauſes gebührt beſonderer 
Dank und Anerkennung für feine ausdauernden Bemühungen, feine 
Pläne auch nach dieſer Richtung hin zur Ausführung zu bringen. Er 
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hat für die maleriſche Ausſtattung treffliche Künſtler gewonnen und fie 
zu gemeinſamem Schaffen vereinigt. Die genannten Räume ſind mit 
einer Reihe von Gemälden ausgeſtattet, deren Vorwurf aus der Be⸗ 
ſtimmung der Räume hervorgegangen iſt und die die architektoniſche 
Wirkung der Räume vollenden. 

In den Leſeſälen ſind Bilder (meiſt Städtebilder) zur Darſtellung 
gebracht, welche in dem Beſchauer hiſtoriſche Erinnerungen erwecken 
ſollen. Dementſprechend find in dem nördlichen Raume mit Eingang 
von der Wandelhalle her mehrere Bilder der Hauptkulturſtätten der 
alten Welt, in dem Mittelraume drei mittelalterliche Bilder mit Be⸗ 
zug auf das Kloſter⸗, NRitter- und Städteweſen und in dem ſüdlichen 
Raume (für Nichtraucher) Städtebilder der neueren Zeit zur Aus⸗ 
führung gelangt: 

a) in dem nördlichen Raume (Eingang von der Wandel⸗ 
halle) 
über der Eingangstür 
1. Rom mit Peterskirche und Engelsburg 
gegenüber, über dem Fenſter 
2. Athen mit Akropolis 
links vom Eingang in der Niſche 
3. Palermo am Fuße des Monte Pelegrino mit der rekonſtruier⸗ 
ten Villa Rogers II 

4. Syrakus mit griechiſchem Amphitheater im Vordergrunde und 

der mittelalterlichen Stadt im Hintergrunde 

3. Aſtura, das letzte Schloß der Hohenſtaufen in Italien 

6. Ruine des Zeustempels bei Syrakus 

an der Nordwand rechts 
7. Jeruſalem bei Sonnenaufgang, vom Olberge geſehen 

8. Baalbek mit den noch ſtehenden ſechs großen Säulen des Zu- 

pitertempels und dem ſchneebedeckten Libanon im Hintergrunde 


b) im mittleren Raume 
1. Ordenskloſter Röfjel (Oſtpreußen) 
2. Halberſtadt mit Rathaus 
3. Burg Elz an der Moſel 


c) in dem ſüdlichen Raume (Nichtraucher) 
über der Tür 
1. Berlin (Gendarmenmarkt) 
über dem Fenſter 
Potsdam (Stadtſchloß, Nikolaikirche und Rathaus) 
in der Niſche rechts 
Coblenz, Deutſches Eck mit Kaiſer⸗-Wilhelm Denkmal 
Caſſel, Orangeriegebäude in der Aue 
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5. und 6. Stadttore in Stendal und Tangermünde 
Die Bilder unter al und 2 find von C. Schirm, unter 
a 3 bis 8 und b1 bis 3 von H. Buſſe und ei bis 3 von 
Profeſſor Herwarth ausgeführt. 


Die Schreibzimmer 

Durch den Leſeſaal für Nichtraucher begeben wir uns, abermals 
den weſtlichen Flur kreuzend, in die Schreibzimmer. Die beiden 
durch die Eingangshalle getrennten Zimmer ſind durch einen über 
den Eingangsportalen liegenden Gang miteinander verbunden. Von 
dieſem Gange aus bieten ſich Durchblicke nach dem Innern des 
Hauſes durch Vorhalle, Treppenhalle und Wandelhalle hindurch 
bis in den großen Sitzungsſaal hinein. 

Wie in dem plaſtiſchen Frieſe auf blauem Grunde an der Decke des 
mittleren Leſeſaales die Entwicklung und Ausübung des Leſens bei 
den verſchiedenen Völkern zur Anſchauung gebracht iſt, ſo ſoll durch die 
ſechs Wandbilder in den beiden Schreibzimmern die Entwicklung des 
Schreibens veranſchaulicht werden, und zwar 
a) in dem weſtlichen Schreibzimmer (bei den Leſe⸗ 

ſälen) 

1. das Schreiben bei den alten Germanen (mit Meißel auf Stein, 
Runenſchrift) 

2. das Schreiben bei den Römern zur Kaiſerzeit (mit dem Griffel 
auf Wachstafeln) 

3. das Schreiben in den Klöſtern im Mittelalter (mit dem Pinſel 
auf Pergament) 

b) in dem öſtlichen Schreibzimmer (bei den Er- 

friſchungsräumen) 

4. das Schreiben im 18. Jahrhundert zur Rokokozeit (der Gänſe⸗ 

kiel) 
5. das Schreiben im 19. Jahrhundert (die Stahlfeder) 
das Schreiben im 20. Jahrhundert (die Schreibmaſchine) 
ausgeführt ſind die Gemälde von H. Koberſtein. 


Die Landtagswirtſchaft 

Aus dem öſtlichen Schreibzimmer treten wir, den davorliegenden 
Flur überſchreitend, in die Erfriſchungsräume, die, in gleicher Weiſe 
wie die Leſeſäle angeordnet, die öſtliche Haupttreppe umſchließen. 
Hohe Eichenholzvertäfelungen bekleiden auch hier die Wände. An 
den reich bemalten gewölbten Decken befinden ſich reizvolle Dar- 
ſtellungen alles deſſen, was die Tafel dieſer Räume zieren ſoll. 

Die oberen Wandflächen ſchmücken landſchaftliche Bilder mit Be⸗ 
zug auf Fiſchfang, Viehzucht, Jagd ſowie Getreide-, Femüſe⸗ und 
Obſt⸗, Wein und Hopfenbau. 


SE 
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Die Gemälde ſtellen dar: 

a) im ſüdlichen Raum (an der Prinz-Albrecht⸗ 
Straße) mit Eingang gegenüber dem Schreib⸗ 
zimmer 


ie 


3 


3 


O. 


über der Eingangstür 
Weinbau mit Nheinlandſchaft bei Caub 
über dem Fenſter gegenüber dem Eingang 
Hopfen und Obſtbau mit märkiſchem Städtebild 
in der Niſche links vom Eingang 


. Getreidebau 
4. 


Gemüſebau 
beide mit märkiſcher Landſchaft 
und 6. Fruchtſtücke 


b) in dem mittleren Raum 


1; 


5 


3: 


Hirſche in einer Eichenlichtung am Morgen 
Wildſchweine im Buchenwald am Mittag 
Rehe im Tannenwald am Abend 


e) in dem nördlichen Raum mit Eingang von der 
Wandelhalle her 


15 


2 


[> PETE w 


N 


über der Eingangstür 
Fiſchfang auf einem Binnenſee 
über dem Fenſter dem Eingang gegenüber 


Balzender Auerhahn im Tannenhochwald bei Morgen- 


dämmerung 

hinter dem Schenktiſch rechts vom Eingang 
Von der Weide in den Stall zurückkehrende Schafherde (Lüne⸗ 
burger Heide) 


. Rinderherde auf der Weide (Inſel Aſedom) 
Hühner im Hof 4 
. Sau mit Ferkeln 


auf der Nordwand (links) 


. Hafen am Kiefernwald im Schnee 
. Birfhähne im Vorfrühling 


Die Vilder unter a ſind von E. Kip s, die unter b und e 
von H. Harder ausgeführt. 


Der große Sitzungsſaal (Landtagsſaal) 


Den Rundgang durch die vorderen repräſentativen Räume beendi- 


gend, 


gelangen wir nunmehr wieder in die Wandelhalle zurück und 


begeben uns, den mit Kuppeln überdeckten Anbau durchſchreitend, in 
den großen Sitzungsſaal. 

Die räumlichen Abmeſſungen dieſes Saales ſind verhältnismäßig 
groß und überſteigen diejenigen anderer Parlamentsſäle und nament- 
lich auch die des Sitzungsſaales im Reichstagsgebäude; fie er⸗ 


33% 


Heim des Landtags 


klären ſich jedoch mit Bezug auf letzteren daraus, daß die Mit⸗ 
gliederzahl des Abgeordnetenhauſes zur Zeit der Bauausführung 433, 
die des Reichstages dagegen nur 397 betrug. Außerdem waren pro- 
grammäßig an die Größe der Tiſche und Pulte für die Abgeordneten 
ſowie an die bequeme Zugänglichkeit aller Plätze weitgehende For⸗ 
derungen geſtellt, die zahlreiche Haupt- und Nebengänge notwendig 
machten. Dem Eintretenden gegenüber erheben ſich, in einer großen 
Niſche angeordnet, die Sitze des Präſidiums, denen die Redner⸗ 
tribüne und die Plätze für die Stenographen vorgelagert ſind. Rechts 
und links ſchließen ſich die Tiſche für die Miniſter und die Re- 
gierungsvertreter an, während die Plätze der Abgeordneten ſich halb- 
kreisförmig um die Rednertribüne herumlegen. Die den Saal an 
drei Seiten umgebenden Emporen ſind an der Oſtſeite für die Preſſe, 
an der Südſeite für die Mitglieder des Hauſes und für das Publi⸗ 
kum beſtimmt, fie ſtehen an der Weſtſeite den Mitgliedern des Reichs 
tags, den Präſidenten des Hauſes und den Diplomaten zur Ver⸗ 
fügung. Die mittlere Empore an der Weſtſeite war früher für den 
vormals Königlichen Hof beſtimmt. 

Der Architekt war beſtrebt, die Ausſtattung dieſes Hauptraumes 
des Gebäudes zwar vornehm und würdig zu halten, jedoch jeden un⸗ 
gewöhnlichen Prunk zu vermeiden. Auf den mit Eichenholzvertäfe- 
lung bedeckten Emporenwänden erheben ſich ſchlanke korinthiſche 
Säulenpaare, die, durch Bögen verbunden, die gewölbten Decken der 
Emporen und die Voutengewölbe der Saaldecke tragen. An letztere 
ſetzt ſich eine wagerecht liegende Holzdecke, die das große mittlere, in 
reicher Glasmalerei gehaltene Oberlicht einſchließt. Einen beſonderen 
Schmuck des Raumes bilden die oberhalb der Wandvertäfelungen der 
Emporen in den großen Wandfeldern zwiſchen den Pilaſtern ausge- 
führten Wandgemälde, die nach der Auswahl des Architekten Bilder 
aus den preußiſchen Hauptſtädten bzw. größten Städten der Provin- 
zen zur Zeit der Errichtung des Gebäudes darſtellen. 

An der Nordſeite über dem Präſidium ſehen wir links Magdeburg 
(Blick auf den Dom), in der Mitte Berlin (Königliches Schloß, Kur⸗ 
fürſtenbrücke) und rechts Königsberg (Königliches Schloß und Schloß⸗ 
kirche), ausgeführt von Profeſſor Max Koch, 

an der Oſtſeite über der Preſſeempore Kiel (Blick auf den Hafen), 
Danzig (Rathaus und Artushof am langen Markt), Stettin (Oder 
mit Hafen), ausgeführt von C. Schirm, 

an der Südſeite über den Zuſchauer⸗ und Abgeordnetenemporen 
Poſen (Markt mit Rathaus), Breslau (Markt mit Rathaus), von 
Profeſſor Günther⸗-Naumburg, dann Hannover (Altſtadt⸗Rathaus 
und Marktkirche) von v. Vogtländer, 

an der Weſtſeite über den Emporen für die Miniſter, die Reichs⸗ 
tagsabgeordneten, die Präfidenten und die Diplomaten Frank⸗ 
furt a. M. (Dom, vom Main aus geſehen), Köln (Dom, vom Rhein 
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aus geſehen) und Münſter (Prinzipalmarkt und Lambertikirche), aus⸗ 
geführt von C. Leſſing. 

Die Schwierigkeit, dieſe verſchiedenen von mehreren Künſtlern au3- 
geführten Bilder in Einklang miteinander zu bringen, ſcheint gelöft 
zu ſein. Es kam dem Architekten beſonders darauf an, nicht farben⸗ 
prächtige Darſtellungen dieſer hochintereſſanten Architekturen zu 
ſchaffen, ſondern die Bilder ſo zu halten, daß ſie mit der Architektur 
des Saales eng zuſammengingen und nicht eine Wirkung im ein⸗ 
zelnen, ſondern im ganzen erzielten. 

Die in der Rückwand der Sitze des Präſidiums angeordneten 
Niſchen ſind durch zwei in Bronze gegoſſene überlebensgroße Figuren 
geſchmückt, die von Profeſſor Brütt modelliert find und Recht« und 
Geſetz« darſtellen. An den großen Sitzungsſaal ſchließt ſich nach 
hinten ein ſchmaler, den Miniſtern und Regierungsvertretern dienen⸗ 
der Wandelgang, der auch die Verbindung zwiſchen den beiden ge- 
trennten Hälften der für die Regierungsvertreter beſtimmten Sitze 
bilden ſoll. Nach den ſeitlichen Fluren führen die beiden im par⸗ 
lamentariſchen Leben eine Rolle ſpielenden Abſtimmungstüren, rechts 
vom Präfidenten die Ja-Tür, links die Nein⸗Tür. 


Die Räume für den Vorſtand und die Miniſter 
Durch den vorerwähnten Wandelgang der Miniſter gelangen wir 
in einen beſonderen Vorraum, von welchem aus der Garten, die Ar- 
beitsräume für die Präſidenten, Beiſitzer, Kaſſenbeiräte, ſowie für 
die Miniſter zugänglich ſind. Dieſe Räume nehmen faſt die ganze 
Hinterfront des Gebäudes ein und haben eine beſonders wohnliche 
und behagliche Ausſtattung erhalten. 


Der Verbindungsbau 

Weiter in der Hauptachſe des Gebäudes ſchließt ſich der Ver- 
bindungsbau an, der Arbeitsräume für Abgeordnete und für das 
Staatsminiſterium enthält, und in deſſen Mitte der Miniſterſaal 
liegt, in dem auch die Sitzungen des Alteſtenrats und des Vorſtandes 
des Landtags ſtattfinden. Dieſer Raum nebſt feiner Ausſtat⸗ 
tung iſt als ein Ausſtellungsobjekt für die Berliner Gewerbeausftel- 
lung vom Jahre 1896 von dem Kunſtgewerbemuſeum zur Ausführung 
gebracht. Die architektoniſche Ausbildung dieſes Saales weicht in 
auffallender Weiſe von der ſonſtigen Architektur des Hauſes ab. Der 
weiter fortlaufende Flur führt in das Gebiet des früheren Herren- 
hauſes, deſſen Verwaltung jetzt dem Landtag unterſteht. Im ehe⸗ 
maligen Herrenhaus ſind jetzt der Staatsrat und das Miniſterium 
für Volkswohlfahrt untergebracht. 

Anter den Räumen des Verbindungsbaues befindet ſich im Erd⸗ 
geſchoß das Stenographenbüro, welches durch eine beſondere, bei den 
Plätzen der Stenographen vor der Rednerbühne mündende Treppe 
unmittelbar zugänglich iſt. 
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An den — IE . 
Seitenfronten des Hauptgebäudes 
find Sitzungsſäle verſchiedener Größe angeordnet, außerdem Sprech— 
und Arbeitszimmer. An der weſtlichen Seite ſchließen ſich an die 
Leſeſäle in unmittelbarer Verbindung mit ihnen die zur 
Bücherei 
gehörigen Arbeitsräume und Leſezimmer für die Abgeordneten. Dar⸗ 
über liegt, nächſt dem Vorderbau, der ausgedehnte Bücherſpeicher, 
der ſämtliche oberen Geſchoſſe beanſprucht. 
Das Emporengeſchoß 

Das im Hinterbau über dem Saalgeſchoß liegende Emporengeſchoß, 
deſſen Höhe im Vorderbau von den höher entwickelten repräſentativen 
Räumen mit eingenommen wird, iſt in ſeiner ganzen öſtlichen Hälfte 
ſür die Preſſe beſtimmt. An die verſchiedenen Arbeitszimmer ſchließt 
ſich, an den Vorderbau ſich anlehnend, ein beſonderer Speiſeraum, 
der mit den Küchenräumen durch einen elektriſchen Aufzug in Ver⸗ 
bindung ſteht. Humoriftiih gehaltene Darſtellungen mit allegoriſchen 
Beziehungen auf das Leben und die Tätigkeit der vielbeſchäftigten 
Journaliſten ſchmücken die Wandflächen dieſes Raumes. Verbunden 
mit ihm iſt ein beſonderer Leſeſaal für die Preſſe. Außerdem ſind 
Fernſprechzimmer mit Zellen für den Fernverkehr ſowohl wie für den 
Stadtverkehr vorhanden. Eine Rohrpoſt verbindet einen dieſer 
Räume mit dem am Eingang gelegenen Poſtzimmer. Die andere 
Hälfte des Emporengeſchoſſes enthält Arbeitszimmer für Abgeordnete. 
Im Verbindungsbau waren in dieſem Geſchoß oberhalb des Mi- 
niſterſaales die Räume für den vormals Königlichen Hof vor— 
geſehen; ſie dienen jetzt den Abgeordneten als Arbeitszimmer. 


Die Haupttreppen 

In das Bürogeſchoß gelangen wir über eine der beiden im Vorder⸗ 
bau gelegenen Haupttreppen. Die obere architektoniſche Ausbildung 
dieſer Treppen, im Verein mit dem beide Treppenhäuſer verbindenden 
Gang in der Treppenhalle bietet verſchiedene Durchblicke. Die ſchwere 
Architektur der unteren Geſchoſſe erſcheint hier in leichte Säulen⸗ und 
Pilaſterſtellungen aufgelöſt. Säulen und Wandflächen ſind in lichtem 
Stuckmarmor gehalten; die Gewölbe tragen teilweiſe eine reiche 
Malerei. Ebenſo ſind die Oberlichte der Treppenhäuſer ſowohl wie 
der Eingangshalle mit reichen, auf Glas gemalten Frieſen aus- 
geſtattet. 

Bemerkenswert iſt hier noch das in Kupfer getriebene Geländer 
des Amganges in der Treppenhalle mit den gleichfalls in Kupfer ge⸗ 
triebenen Lichtträgern ſowie die auf den Treppenpodeſten ſtehenden 
Lichtträger, welche letzteren von Proſeſſor Meurer unter Anlehnung 
an die natürlichen Pflanzenformen, jedoch in der herkömmlichen 
Stilifierung, modelliert ſind. 
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Der Feſtſaal 

Der in der Mitte des Bürogeſchoſſes hinter der äußeren Säulen- 
halle gelegene große Saal, der urſprünglich auch als Beratungsſaal 
gedacht war, hatte allmählich die Bedeutung eines Feſtſaals ge- 
wonnen; dieſer neuen Beſtimmung entſprechend hat der Saal eine 
reichere Ausmalung erhalten; die Wandflächen zwiſchen den grünen 
Stuckmarmorpfeilern ſind mit ſarbigen Stofftapeten beſpannt. Reichere 
Beleuchtungskörper und Fenſterausſtattungen, ſowie ein ſchweres 
Polſtergeſtühl und der leuchtend rote Teppichbelag des Fußbodens 
geben dem Raum ein etwas prunkvolleres Ausſehen, als die anderen 
Repräſentationsraume aufweiſen. Die Wände find mit den Bild 
niſſen der früheren Präfidenten ſeit 1849 geſchmückt, z. Zt abſchlie 
ßend mit dem Präſidenten Freiherr von Erffa (geft. 10. Juni 1912). 


Das Bürogeſchoß und das Obergeſchoß 

Die öſtliche und weſtliche Seite des Vorderbaues wird von je zwei 
kleineren und einem großen Beratungszimmer eingenommen, die ſich 
wie die Landtagswirtſchaft und die Leſeräume um die Treppenhäuſer 
herumlegen. Die an den Seitenfronten ſich hinziehenden größeren 
Säle, von denen der eine (öſtlich) der Fraktion der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei, der andere (weſtlich) dem Hauptausſchuß und der 
Fraktion der Deutſchnationalen Volkspartei als Sitzungsſaal dient, 
ſind mit hohen Wand und Deckenvertäfelungen ausgeſtattet und die 
verbleibenden Wandflächen mit gobelinartigen Malereien geſchmückt, 
im ganzen aber einfach als Geſchäftsräume behandelt. An die 
Sitzungszimmer im Bürogeſchoß ſchließen ſich Arbeitszimmer für Ab- 
geordnete und, die Hinterfront und einen Teil der öſtlichen und weſt⸗ 
lichen Seitenfront einnehmend, das Hauptbüro und die Kanzlei des 
Hauſes. Das Obergeſchoß enthält eine Anzahl Beratungszimmer 
und Einzelarbeitszimmer für Abgeordnete. 


Die Lüftung, Heizung und Beleuchtung 
Bei aller Vornehmheit und Würdigkeit in der Ausführung der 
Innenräume läßt ſich eine gewiſſe Sparſamkeit in der Aufwendung 
der Mittel nicht verkennen, namentlich im Vergleich mit dem Reichs- 
tagsgebäude. Aberreicher Luxus iſt nirgends zur Anwendung ge- 
kommen, und nur Zweckmäßigkeit und das Streben nach Behaglichkeit 
iſt die Richtſchnur in der Ausgeſtaltung der Räumlichkeiten geweſen. 
In keiner Weiſe jedoch iſt geſpart bei der Ausführung der techniſchen 
Anlagen des Hauſes. Alle Errungenſchaften der modernen Technik 
und Hygiene ſind ohne Rückſicht auf die Koſten bei den umfangreichen 
Heizungs- und Lüftungsanlagen, der Waſſerverſorgung, der elek⸗ 

triſchen Beleuchtung uſw zur Anwendung gekommen. 
Das ganze Kellergeſchoß dient allein den Zwecken der Heizung und 
Lüftung. Die Heizung ſelbſt iſt im weſentlichen eine Warmwaſſer⸗ 


5a) 


Heim des Landtags 


heizung; die Heizkörper find in den Fenſterniſchen der Näume an— 
geordnet. In den Beratungszimmern ſowie in allen Zimmern, in 
denen ſich zu gleicher Zeit viele Perſonen aufhalten, wird dieſe 
Warmwaſſerheizung unterſtützt durch eine Luftheizung. Die friſche Luft 
wird aus den rechts und links des Verbindungsbaues liegenden Gär- 
ten entnommen und wird, nachdem ſie durch Filter gereinigt, in einer 
großen, unter dem großen Sitzungsſaal gelegenen Luftkammer vorge- 
wärmt und, wenn erforderlich, befeuchtet. Von hier wird die Luft durch 
ſechs große elektriſch angetriebene Ventilatoren in begehbare, flurartige 
Kanäle gedrückt, die ſich im ganzen Kellergeſchoß verteilen und deren 
Wandflächen, der leichten Neinerhaltung wegen, in Marmor⸗Zement⸗ 
glättputz hergeſtellt ſind. Von dieſen wagerechten Kanälen gelangt 
die Luft durch in den Wänden liegende ſenkrechte Kanäle entweder 
direkt in die Räume des Hauſes oder wird in beſonderen Heiz⸗ 
kammern für die Beratungszimmer uſw als Heizluft erwärmt und 
dieſen Räumen gleichfalls durch ſenkrechte Kanäle zugeführt. 
Für den großen Sitzungsſaal iſt eine beſondere von den obigen 
Heizſyſtemen getrennte Luftheizung hergeſtellt. In gleicher 
Weiſe zentralifiert iſt auch die Abluftanlage des Hauſes. 
Aus allen Zimmern führen in den Wänden liegende Abluftkanäle 
nach dem Kellergeſchoß herunter und münden hier in einen an der 
Außenwand des ganzen Gebäudes umlaufenden wagerechten begeh⸗ 
baren Abluftkanal, aus dem wiederum durch ſechs Abluftventilatoren 
die Luft herausgeſogen und durch große Schlote über Dach geführt 
wird. Die Erwärmung von Waſſer und Luſt erfolgt durch Dampf, 
der, in einem beſonderen Keſſelhauſe erzeugt, nach dem Zentralraum 
in der Mitte des Gebäudes geleitet wird. Von hier aus verzweigen 
ſich die verſchiedenen Verteilungsleitungen des Dampfes nach den 
zahlreichen Warmwaſſer- und Luftheizkammern. Die Regulierung 
dieſer Heizkammern erfolgt von dieſer Zentralſtelle aus. Hier be⸗ 
findet ſich auch die Schalttafel für die Motoren der Ventilatoren, die 
alſo ebenfalls von hier aus geregelt werden können. Die Tempera 
turen in den verſchiedenen Räumen des Hauſes werden durch elek⸗ 
triſche Fernthermometer nach der in dem Zentralbedienungsraum 
aufgeſtellten Anzeigetafel gemeldet, ſo daß man von hier aus in der 
Lage iſt, ſich über die Wirkungen der Heizung in jedem wichtigen 
Raume zu unterrichten und etwaige Mängel zu beſeitigen, ohne die 
Räume betreten zu müſſen. 


Als Dampferzeugungsſtelle dient ein für das Landtagsgebäude, 
das ehemalige Herrenhaus und das Präſidentenwohngebäude be⸗ 
ſtimmtes gemeinſames Keſſelhaus, das in dem öſtlich vom Verbin⸗ 
dungsbau gelegenen Garten errichtet iſt. Acht große Cornwalldampf⸗ 
keſſel, jeder mit 90 qm Heizfläche, erzeugen den für die Heizung er- 
forderlichen Dampf ſowie die für den Antrieb der Dampf-Dynamo- 
maſchinen notwendige Kraft. An das eigentliche Keſſelhaus ſchließt 
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ſich füdlich der Maſchinenraum. Hier haben 3 große Dampfmaſchinen 
von je 150 bis 180 Pferdekräften zum Antrieb der den elektriſchen 
Strom erzeugenden Dynamos Aufſtellung gefunden. Anter der ſeit⸗ 
lichen Straße liegen die Kohlenräume, die durch beſondere Schienen⸗ 
gleiſe mit dem Heizraum vor den Keſſeln in Verbindung ſtehen, ſowie 
eine große Akkumulatorenanlage. 

Beſonderer Wert iſt auch auf eine gute Waſſerverſorgung im 
Haufe gelegt worden. Neben den Toiletten find zahlreiche Waſch, 
zimmer mit Warm- und Kaltwaſſerzuführung in dem ganzen Ge- 
bäude verteilt, ebenſo iſt für Baderäume für die Mitglieder des 
Hauſes ſowohl wie für das Perſonal in ausgiebiger Weiſe geſorgt 
worden. 

Das Präſidentenhaus 

Das zum Landtage gehörige, an der Leipziger Straße gelegene 
Wohngebäude des Präfidenten iſt im Jahre 1904 vollendet worden. 
Es liegt an der Oſtſeite des Ehrenhofes, der ſich vor der Front des 
früheren Herrenhauſes ausdehnt. Es iſt in ſeiner Architektur gleich⸗ 
falls in italieniſcher Hochrenaiſſance gehalten. Die Faſſade zeigt 
etwa denſelben Charakter wie die Mittelfront des Landtagsgebäudes 
an der Prinz⸗Albrecht⸗Straße. Das Erdgeſchoß enthält vornehmlich 
Dienſtwohnungen für Anterbeamte. In dem darüber liegenden Ge⸗ 
ſchoß, das dem Saalgeſchoß des Landtags entſpricht, iſt die Wohnung 
für den Direktor beim Landtage untergebracht, mehrere Räume nach 
der Leipziger Straße zu dienen außerdem dem Bürobetrieb des Mi⸗ 
niſteriums für Volkswohlfahrt. Die in den oberen Geſchoſſen 
belegenen Räume find als Wohnung des Präfidenten beſtimmt. Im 
erſten Stockwerk befinden ſich die durch eine in weißem Marmor aus- 
geführte Treppenanlage zugänglichen Wohnräume. Das obere Stod- 
werk enthält eine Reihe von Schlaf- und Wohnräumen nebſt Frem⸗ 
denzimmern, während im Dachgeſchoß die Küchen- und Wirtſchaſts⸗ 
räume ſowie Dienerzimmer untergebracht ſind. 


Die VBaumeiſter 

Dem Erbauer des Hauſes, Geheimen Baurat Friedrich Schulze⸗ 
Colbitz“) haben bornehmlich die ſchon erwähnten jetzigen Oberregie- 
rungs- und Oberbauräte C. Bohl und A. Fiſcher bereits bei der Auf⸗ 
ſtellung der Entwürfe zur Seite geſtanden. Dem erſteren lag im be- 
ſonderen die künſtleriſche Durcharbeitung der Faſſaden und Innen⸗ 
räume ob, während der letztere mit der Bearbeitung der Grundriſſe 
und mit der beſonderen Bauleitung und Geſchäftsführung betraut 
war. Des weiteren ſind auf längere oder kürzere Zeit teils künſtle⸗ 
riſch, teils praktiſch bei dem Barkätig geweſen der Regierungs- und 
Baurat von Saltzwedel ſowie der Baurat Werner. Dem Oberregierungs⸗ 
und Baurat Fiſcher unterſtehen noche die baulichen Angelegenheiten 
des Landtagsgebäudes. 3 


*) Geſt. 30. Juli 1912 
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Säle, Zimmer, Büros uſw 


Beratungsſäle 
15 Schreib k 
ner Ss 1 
Nr 
| ahnt use 45 DVp 
GI ScaalgahsBr DIE Tr re me 30 Dd 
Sl Bürpgeihon t; o 150 Dn 
9 ER eee 30 
10 A EN en 30 — 
11 Sfr 30 = 
| ee A u EIN Et 150 Sd 
I // A 30 = 
14 PP 60 . 
15 Obergeſchoß Weſtett 60 — 
16 Nordweſft geer: 20 DVF 
17 Nord 60 Kb 
SE ee 60 
18 b EN ET Be lenl 20 — 
19 oft 30 WV 
Arbeitszimmer für Präſidenten uſw 
Daf ee Saalgeſchoß Nordoſt 
Erſter Vizepräſiden i 
Zweiter e 
Dritter S N . 
Beiſitzer und Kaſſenbeiräte Nr 51, 52, 53 Saalgeiho Nord 


und Nordweſt 


522 


Arbeitszimmer für Minifter uſw 


Miniſterſprechzimmer 
Miniſterſaal und rechtes Neben⸗ 
immer 8 
für Sitzungen des Staats- 
miniſteriums, des Alteſten⸗ 

rats und des Vorſtandes 


Nr 54, 55, 56, 60 Saalgeſchoß 
Nord und Verbindungsbau 


Verbindungs bau 


Räume zur allgemeinen Benutzung 


Krankenzimmer 

Sprechzimmer 
Leſeſaal 
Schreibſäle 
Speed, 
Friebe 
Vadeſtube 
Warteraum g 


Nr 24 Saalgeſchoß Oſt 
22 Weſt, Oſt 
Saalgeſchoß Südweſt 
- Südoſt und Südweſt 
Südoſt 
Weſt 
Erdgeſchoß Südoft 
Nr 67 Saalgeſchoß Nord 


Geſchäftszimmer 


Direktor beim Landtag 
Kaſſe 8 
Beſtellung von Eiſenbahnwagen⸗ 
plätzen, Bettkarten uſw. Woh⸗ 
nungs nachweis. 
Ausſchußſachen uſw 


Fernſprechzentralle 
Abgabe von Druckſachen, Em- 
porenkarten uſw 
Eingaben 
eee 7. er 
Aufwandsentſchädigung uſw 
Kanzlei 
Techniſches Büro ee 
Buh 
Stenographenbüro > 
PAptenmteiiteree 
Hausinſpektion 
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Nr 71 Bürogeſchoß Nord 
69 - Nordoſt 


Zr Nord 
68, 70a, 74a, 75, 77 bis 80 
Bürogeſchoß Nord und 
Nordweſt 
73 Bürogeſchoß Nord 


74, 74a Nord 
275 . Nord 
= Nord 
7 - Nord 
68 Oſt 


. 15 . Nord 
Saalgeſchoß Weſt 
Erdgeſchoß Nord 
- Nord 
Südweſt 


Bildniſſe 
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b) Deutſch⸗Hannoverſche Parti N 
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Sozialdemokratiſche Partei 


Das Bild des Herru 
Abgeordneten 
Bartels (Berlin) 
beſindet ſich am 
Anfang des Buches 


Dr Badt 


Frau Bollmann (Halberſtadt) Brandenburg Brandes 


Bräucker Braun Brecour 


Sozialdemokratiſche Partei 


Brückner Aubert Chriſtange 


Decker (Stettin) 


— 


Dreſcher Drügemüller Eberle (Görlitz) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Fries (Köln) Fries (Siegen) 


Gehrmann (Harburg) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Grzeſinski Haas (Köln) Haberland 


Dr Haeniſch (Potsdam) Frau Hanna 


Harniſch (Neukölln) Hartleib Hartwig 


Sozialdemokratiſche Partei 


Haeſe (Wiesbaden) Heilmann (Berlin) 


Hörſing Jakobs Frau Jenſen (Kiel) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Jürgenſen Kahl (Dortmund) 


R 


Kaſten Frau Kirſchmann-Röhl Klaußner (Storkow) 


Kleinmeyer Kleinſpehn Klodt (Adlershof) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Klupſch (Dortmund) 


Krüger (Brandenburg) 


Frau Kunert Kuttner Lang (Langenbielau) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Lüdemann (Berlin) Mardwald Meier (Berlin) 


Mertins Meyer (Rheine) Meyer (Solingen) 


Sozialdemokratiſche Partei 


Müller (Breslait) Müller (Hameln) 


/ 


Müller (Hannover) 


Oſterroth 


Frau Oeſtreicher Otter (Bochum) Frau Oventrop 


10 


Sozialdemokratiſche Partei 


Peters (Hochdonn) 


Dr Noſenfeld 


Rösler Frau Ryned Sabath 


11 


Sozialdemokratiſche Partei 


e 


Schluchtmann Schröder (Oſterode) 


N 


Severing 


Simon Srowig Stephan 


12 


Sozialdemokratiſche Partei 


Stollberg (Burg) 


Traudt 


Frau Wellmann (Osnabrüch) Wende (Berlin) Dr Weyl 


13 


Sozialdemokratiſche Partei 


Winzer Wittich (Heſſen) 


Wittmaack Frau Wohlgemuth 


14 


Deutſchnationale Volkspartei 


Bachem Baecker (Berlin) Bayer (Kiel) 


A 


Bundtzen Chriſtian Clarfeld 


Deutſchnationale Volkspartei 


Conradt Dallmer Dr Deerberg 


Frau Deutſch 


Dr Dolezych Ehersbach Fuchs (Breslau) 


16 


Deutſchnationale Volkspartei 


Graf von Garnier 


gi 


raef (Anklam) Günther 
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Deutſchnationale Volkspartei 
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Dr Kaufhold Drz Kaufmann Kenkel 


Deutſchnationale Volkspartei 


Koch (Berlin) 
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Koennecke Dr von Kries (Potsdam) 
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Deutſchnationale Volkspartei 
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Querengäſſer Frau von Rechenberg 


von Rohr Noth (Berlin) Rüffer 


Deutſchnationale Volkspartei 
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Ziemann 
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Baumann Baumhoff 
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Bergmann Blank 


Dr Cremer (Dortmund) i Dietrich 
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Dr Hermes Herold 
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Frau Heßberger 


4 Near * v in 
Jaletzky Jordans (Marienbaum) Kayſer (Bielefeld) 
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Sprenger Steger 
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Wildermann Grau Wronka 


8 0 


Zawadzki Dr am Zehnhoff Frau En 


Deutſche Volkspartei 


Arlt (Kreuzburg) 


euermann Dr Boehm 
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Dr Boelitz Buchhorn D. Dr von Campe 


Deutſche Volkspartei 


Garnich (Berlin) 


Eichhoff 


n N 
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Heidenreich 


Hollmann (Lichtenberg) 


Deutſche Volkspartei 


Kaiſer (Kurheſſen) 


Metzenthin Meyer (Herford) Dr Neumann (Frohnau) 


Deutſche Volkspartei 
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Dr von Richter Dr Di Rofe Dr Schiftan 
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Deutſche Volkspartei 


Schwarzhaupt Dr Spickernagel Dr Steffens 


r . 
Stendel Graf zu Stolberg-Wernigerode Frau Thöne 


Frau Voigt Dr Wiemer 


Kommuniſtiſche Partei 


Abel Bartels (Crefeld) 


Hat 


eine Aufnahme 
micht 
geliefert 


Eberlein Eppſtein 


Hat 
eine Aufnahme 
nicht 
geliefert 


Fladung Flieg Gehrmann (Rathenow) 


Kommuniſtiſche Partei 


Grylewicz 


Heydemann (Königsberg) Heym (Suhl) 


Kellermann 


Jendroſch 


Kommuniſtiſche Partei 
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Loſſau Frau Ludewig Menzel 


Kommuniſtiſche Partei 


Merker Möricke 


Müller (Heſſen) Obuch 


Plenge Rehbein Schnetter 


Kommuniſtiſche Partei 


Schubert 


Stolt Winterich (Köln) 


Deutſche Demokratiſche Partei 


Frau Dönhoff 


Goll 


Greßler Dr Grzimek Hartmann 
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Heeſch (Schleswig) Herrmann (Breslau) 


Dr Höpker-Aſchoff Hour Frau Di Klausner (Berlin) 
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Meincke Merten (Berlin) 


Deutſche Demokratiſche Partei 


Nuſchke Otto (Charlottenburg) Dr Preuß 


Riedel (Charlottenburg) Schmiljan Dr Schreiber (Halle) 


Wachhorſt de Wente Wickel Wiglow 


Wirtſchaftliche Vereinigung 


a) Wir tſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes 


Drewitz 


Ladendorff 


Lünenſchloß Müller-Franken 


Wirtſchaftliche Vereinigung 


Schon Schwenk (Oberhauſen) 
b) Deutſch-Hannoverſche Partei 


Bieſter Flögel 


Mohrbotter 


Freiherr von Wangenheim 


Deutſchvölkiſche Freiheitspartei 


Dr von Brehmer Danicke 
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Dr Koerner 
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Wiegershaus Wulle 
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) Großdeutſch⸗Heſſiſcher Bund. ) Polniſch⸗Katholiſche Volkspartei. ) Aufwertungs⸗ und Wiederanfbaupartet. 


Plätze der Abgeordneten im Sitzungsſaal 


1 Pieck 77 Kilian 152 Hackenberg 

2 Leid 78 Gehrmann (Rathenow) 153 Frau Deutſch 

3 Heilmann (Berlin) 79 Stolt 154 Günther 

4 Leinert 80 Meier (Berlin) 155 Chriſtian 

5 Hirſch 81 Brecour 156 Clarfeld 

6 Dr Preuß 82 Frau Kähler (Berlin) 157 Bots 

7 Dr Dr Porſch 83 Müller (Hameln) 158 Bayer (Kiel) 

8 Herold 81 Dr Roſenfeld 159 Bachem 

9 Buchhorn 85 Lüdemann (Berlin) 160 Dr Maretzky 

10 Koch (Oennhanſen) 86 Wiglow 161 Dr Hoffmann (Münſter) 
11 Ebersbach 87 Oppenhoff 162 Janſſen (Barmen) 
12 Dallmer 88 Schmidt (Conz) 163 Dr Kaufhold 

13 Dr von Fries (Potsdam) 89 Wildermann 164 Kickhöffel 

14 Frau Dr Spohr 90 Dr Eismann 165 Kimbel 

15 Dr von Waldthauſen 91 Blank 166 Koch (Berlin) 

16 D. Winckler 92 Held 167 Frau Lehmann 

17 Dr Wiemer 93 Dr Boelitz 168 Kriſchick 

18 Meyer (Herford) 94 Garnich (Berlin) 169 Martell 

19 Dr Schmedding 95 Graef (Anklam); 170 Dr Koerner 

20 Dr am Zehnhoͤff 96 Dr Dr Kahler (Greifswald) 171 Voß 

21 Dr Schreiber (Halle) 97 Weisſermel 172 Schön 

22 Dr Höpker⸗Aſchoff 8 Schlange⸗Schöningen 173 PD. Schuſter 

23 Haberland 99 Schaefer 174 Piſchke 

21 Srowig 100 Conxradt 175 Langer (Oberhauſen) 
25 Müller (Hannover) 101 Dr Semmler (Breslau) 176 Frau Stoffels 

26 Klodt (Adlershof) 102 Dr Hoeſch⸗Neukirchen 177 Grebe 

27 Dörr 103 Lukaſſowitz 178 Krug 

28 Schwenk (Berlin) 101 Schulze⸗Stapen 179 Bergmann 

29 Eberlein 105 Brunk 180 Harſch 

30 Bartels (Crefeld) 106 Dr Kaufmann 181 Sprenger 

31 Otter (Bochum) 107 Ladendorff 182 Nuſchke 

32 Brandes 108 br Grundmann 183 Wachhorſt de Wente 
33 Siering 109 von Eynern 184 Fran Chriſtmann 
34 Grzeſiuski 110 Hollmann (Lichtenberg) 185 Eberle (Görlitz) 5 
35 Bartels (Berlin) 111 Dr Hermes 186 Frau Kirſchmann⸗Röhl 
36 Gehrmann (Harburg) 112 Dr Lauſcher 187 Fritſch 

37 Fran Ur Klausner (Berlin) 113 Hirtſiefer 188 Braun 

38 Hartmann 114 Kloft (Eſſen) 189 Kuttner 

39 Dr Schmitt (Düſſeldorf) 115 Hoff 190 Jürgenſen 

40 Rhiel (Fulda) 116 Otto (Charlottenburg) 191 Grylewicz 

41 Gronowski 117 Wende (Berlin) 192 Sellheim 

32 Graw (Wormditt) 118 Peters (Hochdonn) 193 Frau Krüger (Halle) 
43 Dr Faßbender 119 Brandenburg 194 Jendroſch 

44 Altegver 120 Wittich (Heſſen) 195 Kerff 

45 Frau von Kuleſßza 121 Skjellerup 196 Winterih (Köln) 
46 Dre von Richter (Charlottenb.) 122 Schnetter 197 Kollwitz 

47 Lüdicke 123 Fran Ludewig 198 Loſſau 

48 Frau von Tiling 121 Sobottka 199 Benſcheid 

49 Haſeloff 125 Eppſtein 200 Heym (Suhl) 

50 Dr Deerberg 126 Flieg 201 Grube 

51 von Plehwe 127 Merker 202 Fladung 

52 von der Titen 128 Heydemann (Königsberg) 203 Müller (Helfen) 

53 Baecker (Berlin) 120 Kasper 204 Müller (Frankfurt) 
54 Martin 130 Golte 205 Hartleib 

55 Oelze 1 N 131 Frau Ryneck 206 Frau Kunert 

56 Herrmann (Friedersdorf) 132 Bubert 207 Frau Dr Wegſcheider 
57 Dr Dolezych 133 Brückner 208 Rösler 

58 Dr Seelmann-Eggebert 134 Schröder (Oſterode) 209 Simon 

59 D. Dr von Campe 135 Severing 210 Lewerentz (Erefeld) 
60 Frau Voigt 136 Herbert (Stettin) 211 Frau Ege 

61 Dr. Kriege (Berlin) 137 Graue 212 Frau Oeſtreicher 
62 Schüling 138 Goll 213 Oſterroth 

63 Elsner 139 Riedel (Charlottenburg) 214 Haeſe (Wiesbaden) 
61 Dr Heß (Ahrweiler) 140 Hagemann 215 Knieſt 

65 Dr Hager 141 Rürup 216 Falk 

66 Goebel 142 Steger 217 Stieler 

67 Frau Donhoff 143 Gottwald (Berlin) 218 Metziuger 

68 Frau Hanna 144 Dietrich 219 Schmitt (Fulda) 

69 Paetzel (Frankfurt) 145 Jacoby⸗Raffauf 220. Jaletzky 

70 Faber 146 Graf zu Stolberg⸗ 221 Frau Heßberger 

71 Bräucker Wernigerode 222 Frau Badenberg 
72 Winzer 147 Dr Dr Roſe 223 Frau Zigahl. 

73 Lang (Langenbielau) 148 Stendel 221 Köthenbürger 

74 Menzel 149 Mohrbotter 225 Schwarzhaupt 

7 Obuch 150 Bieſler 226 Dr Pinkernei 


76 Hoffmann, Paul 151 Wulle 397 Dr Heimann (Koln) 
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| Zentrum 

— Deutsche Demokraten 
BZ Polen 

— Sozialdemokraten 


— Kommunisten Großen -Verhältnisse: Tiefe 28.95 m, Breite 31,80m, Höhe 13-14,50m. 


2 Deutsche Volkspartei 

BR] Wirtschaftliche Vereinigung 

Ki] Deutschvölkische 
Freiheitspartei 

BOT Deutschnationale Volkspartei 


Präsident 
— — 


Plätze der Abgeordneten im Sitzungsſaal 


228 Dr Schiftan 303 Pinge 370 115 Cremer (Dortmund) 
229 Prelle 304 N (Magdeburg) 371 Dr Groener 

230 Müller⸗Franken 305 Metzenthin 372 Abns 

231 Stock 306 Cichhoff 373 Kaiſer (Kurheſſen) 

232 Wiegershaus 307 Jordan (Magdeburg) 374 Krämer (Recklinghauſen) 
233 Wenzlaff 308 Graf von Helldorff 375 Dr Neumann (Frohnau) 
234 Wende (Winzig) 309 Danicke 376 Oetjen 

235 Stuhrmann 310 Hillger⸗Spiegelberg 377 Haaſe (Liegnitz) 

236 Straube 311 Frau Hielſcher⸗panten 378 Arteldt (ltelzen) 

237 Jahnke 312 Hein (Barmen) 3790 Quereugaſſer 

238 Sonneuſchein 313 Hecken 380 Muller (Königsberg) 
239 Ruffer 314 D. von Gersdorff 381 Monke 

210 Dr Quaet⸗Faslem 315 Gauger 382 Freiherr von Mirbach 
241 Frau Noack 316 Gaudig (Neukolln) 383 Frau Mehlis 

212 Milberg 317 Horn 384 Manucke (Koslin 

213 Meyer dcp 318 Howe 385 Lindner 

241 Meyer (Hermsdorf) 319 Hürtgen 386 Lewerenz ana) 
245 Dr von Winterfeld 320 Dr Jacobshagen 387 Lange⸗Windhof 

246 Wiedemann (Spandau) 321 Jaeger 388 Koennecke 

217 Borck 322 Murſch 389 Frau von Rechenberg 
218 Bundtzen 3224 Juſti 390 Rittershaus 

219 Dermietzel 323 Kenkel 391 von Rohr 

250 von Ditfurth 321 Haake 2 392 Roth (Berlin) 

251 Fltchs (Breslau) 325 Lünenſchloß 393 Schwecht 

252 Graf von Garnier 3254 Schwenk (Oberhauſen) 394 Schmidt (Friedenau) 
253 Dr von Brehmer 326 Freiherr von Wangenheim 395 Schluckebier 

251 Gieſeler 327 Beuermann 396 Steinhoff 

255 Kaiſer (Auklam) 328 Dr Boehm 397 Steuer 

256 Dr Klamt 328,4 Arlt (Kreuzburg) 398 Perſchke 

257 Dr Steffens 329 Bayer (Waldenburg) 399 Flogel 

258 Heidenreich 230 Merx 400 Frau Thöne 

259 Dr Wolff 31 Mautke (Gleiwitz) 401 Berkemeyer 

260 Dr Leidig 331A Dr. Weiter 402 Dr Spickernagel 

261 Fran Wronka 332 Kauſer (Bielefeld) 403 Schröter (Kiel) 

262 Frau Eickelboom 33 Dr Schwering (Köln) 404 Karl Schmid (Düſſeldorf) 
263 Frau Gieſe 334 Roeingh 405 Dr Graß (Coblenz) 
264 FrauBachem (Königswinter) 3344 Kreker 406 Adam 

265 Dr Stemmler (Ems) 335 Kölges 407 Beck 

266 Fink 336 Dr Grzimek 408 Petry 

207 Mallach 337 Greßler 409 Dr. Peucker 

268 Schmelzer 3374 Dr Bohner 410 Effert 

269 Barteld (Hannover) 338 Sabath 411 Zawadzki 

270 Schmiljan 539 Dr Waentig 412 Wickel 

271 Schluchtmann 310 Horſing 413 Meincke 

272 Meyer (Solingen) 3404 Meyer (Rheine) 414 Klimas 

273 Wittmaack 341 Klupſch „Dortmund) 415 Baczewski 

274 Dreſcher 342 Fries (Siegen) 46 Dr Hamburger 

275 Stephan 343 Ferl 417 Fries (ULM 

276 Thiele 343A Fran Bollmann (Halberſt.) 418 Harniſch (Neukölln) 
277 Klaußuer (Storkow) 314 Frau Helfers 419 Schadow 

278 Frau Oventrop 315 Muller (Breslau) 420 Mertins 

279 Dr Badt 316 Drügemuller 421 Kaſten 

280 Dr Weyl 347 Rehbein 422 Koch (Magdeburg) 

281 Möricke 348 Schubert 423 Marckwald 

282 Abel 310 Schulz (Breslau) 424 Traudt 

283 Lademann 350 Richter (Lichtenberg) 425 Zachert 

281 Kellermann 351 Höhle 426 Neumann (Allenſtein) 
285 Plenge 352 Franz 427 Frau Wellmann (Osnabr.) 
286 Loquingen 353 1 Kröger (Wilhelmsb.) 428 Nickers 
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356 Kleinmeyer 
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9 Dr Dr Linneborn 
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Berten (Duſſeldorf) 
Gaudlitz (Bunzlau) 
Stollberg Gurg) 
Michel 


3 Dr Haeniſch (Potsdam) 
4 Wick (Oberurſel) 

5 Viſchoff 

Drewitz 
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Wiſchnövski 


9 Dr Weiſemann 
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Dr Freifrau von Watter 
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zuſammen 450 Abgeordnete 


Kalender für 1925 bis 1928 
DIC 1936 T Sanuar1927 _T_oamnar 1928 
? 


1 N Sb 1 S 1 
2 Sb 2 — Mo 2 
3 = Ale Di 3 
10 ie Mi 4 
4 Mo 4 10 4 Do 5 
5 Di 3 Mi 5 x Hl. 3 Kö 
6 Hl. 3 Kon Mi 6 Hl. 3 Kön. Do 6 Hl. 3 Kon. 99 5 i 
7 Du a F 7 = 
8 F Sb 8 S 6 
0 Su en Mo 9 
10 S 10 Do 10 0 N 
1 No 11 Di 11 Do 12 
12 12 Mi 12 x 13 
18 Mi 13 Do 13 Eb 14 
14 Do 14 F 14 = i 
15 ° 15 S0 15 S 15 
10 Sb ig 2 106 an 16 
17 S 17 Mo 17 W 
18 Mo 8 Di 18 au = 
19 Di 1 Mi 19 ai) 20 
20 Mi 20 Do 20 Sa 
21 0 2 21 Sb 2 
22 5 Sb 22 Su; 
o 28 S 22 
3 — S 23 Mo 23 
24 S ı Mo 24 Di 21 
Mo 25 Di 20 Mi 25 
25 Di 20 Mi 26 Do 20 
2 Mi 27 Do 27 N. 27 
7 Do 28 F 28 Sb 28 
25 W Sb 29 
29 Sh 30 29 
30 S 30 Mo 30 
31 Sa Mo 3 Di 31 4 
Februar 1925 Februar 1926 Februar 1927 Sebruar 1928 
1 Mo 1 D Mi 1 
2 Lichtmetz Di 2 Lichimeß Mi 2 Lichtmeßz Do 2 Lichtmeß 
a Mi Do 3 7 3 
4 Do 4 N 4 Sb 4 
55 AG 5 St 5 S 5 
; So 6 5 
Ä 9 Eh Mo 6 
S 7 Mo 7 . 
8 Mo 8 8 Mi 8 
90 Sa Mi 9 Do 9 
10 Mi 10 Do 10 v 10 
11 11 111 Sb 11 
12 ee Sb 12 8 
8 Sb 13 = S 12 
14 ar S 3 No 13 
14 Mo 14 i 14 
45 Mo 15 an lb Mi 15 
Mo 16 Di 16 Mi 16 Do 16 
17 Mi 17 Aſcherm. Do 17 F. 17 
18 Do 18 „ 18 Sb 18 
19 x 19 Sb 19 S 19 
2 S S 
a ie 8 20 Mo 20 
S 21 Mu 21 Di 21 
22 Mo 22 Di 22 Mi 22 Aſcherm, 
23 D 2 Mi 23 Do 23 
24 Mi 24 Do 24 N 24 
25 YHlicherm, Do 25 F 25 Sb 25 
96 7 20 Sb % 
27 Sb 27 8 27 0 25 
= = N 
ü S 25 Nu 28 Di 28 


Kalender für 1925 bis 1928 


März 1925 März 1926 März 1927 März 1928 
S 1 Mo 1 Di 1 Do 1 
Mo 2 2 Aſcherm. N 2 
Di 3 Sb 4 
Mi 4 
Do 5 Set 
„ Mu 5 
Sb 7 Di 6 
8 9 1 
S Do 8 
Mo 9 F 9 
Di 10 Sb 10 
Mi 11 
Do 12 S 11 
Sy 8 Mo 12 
Sb 14 Di 13 
— Mi 14 
> 15 Do 15 
Mo 16 J. 10 
Di 17 Sb 17 
Mi 18 Er ze 
Do 19 S 18 
N 20 Mo 19 
Sb 21 Di 20 
Mi 21 
S 22 Do 22 
Mo 23 7 23 
Di 24 Sb 2 


4 4 
Mariä Verk. Mariä Vert, 
6 


Mi 25 Mariä Verk. 
6 S 25 Mariä Verk. 
6 


Mi 1 Do 1 Gründonnerst. S 1 
Do 2 F 2 Karfreitag Mo 2 
F. 3 Sb 4 Di 3 
u S 4 Oſterfef No 4 es 
55 > erfe * Do 5 Gründonnerst. 
S 5 Mo 5 Sſterfeſt Di 5 j Karfreita 
Mo 6 Di 6 Mi 6 0 u wenns 
Di 7 N Do 7 
Mi 8 Do 8 F 8 S 83 Pſterſeſt 
Do 9 Gründonnernt a 9 Sb 9 Mo 9 Oſterfeſt 
F 10 Karfreitag Sb 10 Di 10 
Sb 11 S 10 Mi 11 
— S 11 Mo 11 Do 12 
S 12 Oſterfeſt Mo 12 Di 12 x 13 
Mo 13 Oſterfeſt Di 13 Mi 13 . Sb 14 
Di 14 Mi 14 Do 14 Gründonnerst. 
Mi 15 Do 15 ® 15 Karfreitag S 15 
Do 16 N 16 Sb 16 Mo 16 
5 7 Sb 17 f > Di 17 
Sb 18 S 17 Diterfeit Mi 18 
S 18 Mo 18 Oſterfeſt Do 19 
S 19 Mo 19 Di 19 „ 
Mo 20 Di 20 Mi 20 Sb 21 
Di 21 Mi 21 Do 21 
Mi 22 Do 22 F 22 22 
Do 23 23 Sb 23 Mo 23 
F 24 Sb 24 Di 24 
Sb 25 S 24 Mi 25 
S 25 Mo 25 Do 26 
S 26 Mo 20 Di 206 1 27 
Mo 27 Di 27 Mi 27 Sb 28 
Di 28 Mi 28 Do 28 
Mi 29 Do 29 F 20 S 20 
Do 30 N 30 Sb 30 Mo 80 


Kalender für 1925 bis 1928 
— — 


Mai 1928 


Mai 1925 Mai 1926 


| 


8 1 Sb 1 S 1 Di 1 
b 2 Mo 2 Mi 2 
8 Di 3 Do 5 
gs 8 No 8 Mi 4 8 1 
Zu ai Do 5 Sb 5 
Di 5 Mi 5 5 6 
Mi 6 6 SD 7 S 6 
Do 7 7 —— Mo 7 
J 8 8 S Di 8 
& 9 a Mi 9 
S 10 = 2 
Mo 11 . 
9 3 Himmelfahrt S 10 
= 25 1 
F. 8 Di 15 
a Mi 16 
S 17 Do 17 Himmelfahrt 
Mo 18 J 18 
Di 19 Sb 19 


0 
Dr 21 Himmelfahrt 


F 2 1 
Sb 3 S i 22 
s 2⁴ m 24 51 Pingel] Di a 24 
= 2 
Mo 25 tie! d 25 5 25 
Di 26 3 Himmelfahrt Sb 26 
Mi 27 7 
Do 28 S 27 Hl. Pfingſtfeſt 
F 29 — Mo 28 Hl. Pfingſtfeſt 
Sb 30 29 Di 29 
S 30 Mo 30 Mi 30 
Mo 31 Di 31 Bil 
Juni 1926 uni 1927 Juni 1928 
Mo 1 Hl. Pfingſtfeſt Di 1 Mi 1 F 1 
10 5 Mi 5 6 Do 2 Sb 2 
il ronleichnam B 3 
Do 4 wa To 4 5 
. 5 5 — Mu 4 
Sb 6 S 5 Hl. Pfingſtſeſt | Di 5 
6 Mo 6 Hl. Pfingſtfeſt] Mi 6 
©. 8 7 De, Do 7 Fronleichnam 
Mu 8 8 Mi 8 F 8 
Di 9 9 Do 9 Sb 9 
Mi 10 7 10 
Do 11 Fronleichnam Sb 11 S 10 
x 12 Bo Mo 11 
Sb 18 S 12 Di 12 
— Mo 15 Mi 15 
S 14 Di 14 Do 14 
Mo 15 Mi 15 N 15 
Di 16 Do 16 Frouleichnam | Sb 16 
Mi 17 F 17 5 
Do 18 St 18 S 17 
N 19 —— Mo 18 
Sb 20 S 19 Di 19 
= Mo 20 Mi 20 
S 2 Di 21 Do 21 
Mo 22 Mi 22 N 22 
Di 23 Do 23 Sb 23 
Mi 24 Ra 
Do 8 Sb 25 S 2 
N 260 — Mo 25 
Sb 27 S 26 Di 26 
Mo 27 Mi 27 
Di 28 Do 2 
Mo 29 Peter, Paul Peter, Paul Mi 29 Peter, Paul F 209 Peter, Paul 
Di 30 0 Do 30 Sb 30 


Kalender für 1925 bis 1928 


Juli 1925 Juli 1926 Juli 1927 Juli 1928 
Mi Do 1 W S 1 
Do 2 7 2 Sb 2 Mo 2 
a; 4 Sb 3 S 3 Bi 4 
zb e-7 No ! Sa = 
S 5 Mo 5 Di 5 77 5 
Mo 6 Di 6 Mi 6 Se 
Di 7 Mi 7 Do 7 
Mi 8 Do 8 F. 3 S 8 
Do 9 F. 9 U g Mo 9 
5 — Mo 11 50 12 
8 12 Do 12 12 “2 

2 * 1 I 
te 13 Bi 13 Wei m Ski 
Di 14 Mi 14 Do 14 
Mi 15 Do 15 x 15 S 15 
Do 16 F 16 eb 10 Mo 16 
17 Su 17 S il 8 
zb 18 S 18 Mo 18 Mi 1 
Ss 1 Mo 19 Di 19 Do ı 
Fin . Mi 20 x 30 
Mo 20 Di 20 Do 21 S0 21 
Di 21 Mi 21 a; 5 
Mi 22 Do 22 Sb 23 S 22 
Do 23 F 25 3 Mo 2 
By 25 Sb 24 ii 21 
Sb 2 Mo 25 Mi 25 

S 25 u Do % 

20 Di 26 6 

2% Mo 26 Mi 27 A 2% 
Mo 27 Di 27 Do 28 Sb 28 
Di 28 Mi 28 F 2 
Mi 29 Do 29 Sb 90 Is 20 
Do 30 F 30 Mo 30 
2 31 Ss S 31 Di 2 

Auguſt 1925 Auguſt 1926 Auguſt 1927 Auguſt 1928 
Sb 1 S 1 Mo 1 Mi 1 
Pr 2 Mo 2 ae Do 2 
Mo 3 Di 3 Mi 3 . 8 
* Mi 1 Do 4 S 1 

ji 8 8 . S 5 
Do 6 Sb 5 Sie Mo 6 
8 D 8 9 
= S 8 Do 8 Mi 
S 9 Mo 9 Di 9 Do 0 
Mo 10 Di 10 „ I, 2 = 
Di 119 0 sau) Su 
Ni 12 2 1 u S 12 
Do ii — Do 19 
F. 14 = TER Di 14 
0 ih S 15 Mo 15 Mi 15 
s 10 a ng a % 
Mo 17 tal Mi 17 2 7 
u Mi 18 Do 18 So 18 
Wi 100 Do l 2 19 
Do 20 Te 20 1 Ho 20 
28 — 2 20 1 21 
En S 22 Mo 22 Mi 2 
8 N Mo 28 Di 23 Do 23 
Mo M 5 24 Mi 24 . 2 
D 25 Mi 25 Do 25 Sb 25 
Mi 20 Do 26 F. 20 a 
Do 27 F 27 Sb 27 5 26 
* 28 Sb 28 D 90 0 er 8 
en S 209 Mo 20 Mi 20 
2 30 Mo 30 i 30 Do 30 
Mo 31 Di 31 Mi 91 F 31 


* 1919 Deutſche Reichsverfaſſung 


Kalender für 1925 bis 1928 


Po 1925 — — 1926 rız 1927 September 1928 


Oktober 1925 
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Oktober 1926 SE 1927 


wu“ 
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28 
un? 
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— < 
— 12 


“u 


wu 
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SG G 
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12 
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= 
79 
12 
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＋ 
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RB: 
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-1 
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Sb 1. 


Oktober 1928 
Mo 1 


— 
= 
5 
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“Vespa ente 


Kalender für 1925 bis 1928 


November 1925 November 1926 November 1927 November 1928 
S eee Mo 1 Allerheiligen = 1 Allerheiligen Do 5 Allerheiligen 


Mo Di 2 2 13 
ar 4 = 8 2 4 Sb 3 
o 4 7 9 
Do 5 7. 5 Sb 5 c 
Et Sn 8 8 0 D 
. S 7 Mo 7 Mi 7 
S 8 Mo 8 Di 8 Do R 
Mo 9 Di 9 Mi 9 N 
an un 2 a 
Du 75 
Do 12 7 12 Sb 12 Ss u 
13 Sb 18 Mo 12 
Sb 14 — S 13 el 
S 14 Mo 14 Mi 14 
S 15 Mo 15 Di 15 Do 15 
Mo 16 Di 16 Mi 16 Bußtag 18. 16 
Di 17 Mi 17 Bußtag Do 17 Sb 17 
Mi 18 Bußtag Do 18 F 18 
Do 19 7 19 Sb 19 8 
F 20 Sb 20 > En Mo 19 
So 21 S 20 Totenfeſt Di 20 
S 21 Totenfeſt Mo 21 Mi 21 Bußtag 
S 22 Totenfeſt Mo 22 Di 22 Do 22 
Mo 23 Di 23 Mi 23 F 23 
8 24 Mi 24 Do 26 Sb 24 
2 5 5 — 
Do 25 7. 20 Co 25 S 25 Totenfeſt 
27 So 27 Mo 26 
Sb 28 = S 27 Di 27 
nn 18S 28 Mo 28 Mi 28 
S 29 Mo 29 Di 29 Do 29 
Mo 30 *) Di 30 * Mi 30 *) F 30 *) 
Dezember 1925 [ Dezember 1926 Dezember 1927 Dezember 1928 
Di 1 Mi 1 Do 1 Sb 1 
Mi 8 Do 2 7 2 8 2 
5 u. Ei Mo 3 
& 5 8 4 Di 4 
S 5 Mo 5 Mi 5 
S 5 Mo 6 Di 6 Do 6 
Mo 7 Si Mi 7 7 4 
Di 8 Mar. Empf. Mi 8 Mar. Empf. Do 8 Mar. Empf. Sb 8 Mar. Empf. 
Mi 9 Do 9 F 9 S 9 
Do 10 7 10 Sb 10 Mo 10 
F 11 Sb 11 5 i 
Sb 12 N S 1 D. 11 
S 12 Mo 12 Mi 12 
S 13 Mo 18 Di 19 Do 18 
Mo 14 Di 14 Mi 14 14 
Di 15 Mi 15 Do 15 Sb 15 
Mi 16 Do 10 7 16 16 
Do 17 7 17 Sb 17 Mo 17 
18 Sb 18 Di 18 
Eb 19 S 18 
S 2 Mo 19 Mi 19 
S 20 Mo 20 Di 20 7 a 
Mo 21 Di 21 Mi 21 = 22 
Di 22 Mi 22 Do 22 — 
Mi 23 0 23 F 23 23 
Do 24 7 24 Sb 24 Mo 24 
N 25 Weihnachten Sb 25 Weihnachten 8 Di 25 Weihnachten 
Sb 20 Weihnachten S 25 Weihnachten. Mi 26 Weihnachten 
S 26 Weihnachten Mo 26 Weihnachten Do 27 
S 27 Mo 27 Di 27 F 28 
Mo 28 Di 28 Mi 28 Sb 29 
Di 29 Mi 29 Do 29 — — 
Mi 30 Do 30 F 30 S 30 5 
Do 31 Stlveſter F 31 Silveſter Sh 31 Silveſter Mo 91 Silveſter 


*) 1920 Preußiſche Verfaſſung 
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